
13. Finanzen 

13.1 Bundesrepublik Deutschland 

13.1.1 Abgabenordnung (AO) 

Vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 613; BGBl. I 1977 S. 269), in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 01.10.2002 (BGBl. I S. 3866, ber. 2003 S. 61), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

03.05.2013 (BGBl I S. 1084) 

Erster Teil   Einleitende Vorschriften 

Vierter Abschnitt   Steuergeheimnis 

§ 30    Steuergeheimnis  

(1) Amtsträger haben das Steuergeheimnis zu wahren. 

(...) 

(3) Den Amtsträgern stehen gleich  

(...) 

3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften, die Körperschaften 

des öffentlichen Rechts sind. 

§ 31   Mitteilung von Besteuerungsgrundlagen  

(1) Die Finanzbehörden sind verpflichtet, Besteuerungsgrundlagen, Steuermessbeträge und 

Steuerbeträge an Körperschaften des öffentlichen Rechts einschließlich der Religionsgemeinschaften, 

die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, zur Festsetzung von solchen Abgaben mitzuteilen, 

die an diese Besteuerungsgrundlagen, Steuermessbeträge oder Steuerbeträge anknüpfen. Die 

Mitteilungspflicht besteht nicht, soweit deren Erfüllung mit einem unverhältnismäßigen Aufwand 

verbunden wäre. Die Finanzbehörden dürfen Körperschaften des öffentlichen Rechts auf Ersuchen 

Namen und Anschriften ihrer Mitglieder, die dem Grunde nach zur Entrichtung von Abgaben im 

Sinne des Satzes 1 verpflichtet sind, sowie die von der Finanzbehörde für die Körperschaft 

festgesetzten Abgaben übermitteln, soweit die Kenntnis dieser Daten zur Erfüllung von in der 

Zuständigkeit der Körperschaft liegenden öffentlichen Aufgaben erforderlich ist und überwiegende 

schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht entgegenstehe 

(...) 

Zweiter Teil   Steuerschuldrecht 

Dritter Abschnitt   Steuerbegünstigte Zwecke 

§ 51   Allgemeines  

(1) Gewährt das Gesetz eine Steuervergünstigung, weil eine Körperschaft ausschließlich und unmittel-

bar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke (steuerbegünstigte Zwecke) verfolgt, so gelten 

die folgenden Vorschriften. Unter Körperschaften sind die Körperschaften, Personenvereinigungen 

und Vermögensmassen im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes zu verstehen. Funktionale Unterglie- 
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derungen (Abteilungen) von Körperschaften gelten nicht als selbständige Steuersubjekte.  

(2) Werden die steuerbegünstigten Zwecke im Ausland verwirklicht, setzt die Steuervergünstigung 

voraus, dass natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gel-

tungsbereich dieses Gesetzes haben, gefördert werden oder die Tätigkeit der Körperschaft neben der 

Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke auch zum Ansehen der Bundesrepublik Deutschland 

im Ausland beitragen kann.  

(3) Eine Steuervergünstigung setzt zudem voraus, dass die Körperschaft nach ihrer Satzung und bei 

ihrer tatsächlichen Geschäftsführung keine Bestrebungen im Sinne des § 4 des Bundesverfassungs-

schutzgesetzes fördert und dem Gedanken der Völkerverständigung nicht zuwiderhandelt. Bei Körper-

schaften, die im Verfassungsschutzbericht des Bundes oder eines Landes als extremistische Organisa-

tion aufgeführt sind, ist widerlegbar davon auszugehen, dass die Voraussetzungen des Satzes 1 nicht 

erfüllt sind. Die Finanzbehörde teilt Tatsachen, die den Verdacht von Bestrebungen im Sinne des § 4 

des Bundesverfassungsschutzgesetzes oder des Zuwiderhandelns gegen den Gedanken der Völkerver-

ständigung begründen, der Verfassungsschutzbehörde mit.  

§ 52   Gemeinnützige Zwecke  

(1) Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die 

Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern. Eine Förderung 

der Allgemeinheit ist nicht gegeben, wenn der Kreis der Personen, dem die Förderung zugute kommt, 

fest abgeschlossen ist, zum Beispiel Zugehörigkeit zu einer Familie oder zur Belegschaft eines 

Unternehmens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbesondere nach räumlichen oder beruflichen 

Merkmalen, dauernd nur klein sein kann. Eine Förderung der Allgemeinheit liegt nicht allein 

deswegen vor, weil eine Körperschaft ihre Mittel einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zuführt. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der Allgemeinheit anzuerkennen: 

(...) 

2. die Förderung der Religion;  

(...) 

10. die Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte, (...) 

(...) 

25. die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und 

kirchlicher Zwecke. 

Sofern der von der Körperschaft verfolgte Zweck nicht unter Satz 1 fällt, aber die Allgemeinheit auf 

materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend selbstlos gefördert wird, kann dieser 

Zweck für gemeinnützig erklärt werden. Die obersten Finanzbehörden der Länder haben jeweils eine 

Finanzbehörde im Sinne des Finanzverwaltungsgesetzes zu bestimmen, die für Entscheidungen nach 

Satz 2 zuständig ist. 

§ 54   Kirchliche Zwecke  

(1) Eine Körperschaft verfolgt kirchliche Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, eine 

Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, selbstlos zu fördern.  
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(2) Zu diesen Zwecken gehören insbesondere die Errichtung, Ausschmückung und Unterhaltung von 

Gotteshäusern und kirchlichen Gemeindehäusern, die Abhaltung von Gottesdiensten, die Ausbildung 

von Geistlichen, die Erteilung von Religionsunterricht, die Beerdigung und die Pflege des Andenkens 

der Toten, ferner die Verwaltung des Kirchenvermögens, die Besoldung der Geistlichen, 

Kirchenbeamten und Kirchendiener, die Alters- und Behindertenversorgung für diese Personen und 

die Versorgung ihrer Witwen und Waisen. 

§ 62  Ausnahmen von der satzungsmäßigen Vermögensbindung 
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Bei Betrieben gewerblicher Art von Körperschaften des öffentlichen Rechts, bei den von einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts verwalteten unselbständigen Stiftungen und bei geistlichen 

Genossenschaften (Orden, Kongregationen) braucht die Vermögensbindung in der Satzung nicht 

festgelegt zu werden. 

§ 64    Steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe  

(1) Schließt das Gesetz die Steuervergünstigung insoweit aus, als ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 

(§ 14) unterhalten wird, so verliert die Körperschaft die Steuervergünstigung für die dem 

Geschäftsbetrieb zuzuordnenden Besteuerungsgrundlagen (Einkünfte, Umsätze, Vermögen), soweit 

der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb kein Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68) ist. 

(...) 

§ 68    Einzelne Zweckbetriebe  

Zweckbetriebe sind auch: 

(...) 

6. von den zuständigen Behörden genehmigte Lotterien und Ausspielungen, wenn der Reinertrag 

unmittelbar und ausschließlich zur Förderung mildtätiger, kirchlicher oder gemeinnütziger Zwecke 

verwendet wird, 

(...) 

Dritter Teil   Allgemeine Verfahrensvorschriften 

Erster Abschnitt   Verfahrensgrundsätze 

3. Unterabschnitt Besteuerungsgrundsätze, Beweismittel 

IV. Auskunfts- und Vorlageverweigerungsrechte 

§ 102   Auskunftsverweigerungsrecht zum Schutz bestimmter Berufsgeheimnisse  

(1) Die Auskunft können ferner verweigern:  

1. Geistliche über das, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut worden oder 

bekannt geworden ist, 

(...) 

(2) Den im Absatz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Personen stehen ihre Gehilfen und die Personen gleich, die  
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zur Vorbereitung auf den Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über die Ausübung des 

Rechts dieser Hilfspersonen, die Auskunft zu verweigern, entscheiden die im Absatz 1 Nr. 1 bis 3 

genannten Personen, es sei denn, daß diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt 

werden kann. 

(3) Die in Absatz 1 Nr. 3 genannten Personen dürfen die Auskunft nicht verweigern, wenn sie von der 

Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden sind. Die Entbindung von der Verpflichtung zur 

Verschwiegenheit gilt auch für die Hilfspersonen.  

(…) 

Vierter Teil   Durchführung der Besteuerung 

Erster Abschnitt   Erfassung der Steuerpflichtigen 

1. Unterabschnitt   Personenstands- und Betriebsaufnahme 

§ 135  Mitwirkungspflicht bei der Personenstands- und Betriebsaufnahme  

(...) 

(2) Die Wohnungsinhaber und die Untermieter haben über sich und über die zu ihrem Haushalt 

gehörenden Personen auf den amtlichen Vordrucken die Angaben zu machen, die für die 

Personenstands- und Betriebsaufnahme notwendig sind, insbesondere über Namen, Familienstand, 

Geburtstag und Geburtsort, Religionszugehörigkeit, Wohnsitz, Erwerbstätigkeit oder Beschäftigung, 

Betriebsstätten. 

(...) 

Sechster Teil   Vollstreckung 

Zweiter Abschnitt   Vollstreckung wegen Geldforderungen 

3. Unterabschnitt   Vollstreckung in das bewegliche Vermögen 

II. Vollstreckung in Sachen 

§ 289   Zeit der Vollstreckung  

(1) Zur Nachtzeit (§ 758a Abs. 4 Satz 2 der Zivilprozessordnung) sowie an Sonntagen und staatlich 

anerkannten allgemeinen Feiertagen darf eine Vollstreckungshandlung nur mit schriftlicher oder 

elektronischer Erlaubnis der Vollstreckungsbehörde vorgenommen werden.  

(...) 

Achter Teil   Straf- und Bußgeldvorschriften; Straf- und Bußgeldverfahren  

Dritter Abschnitt   Strafverfahren 

1. Unterabschnitt   Allgemeine Vorschriften 

§ 386    Zuständigkeit der Finanzbehörde bei Steuerstraftaten 

(...) 



(2) Die Finanzbehörde führt das Ermittlungsverfahren in den Grenzen des § 399 Abs. 1 und der 

§§ 400, 401 selbständig durch, wenn die Tat  

(...) 

2. zugleich andere Strafgesetze verletzt und deren Verletzung Kirchensteuern oder andere 

öffentlich-rechtliche Abgaben betrifft, die an Besteuerungsgrundlagen, Steuermessbeträge oder 

Steuerbeträge anknüpfen. 

 

 

13.1.2 Einkommensteuergesetz (EStG) 

In der Fassng der Bekanntmachung vom 08.10.2009 (BGBl. I S. 3366, ber. I 2009 S. 3862), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2013 (BGBl I S. 1084) 

II. Einkommen  

2. Steuerfreie Einnahmen 

§ 3   Steuerfreie Einnahmen 

Steuerfrei sind 

(...) 

26. Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer 

oder vergleichbaren nebenberuflichen Tätigkeiten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten 

oder der nebenberuflichen Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen im Dienst oder im Auftrag 

einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 

oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 

Anwendung findet, oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes fallenden 

Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der 

Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 2 400 Euro im Jahr. Überschreiten die Einnahmen für 

die in Satz 1 bezeichneten Tätigkeiten den steuerfreien Betrag, dürfen die mit den nebenberuflichen 

Tätigkeiten in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang stehenden Ausgaben abweichend von 

§ 3c nur insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden, als sie den Betrag 

der steuerfreien Einnahmen übersteigen; 

(...) 

5. Sonderausgaben 

§ 10   Sonderausgaben 

(1) Sonderausgaben sind die folgenden Aufwendungen, wenn sie weder Betriebsausgaben noch 

Werbungskosten sind oder wie Betriebsausgaben oder Werbungskosten behandelt werden: 

(...) 

4. gezahlte Kirchensteuer; dies gilt nicht, soweit die Kirchensteuer als Zuschlag zur 

Kapitalertragsteuer oder als Zuschlag auf die nach dem gesonderten Tarif des § 32d Absatz 1  
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ermittelte Einkommensteuer gezahlt wurde; 

(...) 

§ 10b   Steuerbegünstigte Zwecke 

(1) Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im 

Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung können insgesamt bis zu  

1. 20 Prozent des Gesamtbetrags der Einkünfte oder 

2. 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und 

Gehälter 

als Sonderausgaben abgezogen werden. (...) 

(...) 

IX. Sonstige Vorschriften, Bußgeld-, Ermächtigungs- und Schlussvorschriften 

§ 51a   Festsetzung und Erhebung von Zuschlagsteuern 

(1) Auf die Festsetzung und Erhebung von Steuern, die nach der Einkommensteuer bemessen werden 

(Zuschlagsteuern), sind die Vorschriften dieses Gesetzes entsprechend anzuwenden.  

(2) Bemessungsgrundlage ist die Einkommensteuer, die abweichend von § 2 Absatz 6 unter 

Berücksichtigung von Freibeträgen nach § 32 Absatz 6 in allen Fällen des § 32 festzusetzen wäre. Zur 

Ermittlung der Einkommensteuer im Sinne des Satzes 1 ist das zu versteuernde Einkommen um die 

nach § 3 Nummer 40 steuerfreien Beträge zu erhöhen und um die nach § 3c Absatz 2 nicht 

abziehbaren Beträge zu mindern. § 35 ist bei der Ermittlung der festzusetzenden Einkommensteuer 

nach Satz 1 nicht anzuwenden.   

(2a) Vorbehaltlich des § 40a Absatz 2 in der Fassung des Gesetzes vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I 

S. 4621) ist beim Steuerabzug vom Arbeitslohn Bemessungsgrundlage die Lohnsteuer; beim 

Steuerabzug vom laufenden Arbeitslohn und beim Jahresausgleich ist die Lohnsteuer maßgebend, die 

sich ergibt, wenn der nach § 39b Absatz 2 Satz 5 zu versteuernde Jahresbetrag für die Steuerklassen I, 

II und III um den Kinderfreibetrag von 4368 Euro sowie den Freibetrag für den Betreuungs- und 

Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf von 2640 Euro und für die Steuerklasse IV um den 

Kinderfreibetrag von 2184 Euro sowie den Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- oder 

Ausbildungsbedarf von 1320 Euro für jedes Kind vermindert wird, für das eine Kürzung der 

Freibeträge für Kinder nach § 32 Absatz 6 Satz 4 nicht in Betracht kommt. Bei der Anwendung des § 

39b für die Ermittlung der Zuschlagsteuern ist die als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildete Zahl der 

Kinderfreibeträge maßgebend. Bei Anwendung des § 39f ist beim Steuerabzug vom laufenden 

Arbeitslohn die Lohnsteuer maßgebend, die sich bei Anwendung des nach § 39f Absatz 1 ermittelten 

Faktors auf den nach den Sätzen 1 und 2 ermittelten Betrag ergibt. 

(2b) Wird die Einkommensteuer nach § 43 Absatz 1 durch Abzug vom Kapitalertrag 

(Kapitalertragsteuer) erhoben, wird die darauf entfallende Kirchensteuer nach dem Kirchensteuersatz 

der Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuerpflichtige angehört, als Zuschlag zur 

Kapitalertragsteuer erhoben. 

(2c) Der zur Vornahme des Steuerabzugs verpflichtete Schuldner der Kapitalerträge oder die 

auszahlende Stelle im Sinne des § 44 Absatz 1 Satz 3 oder in den Fällen des Satzes 2 die Person oder 
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Stelle, die die Auszahlung an den Gläubiger vornimmt, hat die auf die Kapitalertragsteuer nach 

Absatz 2b entfallende Kirchensteuer auf schriftlichen Antrag des Kirchensteuerpflichtigen hin 

einzubehalten (Kirchensteuerabzugsverpflichteter). Zahlt der Abzugsverpflichtete die Kapitalerträge 

nicht unmittelbar an den Gläubiger aus, ist Kirchensteuerabzugsverpflichteter die Person oder Stelle, 

die die Auszahlung für die Rechnung des Schuldners an den Gläubiger vornimmt; in diesem Fall hat 

der Kirchensteuerabzugsverpflichtete zunächst die vom Schuldner der Kapitalerträge erhobene 

Kapitalertragsteuer gemäß § 43a Absatz 1 Satz 3 in Verbindung mit § 32d Absatz 1 Satz 4 und 5 zu 

ermäßigen und im Rahmen seiner Steueranmeldung nach § 45a Absatz 1 die abzuführende 

Kapitalertragsteuer entsprechend zu kürzen. Der Antrag nach Satz 1 kann nicht auf Teilbeträge des 

Kapitalertrags eingeschränkt werden; er kann nicht rückwirkend widerrufen werden. Der Antrag hat 

die Religionsangehörigkeit des Steuerpflichtigen zu benennen. Der Kirchensteuerabzugsverpflichtete 

hat den Kirchensteuerabzug getrennt nach Religionsangehörigkeiten an das für ihn zuständige 

Finanzamt abzuführen. Der abgeführte Steuerabzug ist an die Religionsgemeinschaft weiterzuleiten. 

§ 44 Absatz 5 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Haftungsbescheid von dem für den 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten zuständigen Finanzamt erlassen wird. Satz 6 gilt entsprechend. 

§ 45a Absatz 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass auch die Religionsgemeinschaft angegeben 

wird. Sind an den Kapitalerträgen mehrere Personen beteiligt, kann der Antrag nach Satz 1 nur gestellt 

werden, wenn es sich um Ehegatten handelt oder alle Beteiligten derselben Religionsgemeinschaft 

angehören. Sind an den Kapitalerträgen Ehegatten beteiligt, haben diese für den Antrag nach Satz 1 

übereinstimmend zu erklären, in welchem Verhältnis der auf jeden Ehegatten entfallende Anteil der 

Kapitalerträge zu diesen Erträgen steht. Die Kapitalerträge sind entsprechend diesem Verhältnis 

aufzuteilen und die Kirchensteuer ist einzubehalten, soweit ein Anteil einem kirchensteuerpflichtigen 

Ehegatten zuzuordnen ist. Wird das Verhältnis nicht erklärt, wird der Anteil nach dem auf ihn 

entfallenden Kopfteil ermittelt. Der Kirchensteuerabzugsverpflichtete darf die durch den 

Kirchensteuerabzug erlangten Daten nur für den Kirchensteuerabzug verwenden; für andere Zwecke 

darf er sie nur verwenden, soweit der Kirchensteuerpflichtige zustimmt oder dies gesetzlich zugelassen 

ist.
130

 

(2d) Wird die nach Absatz 2b zu erhebende Kirchensteuer nicht nach Absatz 2c als 

Kirchensteuerabzug vom Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten, wird sie nach Ablauf des 

Kalenderjahres nach dem Kapitalertragsteuerbetrag veranlagt, der sich ergibt, wenn die Steuer auf 

Kapitalerträge nach § 32d Absatz 1 Satz 4 und 5 errechnet wird; wenn Kirchensteuer als 

Kirchensteuerabzug nach Absatz 2c erhoben wurde, wird eine Veranlagung auf Antrag des 

Steuerpflichtigen durchgeführt. Der Abzugsverpflichtete hat dem Kirchensteuerpflichtigen auf dessen 

Verlangen hin eine Bescheinigung über die einbehaltene Kapitalertragsteuer zu erteilen. Der 

Kirchensteuerpflichtige hat die erhobene Kapitalertragsteuer zu erklären und die Bescheinigung nach 

Satz 2 oder nach § 45a Absatz 2 oder 3 vorzulegen. 

(2e) Die Auswirkungen der Absätze 2c bis 2d werden unter Beteiligung von Vertretern von 

Kirchensteuern erhebenden Religionsgemeinschaften und weiteren Sachverständigen durch die 

Bundesregierung mit dem Ziel überprüft, einen umfassenden verpflichtenden Quellensteuerabzug auf 

der Grundlage eines elektronischen Informationssystems, das den Abzugsverpflichteten Auskunft über 

die Zugehörigkeit zu einer Kirchensteuer erhebenden Religionsgemeinschaft gibt, einzuführen. Die 

Bundesregierung unterrichtet den Bundestag bis spätestens zum 30. Juni 2010 über das Ergebnis. 

(3) Ist die Einkommensteuer für Einkünfte, die dem Steuerabzug unterliegen, durch den Steuerabzug 

abgegolten oder werden solche Einkünfte bei der Veranlagung zur Einkommensteuer oder beim  
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Lohnsteuer-Jahresausgleich nicht erfasst, gilt dies für die Zuschlagsteuer entsprechend. 

(4) Die Vorauszahlungen auf Zuschlagsteuern sind gleichzeitig mit den festgesetzten Vorauszahlungen 

auf die Einkommensteuer zu entrichten; § 37 Absatz 5 ist nicht anzuwenden. Solange ein Bescheid 

über die Vorauszahlungen auf Zuschlagsteuern nicht erteilt worden ist, sind die Vorauszahlungen ohne 

besondere Aufforderung nach Maßgabe der für die Zuschlagsteuern geltenden Vorschriften zu 

entrichten. § 240 Absatz 1 Satz 3 der Abgabenordnung ist insoweit nicht anzuwenden; § 254 Absatz 2 

der Abgabenordnung gilt insoweit sinngemäß. 

(5) Mit einem Rechtsbehelf gegen die Zuschlagsteuer kann weder die Bemessungsgrundlage noch die 

Höhe des zu versteuernden Einkommens angegriffen werden. Wird die Bemessungsgrundlage 

geändert, ändert sich die Zuschlagsteuer entsprechend. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für die Kirchensteuern nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschriften.  

X. Kindergeld 

§ 72   Festsetzung und Zahlung des Kindergeldes an Angehörige des öffentlichen Dienstes  

(1) Steht Personen, die  

1. in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-, Amts- oder Ausbildungsverhältnis stehen, mit 

Ausnahme der Ehrenbeamten, oder  

2. Versorgungsbezüge nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen 

erhalten oder  

3. Arbeitnehmer des Bundes, eines Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder 

einer sonstigen Körperschaft, einer Anstalt oder einer Stiftung des öffentlichen Rechts sind, 

einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten,  

Kindergeld nach Maßgabe dieses Gesetzes zu, wird es von den Körperschaften, Anstalten oder 

Stiftungen des öffentlichen Rechts festgesetzt und ausgezahlt. Die genannten juristischen Personen 

sind insoweit Familienkasse.  

(...) 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Personen, die ihre Bezüge oder Arbeitsentgelt  

1. von einem Dienstherrn oder Arbeitgeber im Bereich der Religionsgesellschaften des 

öffentlichen Rechts oder  

2. von einem Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege, einem diesem unmittelbar oder 

mittelbar angeschlossenen Mitgliedsverband oder einer einem solchen Verband angeschlossenen 

Einrichtung oder Anstalt  

erhalten. 

(...) 
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13.1.3 Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz (ErbStG) 

Vom 17.04.1974 (BGBl. I S. 933), in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.02.1997 

(BGBl. I 1997 S. 378), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.03.2012 (BGBl. II S. 178) 

Abschnitt 2.   Wertermittlung 

§ 13   Steuerbefreiungen  

(1) Steuerfrei bleiben 

(...) 

13. Zuwendungen an Pensions- und Unterstützungskassen im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 3 des 

Körperschaftsteuergesetzes, wenn sie die für eine Befreiung von der Körperschaftsteuer erforderlichen 

Voraussetzungen erfüllen. Ist eine Kasse nach § 6 des Körperschaftsteuergesetzes teilweise 

steuerpflichtig, ist auch die Zuwendung im gleichen Verhältnis steuerpflichtig. Die Befreiung fällt mit 

Wirkung für die Vergangenheit weg, wenn die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 3 des 

Körperschaftsteuergesetzes innerhalb von zehn Jahren nach der Zuwendung entfallen; 

(...) 

16. Zuwendungen  

a) an inländische Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts oder an inländische  

 jüdische Kultusgemeinden,  

b) an inländische Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach der 

Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung und nach ihrer tatsächlichen 

Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen 

Zwecken dienen. Die Befreiung fällt mit Wirkung für die Vergangenheit weg, wenn die 

Voraussetzungen für die Anerkennung der Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse 

als kirchliche, gemeinnützige oder mildtätige Institution innerhalb von zehn Jahren nach der 

Zuwendung entfallen und das Vermögen nicht begünstigten Zwecken zugeführt wird, 

c) an ausländische Religionsgesellschaften, Körperschaften, Personenvereinigungen und 

Vermögensmassen der in den Buchstaben a und b bezeichneten Art unter der Voraussetzung, daß der 

ausländische Staat für Zuwendungen an deutsche Rechtsträger der in den Buchstaben a und b 

bezeichneten Art eine entsprechende Steuerbefreiung gewährt und das Bundesministerium der 

Finanzen dies durch förmlichen Austausch entsprechender Erklärungen mit dem ausländischen Staat 

feststellt; 

17. Zuwendungen, die ausschließlich kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken 

gewidmet sind, sofern die Verwendung zu dem bestimmten Zweck gesichert ist; 

(...) 
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13.1.4 Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der Länder 

(Haushaltsgrundsätzegesetz – HGrG) 

Vom 19.08.1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.05.2010 

(BGBl. I S. 671) 

Teil II   Vorschriften, die einheitlich und unmittelbar gelten 

§ 55   Prüfung von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

(1) Erhält eine juristische Person des öffentlichen Rechts, die nicht Gebietskörperschaft, 

Gemeindeverband, Zusammenschluß von Gebietskörperschaften oder Gemeindeverbänden oder 

Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts nach Artikel 137 Abs. 5 der Deutschen Verfassung vom 

11. August 1919 ist, vom Bund oder einem Land Zuschüsse, die dem Grund oder der Höhe nach 

gesetzlich begründet sind, oder ist eine Garantieverpflichtung des Bundes oder eines Landes gesetzlich 

begründet, so prüft der Rechnungshof des Bundes oder des Landes die Haushalts- und 

Wirtschaftsführung der juristischen Person. Entsprechendes gilt, wenn die Prüfung mit Zustimmung 

eines Rechnungshofes in der Satzung vorgesehen ist. Andere Prüfungsrechte, die nach § 48 begründet 

werden, bleiben unberührt. 

(...) 

 

13.1.5 Gewerbesteuergesetz (GewStG) 

Vom 01.12.1936 (RGBl. I S. 979), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2002 

(BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.03.2013 (BGBl. I S. 556) 

Abschnitt I   Allgemeines 

§ 3   Befreiungen 

Von der Gewerbesteuer sind befreit 

(...) 

6. Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach der Satzung, dem 

Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung und nach der tatsächlichen Geschäftsführung 

ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen (§§ 51 

bis 68 der Abgabenordnung). Wird ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb – ausgenommen Land- und 

Forstwirtschaft – unterhalten, ist die Steuerfreiheit insoweit ausgeschlossen; 

(...) 

Abschnitt II   Bemessung der Gewerbesteuer 

§ 9   Kürzungen 

Die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen wird gekürzt um 

(...) 

5. die aus den Mitteln des Gewerbebetriebs geleisteten Zuwendungen (Spenden und 

Mitgliedsbeiträge) zur Förderung steuerbegünstigter Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der 



Abgabenordnung bis zur Höhe von insgesamt 20 Prozent des um die Hinzurechnungen nach § 8 Nr. 9 

erhöhten Gewinns aus Gewerbebetrieb (§ 7) oder 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und 

der im Wirtschaftsjahr aufgewendeten Löhne und Gehälter Voraussetzung für die Kürzung ist, dass 

diese Zuwendungen 

(…) 

b) an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes steuerbefreite Körperschaft, 

Personenvereinigung oder Vermögensmasse oder 

(…) 

geleistet werden (Zuwendungsempfänger). 

(...) 

 

 

13.1.6 Grundsteuergesetz (GrStG) 

Vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 

(BGBl. I S. 2794) 

Abschnitt I.   Steuerpflicht 

§ 3   Steuerbefreiung für Grundbesitz bestimmter Rechtsträger 

(1) Von der Grundsteuer sind befreit 

(...) 

4. Grundbesitz, der von einer Religionsgesellschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, 

einem ihrer Orden, einer ihrer religiösen Genossenschaften oder einem ihrer Verbände für Zwecke der 

religiösen Unterweisung, der Wissenschaft, des Unterrichts, der Erziehung oder für Zwecke der 

eigenen Verwaltung benutzt wird. Den Religionsgesellschaften stehen die jüdischen Kultusgemeinden 

gleich, die nicht Körperschaften des öffentlichen Rechts sind;  

5. Dienstwohnungen der Geistlichen und Kirchendiener der Religionsgesellschaften, die 

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, und der jüdischen Kultusgemeinden. § 5 ist insoweit 

nicht anzuwenden;  

6. Grundbesitz der Religionsgesellschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, und 

der jüdischen Kultusgemeinden, der am 1. Januar 1987 und im Veranlagungszeitpunkt zu einem nach 

Kirchenrecht gesonderten Vermögen, insbesondere einem Stellenfonds gehört, dessen Erträge 

ausschließlich für die Besoldung und Versorgung der Geistlichen und Kirchendiener sowie ihrer 

Hinterbliebenen bestimmt sind. Ist in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
131

 die 

Zugehörigkeit des Grundbesitzes zu einem gesonderten Vermögen im Sinne des Satzes 1 am 1. Januar 

1987 nicht gegeben, reicht es insoweit aus, daß der Grundbesitz zu einem Zeitpunkt vor dem 1. Januar 
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also das Gebiet der ehemaligen DDR. 



1987 zu einem gesonderten Vermögen im Sinne des Satzes 1 gehörte. Die §§ 5 und 6 sind insoweit 

nicht anzuwenden.  

Der Grundbesitz muß ausschließlich demjenigen, der ihn für die begünstigten Zwecke benutzt, oder 

einem anderen nach den Nummern 1 bis 6 begünstigten Rechtsträger zuzurechnen sein. Satz 2 gilt 

nicht, wenn der Grundbesitz von einem nicht begünstigten Rechtsträger im Rahmen einer Öffentlich 

Privaten Partnerschaft einer juristischen Person des öffentlichen Rechts für einen öffentlichen Dienst 

oder Gebrauch überlassen wird und die Übertragung auf den Nutzer am Ende des Vertragszeitraums 

vereinbart ist. 

(…) 

§ 4   Sonstige Steuerbefreiungen  

Soweit sich nicht bereits eine Befreiung nach § 3 ergibt, sind von der Grundsteuer befreit  

1. Grundbesitz, der dem Gottesdienst einer Religionsgesellschaft, die Körperschaft des 

öffentlichen Rechts ist, oder einer jüdischen Kultusgemeinde gewidmet ist;  

2. Bestattungsplätze; 

(...) 

§ 5   Zu Wohnzwecken benutzter Grundbesitz  

(1) Dient Grundbesitz, der für steuerbegünstigte Zwecke (§§ 3 und 4) benutzt wird, zugleich 

Wohnzwecken, gilt die Befreiung nur für  

(...) 

2. Wohnräume in Schülerheimen, Ausbildungs- und Erziehungsheimen sowie Prediger- und 

Priesterseminaren, wenn die Unterbringung in ihnen für die Zwecke des Unterrichts, der Ausbildung 

oder der Erziehung erforderlich ist. Wird das Heim oder Seminar nicht von einem der nach § 3 Abs. 1 

Nr. 1, 3 oder 4 begünstigten Rechtsträger unterhalten, so bedarf es einer Anerkennung der 

Landesregierung oder der von ihr beauftragten Stelle, daß die Unterhaltung des Heims oder Seminars 

im Rahmen der öffentlichen Aufgaben liegt;  

3. Wohnräume, wenn der steuerbegünstigte Zweck im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 4 nur 

durch ihre Überlassung erreicht werden kann;  

4. Räume, in denen sich Personen für die Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke ständig 

bereithalten müssen (Bereitschaftsräume), wenn sie nicht zugleich die Wohnung des Inhabers 

darstellen.  

(2) Wohnungen sind stets steuerpflichtig, auch wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen.  

 

 



13.1.7 Körperschaftsteuergesetz (KStG) 

Vom 31.08.1976 (BGBl. I S. 2597), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2002 

(BGBl. I S. 4144), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.03.2013 (BGBl. I S. 561) 

Erster Teil Steuerpflicht 

§ 5   Befreiungen  

(1) Von der Körperschaftsteuer sind befreit 

(...) 

3. rechtsfähige Pensions-, Sterbe- und Krankenkassen, die den Personen, denen die Leistungen 

der Kasse zugute kommen oder zugute kommen sollen (Leistungsempfängern), einen Rechtsanspruch 

gewähren, und rechtsfähige Unterstützungskassen, die den Leistungsempfängern keinen 

Rechtsanspruch gewähren, 

a) wenn sich die Kasse beschränkt 

(...) 

bb) auf Zugehörige oder frühere Zugehörige der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege 

(Arbeiterwohlfahrt-Bundesverband e.V., Deutscher Caritasverband e.V., Deutscher Paritätischer 

Wohlfahrtsverband e.V., Deutsches Rotes Kreuz, Diakonisches Werk - Innere Mission und Hilfswerk 

der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland 

e.V.) einschließlich ihrer Untergliederungen, Einrichtungen und Anstalten und sonstiger 

gemeinnütziger Wohlfahrtsverbände oder 

(...) 

9. Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach der Satzung, dem 

Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung und nach der tatsächlichen Geschäftsführung 

ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen (§§ 51 

bis 68 der Abgabenordnung). Wird ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten, ist die 

Steuerbefreiung insoweit ausgeschlossen. (...) 

(...) 

Zweiter Teil Einkommen 

Erstes Kapitel Allgemeine Vorschriften 

§ 9   Abziehbare Aufwendungen  

(1) Abziehbare Aufwendungen sind auch:  

(...) 

2. vorbehaltlich des § 8 Absatz 3 Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge) zur 

Förderungen steuerbegünstigender Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung bis zur 

Höhe von insgesamt  

a) 20 Prozent des Einkommens oder 



b) 4 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und 

Gehälter. 

Voraussetzung für den Abzug ist, dass diese Zuwendungen 

(…) 

b) an eine nach § 5 Absatz 1 Nummer 9 steuerbefreite Körperschaft, Personenvereinigung oder 

Vermögensmasse oder 

(…) 

geleistet werden (Zuwendungsempfänger). (…) 

(...) 

 

 

13.1.8 Umsatzsteuergesetz  (UStG ) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21.02.2005 (BGBl. I S. 386) , zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 08.05.2012 (BGBl. I S. 1030) 

Zweiter Abschnitt   Steuerbefreiungen und Steuervergütungen 

§ 4   Steuerbefreiungen bei Lieferungen und sonstigen Leistungen  

Von den unter § 1 Abs. 1 Nr. 1 fallenden Umsätzen sind steuerfrei: 

(...) 

18. die Leistungen der amtlich anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege und der der 

freien Wohlfahrtspflege dienenden Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, 

die einem Wohlfahrtsverband als Mitglied angeschlossen sind, wenn  

 a) diese Unternehmer ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder 

kirchlichen Zwecken dienen,  

 b) die Leistungen unmittelbar dem nach der Satzung, Stiftung oder sonstigen Verfassung 

begünstigten Personenkreis zugute kommen und  

c) die Entgelte für die in Betracht kommenden Leistungen hinter den durchschnittlich für 

gleichartige Leistungen von Erwerbsunternehmen verlangten Entgelten zurückbleiben. 

Steuerfrei sind auch die Beherbergung, Beköstigung und die üblichen Naturalleistungen, die diese 

Unternehmer den Personen, die bei den Leistungen nach Satz 1 tätig sind, als Vergütung für die 

geleisteten Dienste gewähren;  

(...) 

72. a) die Gestellung von Mitgliedern geistlicher Genossenschaften und Angehörigen von 

Mutterhäusern für gemeinnützige, mildtätige, kirchliche oder schulische Zwecke, 

(...) 



§ 4a   Steuervergütung  

(1) Körperschaften, die ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche 

Zwecke verfolgen (§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung), und juristischen Personen des öffentlichen 

Rechts wird auf Antrag eine Steuervergütung zum Ausgleich der Steuer gewährt, die auf der an sie 

bewirkten Lieferung eines Gegenstandes, seiner Einfuhr oder seinem innergemeinschaftlichen Erwerb 

lastet, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:  

1. Die Lieferung, die Einfuhr oder der innergemeinschaftliche Erwerb des Gegenstandes muss 

steuerpflichtig gewesen sein.  

2. Die auf die Lieferung des Gegenstandes entfallende Steuer muss in einer nach § 14 

ausgestellten Rechnung gesondert ausgewiesen und mit dem Kaufpreis bezahlt worden sein.  

3. Die für die Einfuhr oder den innergemeinschaftlichen Erwerb des Gegenstandes geschuldete 

Steuer muss entrichtet worden sein.  

4. Der Gegenstand muss in das Drittlandsgebiet gelangt sein.  

5. Der Gegenstand muss im Drittlandsgebiet zu humanitären, karitativen oder erzieherischen 

Zwecken verwendet werden.  

6. Der Erwerb oder die Einfuhr des Gegenstandes und seine Ausfuhr dürfen von einer 

Körperschaft, die steuerbegünstigte Zwecke verfolgt, nicht im Rahmen eines wirtschaftlichen 

Geschäftsbetriebes und von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts nicht im Rahmen eines 

Betriebes gewerblicher Art (§ 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 des Körperschaftsteuergesetzes) oder eines land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebes vorgenommen worden sein.  

7. Die vorstehenden Voraussetzungen müssen nachgewiesen sein.  

Der Antrag ist nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu stellen, in dem der Antragsteller die zu 

gewährende Vergütung selbst zu berechnen hat. 

(...) 

Vierter Abschnitt   Steuer und Vorsteuer 

§ 12   Steuersätze  

(1) Die Steuer beträgt für jeden steuerpflichtigen Umsatz 19 Prozent der Bemessungsgrundlage (§§ 10, 

11, 25 Abs. 3 und 25a Abs. 3 und 4).  

(2) Die Steuer ermäßigt sich auf 7 Prozent für die folgenden Umsätze: 

(...) 

8. a) die Leistungen der Körperschaften, die ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, 

mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen (§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung). Das gilt nicht für 

Leistungen, die im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes ausgeführt werden. Für 

Leistungen, die im Rahmen eines Zweckbetriebs ausgeführt werden, gilt Satz 1 nur, wenn der 

Zweckbetrieb nicht in erster Linie der Erzielung zusätzlicher Einnahmen durch die Ausführung von 

Umsätzen dient, die in unmittelbarem Wettbewerb mit dem allgemeinen Steuersatz unterliegenden 

Leistungen anderer Unternehmer ausgeführt werden, oder wenn die Körperschaft mit diesen 



Leistungen ihrer in den §§ 66 bis 68 der Abgabenordnung bezeichneten Zweckbetriebe ihre 

steuerbegünstigten satzungsgemäßen Zwecke selbst verwirklicht, 

 b) die Leistungen der nichtrechtsfähigen Personenvereinigungen und Gemeinschaften der 

 in Buchstabe a Satz 1 bezeichneten Körperschaften, wenn diese Leistungen, falls die 

Körperschaften sie anteilig selbst ausführten, insgesamt nach Buchstabe a ermäßigt besteuert würden; 

(...) 

 

 

13.1.9 Vermögenssteuergesetz (VDtG) 

Vom 14.11.1990 (BGBl I 1990, 2467), zuletzt geändert durch Art. 107 7. ZuständigkeitsVO 

vom 29.10.2001 (BGBl. I S. 2785) 

I. Steuerpflicht, Bemessungsgrundlage 

§ 3 Befreiungen 

(1) Von der Vermögensteuer sind befreit  

(…) 

4. Einrichtungen, die unmittelbar dem Unterrichts-, Erziehungs- und Bildungswesen, der körperlichen 

Ertüchtigung, der Kranken-, Gesundheits-, Wohlfahrts- und Jugendpflege dienen, ohne Rücksicht auf 

die Rechtsform, in der sie bestehen, wenn sie gehören  

(…) 

b) den Religionsgesellschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, sowie ihren 

Einrichtungen; 

(…) 

12. Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die nach der Satzung, dem 

Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung und nach der tatsächlichen Geschäftsführung 

ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen. Wird 

ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb unterhalten, ist die Steuerfreiheit insoweit ausgeschlossen. Satz 2 

gilt nicht für die selbstbewirtschaftete forstwirtschaftliche Nutzung eines Betriebs der Land- und 

Forstwirtschaft (§ 34 des Bewertungsgesetzes) und für Nebenbetriebe im Sinne des § 42 des 

Bewertungsgesetzes, die dieser Nutzung dienen; 

(…) 

 

 



13.2 Baden-Württemberg 

13.2.1 Gesetz über die Erhebung von Steuern durch öffentlich-rechtliche 

Religionsgemeinschaften in Baden-Württemberg (Kirchensteuergesetz KiStG) 

Vom 15.06.1978 (GBl. 1978, 369), zuletzt geändert durch VO vom 25.01.2012 (GBl. S. 65) 

ERSTER ABSCHNITT Besteuerungsrecht, Steuerpflicht, Grundlagen der Besteuerung 

§ 1 Besteuerungsrecht 

(1) Die Kirchen, die anderen Religionsgemeinschaften und ihre örtlichen Gemeinden 

(Kirchengemeinden), die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, können zur Deckung ihrer 

Bedürfnisse von ihren Angehörigen Steuern erheben. Sie üben das Besteuerungsrecht nach Maßgabe 

dieses Gesetzes und der Steuerordnung aus. 

(2) Die Steuern werden von den Religionsgemeinschaften als Landeskirchensteuern und von den 

Kirchengemeinden als Ortskirchensteuern erhoben. Die Ortskirchensteuern können für mehrere 

Kirchengemeinden von einer Gesamtkirchengemeinde (§ 24 Abs. 3) erhoben werden. 

(3) Eine Religionsgemeinschaft kann die Ausübung des Besteuerungsrechts mit staatlicher 

Genehmigung einer anderen Religionsgemeinschaft mit dem Sitz innerhalb des Landes übertragen. 

§ 2 Steuerordnung 

(1) Die Steuerordnung wird von der Religionsgemeinschaft erlassen und öffentlich bekanntgemacht. 

Sie bedarf der staatlichen Genehmigung. 

(2) Die Steuerordnung umfaßt insbesondere Vorschriften 

1. über die Zusammensetzung und die Wahl der Organe, die Steuerbeschlüsse fassen 

(Steuervertretungen), sowie die Grundzüge ihrer Geschäftsordnungen, 

2. über die Mitwirkung der Steuervertretung bei der Feststellung des Haushaltsplans und bei der 

Rechnungslegung sowie das Recht der Steuerpflichtigen auf Einsichtnahme in den Haushaltsplan und 

die Jahresrechnung, 

3. über die Vornahme der nach diesem Gesetz erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen sowie 

4. sonstige ergänzende Vorschriften zur Durchführung der Besteuerung. 

(3) Bestimmungen im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassen 

worden sind, bleiben wirksam. 

(4) Änderungen und Ergänzungen von Bestimmungen nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 können in Kraft 

treten, wenn das Kultusministerium nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung 

widerspricht. 

§ 3 Steuerpflicht 

(1) Landeskirchensteuerpflichtig ist, wer der steuerberechtigten Religionsgemeinschaft angehört und 

in ihrem Bereich einen Wohnsitz oder den gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Wer landeskirchensteuerpflichtig ist, ist gegenüber derjenigen Kirchengemeinde 

ortskirchensteuerpflichtig, in der er seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines Wohnsitzes den 



gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei mehrfachem Wohnsitz darf die Belastung mit einer Steuer 

insgesamt den Betrag nicht übersteigen, den der Steuerpflichtige bei Heranziehung an dem Wohnsitz 

mit der höchsten Steuerbelastung zu entrichten hätte. Das Nähere regelt die Steuerordnung. 

(3) Die Steuerordnung kann abweichend von Absatz 2 Satz 1 bestimmen, daß die Steuern aus den 

Grundsteuermeßbeträgen von der Kirchengemeinde erhoben werden, in der das Grundstück liegt. 

§ 4 Beginn und Ende der Steuerpflicht 

Tatsachen, die die Steuerpflicht begründen oder beenden, werden mit dem Beginn des auf ihr 

Eintreten folgenden Monats wirksam. 

§ 5 Steuerarten 

(1) Die Steuern können erhoben werden 

1.a)als Zuschlag zur Einkommensteuer oder 

b)nach Maßgabe des Einkommens, 

2.aus den Grundsteuermeßbeträgen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (§ 3 Nr. 1 des 

Grundsteuergesetzes), 

3.aus den Grundsteuermeßbeträgen für Grundstücke (§ 3 Nr. 2 des Grundsteuergesetzes), 

4.als Kirchgeld, 

5.als besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner steuererhebenden 

Religionsgemeinschaft angehört (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

Für die Steuern nach den Nrn. 1 und 4 gilt die Einkommensteuer und nach den Nrn. 2 und 3 die 

Grundsteuer als Maßstabsteuer im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Zur Berechnung der Steuer nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a ist § 51 a des 

Einkommensteuergesetzes in seiner jeweiligen Fassung anzuwenden. Dies gilt auch für die 

Ermittlung, Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer. 

(3) Die Steuerordnung kann bestimmen, daß Steuern einer Art auf Steuern einer anderen Art 

anzurechnen sind. 

§ 6 Bemessungsgrundlagen 

(1) Die Steuern sind von den in der Person des Steuerpflichtigen gegebenen Bemessungsgrundlagen 

zu erheben. 

(2) Wird die Bemessungsgrundlage für eine Personengemeinschaft, eine Personengesellschaft oder 

sonst für mehrere Personen festgesetzt, so ist die Kirchensteuer für den einzelnen Steuerpflichtigen aus 

seinem Anteil an der Bemessungsgrundlage zu berechnen. Wenn ein Anteil im staatlichen 

Besteuerungsverfahren nicht festgestellt wird, ist die Bemessungsgrundlage aufzuteilen 

1. im Fall des § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a nach dem Verhältnis der Beträge, die sich ergeben, wenn die 

Beteiligten getrennt veranlagt würden, 

2. im Fall des § 5 Abs. 1 Nr. 2 und 3 nach den Anteilen am Einheitswert des land- oder  



forstwirtschaftlichen Betriebs, des Grundstücks oder, soweit kein Anteil daran festgestellt wird, des 

gemeinschaftlichen Vermögens, zu dem der Betrieb oder das Grundstück gehört. 

Wenn nichts anderes nachgewiesen oder bekannt ist, sind gleiche Anteile anzunehmen. 

(3) Werden Ehegatten, die derselben Religionsgemeinschaft angehören, zur Maßstabsteuer gemeinsam 

herangezogen, so wird bei der kirchlichen Besteuerung entsprechend verfahren. Die Ehegatten sind 

Gesamtschuldner. Satz 1 gilt nicht für das Kirchgeld. 

(4) Gehören die Ehegatten verschiedenen steuererhebenden Religionsgemeinschaften an und werden 

sie zur Einkommensteuer zusammen veranlagt, so wird die Kirchensteuer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 

Buchst. a für jeden Ehegatten von der Hälfte der Bemessungsgrundlage erhoben, wenn bei den 

beteiligten Religionsgemeinschaften darüber Einvernehmen besteht. Jeder Ehegatte haftet als 

Gesamtschuldner für die Steuerschuld des anderen Ehegatten. 

§ 7 Erhebungszeitraum, Steuersatz 

(1) Die Steuern werden für das Kalenderjahr erhoben. Maßgebend sind die Bemessungsgrundlagen 

des Kalenderjahres. Die Steuerordnung kann bestimmen, daß die Bemessungsgrundlagen eines 

früheren Kalenderjahres maßgebend sein sollen. Besteht die Steuerpflicht nicht während des ganzen 

Kalenderjahres, wird für die Kalendermonate, in denen die Steuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel 

des Betrages erhoben, der sich bei ganzjähriger Steuerpflicht als Jahressteuerschuld ergäbe. Die Sätze 

3 und 4 gelten nicht für die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer. Kapitalerträge 

unterliegen insoweit nur dann der Kirchensteuer, wenn im Zeitpunkt des Zuflusses eine 

Kirchensteuerpflicht besteht. 

(2) Die Steuern als Zuschlag zur Einkommensteuer und aus den Grundsteuermeßbeträgen werden nach 

einem Hundertsatz der Bemessungsgrundlage erhoben. Für diese Steuern kann die Steuerordnung 

Höchstbeträge festsetzen, den Verzicht auf die Erhebung von geringfügigen Beträgen bestimmen und 

zur Erhebung von Mindestbeträgen ermächtigen. 

(3) Die Steuer nach Maßgabe des Einkommens und das Kirchgeld werden durch die Steuerordnung 

näher geregelt. Das Kirchgeld kann auch in gestaffelten Sätzen nach Maßgabe der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit erhoben werden. 

§ 8 Entstehung und Erlöschen des Steueranspruchs 

Für die Entstehung und das Erlöschen von Steuer- und Erstattungsansprüchen gelten die Vorschriften 

über die Maßstabsteuern sinngemäß. Im Fall des § 7 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Steuerschuld mit 

Beginn des Kalenderjahres, für das die Steuer erhoben wird. 

§ 9 Landeskirchensteuerbeschluß 

(1) Die Landeskirchensteuervertretung beschließt die Art und die Höhe der zu erhebenden 

Landeskirchensteuern auf Grund jährlicher Haushaltspläne. Der Beschluß kann für zwei Kalenderjahre 

gefaßt werden. 

(2) Der Beschluß über die Erhebung der Landeskirchensteuern bedarf der staatlichen Genehmigung. 

Er ist öffentlich bekanntzumachen. 

(3) Liegt ein Steuerbeschluß nach Absatz 2 nicht vor, dürfen die Landeskirchensteuern bis zu sechs 

Monaten in der bisherigen Höhe vorläufig weiter erhoben werden. 



(4) Die Religionsgemeinschaft übersendet dem Kultusministerium jährlich eine Übersicht über die 

Verwendung der Steuern. 

§ 10 Ortskirchensteuerbeschluß 

(1) Die Ortskirchensteuervertretung beschließt über die Erhebung der Ortskirchensteuern. § 9 Abs. 1 

bis 3 gilt entsprechend. Das Kultusministerium bestimmt mit der Genehmigung des 

Landeskirchensteuerbeschlusses, unter welchen Voraussetzungen Ortskirchensteuerbeschlüsse als 

genehmigt gelten. 

(2) Das Kultusministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Zuständigkeit zur 

Genehmigung von Ortskirchensteuerbeschlüssen auf nachgeordnete Behörden zu übertragen. 

ZWEITER ABSCHNITT Verwaltung durch die Religionsgemeinschaften 

§ 11 Verfahren 

Die Kirchensteuern werden von den Religionsgemeinschaften und ihren Kirchengemeinden verwaltet, 

soweit die Verwaltung nicht nach § 16 den Gemeinden oder nach § 17 den Landesfinanzbehörden 

übertragen ist. Soweit sich aus diesem Gesetz und der Steuerordnung nichts anderes ergibt, sind dabei 

die für die Maßstabsteuern geltenden Vorschriften sinngemäß anzuwenden. Der Achte Teil der 

Abgabenordnung findet keine Anwendung. 

§ 12 Einheitliche Kirchensteuer 

Die Steuerordnung kann bestimmen, daß die Landeskirchensteuer und die Ortskirchensteuer nach § 5 

Abs. 1 Nr. 1 und 4 jeweils zu einer einheitlichen Kirchensteuer vereinigt werden. Für den 

Steuerbeschluß gilt § 9 entsprechend. 

§ 13 Mitwirkung von Staats- und Gemeindebehörden 

Die Staats- und Gemeindebehörden leisten den kirchlichen Behörden Amtshilfe zur Durchführung der 

Besteuerung und zur Aufstellung der Wählerlisten für die Steuervertretungen; sie erteilen insbesondere 

Auskünfte und gewähren Einsicht in ihre Akten. 

§ 14 Rechtsbehelfe 

(1) Gegen die in Kirchensteuersachen ergehenden Bescheide ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

Die Klage kann erst erhoben werden, wenn der Bescheid von der in der Steuerordnung bestimmten 

kirchlichen Behörde in einem Widerspruchsverfahren gemäß den Vorschriften des 8. Abschnittes der 

Verwaltungsgerichtsordnung nachgeprüft worden ist. 

(2) Widerspruch und Klage können nicht darauf gestützt werden, die Einkommensteuer oder der 

Grundsteuermeßbetrag sei unrichtig festgesetzt worden. 

§ 15 Vollstreckung 

Die Steuern nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 5 werden von den Landesfinanzbehörden nach den 

Vorschriften der Abgabenordnung, die Steuern nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 von den für die 

Vollstreckung der Gemeindesteuern zuständigen Behörden nach den dafür geltenden Vorschriften 

vollstreckt. 

 



DRITTER ABSCHNITT Verwaltung durch die Gemeinden 

§ 16 

(1) Die Religionsgemeinschaften und die Kirchengemeinden können die Verwaltung der 

Kirchensteuern durch Vereinbarung gegen angemessene Verwaltungskostenvergütung ganz oder 

teilweise auf die Gemeinden übertragen. 

(2) Für die Verwaltung der Kirchensteuern durch die Gemeinden gelten § 11, § 14 Abs. 1 Satz 1 und 

Abs. 2 sowie § 15 zweiter Satzteil sinngemäß. 

VIERTER ABSCHNITT Verwaltung durch die Landesfinanzbehörden 

§ 17 Übertragung der Verwaltung 

(1) Auf Antrag der Religionsgemeinschaft kann das Finanz- und Wirtschaftsministerium im 

Einvernehmen mit dem Kultusministerium die Verwaltung der Kirchensteuern, die als Zuschlag zur 

Einkommensteuer erhoben werden, und die Verwaltung des besonderen Kirchgelds in 

glaubensverschiedener Ehe durch Rechtsverordnung
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 ganz oder teilweise den Landesfinanzbehörden 

übertragen. Soweit die Kirchensteuern beim Inkrafttreten dieses Gesetzes von den 

Landesfinanzbehörden verwaltet werden, gilt die Verwaltung als nach Satz 1 übertragen. 

(2) Für die Verwaltung der Kirchensteuern durch die Landesfinanzbehörden gelten die §§ 18 bis 23. 

§ 18 Einheitliche Kirchensteuer 

Die Landeskirchensteuer und die Ortskirchensteuer werden zu einer einheitlichen Kirchensteuer 

vereinigt und nach einem für das Kalenderjahr einheitlichen Steuersatz erhoben. Für den 

Steuerbeschluß gilt § 9 entsprechend. § 7 Abs. 1 Satz 3 findet keine Anwendung. 

§ 19 Kircheneinkommensteuer 

(1) Die Kirchensteuer der Einkommensteuerpflichtigen wird zusammen mit der Einkommensteuer 

oder nach § 51a Abs. 2 d EStG in seiner jeweiligen Fassung veranlagt und erhoben 

(Kircheneinkommensteuer). Die Vorschriften des Einkommensteuerrechts über die Erhebung von 

Vorauszahlungen gelten entsprechend. 

(2) Werden Ehegatten zur Einkommensteuer zusammen veranlagt, wird die Kircheneinkommensteuer 

der Ehegatten in einem Betrag festgesetzt. Die Ehegatten sind Gesamtschuldner. 

(3) Absatz 2 gilt auch, wenn die Ehegatten verschiedenen Religionsgemeinschaften angehören, für die 

Kircheneinkommensteuer zu erheben ist. Die Steuer entfällt auf die Religionsgemeinschaften je zur 

Hälfte. 

(4) Ist die Kircheneinkommensteuer nur von einem Ehegatten zu erheben, so ist dessen Anteil an der 

gemeinschaftlichen Bemessungsgrundlage maßgebend. Die Anteile der Ehegatten an der 

gemeinschaftlichen Bemessungsgrundlage bestimmen sich nach dem Verhältnis der Steuerbeträge, die 

sich bei Anwendung der Einkommensteuer-Grundtabelle auf die Summe der Einkünfte eines jeden 

Ehegatten ergeben. Ist in der gemeinschaftlichen Bemessungsgrundlage im Sinne des Satzes 2 eine 
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nach dem gesonderten Steuertarif des § 32 d EStG in seiner jeweiligen Fassung ermittelte 

Einkommensteuer enthalten, sind die gesondert besteuerten Kapitaleinkünfte und die gesondert 

ermittelte Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten mit dem auf ihn entfallenden 

Anteil an den Kapitalerträgen zuzurechnen. Entsprechendes gilt für die Veranlagung nach § 51a Abs. 

2 d EStG in seiner jeweiligen Fassung. 

(5) Absatz 3 findet keine Anwendung, wenn die für die Ehegatten geltenden Steuersätze voneinander 

abweichen. Die Steuer wird dann für jeden Ehegatten nach Absatz 4 erhoben. 

§ 20 Kirchenlohnsteuer 

(1) Die Kirchensteuer der Lohnsteuerpflichtigen wird zusammen mit der Lohnsteuer durch 

Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben (Kirchenlohnsteuer). Als Kirchenlohnsteuer gilt auch die 

Kirchensteuer, die auf die als Lohnsteuer geltende pauschale Einkommensteuer erhoben wird. Die 

Vorschriften über die Einbehaltung und Abführung der Lohnsteuer und über die Haftung gelten 

entsprechend. 

(2) Gehören Ehegatten, bei denen die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 

vorliegen, verschiedenen Religionsgemeinschaften an, für die Kirchenlohnsteuer zu erheben ist, 

entfällt die einbehaltene Kirchenlohnsteuer zur Hälfte auf die Religionsgemeinschaft des anderen 

Ehegatten. 

§ 20a Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer im Steuerabzugsverfahren 

Die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer wird vom Kirchensteuerabzugsverpflichteten 

nach dem Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuerpflichtige angehört, den 

hierfür geltenden landesrechtlichen Bestimmungen sowie unter Beachtung des § 51a Abs. 2 c des 

Einkommensteuergesetzes in seiner jeweiligen Fassung zusammen mit der Kapitalertragsteuer durch 

Steuerabzug vom Kapitalertrag erhoben. Die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer darf 

bei Kirchensteuerpflichtigen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb des Landes nur 

einbehalten werden, wenn sie auf Grund ihres Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes gegenüber 

einer Religionsgemeinschaft, für die die Betriebstättenbesteuerung nach § 22 a Abs. 2 angeordnet 

wurde, und nach den dort geltenden landesrechtlichen Bestimmungen kirchensteuerpflichtig sind. Die 

Vorschriften über die Einbehaltung und Abführung der Kapitalertragsteuer und über die Haftung 

gelten entsprechend. 

§ 21 Verfahren 

(1) Auf das Verfahren einschließlich der Vollstreckung finden die für die Einkommensteuer geltenden 

Vorschriften Anwendung. Wird die Zugehörigkeit zu der besteuernden Religionsgemeinschaft 

bestritten, ist diese vor der Entscheidung zu hören. 

(2) Wird die Einkommensteuer gestundet, erlassen, niedergeschlagen oder die Vollziehung des 

Steuerbescheids ausgesetzt, erstreckt sich diese Maßnahme in dem entsprechenden Umfang auch auf 

die Kirchensteuer. Die Religionsgemeinschaften können darüber hinaus Kirchensteuer stunden, 

erlassen und erstatten. 

(3) Der Zweite Abschnitt des Fünften Teils sowie der Achte Teil der Abgabenordnung finden auf die 

Kirchensteuer keine Anwendung.  

 



§ 22 Betriebstättenbesteuerung für Kirchenlohnsteuer 

(1) Das Finanz- und Wirtschaftsministerium kann im Interesse der gleichmäßigen Erhebung der 

Kirchenlohnsteuer auf Antrag einer Religionsgemeinschaft durch Rechtsverordnung
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 bestimmen, 

daß die Kirchenlohnsteuer auch dann am Ort der Betriebstätte im Sinne des Lohnsteuerrechts nach den 

für diesen geltenden Bestimmungen erhoben wird, wenn sich die Betriebstätte außerhalb des Bereichs 

der Religionsgemeinschaft befindet (Betriebstättenbesteuerung). Die Betriebstättenbesteuerung darf 

auf Antrag einer Religionsgemeinschaft mit Sitz außerhalb des Landes nur angeordnet werden, wenn 

die Gegenseitigkeit und die Erfüllung der Erstattungsansprüche gegen die Religionsgemeinschaft nach 

Absatz 2 gewährleistet sind. Soweit die Betriebstättenbesteuerung nach dem bisherigen Recht 

angeordnet war, gilt der Antrag nach Satz 1 als gestellt. 

(2) Wird auf Grund der Betriebstättenbesteuerung eine höhere Kirchenlohnsteuer einbehalten, als am 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des Steuerpflichtigen zu erheben wäre, und wird der 

Unterschiedsbetrag nicht durch das Finanzamt erstattet, so kann der Steuerpflichtige die Erstattung 

von der Religionsgemeinschaft verlangen, der er angehört. 

(3) Wird die Kirchenlohnsteuer in einer außerhalb des Bereichs der Religionsgemeinschaft gelegenen 

Betriebstätte nicht oder nicht in der für den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt maßgebenden 

Höhe einbehalten und nicht vom Finanzamt nacherhoben, kann die Religionsgemeinschaft die 

Kirchensteuer nacherheben. 

§ 22a Betriebstättenbesteuerung für Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer im 

Steuerabzugsverfahren 

(1) Das Finanz- und Wirtschaftsministerium kann im Interesse der gleichmäßigen Erhebung der 

Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer auf Antrag einer Religionsgemeinschaft durch 

Rechtsverordnung bestimmen, dass die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer auch dann 

am Ort der Betriebstätte des Kirchensteuerabzugsverpflichteten erhoben wird, wenn sich die 

Betriebstätte außerhalb des Bereichs der Religionsgemeinschaft befindet (Betriebstättenbesteuerung). 

Soweit die Betriebstättenbesteuerung nach § 22 nach dem bisherigen Recht angeordnet war, gilt der 

Antrag nach Satz 1 als gestellt. 

(2) Die Betriebstättenbesteuerung für Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer darf auf 

Antrag einer Religionsgemeinschaft mit Sitz außerhalb des Landes nur angeordnet werden, wenn die 

Religionsgemeinschaft zur Steuererhebung berechtigt ist und die Verwaltung der Kirchensteuer auf die 

dortigen Landesfinanzbehörden übertragen hat. 

(3) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer in einer außerhalb des Bereichs der 

Religionsgemeinschaft gelegenen Betriebstätte nicht oder nicht in der für den Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt maßgebenden Höhe einbehalten und nicht vom Finanzamt nacherhoben, 

kann die Religionsgemeinschaft die Kirchensteuer nacherheben. 

                                                           
133

 Siehe die VOen über die Betriebstättenbesteuerung nach dem Kirchensteuergesetz  

–BetriebsstättenbesteuerungsVO 

–Zweite BetriebsstättenbesteuerungsVO 

–Dritte BetriebsstättenbesteuerungsVO 

–VO Verwaltung der Kirchensteuer der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württembergs und die Betriebsstät-

tenbesteuerung nach dem Kirchensteuergesetz 

 

http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BWKiStG&p=22
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BWBetrStVO
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BWBetrStVO_2
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BWBetrStVO_3
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BWKiStVIsrRg
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BWKiStVIsrRg


§ 23 Erstattung der Verwaltungskosten 

Die Religionsgemeinschaften leisten eine angemessene Verwaltungskostenvergütung. Sie wird vom 

Finanz- und Wirtschaftsministerium im Einvernehmen mit der Religionsgemeinschaft festgesetzt. 

FÜNFTER ABSCHNITT Sonstige Vorschriften 

§ 24 Kirchengemeinden 

(1) Kirchengemeinden erlangen die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts durch 

Anerkennung des Kultusministeriums. Die Kirchengemeinden bleiben Körperschaften des 

öffentlichen Rechts, soweit sie es bisher waren. 

(2) Die Religionsgemeinschaften geben vor Änderungen in dem Bestand der Kirchengemeinden oder 

ihrer Abgrenzung den räumlich beteiligten unteren Verwaltungsbehörden Gelegenheit zur Äußerung. 

Die Änderungen sind dem Kultusministerium mitzuteilen und öffentlich bekanntzumachen. 

(3) Für Gesamtkirchengemeinden gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 24 a Kirchenbezirke und kirchliche Bezirksverbände 

(1) Für die aus Zusammenschlüssen von Kirchengemeinden gebildeten Kirchenbezirke 

(Dekanatsbezirke) gilt § 24 Abs. 1 und 2 entsprechend. 

(2) Verbänden einer Religionsgemeinschaft, die auf Grund kirchlicher Satzung aus mehreren 

Kirchenbezirken zur gemeinsamen Erfüllung bestimmter kirchlicher Aufgaben gebildet werden 

(kirchliche Bezirksverbände), kann das Kultusministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium, in 

dessen Geschäftsbereich der Zweck des Verbands überwiegend fällt, die Rechtsstellung einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts verleihen. § 24 Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 25 Vermögensverwaltung 

(1) Die Religionsgemeinschaften ordnen für sich und ihre Unterverbände, Anstalten und Stiftungen 

die rechtsgeschäftliche Vertretung sowie die Grundzüge des Rechts der Wirtschaftsführung durch 

eigene Satzung. Die Satzung ist dem Kultusministerium mitzuteilen und öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Bezüglich der rechtsgeschäftlichen Vertretung kann die Satzung erst in Kraft treten, wenn das 

Kultusministerium nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung widerspricht. 

(3) § 2 Abs. 3 und 4 gilt sinngemäß. 

§ 26 Austritt aus einer Religionsgemeinschaft 

(1) Jeder hat das Recht, aus einer Religionsgemeinschaft durch eine Erklärung gegenüber dem für 

seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt zuständigen Standesbeamten mit bürgerlicher 

Wirkung auszutreten. Die Erklärung ist persönlich zur Niederschrift abzugeben oder in öffentlich 

beglaubigter Form einzureichen; sie darf keine Bedingungen oder Zusätze enthalten. Der Nachweis 

der Zugehörigkeit zu der Religionsgemeinschaft ist nicht erforderlich. Für Personen unter 14 Jahren 

richtet sich die Berechtigung zur Erklärung des Austritts nach dem Gesetz über die religiöse 

Kindererziehung vom 15. Juli 1921 (RGBl. S. 939). 

(2) Zur Niederschrift abgegebene Austrittserklärungen werden mit der Unterzeichnung der 

Niederschrift, in öffentlich beglaubigter Form eingereichte mit ihrem Eingang wirksam. 



(3) Der Austritt ist dem Ausgetretenen zu bescheinigen und der für den Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt des Ausgetretenen zuständigen Kirchengemeinde oder Religionsgemeinschaft unverzüglich 

mitzuteilen. 

(4) Wer aus einer Religionsgemeinschaft in eine andere übertreten will, kann im Falle einer 

Vereinbarung über den Übertritt zwischen diesen Religionsgemeinschaften nach den Bestimmungen 

dieser Vereinbarung ohne Erklärung des Austritts übertreten. 

SECHSTER ABSCHNITT Schlußbestimmungen 

§ 27 Genehmigung 

Soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Behörde vorgesehen ist, erteilt das Kultusministerium die 

nach diesem Gesetz erforderlichen Genehmigungen, in den Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 4, des § 7 Abs. 3 

und des § 9 Abs. 2 im Einvernehmen mit dem Finanz- und Wirtschaftsministerium. 

§ 28  

(aufgehoben) 

§ 29 Weltanschauungsgemeinschaften 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten für Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften 

des öffentlichen Rechts sind, entsprechend. 

§ 30 Verwaltungsvorschriften 

Das Kultusministerium, das Finanz- und Wirtschaftsministerium und das Innenministerium erlassen 

jeweils für ihren Geschäftsbereich die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 

Verwaltungsvorschriften. 

§ 31 Inkrafttreten, Aufhebung von Rechtsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft* . Es ist erstmals für das Kalenderjahr 

1970 anzuwenden. Für frühere Kalenderjahre werden die Steuern nach dem bisherigen Recht erhoben. 

(2) In den Kalenderjahren 1970 und 1971 gilt für die Erhebung der Steuern nach § 5 Abs. 1 in 

Verbindung mit § 1 Abs. 2 und § 18 hinsichtlich der Höhe des Mindestbetrages (§ 7 Abs. 2) und des 

Kirchgeldes sowie für die Genehmigung und Veröffentlichung von Steuerbeschlüssen das bisherige 

Recht. Bei nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gefaßten Steuerbeschlüssen gilt Satz 1 mit der 

Einschränkung, daß § 9, § 10 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 sowie § 18 Satz 2 und zum Zeitpunkt der 

Beschlußfassung nach diesem Gesetz als Steuerordnung erlassene Vorschriften Anwendung finden. 

(3) Rechtsvorschriften, die diesem Gesetz entsprechen oder widersprechen, treten außer Kraft. Im 

Besonderen werden aufgehoben: 

1.im Land Baden-Württemberg 

a)§ 2 Abs. 1 und 2 sowie § 3 des Gesetzes über die Anwendung bundesrechtlicher Vorschriften des 

allgemeinen Abgabenrechts vom 27. Juni 1955 (GBl. S. 102), zuletzt geändert durch § 40 des 

Grunderwerbsteuergesetzes vom 2. August 1966 (GBl. S. 165), 

b)§ 11 Abs. 1 Satz 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gebiets von Landkreisen vom 22. April 

1968 (GBl. S. 147); 
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2.in den Regierungsbezirken Nordwürttemberg und Nordbaden 

a)das württemberg-badische Gesetz Nr. 1044 zur Ergänzung des Badischen 

Landeskirchensteuergesetzes und des Badischen Ortskirchensteuergesetzes vom 22. November 1949 

(RegBl. S. 222), 

b)das württemberg-badische Gesetz Nr. 410 zur Änderung des Kirchensteuerrechts im Landesbezirk 

Baden vom 21. Januar 1952 (RegBl. S. 3), geändert durch das Gesetz zur Änderung des 

Kirchensteuerrechts vom 30. Januar 1956 (GBl. S. 5), 

c)das württemberg-badische Gesetz Nr. 587 über die Verwaltung von Kirchensteuern im Landesbezirk 

Württemberg vom 1. April 1952 (RegBl. S. 33), geändert durch das Gesetz zur Änderung des 

Kirchensteuerrechts vom 30. Januar 1956 (GBl. S. 5); 

3.in den Regierungsbezirken Nordwürttemberg und Südwürttemberg-Hohenzollern, ausgenommen die 

Landkreise Hechingen und Sigmaringen 

a)§ 2 Abs. 3, § 3 Abs. 1 und 2, §§ 11 bis 47, § 65 Abs. 2 und 3, § 75 Abs. 2 bis 5, § 86 und § 86 a des 

württembergischen Gesetzes über die Kirchen vom 3. März 1924 (RegBl. S. 93), zuletzt geändert im 

Regierungsbezirk Südwürttemberg-Hohenzollern durch das württemberg-hohenzollerische Dritte 

Änderungsgesetz zum Württembergischen Gesetz über die Kirchen vom 4. September 1951 (RegBl. S. 

101) und im Regierungsbezirk Nordwürttemberg durch das württemberg-badische Gesetz Nr. 409 - 

Drittes Änderungsgesetz zum Württ. Gesetz über die Kirchen - vom 1. April 1952 (RegBl. S. 33), 

b)die württembergische Verfügung des Justizministeriums über die Verrichtungen der Standesbeamten 

beim Austritt aus einer Kirche vom 31. März 1924 (RegBl. S. 239), geändert durch die Verordnung 

des Justizministeriums über die Verrichtungen der Standesbeamten beim Austritt aus einer 

Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts vom 9. August 1928 (RegBl. S. 305), 

c)die württembergische Verordnung des Kultministeriums über die Kirchensteuern vom 21. März 

1927 (RegBl. S. 119), geändert durch die Verordnung des Kultusministeriums zur Änderung der 

württembergischen Verordnung über die Kirchensteuern vom 5. April 1956 (GBl. S. 89), 

d)§ 1 Abs. 2 Nr. 2, 3 und 5 sowie die §§ 2, 4 und 7 der württembergischen Verordnung des 

Kultministeriums über die neueren Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts vom 14. Juli 1928 

(Reg Bl. S. 216), 

e)das württembergische Gesetz über die Kirchensteuern vom 3. Juni 1937 (RegBl. S. 45); 

4.in den Regierungsbezirken Nordbaden und Südbaden 

a)das badische Landeskirchensteuergesetz vom 30. Juni 1922 (GVBl. S. 494), zuletzt geändert im 

Regierungsbezirk Südbaden durch das badische Landesgesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts 

vom 28. Juni 1951 (GVBl. S. 119) und im Regierungsbezirk Nordbaden durch das württemberg-

badische Gesetz Nr. 410 zur Änderung des Kirchensteuerrechts im Landesbezirk Baden vom 21. 

Januar 1952 (RegBl. S. 3), 

b)das badische Ortskirchensteuergesetz vom 30. Juni 1922 (GVBl. S. 501), zuletzt geändert im 

Regierungsbezirk Südbaden durch das badische Landesgesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts 

vom 28. Juni 1951 (GVBl. S. 119) und im Regierungsbezirk Nordbaden durch das württemberg-

badische Gesetz Nr. 410 zur Änderung des Kirchensteuerrechts im Landesbezirk Baden vom 21. 

Januar 1952 (RegBl. S. 3). 



c)die badische Katholische Landeskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 

845), geändert durch die badische Verordnung vom 23. Juni 1925 über die Änderung der Katholischen 

Landeskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 173), 

d)die badische Katholische Ortskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 885), 

geändert durch die badische Verordnung vom 23. Juni 1925 über die Änderung der Katholischen 

Ortskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 174), 

e)die badische Evangelische Landeskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 

923), zuletzt geändert durch die badische Verordnung vom 23. Juni 1925 über die Änderung der 

Evangelischen Landeskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 172), 

f)die badische Evangelische Ortskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 977), 

zuletzt geändert durch die badische Verordnung vom 23. Juni 1925 über die Änderung der 

Evangelischen Ortskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 173), 

g)die badische Verordnung zum Vollzug des Landeskirchensteuergesetzes vom 17. Mai 1923 (GVBl. 

S. 107), geändert im Regierungsbezirk Südbaden durch die Verordnung der Landesregierung zur 

Änderung der Ersten Vollzugsverordnung zum badischen Landeskirchensteuergesetz vom 12. 

Dezember 1955 (GBl. S. 271) und im Regierungsbezirk Nordbaden durch die Verordnung des 

Kultusministeriums zur Änderung der Ersten Vollzugsverordnung zum badischen 

Landeskirchensteuergesetz vom 12. Dezember 1955 (GBl. S. 272), 

h)die badische Verordnung zum Vollzug des Ortskirchensteuergesetzes vom 17. Mai 1923 (GVBl. S. 

108), geändert im Regierungsbezirk Südbaden durch die Verordnung der Landesregierung zur 

Änderung der Vollzugsverordnung zum badischen Ortskirchensteuergesetz vom 19. März 1956 (GBl. 

S. 71) und im Regierungsbezirk Nordbaden durch die Verordnung des Kultusministeriums zur 

Änderung der Vollzugsverordnung zum badischen Ortskirchensteuergesetz vom 19. März 1956 (GBl. 

S. 78), 

i)die badische Israelitische Landeskirchensteuer-Verordnung vom 15. Juni 1923 (GVBl. S. 145), 

zuletzt geändert durch die badische Verordnung über die Änderung der israelitischen 

Landeskirchensteuer-Verordnung und der israelitischen Ortskirchensteuer-Verordnung vom 5. 

November 1925 (GVBl. S. 329), 

k)die badische Israelitische Ortskirchensteuer-Verordnung vom 15. Juni 1923 (GVBl. S. 151), zuletzt 

geändert durch die badische Verordnung über die Änderung der israelitischen Landeskirchensteuer-

Verordnung und der israelitischen Ortskirchensteuer-Verordnung vom 5. November 1925 (GVBl. S. 

329), 

l)die badische Altkatholische Kirchensteuer-Verordnung vom 3. Juli 1923 (GVBl. S. 176), geändert 

durch die badische Verordnung über die Änderung der Altkatholischen Kirchensteuer-Verordnung 

vom 6. April 1925 (GVBl. S. 68), 

m)das badische Gesetz über die Verwaltung des Vermögens der Religionsgesellschaften 

(Kirchenvermögensgesetz) vom 7. April 1927 (GVBl. S. 97), 

n)die badische Zweite Verordnung zum Vollzug des Landeskirchensteuergesetzes vom 22. März 1932 

(GVBl. S. 72), 

o)die badische Verordnung über die Erhebung der Landes- und Ortskirchensteuer vom 15. April 1936 

(GVBl. S. 65); 



5.im Regierungsbezirk Südbaden 

a)das badische Landesgesetz zur Ergänzung des Badischen Landeskirchensteuergesetzes und des 

Badischen Ortskirchensteuergesetzes vom 28. Februar 1951 (GVBl. S. 48), 

b)das badische Landesgesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 28. Juni 1951 (GVBl. S. 

119), geändert durch das Gesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 30. Januar 1956 (GBl. S. 

5); 

6.im Regierungsbezirk Südwürttemberg-Hohenzollern das württemberg-hohenzollerische Gesetz über 

die Verwaltung von Kirchensteuern im Lande Württemberg-Hohenzollern vom 8. April 1952 (RegBl. 

S. 32), geändert durch das Gesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 30. Januar 1956 (GBl. S. 

5); 

7.in den Landkreisen Hechingen und Sigmaringen 

a)das preußische Gesetz, betreffend die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für neu zu errichtende 

katholische Pfarrgemeinden vom 29. Mai 1903 (GS S. 182), 

b)das preußische Gesetz, betreffend die Erhebung von Kirchensteuern in den Kirchengemeinden und 

Parochialverbänden der evangelischen Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie vom 14. Juli 

1905 (GS. S. 277), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 

vom 22. März 1960 (GBl. S. 94), 

c)das preußische Gesetz, betreffend die Erhebung von Kirchensteuern in den katholischen 

Kirchengemeinden und Gesamtverbänden vom 14. Juli 1905 (GS. S. 281), zuletzt geändert durch das 

Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. März 1960 (GBl. S. 94), 

d)das preußische Gesetz, betreffend die Erhebung von Abgaben für kirchliche Bedürfnisse der 

Diözesen der katholischen Kirche in Preußen vom 21. März 1906 (GS. S. 105), 

e)die preußische Verordnung über das Inkrafttreten von Gesetzen, betreffend die Erhebung von 

Kirchensteuern vom 23. März 1906 (GS. S. 52), 

f)das preußische Gesetz, betreffend den Austritt aus den Religionsgesellschaften öffentlichen Rechts 

vom 30. November 1920 (GS. 1921 S. 119), 

g)das preußische Staatsgesetz, betreffend die Kirchenverfassungen der evangelischen Landeskirchen 

vom 8. April 1924 (GS. S. 221), 

h)das preußische Gesetz über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 

(GS. S. 585), 

i)die preußische Zuständigkeitsverordnung vom 4. August 1924 zur Ausführung des Staatsgesetzes, 

betreffend die Kirchenverfassungen der evangelischen Landeskirchen vom 8. April 1924 (GS. S. 594), 

k)die preußische Anordnung vom 24. Oktober 1924 zur Ausführung des Gesetzes über die Verwaltung 

des katholischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 (GS. S. 732), 

l)die Anordnung des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, betreffend die 

Veröffentlichungen der Regelung der Rechtsgültigkeit der Beschlüsse der kirchlichen 

Verwaltungsorgane durch die bischöflichen Behörden vom 20. Februar 1928 (GS. S. 12), 



m)das preußische Gesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts der evangelischen Landeskirchen vom 

3. Mai 1929 (GS. S. 35), 

n)das preußische Gesetz zur Änderung des Kirchensteuer- und Umlagerechts der katholischen Kirche 

vom 3. Mai 1929 (GS. S. 43), 

o)das preußische Gesetz über die Kirchensteuer der Ledigen vom 6. Oktober 1936 (GS. S. 153), 

p)die preußische Verordnung vom 11. Dezember 1939 zur Ausführung des Gesetzes über die 

Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 (GS. S. 118), 

q)die preußische Verordnung zur Änderung des Kirchensteuerrechts der katholischen Kirche in 

Preußen vom 23. Juli 1940 (GS. S. 40), 

r)die Verordnung der Landesregierung zur Durchführung der in den Landkreisen Hechingen und 

Sigmaringen geltenden Kirchensteuergesetze (Zuständigkeitsverordnung) vom 19. März 1956 (GBl. S. 

72). 

(4) Sofern in anderen Gesetzen auf die nach Absatz 3 außer Kraft tretenden Vorschriften verwiesen 

wird, treten die entsprechenden Bestimmungen dieses Gesetzes in der jeweils geltenden Fassung an 

ihre Stelle. Soweit die in Absatz 3 genannten Vorschriften für die Religionsgemeinschaften und ihre 

örtlichen Gemeinden Kostenfreiheit vorsehen, bleibt diese bestehen. Wo in Bestimmungen des 

badischen Gesetzes die Kirchen- und Schulbaulichkeiten betreffend vom 26. April 1808 (RegBl. S. 

462) das Kirchspiel genannt ist, treten an dessen Stelle die Kirchengemeinden, die zum Gebrauch der 

Baulichkeiten berechtigt sind. 

(5) Der Bestand und die vorrangige Inanspruchnahme der nicht auf diesem Gesetz beruhenden 

Verpflichtungen zur Befriedigung kirchlicher Bedürfnisse bleiben unberührt. 

 

 

13.2.2 Landesgebührengesetz [von Baden-Württemberg] (LGebG) 

Vom 14.12.2004 (GBl. 2004, 895), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.10.2008 

(GBl. S. 313, 325) 

§ 10 Persönliche Gebührenfreiheit 

(…) 

(3) Die Kirchen und die sonstigen als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkannten Religions- 

und Weltanschauungsgemeinschaften sowie deren Untergliederungen und Mitgliedsverbände und die 

ihnen zugeordneten Einrichtungen, Anstalten und Stiftungen sind gebührenbefreit. 

(…) 

 

 



13.2.3 Landesjustizkostengesetz [von Baden-Württemberg] 

Vom 30.03.1971 (GVBl. BW S. 96) in der Fassung vom 15.01.1993 

(GVBl. BW S. 110,ber. S. 244), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.12.2012 

(GVBl. BW S. 657) 

Zweiter Abschnitt   Gebührenbefreiungen, Stundung und Erlaß von Kosten 

§ 7   Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, die die ordentlichen Gerichte in Zivilsachen, die Behörden der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie die Behörden der Justiz- und der Arbeitsgerichtsverwaltung 

erheben, sind befreit: 

1. Kirchen, andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sowie ihre Unterverbände, 

Anstalten und Stiftungen, jeweils soweit sie juristische Personen des öffentlichen Rechts sind; 

(...) 

(3) Die Gebührenfreiheit nach den Absätzen 1 und 2 gilt auch für Beurkundungs- und 

Beglaubigungsgebühren. Die Gebührenfreiheit nach Absatz 1 gilt ferner für die Gebühren der 

Gerichtsvollzieher; Gebühren, die nicht beim Schuldner beigetrieben werden können, sind vom 

Gläubiger zu erstatten. 

 

 

13.2.4 Verordnung des Finanz- und Wirtschaftsministeriums über die Verwaltung 

der Kirchensteuer der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württembergs und 

die Betriebstättenbesteuerung nach dem Kirchensteuergesetz 

[von Baden - Württemberg] 

Vom 11.10.1979 (GBl. 1979, 492), zuletzt geändert durch VO vom 25.01.2012 (GBl. S. 65, 

77) 

 

Auf Grund von § 17 Abs. 1 Satz 1 und § 22 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Erhebung von Steuern 

durch öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften in Baden-Württemberg (Kirchensteuergesetz - 

KiStG) in der Fassung vom 15. Juni 1978 (GBl. S. 370) wird im Einvernehmen mit dem Ministerium 

für Kultus und Sport verordnet: 

§ 1 [Verwaltung] 

Die Verwaltung der als Zuschlag zur Einkommensteuer erhobenen Kirchensteuer der Israelitischen 

Religionsgemeinschaft Württembergs wird auf die Landesfinanzbehörden übertragen. 

§ 2 [Einbehaltung der Kirchenlohnsteuer] 

Kirchenlohnsteuer (§ 20 KiStG) behält der Arbeitgeber vom Arbeitslohn der Arbeitnehmer, die nach 

dem Eintrag auf der Lohnsteuerkarte der Israelitischen Religionsgemeinschaft Württembergs 

angehören und in deren Bereich einen Wohnsitz oder den gewöhnlichen Aufenthalt haben, auch dann 

ein, wenn sich die Betriebsstätte außerhalb des Bereichs der Religionsgemeinschaft befindet. 



§ 3 [Abführen der Kirchenlohnsteuer] 

Der Arbeitgeber führt die nach § 2 einbehaltene Kirchenlohnsteuer zusammen mit der sonst von ihm 

einbehaltenen Kirchenlohnsteuer an das für die Betriebstätte zuständige Finanzamt ab. 

§ 4 [Inkrafttreten] 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Sie ist bei der 

Kircheneinkommensteuer erstmals für den Veranlagungszeitraum 1981, bei der Kirchenlohnsteuer 

erstmals bei der Besteuerung des Arbeitslohns, der nach den Bestimmungen des 

Einkommensteuergesetzes dem Kalenderjahr 1981 zugeordnet wird, anzuwenden. 

 

 

13.2.5 Württ. Verordnung des Staatsministeriums über dieStaatsleistungen zu dem 

kirchlichen Besoldungs- und Pensionsbedarf  

Vom 28.03.1924 (Württ. RegBl. 1924, 183) 

 

Auf Grund des Ermächtigungsgesetzes vom 24. Dezember 1923 (Reg.Bl. S. 525) wird nach Anhörung 

eines Ausschusses des Landtags angeordnet: 

§ 1 

(1) Der evangelischen Kirche werden im Rechnungsjahr 1924 für die Dienst- und Pensionsbezüge der 

Geistlichen folgende Staatsleistungen gewährt: 

1.für die Grundgehalte der Pfarreien . . . . . . . . . . . . .2750000 Goldmark, 

2.für die Grundvergütungen der Hilfsgeistlichenstellen . . . . . .136000 Goldmark, 

3.für die Frauen- und Kinderzuschläge der Pfarrer und Hilfsgeistlichen340000 Goldmark, 

4.für die Ruhestandsgeistlichen samt den Prälaten, den Geistlichen an Anstalten der Inneren Mission 

und den Geistlichen der Brüdergemeinden Korntal und Wilhelmsdorf . . . . . . . . . . ..442000 Goldmark, 

5.für die Hinterbliebenen der Geistlichen (Nr. 4) . . . . . . . . .439000 Goldmark. 

(2) Die Staatsleistung zum Grundgehalt des Leiters der Lehrgänge für Predigtamtsbewerber ist in die 

Staatsleistung zu den Grundgehalten der Pfarreien nicht eingerechnet. 

§ 2 

(1) Der katholischen Kirche werden im Rechnungsjahr 1924 für die Dienst- und Pensionsbezüge der 

Geistlichen folgende Staatsleistungen gewährt: 

1.für die Pfarreien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .1590000 Goldmark, 

2.für die Kaplaneien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .140000 Goldmark, 

3.für die Hilfsgeistlichenstellen . . . . . . . . . . . . . . . .60000 Goldmark, 



4.für die Ruhestandsgeistlichen samt den Domgeistlichen, den Geistlichen an dem Priesterseminar und 

den Konvikten und den Geistlichen an charitativen Anstalten, ohne die Präzeptoratskapläne . .207000 

Goldmark. 

(2) Die Staatsleistungen für die Pfarreien, Kaplaneien und Hilfsgeistlichenstellen schließen diejenigen 

Leistungen zum Einkommen der Kirchenstellen in sich, die der Staat zum Ersatz der von ihm 

erworbenen Pfründbestandteile der beteiligten Stelle oder aus anderen Gründen in rechtlich bindender 

Weise übernommen hat. Die Scheidung dieser Leistungen und der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und § 2 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 enthaltenen Zuschüsse bleibt dem Staatshaushaltsplan vorbehalten. 

§ 3 

(1) Das Kultministerium wird ermächtigt, in den Monaten April bis Juni 1924 im Bedarfsfall auf 

Ansuchen der Oberkirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Finanzministerium Vorauszahlungen 

auf die Staatsleistungen späterer Monate des Rechnungsjahres 1924 zu gewähren. 

(2) Die in Kap. 48 a des Staatshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1924 vorgesehenen Beihilfen 

werden auf den Zuschußbedarf für das Diensteinkommen der evangelischen und katholischen 

Kirchenstellen, die Frauenzuschläge, Kinderzuschläge und Kinderbeihilfen der evangelischen 

Geistlichen und die Pensionen der evangelischen und katholischen Geistlichen während dieses ganzen 

Rechnungsjahres ausgedehnt. Wenn jedoch die Frucht-, Wein- oder Holzbesoldungsleistungen der 

Kirchengemeinden oder Kirchenpflegen für Kirchenstellen im Rechnungsjahr 1923 hinter dem Soll 

der Vorkriegsleistungen zurückbleiben, werden die Beihilfen um den Wert der ausgefallenen 

Leistungen gekürzt. 

§ 4 

(1) Wenn sich im Rechnungsjahr 1924 der Goldmarkbetrag der Beamtenbezüge nach der auf 1. April 

1924 zu erwartenden Aufbesserung wiederholt ändert, so kann das Kultministerium mit Zustimmung 

des Finanzministeriums die in den §§ 1 und 2 festgesetzten Staatsleistungen für dieses Rechnungsjahr 

in demselben Verhältnis ändern, in dem die Goldmarkbeträge der entsprechenden Bezüge der Beamten 

geändert werden. 

(2) Eine Erhöhung der Staatsleistung für die evangelischen und katholischen Pfarreien kann aus der 

Summe der Staatsleistung und des Betrags berechnet werden, mit dem die Einnahmen der kirchlichen 

Besoldungskasse und das Pfründeinkommen der katholischen Pfarreien bei der Festsetzung der 

Staatsleistung veranschlagt worden sind. 

(3) Die Staatsleistung für die Kaplaneien kann von den Ministerien nicht über den Betrag erhöht 

werden, der in Kap. 51 Tit. 1 und 2 des Staatshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1918 für die 

Kaplaneien verabschiedet worden ist. 

§ 5 

(1) Die Gehalts- und Pensionsordnungen der Pfarrer und Kapläne sind dem Kultministerium 

vorzulegen. Zu diesen Ordnungen gehören auch die Vorschriften über die Ermittlung und Festsetzung 

des Pfründeinkommens bei der Berechnung der Ergänzungszulagen der katholischen Pfarrer und 

Kapläne. 

(2) Innerhalb eines Monats nach der Vorlegung kann das Kult- oder Finanzministerium Erinnerungen 

erheben. § 66 Abs. 2 des Gesetzes über die Kirchen findet entsprechende Anwendung. 



§ 6 

Der israelitischen Religionsgemeinschaft werden im Rechnungsjahr 1924 für die Rabbiner, Vorsänger 

und Religionslehrer folgende Staatszuschüsse gewährt: 

1.zu den Grundgehalten, Frauen- und Kinderzuschlägen . . . . . .15000 Goldmark, 

2.zu den Ruhegehalten und Hinterbliebenenpensionen . . . . . . . .3000 Goldmark. 

§ 7 

(1) Die Art. 3 und 5 des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 31. Mai 1920 (Reg.Bl. S. 367) werden 

aufgehoben. 

(2) Für Besoldungsverpflichtungen des Staats gegenüber Kirchengemeinden gilt Art. 7 der 

Verordnung der Reichsregierung über die 12. Ergänzung des Besoldungsgesetzes vom 12. Dezember 

1923 (Reichs-Gesetzbl. I S. 1181), auch soweit sie vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung fällig 

geworden sind. 

(3) Soweit eine Kirche durch Vereinbarung mit dem Kultministerium die Verpflichtungen des Staats 

zu Besoldungsleistungen für Organisten, Mesner und andere Beamte oder Angestellte der 

Kirchengemeinden oder für den sachlichen oder vermischten Aufwand der Kirchengemeinden oder 

Kirchenstellen übernimmt, kann sie für die Dauer der Vereinbarung die Aufwertung der Leistungen 

regeln und die Verpflichtungen ändern. Das Kultministerium wird ermächtigt, bei dem Abschluß einer 

solchen Vereinbarung der Kirche eine Pauschvergütung im Goldmarkbetrag der Vorkriegsleistungen 

für diese Zwecke (zu vergl. Kap. 48 Tit. 4, 50 Tit. 4 und Tit. 10 Nr. 1, 51 Tit. 4 und 54 Tit. 1 Nr. 1 des 

Staatshaushaltsplans für die Rechnungsjahre 1913/14) zu gewähren; die Vereinbarung bedarf der 

Zustimmung des Finanzministeriums. 

§ 8 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1924 an in Kraft, soweit nicht in § 7 Abs. 2 etwas 

anderes bestimmt ist. 

 

 

13.3 Bayern 

13.3.1 Gesetz über die Erhebung von Steuern durch Kirchen, Religions- und 

weltanschauliche Gemeinschaften [von Bayern] 

(Kirchensteuergesetz - KirchStG) 

Vom 21.11.1994 (GVBl 1994, 1026), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2008 

(GVBl. 2008, 973) 

1. Teil Besteuerungsrecht und Steuerpflicht 

Art. 1 [Erhebung von Kirchensteuern] 

(1) Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie weltanschauliche Gemeinschaften, die 

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, sind berechtigt, Steuern (Kirchensteuern) zu erheben. 



(2) Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie weltanschaulichen Gemeinschaften werden auf 

Antrag die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verliehen, wenn sie 

1. durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten, 

2. rechtstreu sind und 

3. ihren Sitz in Bayern oder in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland haben, sofern 

ihnen dort die Körperschaftsrechte verliehen worden sind. 

Die Gewähr der Dauer nach Satz 1 Nr. 1 setzt auch voraus, dass die Gemeinschaft in der Lage ist, 

ihren finanziellen Verpflichtungen auf Dauer nachzukommen. Die Antragsteller haben das Vorliegen 

der Verleihungsvoraussetzungen darzulegen. 

(3) Die rechtswidrige Verleihung der Körperschaftsrechte kann, auch nachdem sie unanfechtbar 

geworden ist, mit Wirkung für die Zukunft oder in den Fällen des Art. 48 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 des 

Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) auch mit Wirkung für die Vergangenheit 

zurückgenommen werden. Eine rechtmäßige Verleihung kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 

werden, wenn 

1. die Gemeinschaft dies beantragt, 

2. die Gemeinschaft nicht mehr die Eigenschaft einer Religionsgemeinschaft oder weltanschaulichen 

Gemeinschaft besitzt, 

3. an der Rechtstreue der Gemeinschaft begründete Zweifel bestehen, 

4. die Gemeinschaft überschuldet oder zahlungsunfähig ist, 

5. die Gemeinschaft seit einem Jahr handlungsunfähig ist, weil sie keine verfassungsmäßigen Vertreter 

hat, oder 

6. die Gemeinschaft ihren Sitz in das Ausland verlegt. 

Auf Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie auf weltanschauliche Gemeinschaften, die bei In-

Kraft-Treten der Verfassung vom 2. Dezember 1946 Körperschaften des öffentlichen Rechts waren, 

finden Sätze 1 und 2 Nrn. 2 bis 6 keine Anwendung. 

(4) Mit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit von Rücknahme oder Widerruf der Verleihung verliert die 

Gemeinschaft die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts. Auf sie finden die Vorschriften 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) über Vereine Anwendung, sofern sich aus ihrer Verfassung 

nichts anderes ergibt. 

(5) Zuständig für die Verleihung, die Rücknahme und den Widerruf ist das Staatsministerium für 

Unterricht und Kultus. Die Verleihung, die Rücknahme und der Widerruf sind amtlich bekannt zu 

machen. Gleiches gilt, wenn eine Körperschaft des öffentlichen Rechts wegen Beendigung der 

Gemeinschaft nicht mehr besteht. 

Art. 2 [Gemeinschaftliche Steuerverbände] 

(1) Gemeinschaftliche Steuerverbände sind die in Art. 1 genannten Gemeinschaften. Als 

gemeinschaftlicher Steuerverband gelten für die Römisch- Katholische Kirche die Diözese und für das 

israelitische Bekenntnis der Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden in Bayern. 



(2) Gemeindliche Steuerverbände sind - soweit Körperschaften des öffentlichen Rechts - die 

Kirchengemeinden (Pfarr-, Mutter- und Tochtergemeinden), die Religionsgemeinden und die von 

weltanschaulichen Gemeinschaften eingerichteten örtlichen Verbände. Die Gesamtkirchengemeinden 

gelten an Stelle der beteiligten Pfarr-, Mutter- und Tochtergemeinden als Steuerverbände. 

(3) Gemeinden und örtlichen Verbänden im Sinn des Abs. 2 wird die Eigenschaft einer Körperschaft 

des öffentlichen Rechts auf Antrag des gemeinschaftlichen Steuerverbands durch das 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus verliehen.  

Art. 3 [Gläubiger der Kirchenumlage und des Kirchgelds] 

(1) Gläubiger der Kirchenumlagen und des besonderen Kirchgelds sind die gemeinschaftlichen 

Steuerverbände, Gläubiger des Kirchgelds sind die gemeindlichen Steuerverbände. 

(2) Schuldner der Kirchensteuern sind die Angehörigen der in Art. 1 genannten Gemeinschaften. 

(3) Der Eintritt in eine solche Gemeinschaft bestimmt sich nach dem jeweiligen Satzungsrecht der 

betreffenden Gemeinschaft. 

(4) Der Austritt bedarf zur öffentlich-rechtlichen Wirkung der mündlichen oder schriftlichen 

Erklärung bei dem Standesamt des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltsorts. Die schriftliche 

Erklärung muss öffentlich beglaubigt sein; § 129 BGB gilt entsprechend. Bei einem Übertritt von 

einer in Art. 1 genannten Gemeinschaft in eine andere solche Gemeinschaft genügt abweichend von 

den Sätzen 1 und 2 eine Mitteilung der aufnehmenden Gemeinschaft an das Standesamt, wenn eine 

Vereinbarung über diese Form des Übertritts getroffen wurde. 

Art. 4 [Gemeinschaftliche und gemeindliche Steuerverbände] 

Die Kirchensteuern können unbeschadet Art. 16 Abs. 2 und Art. 22 Satz 5 einzeln oder nebeneinander 

erhoben werden 

1. in Form von Kirchenumlagen nach dem Maßstab der Einkommensteuer (veranlagte und im 

Abzugsverfahren erhobene Einkommensteuer) als Kircheneinkommen-, Kirchenlohn- und 

Kirchenkapitalertragsteuer, nach dem Maßstab der Grundsteuermessbeträge als Kirchengrundsteuer, 

2. in Form von Kirchgeld, 

3. in Form von besonderem Kirchgeld von Umlagepflichtigen, deren Ehegatte keiner Kirche, 

Religionsgemeinschaft oder weltanschaulichen Gemeinschaft angehört, die Körperschaft des 

öffentlichen Rechts ist. 

Art. 5 [Satzung des Steuerverbands] 

Jeder Steuerverband muß eine Vertretung haben, die durch Satzung bestimmt wird. In der Satzung 

muß folgenden Mindestforderungen genügt werden: 

1. Jede Steuerverbandsvertretung muß einen Vorsitzenden und mindestens zwei weitere Mitglieder 

haben. Sie müssen sämtlich im Bereich des Steuerverbands wohnen und kirchensteuerpflichtig sein. 

Die Mehrheit der Mitglieder einschließlich des Vorsitzenden muß die deutsche Staatsangehörigkeit 

besitzen. 

2. Die Beschlußfähigkeit muß von der gehörigen Ladung der Mitglieder der Steuerverbandsvertretung 

abhängig gemacht werden. 



3. Über die Beschlüsse muß fortlaufende Niederschrift geführt werden, die vom Vorsitzenden und 

einem weiteren Mitglied zu unterzeichnen ist und die erforderlichen Feststellungen zur Beurteilung 

der Beschlußfähigkeit sowie das Ergebnis der Abstimmung zu enthalten hat. 

4. Für die Entscheidung von Streitigkeiten über den Vollzug der Satzung muß ein geordnetes 

Verfahren vorgesehen werden. 

2. Teil Kirchenumlagen 

Erster Abschnitt Kircheneinkommen-, Kirchenlohn- und Kirchenkapitalertragsteuer 

I. Allgemeine Vorschriften 

Art. 6 [Umlagepflichtige] 

(1) Umlagepflichtig sind die Angehörigen der in Art. 1 genannten Gemeinschaften, die im Freistaat 

Bayern einen Wohnsitz oder den gewöhnlichen Aufenthalt haben und mit einem Steuerbetrag zur 

Einkommensteuer veranlagt sind oder von deren Einkünften ein Steuerabzug vorgenommen wird. Von 

der Umlagepflicht sind Arbeitnehmer mit einem Wohnsitz oder dem gewöhnlichen Aufenthalt im 

Freistaat Bayern insoweit ausgenommen, als sie in einem anderen Land zur Umlage im 

Lohnabzugsverfahren herangezogen werden. 

(2) Umlagepflichtig sind außerdem die außerhalb des Freistaates Bayern wohnhaften Angehörigen der 

entsprechenden Gemeinschaften, soweit für ihre Einkünfte aus einer im Freistaat Bayern gelegenen 

Betriebsstätte im Sinn des Lohnsteuerrechts Lohnsteuer einbehalten wird.
 
Umlagepflichtig sind auch 

die außerhalb des Freistaates Bayern wohnhaften Angehörigen einer nach diesem Gesetz oder dem 

Recht ihres Wohnsitzlandes für die Kirchenkapitalertragsteuer hebeberechtigten Gemeinschaft, soweit 

ein in Bayern ansässiger Abzugsverpflichteter von ihren Kapitalerträgen Kirchenkapitalertragsteuer 

einbehält und abführt; hierbei ist der nach Art. 8 Abs. 1 Satz 4 bestimmte Umlagesatz anzuwenden. 

(3) Die Umlagepflicht besteht für den gleichen Zeitraum, für den die Pflicht zur Entrichtung der 

betreffenden Maßstabsteuer besteht. Treten ihre sonstigen Voraussetzungen erst nach Beginn dieses 

Zeitraums ein oder fallen sie vor Ablauf desselben weg, so beginnt oder endet die Umlagepflicht mit 

dem Anfang des nächsten Kalendermonats. 

Art. 7 [Erhebungszeitraum] 

Die Kircheneinkommen-, die Kirchenlohn- und die Kirchenkapitalertragsteuer werden für den 

gleichen Zeitraum erhoben, für den die Maßstabsteuer erhoben wird. 

Art. 8 [Umlagesatz] 

(1) Die Kircheneinkommen-, die Kirchenlohn- und die Kirchenkapitalertragsteuer werden nach einem 

einheitlichen Umlagesatz erhoben. Die umlageerhebenden gemeinschaftlichen Steuerverbände 

bestimmen gemeinsam die Höhe des Umlagesatzes; der Umlagesatz darf zehn v.H. der Einkommen-, 

Lohn- und Kapitalertragsteuer nicht übersteigen. Einigen sich die umlageerhebenden 

gemeinschaftlichen Steuerverbände nicht auf einen einheitlichen Umlagesatz, so bestimmt das 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 

Finanzen auf Antrag eines gemeinschaftlichen Steuerverbands den Umlagesatz.
 

Die 

Kirchenkapitalertragsteuer ist nach dem Umlagesatz der außerhalb Bayerns umlageerhebenden 

Gemeinschaft zu erheben, wenn der Gläubiger der Kapitalerträge dieser Gemeinschaft angehört. 



(2) Vor Erhebung der Kircheneinkommen-, der Kirchenlohn- und der Kirchenkapitalertragsteuer ist 

die Einkommen-, Lohn- und Kapitalertragsteuer nach Maßgabe des § 51a des 

Einkommensteuergesetzes zu ermitteln. 

II. Kircheneinkommensteuer 

Art. 9 [Konfessionsverschiedene oder glaubensverschiedene Ehen] 

(1) Gehören nicht dauernd getrennt lebende umlagepflichtige Ehegatten verschiedenen 

umlageerhebenden Gemeinschaften an (konfessionsverschiedene Ehe), so wird die Umlage 

1. in den Fällen der getrennten Veranlagung zur Einkommensteuer aus der nach Art. 8 Abs. 2 

ermittelten Einkommensteuer jedes Ehegatten, 

2. in den Fällen der Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer für jede der beteiligten 

Gemeinschaften aus dem Teil der gemeinsamen nach Art. 8 Abs. 2 ermittelten Einkommensteuer 

erhoben, die auf ihn entfällt. Zur Feststellung des Anteils ist die für die Ehegatten veranlagte 

gemeinsame, nach Art. 8 Abs. 2 ermittelte Einkommensteuer im Verhältnis der Einkünfte eines jeden 

Ehegatten aufzuteilen; § 51a Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes findet entsprechende 

Anwendung. Soweit die Einkommensteuer mit dem Steuersatz nach § 32d Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes ermittelt wird, ist sie zur Berechnung der Umlage der Einkommensteuer 

dem Ehegatten zuzurechnen, der Gläubiger der Kapitaleinkünfte ist; bei gemeinschaftlicher 

Beteiligung beider Ehegatten an den Kapitaleinkünften erfolgt die Zurechnung nach dem Verhältnis 

der Beteiligung. 

(2) Gehört ein nicht dauernd getrennt lebender Ehegatte keiner umlageerhebenden Gemeinschaft an 

(glaubensverschiedene Ehe), so wird die Umlage 

1. in den Fällen der getrennten Veranlagung zur Einkommensteuer aus der nach Art. 8 Abs. 2 

ermittelten Einkommensteuer des umlagepflichtigen Ehegatten, 

2. in den Fällen der Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer für den umlagepflichtigen 

Ehegatten aus dem Teil der gemeinsamen nach Art. 8 Abs. 2 ermittelten Einkommensteuer erhoben, 

der auf diesen Ehegatten entfällt. Abs. 1 Nr. 2 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

Art. 10 [Ehegatten als Gesamtschuldner] 

Wenn beide Ehegatten der gleichen umlageerhebenden Gemeinschaft angehören und zur 

Einkommensteuer zusammen veranlagt werden, sind sie für die Kircheneinkommensteuer 

Gesamtschuldner. 

Art. 11 [Anrechnung der Kirchenlohnsteuer] 

Bei Umlagepflichtigen, die zur Kircheneinkommensteuer veranlagt werden, wird die einbehaltene 

Kirchenlohnsteuer und auf Antrag die einbehaltene Kirchenkapitalertragsteuer auf die 

Kircheneinkommensteuer angerechnet. 

Art. 12 [Vorauszahlungen] 

Die Umlagepflichtigen haben Vorauszahlungen auf die Umlagen zur veranlagten Einkommensteuer 

nach Maßgabe der nach Art. 8 Abs. 2 ermittelten Einkommensteuer-Vorauszahlungen an deren 

Fälligkeitstagen zu entrichten. Die Vorauszahlungen werden auf die Umlageschuld angerechnet. 



III. Kirchenlohn- und Kirchenkapitalertragsteuer 

Art. 13 [Abzug vom Arbeitslohn] 

(1) Die Vorschriften über den Lohnsteuerabzug und den Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den 

Arbeitgeber gelten entsprechend. 

(2) Arbeitgeber, in deren Betrieb die Lohnsteuerberechnung und die Führung des Lohnkontos von 

einer innerhalb des Freistaates Bayern gelegenen Betriebsstätte im Sinn des Lohnsteuerrechts 

vorgenommen werden, haben die Kirchenlohnsteuer für den umlagepflichtigen Arbeitnehmer bei jeder 

mit Lohnsteuerabzug verbundenen Lohnzahlung einzubehalten und mit der Lohnsteuer an das 

Finanzamt abzuführen, an das die Lohnsteuer zu entrichten ist. 

(3) Gehören nicht dauernd getrennt lebende Ehegatten verschiedenen umlageerhebenden 

Gemeinschaften an (konfessionsverschiedene Ehe), so wird die Kirchenlohnsteuer für jeden Ehegatten 

nur aus der von diesem Ehegatten zu entrichtenden, nach Art. 8 Abs. 2 ermittelten Lohnsteuer 

erhoben. Gehört ein Ehegatte keiner umlageerhebenden Gemeinschaft an (glaubensverschiedene Ehe), 

so wird die Kirchenlohnsteuer für den anderen Ehegatten nur aus der von diesem Ehegatten zu 

entrichtenden, nach Art. 8 Abs. 2 ermittelten Lohnsteuer erhoben. 

(4) Wird die Lohnsteuer für mehrere Arbeitnehmer eines Betriebs ohne Ausscheidung auf den 

einzelnen Arbeitnehmer in einem Pauschalbetrag erhoben, so ist auch für die Kirchenlohnsteuer ein 

Pauschalbetrag festzusetzen. 

Art. 13a [Abzug der Kirchenkapitalertragssteuer] 

Der Kirchensteuerabzugsverpflichtete zieht die Kirchenkapitalertragsteuer von den Kapitalerträgen ab 

und führt sie an das Finanzamt ab, an das die Kapitalertragsteuer nach den für die Einkommensteuer 

geltenden Vorschriften zu entrichten ist. Die Vorschriften des § 51a des Einkommensteuergesetzes 

über den Abzug der Kirchenkapitalertragsteuer sind anzuwenden. Dem Abzugsverpflichteten kann 

durch Rechtsverordnung aufgegeben werden, die Angaben zu übermitteln, die erforderlich sind, um 

die Kirchenkapitalertragsteuer auf die für den jeweiligen Wohnsitz der Gläubiger der Kapitalerträge 

hebeberechtigten Gemeinschaften zu verteilen. 

Art. 14 [Haftung des Arbeitgebers und Inanspruchnahme des Arbeitnehmers] 

Auf die Haftung des Arbeitgebers und die Inanspruchnahme des Arbeitnehmers für die 

Kirchenlohnsteuer oder des Kirchensteuerabzugsverpflichteten für die Kirchenkapitalertragsteuer 

finden die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes über die Haftung des Abzugsverpflichteten und 

die Inanspruchnahme des Steuerschuldners für die Lohn- oder Kapitalertragsteuer entsprechende 

Anwendung. 

Art. 15 [Erhebung für kleine Gemeinschaften] 

(1) Für Gemeinschaften, die in Bayern weniger als 25000 Mitglieder haben, gelten die Art. 13 bis 14 

nicht, es sei denn, sie sind nach dem Recht eines anderen Landes zur Erhebung der 

Kirchenkapitalertragsteuer berechtigt. Es bleibt diesen Gemeinschaften überlassen, ihre lohn- oder 

kapitalertragsteuerpflichtigen Mitglieder zur Umlage heranzuziehen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Gemeinschaften, für die schon vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die 

Umlagen zur Lohnsteuer im Weg des Abzugs vom Arbeitslohn erhoben worden sind. 

Art. 15a [Kirchensteuerabzugsdaten] 



Der Arbeitgeber oder Kirchensteuerabzugsverpflichtete darf die für den Kirchensteuerabzug erlangten 

Daten nur für den Steuerabzug verwenden; für andere Zwecke darf er sie nur verwenden, soweit der 

Kirchensteuerpflichtige zustimmt oder dies gesetzlich zugelassen ist. 

Zweiter Abschnitt Kirchengrundsteuer 

Art. 16 [Kirchengrundsteuer] 

(1) Die in Art. 1 genannten Gemeinschaften werden ermächtigt, zum Zweck der Erhebung von 

Kirchengrundsteuer eigene Steuerordnungen zu erlassen. Diese müssen vorsehen, unter welchen 

Voraussetzungen, in welchem Zeitraum und mit welchem Umlagesatz der Grundbesitz zur 

Entrichtung von Kirchengrundsteuer heranzuziehen ist. 

(2) Die Kirchengrundsteuer wird nur insoweit erhoben, als sie die Kircheneinkommensteuer sowie die 

hierauf nicht angerechnete Kirchenlohn- und Kirchenkapitalertragsteuer übersteigt. 

(3) Der Kirchengrundsteuer dürfen nur diejenigen Grundstücke unterworfen werden, die im Bereich 

des Freistaates Bayern gelegen sind, und nur insoweit, als ein Angehöriger der erhebenden 

Gemeinschaft Eigentümer ist. 

(4) Der Umlagesatz für die Kirchengrundsteuer darf zehn v.H. des Grundsteuermeßbetrags nicht 

übersteigen. 

(5) Die Unterlagen, deren die Steuerverbände für die Besteuerung bedürfen, werden ihnen von den 

zuständigen Staats- und Gemeindebehörden zur Verfügung gestellt. 

(6) Die Steuerordnungen sind dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus und dem 

Staatsministerium der Finanzen spätestens zwei Monate vor deren Inkrafttreten vorzulegen. Für die 

Änderung der Steuerordnungen gilt diese Bestimmung entsprechend. 

Dritter Abschnitt Verwaltung und Rechtsbehelfe 

Art. 17 [Verwaltung der Umlagen] 

(1) Die Umlagen werden von den gemeinschaftlichen Steuerverbänden selbst verwaltet, soweit dieses 

Gesetz nichts anderes bestimmt. Darüber hinaus überträgt das Staatsministerium der Finanzen auf 

Antrag einer umlageerhebenden Gemeinschaft die Verwaltung der Kircheneinkommensteuer für diese 

Gemeinschaft den Finanzämtern. Eine Übertragung findet nicht statt, wenn eine Gemeinschaft in 

Bayern weniger als 25 000 Mitglieder hat. 

(2) Die Verwaltung der im Abzugsverfahren zu erhebenden Kirchenlohn- und der 

Kirchenkapitalertragsteuer steht, außer in den Fällen des Art. 15 Abs. 1, den Finanzämtern zu.
 
Die 

Erstattung der Kirchenlohnsteuer obliegt den gemeinschaftlichen Steuerverbänden, soweit nicht die 

Kirchenlohnsteuer in Zusammenhang mit dem Lohnsteuer-Jahresausgleich vom Arbeitgeber erstattet 

wird. 

(3) Soweit die Umlagen von den gemeinschaftlichen Steuerverbänden selbst verwaltet werden, obliegt 

auf deren Ersuchen die Beitreibung der Umlagerückstände den Finanzämtern. 

 

Art. 18 [Anzuwendende Vorschriften; Rechtsbehelfe] 



(1) Für die Verwaltung der Kirchenumlagen gelten, soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes 

bestimmt ist, sinngemäß die Vorschriften der Abgabenordnung und des 

Verwaltungszustellungsgesetzes in der jeweiligen Fassung. Das gleiche gilt für Rechtsvorschriften, die 

zur Durchführung der in Satz 1 bezeichneten Gesetze erlassen worden sind oder erlassen werden. Die 

Kleinbetragsverordnung gilt für die Verwaltung der Kirchenumlagen nicht. 

(2) Die Zinsvorschriften, die Straf- und Bußgeldvorschriften der Abgabenordnung sowie deren 

Vorschriften über das Straf- und Bußgeldverfahren finden auf die Kirchenumlagen keine Anwendung. 

(3) Soweit die Kirchenumlagen von den gemeinschaftlichen Steuerverbänden verwaltet werden, sind 

Vorschriften über Zwangsmittel nur mit der Maßgabe anzuwenden, daß für die Anordnung des 

Zwangsmittels das für den Wohnort des Umlagepflichtigen zuständige Finanzamt zuständig ist. Die 

zuständige Behörde des gemeinschaftlichen Steuerverbands kann das Finanzamt um die Anordnung 

des Zwangsmittels ersuchen. Andere Zwangsmittel als die Anordnung eines Zwangsgeldes sind 

unzulässig. 

(4) Gegen die Kirchensteuerfestsetzung können keine Einwendungen erhoben werden, die sich gegen 

die Festsetzung der Maßstabsteuer einschließlich der nach Art. 8 Abs. 2 vorgenommenen 

Anpassungen richten.
 
Einwendungen gegen die vorgenommenen Anpassungen sind an das Finanzamt 

zu richten, das die Maßstabsteuer festgesetzt hat. 

(5) Soweit die Kirchenumlagen von den gemeinschaftlichen Steuerverbänden verwaltet werden, 

entscheidet über den Einspruch der gemeinschaftliche Steuerverband. Die Klage ist gegen die Behörde 

des gemeinschaftlichen Steuerverbands zu richten, die den ursprünglichen Verwaltungsakt erlassen 

oder den beantragten Verwaltungsakt oder die andere Leistung unterlassen oder abgelehnt hat. 

(6) Soweit die Verwaltung der Kirchenumlagen den Finanzämtern obliegt, ist der umlageberechtigte 

gemeinschaftliche Steuerverband zu dem Einspruchsverfahren zuzuziehen, wenn über die 

Umlageberechtigung des gemeinschaftlichen Steuerverbands zu entscheiden ist. Unter der gleichen 

Voraussetzung ist der umlageberechtigte gemeinschaftliche Steuerverband im Verfahren nach der 

Finanzgerichtsordnung von Amts wegen beizuladen. 

Art. 19 [Nachträgliche Änderungen; Stundung Erlass] 

(1) Eine nachträgliche Änderung der Maßstabsteuer oder des Grundsteuermeßbetrags bewirkt die 

entsprechende Änderung der nach Art. 7 oder nach der betreffenden Steuerordnung (Art. 16 Abs. 1) 

berechneten Umlage. 

(2) Festsetzungen der Kirchenumlagen werden zum Nachteil des Steuerpflichtigen nur geändert oder 

berichtigt, wenn die Abweichung von der bisherigen Festsetzung oder von dem bisherigen 

Erstattungsbetrag mindestens fünf Euro beträgt oder der Steuerpflichtige die Änderung oder 

Berichtigung beantragt. 

(3) Soweit die Finanzämter die Umlagen verwalten, sind sie auch zur Stundung (§ 222 der 

Abgabenordnung) zum Absehen von der Steuerfestsetzung (§ 156 der Abgabenordnung) und zur 

Niederschlagung (§ 261 der Abgabenordnung) der Umlagen zuständig. 
2
 Zur abweichenden 

Festsetzung aus Billigkeitsgründen (§ 163 der Abgabenordnung) und zum Erlaß (§ 227 der 

Abgabenordnung) der von ihnen verwalteten Umlagen sind die Finanzämter nur im Anschluß an die 

abweichende Festsetzung aus Billigkeitsgründen oder den Erlaß der Maßstabsteuer befugt. 
3
 Im 

übrigen entscheiden über Anträge auf abweichende Festsetzung aus Billigkeitsgründen, Erlaß und 

Stundung sowie über das Absehen von der Steuerfestsetzung und die Niederschlagung von Umlagen, 

soweit sich aus den Satzungen nichts anderes ergibt, die gemeinschaftlichen Steuerverbände. 



3. Teil Kirchgeld 

Art. 20 [Erhebung des Kirchgelds] 

(1) Die gemeindlichen Steuerverbände können für ihre ortskirchlichen Zwecke nach Maßgabe der 

Bestimmungen der Steuerordnungen der gemeinschaftlichen Steuerverbände Kirchgeld für das 

Kalenderjahr erheben. Die Steuerordnungen der gemeinschaftlichen Steuerverbände bestimmen, wer 

kirchgeldpflichtig ist und in welcher Höhe das Kirchgeld erhoben wird. 

(2) Die Steuerordnungen sind dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus spätestens zwei 

Monate vor In-Kraft-Treten zur Genehmigung vorzulegen. Für die Änderung der Steuerordnungen gilt 

diese Bestimmung entsprechend. 

Art. 21 [Verwaltung und Rechtsbehelfe] 

Das Kirchgeld wird von den gemeindlichen Steuerverbänden verwaltet. Art. 17 Abs. 3 und Art. 18 

Abs. 1, 2, 3 und 5 gelten entsprechend. 

4. Teil Besonderes Kirchgeld 

Art. 22 [Erhebung von Kirchgeld] 

Das besondere Kirchgeld wird nach Maßgabe der Steuerordnungen der gemeinschaftlichen 

Steuerverbände erhoben und von den gemeinschaftlichen Steuerverbänden verwaltet. Art. 17 Abs. 3 

und Art. 18 Abs. 1, 2, 3 und 5 gelten entsprechend. Das besondere Kirchgeld wird nur von 

Umlagepflichtigen erhoben, die mit ihrem Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer veranlagt 

werden. Es wird nicht erhoben, wenn der Ehegatte des Umlagepflichtigen einer Kirche, 

Religionsgemeinschaft oder weltanschaulichen Gemeinschaft angehört, die Körperschaft des 

öffentlichen Rechts ist. Das besondere Kirchgeld wird nur insoweit erhoben, als es die 

Kirchenumlagen nach Art. 4 Nr. 1 übersteigt. 

Art. 23 [Steuerordnung] 

Die Steuerordnungen sind dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus spätestens zwei Monate 

vor In-Kraft-Treten zur Genehmigung vorzulegen. Für die Änderung der Steuerordnungen gilt diese 

Bestimmung entsprechend. 

5. Teil Schluss- und Übergangsbestimmungen 

Art. 24 [Verteilung des Aufkommens an Kirchenumlagen] 

(1) Die Verteilung des Aufkommens an Kirchenumlagen zwischen den gemeinschaftlichen 

Steuerverbänden bzw. dem gemeinschaftlichen Steuerverband und den gemeindlichen 

Steuerverbänden bleibt den gemeinschaftlichen Steuerverbänden oder dem gemeinschaftlichen 

Steuerverband überlassen. 

(2) Die gemeinschaftlichen Steuerverbände haben dem Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

und dem Staatsministerium der Finanzen das Aufkommen an Kirchenumlagen, an Kirchgeld und an 

besonderem Kirchgeld alljährlich zum 1. April anzuzeigen. 

Art. 25 [Auskunftspflicht; Steuererklärungen] 



Wer mit einer Kirchensteuer in Anspruch genommen wird, hat der mit der Verwaltung dieser Steuer 

betrauten Stelle Auskunft über alle Tatsachen zu geben, von denen die Feststellung der Zugehörigkeit 

zu der Gemeinschaft abhängt. Angehörige der in Art. 1 genannten Gemeinschaften haben darüber 

hinaus auch die zur Festsetzung der Kirchensteuern erforderlichen Erklärungen abzugeben. 

Einkommensteuererklärungen gelten als Erklärungen im Sinn von Satz 2. 

Art. 26 [Ausführungsvorschriften] 

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus erlässt im Benehmen mit dem Staatsministerium der 

Finanzen die zum Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften. Es trifft darin insbesondere 

Bestimmungen über 

1. den Austritt aus einer Kirche, Religionsgemeinschaft oder weltanschaulichen Gemeinschaft, 

2. die örtliche Zuständigkeit bei Umlagepflichtigen mit mehreren Wohnsitzen, 

3. die Berechnung der Kircheneinkommensteuer, wenn die Umlagepflicht nicht während des gesamten 

Kalenderjahres bestand, 

4. die örtliche Zuständigkeit und Berechnung der Kircheneinkommensteuer bei Wechsel des 

Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts des Umlagepflichtigen, 

5. die Änderung des Umlagesatzes, 

6. die Berechnung der Kircheneinkommensteuer bei Austritt eines zusammenveranlagten Ehegatten 

aus der umlageerhebenden Gemeinschaft, 

7. die Gesamtschuldnerschaft bei Ehegatten, 

8. die Anrechnung von Kirchenlohnsteuer, 

9. die Festsetzung von Vorauszahlungen, 

10. die Durchführung des Kirchenlohnsteuerabzugs durch den Arbeitgeber und des Abzugs der 

Kirchenkapitalertragsteuer durch den Kirchensteuerabzugsverpflichteten einschließlich der hierfür zu 

übermittelnden Angaben, 

11. die Aufteilung der pauschalen Kirchenlohnsteuer, 

12. die Verwaltung der Kirchenumlagen, 

13. die Mitteilung der Besteuerungsgrundlagen durch die Finanzämter und die gemeinschaftlichen 

Steuerverbände, 

14. die Überwachung und Ablieferung der von den Arbeitgebern oder den 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten an die Finanzämter abgeführten Kirchenlohnsteuer und 

Kirchenkapitalertragsteuer, 

15. die Beitreibung der Umlagerückstände bei Wechsel des Wohnsitzes oder gewöhnlichen 

Aufenthalts des Umlagepflichtigen. 

 

Art. 26a 



(1) An Orden und ähnliche Vereinigungen, die einer öffentlich-rechtlichen Kirche, 

Religionsgemeinschaft oder weltanschaulichen Gemeinschaft angehören (kirchliche Vereinigungen), 

können auf Antrag die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts verliehen werden, wenn sie 

die Gewähr der Dauer bieten, rechtstreu sind und ihren Sitz in Bayern haben. Die Verleihung kann mit 

Auflagen verbunden werden. Insbesondere kann die Auflage erteilt werden, dass wirtschaftliche 

Betätigungen nur durch eigene, von der Körperschaft getrennte juristische Personen in den Formen des 

Wirtschaftsrechts erfolgen. Schließen sich Orden oder kirchliche Vereinigungen, die Körperschaften 

des öffentlichen Rechts sind, zu einem Verband zusammen, so können auf Antrag auch diesem 

Verband die Rechte einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft verliehen werden; Sätze 2 und 3 gelten 

entsprechend.
 
Wird in einen Orden oder in eine ähnliche Vereinigung mit der Stellung einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts ein anderer Orden oder eine andere ähnliche Vereinigung mit 

gleicher Rechtsstellung aufgenommen, so verliert die aufgenommene Gemeinschaft die 

Rechtsfähigkeit und die Stellung als Körperschaft des öffentlichen Rechts; die aufnehmende 

Körperschaft wird Gesamtrechtsnachfolgerin der aufgenommenen Gemeinschaft. 

(2) Die Verleihung der Körperschaftsrechte an Orden, kirchliche Vereinigungen und Verbände nach 

Abs. 1 Satz 4 kann entsprechend Art. 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 zurückgenommen oder widerrufen 

werden. Ein Widerruf kann ferner erfolgen, wenn die bei der Verleihung der Körperschaftsrechte 

erteilten Auflagen nicht oder nicht innerhalb der gesetzten Frist erfüllt werden. Art. 1 Abs. 4 und 5 

gelten entsprechend. Sätze 1 bis 3 finden auf Orden und kirchliche Vereinigungen, die bei In-Kraft-

Treten des Konkordats zwischen dem Deutschen Reich und dem Heiligen Stuhl Körperschaften des 

öffentlichen Rechts waren und deren Rechtsstellung durch das Konkordat geschützt wird, keine 

Anwendung; die Möglichkeit des Widerrufs auf Antrag (Art. 1 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1) bleibt unberührt. 

Art. 27 [Inkrafttreten] 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1955 in Kraft  

Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom 26. 

November 1954 (GVBl S. 305). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt sich 

aus den jeweiligen Änderungsgesetzen. 

(3) (gegenstandslos) 

 

 

13.3.2 Verordnung zur Ausführung des Kirchensteuergesetzes [von Bayern] 

(AVKirchStG) 

Gültig ab 01.01.1966 (BayRS IV, 215), zuletzt geändert durch Verordnung vom 17.01.2009 

(GVBl. S. 19) 

Auf Grund des Art. 26 des erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus im 

Benehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

(aufgehoben) 

§ 2 (Zu Art. 3 Abs. 4) 



(1) Für den Empfang einer Austrittserklärung ist das Standesamt zuständig, in dessen Bezirk der 

Erklärende seinen Wohnsitz, bei Fehlen eines Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Unter 

mehreren zuständigen Standesämtern hat der Erklärende die Wahl. Hat ein Deutscher in der 

Bundesrepublik Deutschland keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, ist er aber im Freistaat 

Bayern kirchensteuerpflichtig, so ist für den Empfang das Standesamt München zuständig. 

Ausländische Staatsangehörige, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Freistaat Bayern 

haben, können gegenüber dem örtlich zuständigen Standesamt den Austritt erklären. 

(2) In der Austrittserklärung sind der Familienname und die Vornamen des Erklärenden, Tag und Ort 

seiner Geburt, sein Wohnsitz oder ständiger Aufenthalt, sein Beruf, sein Familienstand, bei Personen, 

die verheiratet sind oder waren, auch Kennzeichen und Führungsort des Familienbuchs, wenn noch 

kein Familienbuch angelegt ist, Tag und Ort der Eheschließung anzugeben. In der Erklärung muß die 

Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, aus der der Erklärende austreten will, eindeutig 

bezeichnet sein. Der Austritt darf nicht unter einer Bedingung, einer Einschränkung oder einem 

Vorbehalt erklärt werden. 

(3) Vertretung bei der Abgabe der Austrittserklärung ist zulässig. Die Vertretung hat ihre 

Vertretungsmacht durch Vorlage einer öffentlich beglaubigten Vollmacht nachzuweisen, die 

ausdrücklich zu der Abgabe einer Erklärung über den Austritt aus einer bestimmten Kirche, 

Religionsgemeinschaft oder weltanschaulichen Gemeinschaft bevollmächtigt. Abs. 2 Satz 3 findet auf 

die Vollmachtserteilung entsprechende Anwendung. 

§ 3 (Zu Art. 5) 

Die Aufgaben der Steuerverbandsvertretung werden durch deren Satzung bestimmt. 

§ 4 (Zu Art. 6) 

(1) Unterhält ein Umlagepflichtiger innerhalb des Kalenderjahres gleichzeitig einen Wohnsitz im 

Freistaat Bayern und einen Wohnsitz in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland, so wird 

er im Freistaat Bayern nur dann zur Kircheneinkommensteuer herangezogen, wenn für seine 

Einkommensbesteuerung ein Finanzamt im Freistaat Bayern örtlich zuständig ist. 

(2) Unterhält ein Angehöriger der Römisch-Katholischen Kirche innerhalb des Kalenderjahres 

gleichzeitig je einen Wohnsitz in den Gebieten verschiedener bayerischer Diözesen, so ist die Diözese 

für die Erhebung der Kircheneinkommensteuer zuständig, in deren Gebiet die Wohnsitzgemeinde 

liegt, durch welche die örtliche Zuständigkeit des Finanzamts für die Einkommensbesteuerung 

begründet wird. 

(3) Bei Arbeitnehmern mit Wohnsitz außerhalb Bayerns und Einkünften aus einer in Bayern 

gelegenen Betriebsstätte beschränkt sich die Umlagepflicht im Freistaat Bayern auf die 

Kirchenlohnsteuer aus dem im Freistaat Bayern bezogenen Arbeitslohn; maßgeblich ist der in Bayern 

geltende Umlagesatz. 

§ 5 (Zu Art. 6) 

Wenn während eines Kalenderjahres eine Person in eine umlageerhebende Gemeinschaft eintritt oder 

aus einer solchen Gemeinschaft austritt, wird die Kircheneinkommensteuer aus der nach Art. 8 Abs. 2 

des Kirchensteuergesetzes (KirchStG) ermittelten Maßstabsteuer für das volle Kalenderjahr berechnet, 

aber nur mit je einem Zwölftel für jeden Kalendermonat erhoben, in dem die Umlagepflicht bestanden 

hat. 



§ 6 (Zu Art. 6) 

(1) Wenn während des Kalenderjahres ein Umlagepflichtiger seinen Wohnsitz (gewöhnlichen 

Aufenthalt) im Freistaat Bayern begründet oder aufgibt, setzen der Kirchensteuergläubiger des Landes, 

in dessen Bereich der Umlagepflichtige für das Umzugsjahr zur Einkommensteuer veranlagt wird, 

oder wenn die Kircheneinkommensteuer dort durch das Finanzamt verwaltet wird, das zuständige 

Finanzamt dieses Landes die Kircheneinkommensteuer für das volle Kalenderjahr fest. Dabei ist, 

wenn in den beteiligten Ländern unterschiedliche Umlagesätze oder Rechtsvorschriften für die 

Festsetzung der Kirchensteuer gelten, die nach Art. 8 Abs. 2 KirchStG ermittelte Maßstabsteuer zu 

zwölfteln und die Kircheneinkommensteuer anteilig entsprechend den für das Land des jeweiligen 

Wohnsitzes (gewöhnlichen Aufenthalts) geltenden Vorschriften festzusetzen. Der gleiche 

Kirchensteuergläubiger oder das gleiche Finanzamt setzen auch für die dem Umzugsjahr 

vorhergehenden Kalenderjahre die Kircheneinkommensteuer fest, wenn bei der Überweisung der 

Steuerakten die Einkommensteuerveranlagung für die Veranlagungszeiträume vor dem Jahr des 

Wohnsitzwechsels noch nicht durchgeführt ist. Entsprechend ist zu verfahren, wenn nach der 

Überweisung der Steuerakten die Einkommensteuerveranlagung für Veranlagungszeiträume vor dem 

Wohnsitzwechsel zu berichtigen ist. 

(2) Auf die festgesetzte Kircheneinkommensteuer sind alle Vorauszahlungen des Umlagepflichtigen, 

die er auf die Kircheneinkommensteuer für die entsprechenden Kalenderjahre geleistet hat, 

anzurechnen.  

(3) Für Speicherkonten (Kirchensteuerkonten), die bei Wohnsitzwechsel im Zeitpunkt der 

Kontoabgabe (Wegzug) oder bei Überweisung der Steuerakten (Zuzug) nicht ausgeglichen sind (z. B. 

auf Grund von Stundungen, Aussetzungen der Vollziehung, Niederschlagungen), ist für die Erstattung 

oder Verrechnung von Guthaben bzw. Erhebung von Rückständen der neue Steuergläubiger zuständig. 

Insbesondere Stundungen, Aussetzungen der Vollziehung und Niederschlagungen werden 

übernommen. 

§ 7 (Zu Art. 6) 

(1) Bei Wegzug eines Umlagepflichtigen aus dem Freistaat Bayern innerhalb eines Kalenderjahres ist 

das für die Einkommensteuerveranlagung bisher zuständig gewesene Finanzamt verpflichtet, dem 

gemeinschaftlichen Steuerverband (Kirchensteueramt) im Freistaat Bayern mitzuteilen, an welches 

Finanzamt die Steuerakten des Umlagepflichtigen überwiesen werden und für welche Kalenderjahre 

die Einkommensteuerveranlagungen noch nicht durchgeführt sind. Der gemeinschaftliche 

Steuerverband (Kirchensteueramt) im Freistaat Bayern hat dem Kirchensteuergläubiger des Landes, in 

das der Umlagepflichtige verzogen ist, oder, wenn die Kircheneinkommensteuer dort durch das 

Finanzamt verwaltet wird, dem neu zuständig gewordenen Finanzamt einen Auszug aus dem 

Speicherkonto (Kirchensteuerkonto) und die für eine zutreffende Festsetzung notwendigen Daten 

(insbesondere über Kirchenein- und -austritt) des Umlagepflichtigen zu übersenden. 

(2) Bei Zuzug eines Umlagepflichtigen aus einem Land, in dem die Kircheneinkommensteuer durch 

das Finanzamt verwaltet wird, ist das für die Einkommensteuerveranlagung im Freistaat Bayern neu 

zuständig gewordene Finanzamt verpflichtet, dem gemeinschaftlichen Steuerverband 

(Kirchensteueramt) im Freistaat Bayern einen Auszug aus dem Speicherkonto (Kirchensteuerkonto) 

des Umlagepflichtigen für alle Kalenderjahre, für die das bisherige Finanzamt die 

Kircheneinkommensteuer noch nicht festgesetzt hat, sowie die für eine Festsetzung notwendigen  

Daten (insbesondere über Kirchenein- und -austritt) zu übermitteln. 



§ 8 (Zu Art. 6) 

Wenn Angehörige der Römisch-Katholischen Kirche im Freistaat Bayern ihren Wohnsitz 

(gewöhnlichen Aufenthalt) innerhalb des Bereichs verschiedener bayerischer Diözesen wechseln, ist 

die Kircheneinkommensteuer von dem gemeinschaftlichen Steuerverband festzusetzen, in dessen 

Bereich die Einkommensteuerveranlagung vorgenommen wird. Der Ausgleich der geleisteten 

Vorauszahlungen innerhalb der beteiligten gemeinschaftlichen Steuerverbände bleibt diesen 

überlassen. 

§ 9 (Zu Art. 8) 

(1) Eine Änderung des Umlagesatzes soll von den beteiligten gemeinschaftlichen Steuerverbänden 

jeweils spätestens zwei Monate vor Beginn des Kalenderjahres, von dem ab diese Änderung wirksam 

werden soll, beschlossen und im Staatsanzeiger veröffentlicht werden. 

(2) Bei der Berechnung der Kircheneinkommensteuer und der Kirchenlohnsteuer bleiben Bruchteile 

von Cent unberücksichtigt. 

§ 10 (Zu Art. 9) 

Gehören nicht dauernd getrennt lebende umlagepflichtige Ehegatten der gleichen umlageerhebenden 

Gemeinschaft an und tritt in den Fällen der Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer innerhalb 

des Kalenderjahres ein Ehegatte aus der Gemeinschaft aus, so wird die Umlage aus der gemeinsamen, 

nach Art. 8 Abs. 2 KirchStG ermittelten Einkommensteuer nur bis zum Ende des Kalendermonats 

erhoben, in dem der Austritt erfolgt ist. Die Umlage des anderen Ehegatten für den Rest des 

Kalenderjahres wird aus dem auf ihn entfallenden Teil der gemeinsamen, nach Art. 8 Abs. 2 KirchStG 

ermittelten Einkommensteuer nur anteilig für die Kalendermonate erhoben, in denen eine 

Umlagepflicht für seinen Ehegatten nicht mehr bestanden hat. Sinngemäß ist zu verfahren, wenn ein 

Ehegatte während des Kalenderjahres der gleichen umlageerhebenden Gemeinschaft beitritt. 

§ 11 (Zu Art. 10) 

Bei Gesamtschuldnerschaft der Ehegatten schuldet jeder Ehegatte die ganze Kircheneinkommensteuer. 

Der gemeinschaftliche Steuerverband (Kirchensteueramt) kann die geschuldete 

Kircheneinkommensteuer von jedem Gesamtschuldner ganz oder zum Teil fordern. 

§ 12 (Zu Art. 11) 

(1) Die Kircheneinkommensteuer wird mit dem maßgebenden Umlagesatz aus der festgesetzten, nach 

Art. 8 Abs. 2 KirchStG ermittelten Einkommensteuer vor Anrechnung der Steuerabzugsbeträge 

(Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer, Körperschaftssteuer) erhoben. Auf die Kircheneinkommensteuer 

wird die im Abzugsweg erhobene Kirchenlohnsteuer angerechnet. Sofern die Einkommensteuer nicht 

nach Art. 8 Abs. 2 KirchStG zu ermitteln ist und es sich nicht um einen Fall des Art. 9 Abs. 2 Nr. 2 

KirchStG handelt, kann aus Vereinfachungsgründen die Kircheneinkommensteuer aus der 

festgesetzten Einkommensteuer nach Anrechnung der Lohnsteuer erhoben werden; in diesem Fall 

entfällt eine Anrechnung der Kirchenlohnsteuer auf die Kircheneinkommensteuer. 

(2) Gehören nicht dauernd getrennt lebende Ehegatten verschiedenen umlageerhebenden 

Gemeinschaften an, so wird in den Fällen der getrennten Veranlagung zur Einkommensteuer eine nach 

dem Halbteilungsgrundsatz einbehaltene Kirchenlohnsteuer nur insoweit auf die 

Kircheneinkommensteuer angerechnet, als sie vom Arbeitslohn des Umlagepflichtigen für dessen 

Religionsgemeinschaft einbehalten worden ist. Kirchenlohnsteuer, die von seinem Arbeitslohn für die 



Religionsgemeinschaft des Ehegatten einbehalten wurde, wird von dessen umlageerhebender 

Gemeinschaft angerechnet. 

§ 13 (Zu Art. 12) 

(1) Fälligkeitstage für die Entrichtung der Vorauszahlungen sind jeweils der 10. März, 10. Juni, 10. 

September und 10. Dezember eines Kalenderjahres. 

(2) Gehören nicht dauernd getrennt lebende Ehegatten verschiedenen umlageerhebenden 

Gemeinschaften an, so werden die Vorauszahlungen für jeden Ehegatten nach Maßgabe der nach Art. 

8 Abs. 2 KirchStG ermittelten, zuletzt veranlagten Einkommensteuer oder der voraussichtlichen 

Jahreseinkommensteuer unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Einkünfte und der zu 

erwartenden Kirchenlohnsteuerabzugsbeträge des betroffenen Ehegatten anteilig festgesetzt. 

(3) Vorauszahlungen auf die Kircheneinkommensteuer werden nur festgesetzt, wenn sie vierteljährlich 

mindestens zwanzig Euro betragen. 

§ 14 (Zu Art. 13) 

(1) Bei der Durchführung des Kirchenlohnsteuerabzugs durch die Arbeitgeber finden die Vorschriften 

des und der Lohnsteuer über die Führung des Lohnkontos, über die Abführung und Anmeldung der 

Lohnsteuer und über die Ausschreibung der Lohnsteuerbescheinigungen entsprechende Anwendung. 

Die Kirchenlohnsteuern sind in der Lohnsteueranmeldung für jede Religionsgemeinschaft getrennt 

anzugeben; dabei sind jedoch die evangelische, lutherische und reformierte Kirchenlohnsteuer 

zusammenzufassen. 

(2) Soweit Arbeitgeber den Lohnsteuer-Jahresausgleich für ihre Arbeitnehmer durchführen, müssen 

sie gleichzeitig auch den Kirchenlohnsteuer-Jahresausgleich durchführen; die Vorschriften über die 

Durchführung des Lohnsteuer-Jahresausgleichs gelten dabei entsprechend. 

(3) (aufgehoben) 

(4) (aufgehoben) 

§ 15 (Zu Art. 13) 

(1) Schuldner der Kirchenlohnsteuer ist der Arbeitnehmer. 

(2) Die Kirchensteuer wird in den Fällen der Pauschalierung der Lohnsteuer mit Ausnahme der Fälle 

des Abs. 3 auf die erhebungsberechtigten Gemeinschaften in Bayern nach dem Verhältnis der auf die 

umlagenberechtigten Gemeinschaften entfallenden Kirchenlohnsteuer im jeweiligen Jahr des Bezugs 

des Arbeitslohns aufgeteilt, soweit der Arbeitgeber die Kirchensteuer nicht durch Individualisierung 

der jeweils umlageerhebenden Religionsgemeinschaft zuordnet. Bis zur Feststellung des Verhältnisses 

im Bezugsjahr ist die pauschale Kirchensteuer nach dem zuletzt festgestellten Verhältnis aufzuteilen, 

die Aufteilung ist dann dem Verhältnis des Bezugsjahres anzupassen. Weist der Arbeitgeber in Fällen 

der Pauschalierung der Lohnsteuer für einzelne Arbeitnehmer nach, dass sie keiner umlageerhebenden 

Gemeinschaft angehören, wird insoweit Kirchensteuer nicht erhoben; für die übrigen Arbeitnehmer 

gilt der allgemeine Umlagesatz. 

(3) Der auf die erhebungsberechtigten Gemeinschaften in Bayern entfallende Anteil an der nach § 40a 

Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes zu pauschalierenden Lohnsteuer für Teilzeitbeschäftigte und 

geringfügig Beschäftigte ist, soweit sich die Gemeinschaften nicht nach § 40a Abs. 6 Satz 5 des 

Einkommensteuergesetzes auf eine andere Aufteilung verständigt haben, nach dem Verhältnis der auf 



die umlageberechtigten Gemeinschaften entfallenden Kirchenlohnsteuer im jeweiligen Jahr des 

Bezugs des Arbeitslohnes aufzuteilen. Bis zur Feststellung des Verhältnisses im Bezugsjahr ist die 

pauschale Kirchensteuer nach dem zuletzt festgestellten Verhältnis aufzuteilen, die Aufteilung ist dann 

dem Verhältnis des Bezugsjahres anzupassen. 

§ 15a (Zu Art. 13 a) 

Die Kirchensteuerabzugsverpflichteten haben dem für sie zuständigen Finanzamt innerhalb der in § 44 

Abs. 1 oder Abs. 7 des Einkommensteuergesetzes bestimmten Frist Angaben über die Summe der von 

ihnen für die einzelnen umlageberechtigten Gemeinschaften einbehaltenen Kirchenkapitalertragsteuer 

auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck zu übermitteln. Dieser Vordruck kann mit dem Vordruck zur 

Anmeldung der einbehaltenen Kapitalertragsteuer nach § 45a Abs. 1 Satz 1 des 

Einkommensteuergesetzes verbunden werden. Er ist auf elektronischem Wege nach Maßgabe der 

Steuerdaten-Übermittlungsverordnung zu übermitteln, soweit § 45a Abs. 1 Satz 1 des 

Einkommensteuergesetzes keine andere Form der Übermittlung zulässt. 

§ 16m (Zu Art. 15) 

(1) Die Kirchenlohnsteuer wird in Bayern im Weg des Abzugs vom Arbeitslohn erhoben für folgende 

umlageberechtigte Gemeinschaften: 

- die (Erz-) Diözesen der Römisch-Katholischen Kirche in Bayern, 

- die Evangelisch-Lutherische und Evangelisch-Reformierte Kirche in Bayern, 

- die Alt-Katholische Kirche in Bayern, 

- den Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden in Bayern. 

(2) Die Kirchenkapitalertragsteuer wird in Bayern für die in Abs. 1 genannten umlageberechtigten 

Gemeinschaften erhoben, auch wenn der Gläubiger der Kapitalerträge einer nach dem Recht eines 

anderen Landes kirchensteuerhebeberechtigten Gemeinschaft angehört, die einer der in Bayern 

umlageberechtigten Gemeinschaft entspricht. Ansonsten wird sie für die in einem anderen Land 

kirchensteuerberechtigte Gemeinschaft erhoben. 

§ 17m (Zu Art. 17) 

(1) Soweit die Verwaltung der Kirchenumlagen den gemeinschaftlichen Steuerverbänden übertragen 

ist, obliegt sie den von diesen gebildeten Kirchensteuerämtern und deren Hilfsstellen. 

(2) Die Finanzämter innerhalb des Freistaates Bayern sind verpflichtet, den Kirchensteuerämtern der 

gemeinschaftlichen Steuerverbände die für die Festsetzung der Kircheneinkommensteuer 

maßgebenden Besteuerungsgrundlagen sowie die nach Art. 13 a Satz 3 KirchStGfür die Verteilung der 

Kirchenkapitalertragsteuer auf die Steuergläubiger erforderlichen Angaben nach amtlichen Vorgaben 

laufend mitzuteilen. Dazu gehören insbesondere die Festsetzung der Einkommensteuer und der 

Einkommensteuervorauszahlungen, die Änderung von früheren Einkommensteuerfestsetzungen, die 

Höhe und Art der auf die festgesetzte Einkommensteuer angerechneten Steuerabzugsbeträge, die 

einbehaltene Kirchenlohnsteuer sowie die nach § 51a des Einkommensteuergesetzes zu 

berücksichtigenden Besteuerungsmerkmale. Für die Mitteilung werden Kosten nach dem Kostengesetz 

erhoben. 

§ 18 (Zu Art. 17) 



(1) Die von den Arbeitgebern an die Finanzämter abgeführte Kirchenlohnsteuer und von den 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten abgeführte Kirchenkapitalertragsteuer ist durch die Staatsoberkasse 

monatlich abzuliefern: 

- für die Römisch-Katholische Kirche an die Erzbischöfliche Finanzkammer München, 

- für die Evangelisch-Lutherische Kirche und die Evangelisch-Reformierte Kirche an die 

Landeskirchenkasse München, 

- für die Alt-Katholische Kirche an den Landessynodalrat der Alt-Katholischen Kirche in Bayern, 

- für das israelitische Bekenntnis an den Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden in Bayern. 

Eine monatliche Ablieferung der für eine Gemeinschaft nach § 16 Abs. 2 Satz 2 erhobenen 

Kirchenkapitalertragsteuer ist nur vorzusehen, wenn der abzuliefernde Betrag im Vorjahr 1000 € 

überstiegen hat; die Ablieferung ist jedoch mindestens einmal im Jahr vorzunehmen. 

Auf die Ablieferungen an die Erzbischöfliche Finanzkammer München und an die Landeskirchenkasse 

München können im Lauf des Monats angemessene Abschlagszahlungen geleistet werden. Die 

Staatsoberkasse behält von den abzuliefernden Kirchenlohnsteuerbeträgen die vereinbarten 

Verwaltungskosten ein. 

(2) Die Finanzämter sind verpflichtet, im Rahmen der Lohnsteueraußenprüfung auch die 

ordnungsmäßige Einbehaltung und Abführung der Kirchenlohnsteuer zu überwachen. 

(3) (aufgehoben) 

§ 19 (Zu Art. 17) 

Verlegt ein Umlagepflichtiger seinen Wohnsitz (gewöhnlichen Aufenthalt) nach einem Ort außerhalb 

des Freistaates Bayern, so ist ein etwaiges Beitreibungsersuchen des gemeinschaftlichen 

Steuerverbands (Kirchensteueramt) an das bayerische Finanzamt zu richten, das bisher für den 

Umlagepflichtigen zuständig war. Dieses Finanzamt wird sich an das neue zuständige außerbayerische 

Finanzamt im Weg der Amtshilfe wenden. 

§ 20 (Zu Art. 22) 

Begründet ein Umlagepflichtiger während des Kalenderjahres seinen Wohnsitz (gewöhnlichen 

Aufenthalt) im Freistaat Bayern, setzen die Kirchensteuergläubiger des Landes, in dessen Bereich der 

Umlagepflichtige bisher seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hatte, oder, wenn das 

besondere Kirchgeld dort durch das Finanzamt verwaltet wird, das bisher zuständige Finanzamt, das 

besondere Kirchgeld für das Kalenderjahr des Umzugs bis zum Ablauf des Kalendermonats des 

Umzugs und die vorhergehenden Kalenderjahre fest. Ab dem Anfang des Kalendermonats, der dem 

Umzugsmonat folgt, setzen die Kirchensteuergläubiger im Freistaat Bayern das besondere Kirchgeld 

fest. Gibt ein Umlagepflichtiger seinen Wohnsitz (gewöhnlichen Aufenthalt) im Freistaat Bayern auf, 

setzen die Kirchensteuergläubiger im Freistaat Bayern das besondere Kirchgeld für das Kalenderjahr 

des Umzugs bis zum Ablauf des Kalendermonats des Umzugs und die vorhergehenden Kalenderjahre 

fest. 

 

§ 21 (Zu Art. 27) 



Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1966 in Kraft) 

 

 

13.4 Berlin 

13.4.1 Gesetz über den Anwendungsbereich der Abgabenordnung [für Berlin] 

(AOAnwG)  

In der Fassung vom 21.06.1977 (GVBl. 1977, S. 1394), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

28.11.1978 (GVBl. S. 2208, 2209) 

§ 2 [Verwaltung] 

(1) Die Verwaltung der Steuern und Beiträge der Körperschaften des öffentlichen Rechts 

einschließlich der Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, obliegt 

den Berliner Finanzbehörden, soweit der Senator für Finanzen ihnen die Verwaltung dieser Steuern 

und Beiträge auf Antrag der zuständigen Stellen überträgt. Diese Körperschaften können hierüber von 

den Berliner Finanzbehörden mündlich, in Ausnahmefällen auch schriftlich Auskunft verlangen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 finden abweichend von § 1 die §§ 233 bis 240, 347 bis 412 der 

Abgabenordnung und die Finanzgerichtsordnung keine Anwendung. 

(3) Der Umfang der Verwaltung und die angemessene Beteiligung der Körperschaften des öffentlichen 

Rechts an den Verwaltungskosten sind in den Fällen des Absatzes 1 durch den Senator für Finanzen 

mit den zuständigen Stellen in Form von Verwaltungsvereinbarungen zu regeln. Die Teile der 

Verwaltungsvereinbarungen, die unmittelbare Auswirkungen auf die Abgabepflichtigen haben, sind 

im Steuer- und Zollblatt für Berlin zu veröffentlichen. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten sinngemäß in den Fällen, in denen die Berliner Finanzbehörden nach 

der Abgabenordnung berechtigt sind, Besteuerungsgrundlagen, Steuermeßbeträge und Steuerbeträge 

an Körperschaften des öffentlichen Rechts einschließlich der Religionsgemeinschaften, die 

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, zum Zwecke der Festsetzung von solchen Abgaben 

mitzuteilen, die an diese Besteuerungsgrundlagen, Steuermeßbeträge oder Steuerbeträge anknüpfen. 

Die Verantwortung für die Berechtigung von Auskunftsersuchen im Einzelfall trägt die ersuchende 

Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(…) 

 

 

 

13.4.2 Gesetz über die Erhebung von Steuern durch öffentlich-rechtliche 

Religionsgemeinschaften im Land Berlin (Kirchensteuergesetz - KiStG) 

Vom 04.02.2009 (GVBl. S. 23) 

§ 1 [Besteuerungsrecht] 



(1) Kirchen und andere Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 

können nach Maßgabe dieses Gesetzes Steuern auf Grund eigener Steuerordnungen erheben 

(steuerberechtigte Religionsgemeinschaften). 

(2) Die Verwaltung der Steuer obliegt der steuerberechtigten Religionsgemeinschaft, soweit sie nicht 

nach § 2 des Gesetzes über den Anwendungsbereich der Abgabenordnung in der jeweils geltenden 

Fassung den Berliner Finanzbehörden übertragen wird. 

§ 2 [Steuerpflicht] 

(1) Steuerpflichtig sind natürliche Personen, die einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft 

angehören und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Steuergesetze im Land 

Berlin haben. 

(2) Bei mehrfachem Wohnsitz oder mehrfachem gewöhnlichen Aufenthalt eines Steuerpflichtigen darf 

die Steuer insgesamt nicht den Betrag übersteigen, den der Steuerpflichtige bei Heranziehung an dem 

Wohnsitz oder dem gewöhnlichen Aufenthalt mit der höchsten Steuerbelastung zu entrichten hätte; 

das Nähere ist in den Steuerordnungen zu regeln. 

(3) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf die Begründung 

des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts oder auf die Aufnahme in eine steuerberechtigte 

Religionsgemeinschaft folgt, bei Übertritt aus einer anderen steuerberechtigten Religionsgemeinschaft 

jedoch erst mit dem Ende der bisherigen Kirchensteuerpflicht. 

(4) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Tod mit dem Ablauf des Sterbemonats, 

2. bei Aufgabe des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts mit dem Ablauf des 

Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt aufgegeben worden ist, 

3. bei Austritt nach Maßgabe des Kirchenaustrittsgesetzes mit dem Ablauf des Kalendermonats, der 

auf den Monat folgt, in dem die Erklärung wirksam geworden ist; der Kirchenaustritt ist durch eine 

Bescheinigung der für die Entgegennahme der Kirchenaustrittserklärung zuständigen Stelle 

nachzuweisen, 

4. bei Übertritt zu einer anderen steuerberechtigten Religionsgemeinschaft mit Ablauf des 

Kalendermonats, in dem der Übertritt wirksam geworden ist, soweit zwischen den steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaften eine Übertrittsvereinbarung besteht. 

(5) Besteht die Steuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres und ist Erhebungszeitraum das 

Kalenderjahr, so wird für die Kalendermonate, in denen die Steuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel 

des Betrages erhoben, der sich bei ganzjähriger Steuerpflicht als Jahressteuerschuld ergäbe. Dies gilt 

nicht, wenn mit dem Beginn oder Ende der Kirchensteuerpflicht während des Kalenderjahres 

gleichzeitig die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet. 

 

§ 3 [Bemessungsgrundlagen und Höhe der Steuer] 

(1) Steuern können erhoben werden 

1. a) als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) oder (…) 



4. als allgemeines Kirchgeld, 

5. als besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe. (…) 

 (2) Das Kirchgeld nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und 5 kann nach festen oder gestaffelten Sätzen 

erhoben werden. (…) 

(4) Die Art und die Höhe der Steuern ist durch Beschluss der zuständigen Organe der 

steuerberechtigten Religionsgemeinschaft im Voraus festzusetzen, wobei die Festsetzung auch für 

mehrere Jahre oder für unbegrenzte Zeit zulässig ist. (…) 

(5) Auf die Ermittlung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer) nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a ist § 51a des 

Einkommensteuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden; Entsprechendes gilt, wenn 

besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 zu erheben ist. 

(6) Von kirchensteuerpflichtigen Kapitalgläubigern ist die in einem Zuschlag zur Einkommensteuer zu 

erhebende Kirchensteuer mit dem im Land des Wohnsitzes des Steuerpflichtigen geltenden Satz im 

Abzugsverfahren vom Abzugsverpflichteten zu erheben. 

§ 4 [Ehegattenbesteuerung] 

(1) Ehegatten, die derselben steuerberechtigten Religionsgemeinschaft angehören (konfessionsgleiche 

Ehen) und zur Maßstabsteuer zusammenveranlagt werden, werden gemeinsam zu der von der 

Maßstabsteuer abhängigen Steuer herangezogen. Die Steuer bemisst sich nach der gegen die Ehegatten 

festgesetzten Maßstabsteuer. Die §§ 44, 268 bis 280 der Abgabenordnung finden entsprechende 

Anwendung. 

(2) Gehören Ehegatten verschiedenen steuerberechtigten Religionsgemeinschaften an 

(konfessionsverschiedene Ehen) und haben sie bei der Veranlagung zur Maßstabsteuer die 

Zusammenveranlagung gewählt, so ist, wenn die steuerberechtigten Religionsgemeinschaften dies 

vereinbaren, von jedem Ehegatten die von der Maßstabsteuer abhängige Steuer in Höhe der Hälfte des 

Betrages zu erheben, der im Falle der konfessionsgleichen Ehe nach Absatz 1 gegen beide Ehegatten 

festzusetzen wäre. Im Lohnsteuerabzugsverfahren wird die Kirchensteuer der beiden Ehegatten von 

der Hälfte der Lohnsteuer erhoben und ist bei jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. 

(…)  

(3) Gehört nur ein Ehegatte einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft an (glaubensverschiedene 

Ehen), so ist die zu erhebende Kirchensteuer bei Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nach 

dem Teil der Einkommensteuer beider Ehegatten zu bemessen, der auf den kirchenangehörigen 

Ehegatten entfällt. (…)  

(4) Soweit Kapitalerträge nur einem Ehegatten zuzuordnen sind, wird im 

Kapitalertragsteuerabzugsverfahren die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer von dem 

der steuerberechtigten Kirche angehörenden Ehegatten erhoben. Sind an den Kapitalerträgen 

Ehegatten gemeinsam beteiligt (Gemeinschaftskonto), so haben diese in einem gemeinsamen Antrag 

übereinstimmend zu erklären, in welchem Verhältnis der auf jeden Ehegatten entfallende Anteil der 

Kapitalerträge zu diesen Erträgen steht. (…) 

(…) 

§ 6 [Erhebung der Steuer] 



(…) 

 (3) Soweit die Einkommensteuer durch Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben wird (Lohnsteuer), 

kann auf Antrag einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft dieses Verfahren auch für die 

Kirchensteuer eingeführt werden, die dann als Zuschlag zur Lohnsteuer erhoben wird. Die Arbeitgeber 

mit lohnsteuerlichen Betriebsstätten im Land Berlin haben die Kirchensteuer im Rahmen des 

Lohnsteuerabzugsverfahrens gleichzeitig mit der Lohnsteuer einzubehalten und abzuführen. (…) 

(4) Bei Erhebung der Einkommensteuer durch Abzug vom Kapitalertrag kann auf Antrag einer 

steuerberechtigten Religionsgemeinschaft dieses Verfahren auch für die Kirchensteuer eingeführt 

werden, die dann als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben wird. (…) 

 (…) 

§ 9 [Rechtsbehelfe] 

(1) Gegen die Heranziehung zu Steuern nach diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

Vor Erhebung der Klage ist die Heranziehung im Widerspruchsverfahren nach den §§ 68 ff . der 

Verwaltungsgerichtsordnung nachzuprüfen. Behörde im Sinne des § 70 Absatz 1 Satz 1 und der §§ 72, 

73 Absatz 1 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung ist vorbehaltlich der Regelung in Satz 5 die 

Behörde oder Stelle der steuerberechtigten Religionsgemeinschaft, für die die Heranziehung 

vorgenommen worden ist. Die für die Entscheidung über den Widerspruch zuständigen Behörden oder 

Stellen sind in den Steuerordnungen zu bestimmen. (…) Die Behörden oder Stellen im Sinne der Sätze 

3 und 4 sind vor Erlass der Rechtsbehelfsentscheidung zu hören. 

(…) 

 (3) Absatz 1 gilt auch für alle anderen Verwaltungsakte in Steuerangelegenheiten, die von den 

Behörden oder Stellen der steuerberechtigten Religionsgemeinschaften mit Wirkung für oder gegen 

die zur Steuer herangezogenen Personen erlassen werden. 

§ 10 [Erhebung für steuerberechtigte Religionsgemeinschaften außerhalb von Berlin] 

(1) Werden für die einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft angehörenden Arbeitnehmer, die 

weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Land Berlin haben, der Arbeitslohn 

und die Lohnsteuer in einem Betrieb oder Teilbetrieb des Arbeitgebers in Berlin berechnet, so kann 

die Senatsverwaltung für Finanzen auf Antrag einer Behörde oder Stelle der steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaft außerhalb Berlins anordnen, dass Steuer vom Einkommen nach diesem Gesetz 

im Abzugsverfahren für die entsprechende steuerberechtigte Religionsgemeinschaft in Berlin 

einzubehalten und an das für die Lohnsteuer zuständige Berliner Finanzamt abzuführen ist. (…)  

(…) 

§ 11 [Vollstreckung] 

Für die Vollstreckung von Steuern nach diesem Gesetz gilt, soweit die Steuern von der  

steuerberechtigten Religionsgemeinschaft selbst verwaltet werden, das Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetz vom 27. April 1953 (BGBl. I S. 157/GVBl. S. 361), das zuletzt durch Artikel 2 

Absatz 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3039) geändert worden ist, entsprechend. 

§ 12 [Steuerordnungen und Steuerbeschlüsse] 



(1) Die Steuerordnungen und die Steuerbeschlüsse bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Anerkennung 

durch die Senatsverwaltung für Finanzen.(…) 

(…) 

 

 

13.4.3 Gesetz über Gebührenbefreiung, Stundung und Erlaß von Kosten im Bereich 

der Gerichtsbarkeiten [für Berlin] (Justizgebührenbefreiungsgesetz) 

Vom 24.11.1970 (GVBl. 1970, 1934), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.01.2007 

(GVBl. S. 16) 

§ 1 [Gebührenfreiheit] 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, welche die ordentlichen Gerichte in Zivilsachen und die 

Justizverwaltungsbehörden erheben, sind befreit: 

1. Kirchen, sonstige Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die die 

Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben; (…) 

(…) 

 

 

13.4.4 Ordnung über die Erhebung von Kirchensteuern im Erzbistum Berlin 

(Kirchensteuerordnung - KiStO kath.) 

Vom 30.12.2008 (GVOBl. M-V 2009, 228) 

I   Besteuerungsrecht 

§ 1   Erzbistumskirchensteuer 

Das Erzbistum Berlin erhebt Kirchensteuern zur Deckung der Ausgaben des Erzbistums, der 

Kirchengemeinden, der katholischen Einrichtungen und für sonstige kirchliche Zwecke. 

II   Kirchensteuerpflicht 

§ 2   Steuerpflichtige Personen 

Steuerpflichtig sind alle Angehörigen der Katholischen Kirche, die im Erzbistum Berlin ihren 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der §§ 8 und 9 der Abgabenordnung haben. 

 

§ 3   Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf die Begründung des 

Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes im Geltungsbereich dieser Steuerordnung oder auf die 

Aufnahme in die Katholische Kirche folgt. 

(2) Die Steuerpflicht endet 



a) bei Wegzug mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im 

Geltungsbereich dieser Steuerordnung aufgegeben worden ist, 

b) bei dem Tode des Steuerpflichtigen mit Ablauf des Sterbemonats, 

c) bei Abgabe einer Austrittserklärung nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen. 

(3) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres, so wird für jeden 

vollen Kalendermonat, in dem die Kirchensteuerpflicht bestanden hat, ein Zwölftel des Betrages 

erhoben, der sich bei ganzjähriger Steuerpflicht als Kirchensteuer ergäbe. Dies gilt nicht, wenn 

gleichzeitig die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet. 

(4) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben, ist Absatz 3 nicht 

anzuwenden. Kapitalerträge unterliegen insoweit nur dann der Kirchensteuer, wenn im Zeitpunkt des 

Zuflusses eine Kirchensteuerpflicht besteht. 

III   Arten und Höhe der Kirchensteuer 

§ 4   Steuerarten 

(1) Kirchensteuern können erhoben werden als 

a) Kirchensteuer vom Einkommen in einem Vomhundertsatz der Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer), 

b) Mindestkirchensteuer, 

c) besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe, 

d) Ortskirchgeld. 

(2) Über die Höhe und die Art der zu erhebenden Kirchensteuer nach Buchstaben a, b und c beschließt 

das Erzbistum Berlin durch Kirchensteuerbeschluss im Voraus. 

(3) Über die Höhe und die Art des Ortskirchgeldes beschließen die Kirchenvorstände der Gemeinden 

nach Maßgabe einer erzbischöflichen Rahmenordnung. 

IV   Bemessungsgrundlagen 

§ 5   Kirchensteuer vom Einkommen 

(1) Die Kirchensteuer vom Einkommen wird nach der Steuer bemessen, die der Steuerpflichtige oder 

die Steuerpflichtige nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) zu entrichten hat. Für die Berechnung 

der Kirchensteuer ist § 51a EStG maßgebend. 

(2) Wird die Einkommensteuerfestsetzung geändert, so sind Kirchensteuerbescheide von Amts wegen  

durch neue Bescheide zu ersetzen, die der Änderung Rechnung tragen. Dies gilt auch dann, wenn ein 

zu ersetzender Bescheid unanfechtbar geworden ist. 

§ 6   Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

(1) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe wird nach der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit in Anknüpfung an den Lebensführungsaufwand bemessen. Bemessungsgrundlage 



ist das zu versteuernde Einkommen beider Ehegatten im Sinne des § 2 Abs. 5 des 

Einkommensteuergesetzes; § 5 Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe wird nach einem gestaffelten Satz erhoben. 

V   Erhebung der Kirchensteuern 

§ 7   Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 

Die Kirchensteuern sind von allen Steuerpflichtigen nach festen und gleichmäßigen Maßstäben zu 

erheben. 

§ 8   Mehrfacher Wohnsitz, Betriebsstättenbesteuerung 

(1) Steuerpflichtige mit einem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt auch außerhalb des 

Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung werden zur Kirchensteuer nur herangezogen, wenn sie 

innerhalb des Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung zur Einkommensteuer veranlagt werden 

oder Lohnsteuer oder Kapitalertragsteuer im Wege des Abzugsverfahrens entrichten. Die anderwärts 

erhobenen Kirchensteuern vom Einkommen und das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener 

Ehe werden angerechnet. 

(2) Wird von Steuerpflichtigen Kirchensteuer außerhalb des Geltungsbereiches dieser 

Kirchensteuerordnung einbehalten und ist dort der Hebesatz niedriger als innerhalb des 

Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung, so ist bei der Veranlagung zur Einkommen- und 

Kirchensteuer der innerhalb des Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung geltende Hebesatz 

anzuwenden. Wird an der Betriebsstätte oder durch den nach § 44 Abs. 1 EStG zum Steuerabzug 

Verpflichteten keine Kirchensteuer einbehalten, so wird der Steuerpflichtige oder die Steuerpflichtige 

zur Kirchensteuer veranlagt. 

§ 9   Ehegattenbesteuerung in glaubens- und konfessionsverschiedenen Ehen 

(1) Von Steuerpflichtigen, die mit ihrem Ehegatten, der keiner steuerberechtigten (in Sachsen-Anhalt: 

steuererhebenden) Religionsgemeinschaft angehört (glaubensverschiedene Ehe), zur 

Einkommensteuer zusammen veranlagt werden, wird Kirchensteuer vom Einkommen oder besonderes 

Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe erhoben. 

(2) Von den Kirchensteuern nach Absatz 1 wird die jeweils höhere Steuer erhoben. Zahlungen auf die 

niedrigere Steuer werden angerechnet. 

(3) Für Steuerpflichtige im Land Berlin, deren Ehegatte einer anderen steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaft angehört (konfessionsverschiedene Ehe), mit der eine Vereinbarung über die 

Aufteilung des Betrages, der im Falle der konfessionsgleichen Ehe festzusetzen wäre, nicht besteht, 

gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 

§ 10   Verzinsung und Säumniszuschläge 

Die §§ 233 bis 240 der Abgabenordnung sind nicht anzuwenden. 

§ 11   Erlass, Stundung, Niederschlagung 

(1) Kirchensteuern können ganz oder teilweise erlassen werden, soweit ihre Einziehung nach Lage des 

einzelnen Falles unbillig wäre. 



(2) Kirchensteuern können gestundet werden, wenn ihre Einziehung mit erheblichen Härten für den 

Steuerpflichtigen verbunden ist. 

(3) Kirchensteuern können niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die Vollstreckung keinen 

Erfolg haben wird oder die Kosten der Vollstreckung außer Verhältnis zu dem Betrag stehen. 

(4) Soweit die Verwaltung der Kirchensteuern den Finanzbehörden übertragen ist, kann das Finanzamt 

Kirchensteuern wie die Maßstabsteuer erlassen, stunden und niederschlagen. 

VI   Verwaltung der Kirchensteuern 

§ 12   Verwaltung 

(1) Die Verwaltung der Kirchensteuern kann ganz oder teilweise den Finanzbehörden übertragen 

werden. 

(2) Über Erlass, Stundung und Niederschlagung von Kirchensteuern entscheidet unbeschadet der 

Bestimmung des § 11 Abs. 4 das Erzbischöfliche Ordinariat Berlin. 

(3) Soweit die Verwaltung der Kirchensteuern den Finanzbehörden nicht übertragen worden ist, erteilt 

das Erzbischöfliche Ordinariat Berlin - Kirchensteuerstelle - dem Steuerpflichtigen einen 

Kirchensteuerbescheid. Dieser muss die Höhe der Kirchensteuer für den Erhebungszeitraum und eine 

Rechtsbehelfsbelehrung enthalten. Er soll ferner die Bemessungsgrundlage und eine Anweisung, wo, 

wann und wie die Steuer zu entrichten ist, sowie gegebenenfalls die Höhe und die Fälligkeitstermine 

der Vorauszahlungen enthalten. Der Kirchensteuerbescheid ist dem Steuerpflichtigen oder der 

Steuerpflichtigen bekannt zu geben. 

§ 13   Steuergeheimnis 

Alle mit der Kirchensteuerverwaltung betrauten Personen und Einrichtungen sind verpflichtet, das 

Steuergeheimnis nach Maßgabe der staatlichen Bestimmungen zu wahren. 

VII   Rechtsbehelfe 

§ 14   Rechtsweg 

Gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer ist der Rechtsweg entsprechend dem maßgebenden 

Kirchensteuergesetz gegeben. 

§ 15   Widerspruchsverfahren 

(1) Vor Erhebung der Klage beim Verwaltungsgericht ist die Heranziehung zur Kirchensteuer im 

Widerspruchsverfahren nachzuprüfen. 

(2) Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsakts  

(Steuerbescheids) schriftlich oder zur Niederschrift im Land Berlin bei der Widerspruchsbehörde und 

in den Ländern Brandenburg und Sachsen-Anhalt bei der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen 

hat, zu erheben. 

(3) Der Widerspruch ist im Land Berlin beim Erzbischöflichen Ordinariat Berlin zu erheben. In den 

Ländern Brandenburg und Sachsen-Anhalt ist der Widerspruch, soweit es sich um einen Bescheid 

einer Finanzbehörde handelt, bei dieser zu erheben, die darüber erst nach Anhörung des 

Erzbischöflichen Ordinariates entscheidet, anderenfalls das Erzbischöfliche Ordinariat. 



(4) Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 

zuzustellen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind anzuwenden, soweit entsprechend dem maßgebenden Kirchensteuergesetz 

der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist. 

§ 16   Einspruchsverfahren 

(1) Vor Erhebung der Klage beim Finanzgericht ist die Heranziehung zur Kirchensteuer im 

Einspruchsverfahren nachzuprüfen. 

(2) Der Einspruch ist im Land Mecklenburg-Vorpommern innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 

des Verwaltungsakts (Steuerbescheids) schriftlich oder zur Niederschrift beim zuständigen Finanzamt 

zu erheben. 

(3) Die Einspruchsentscheidung ist zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 

bekannt zu geben. Ist die Verwaltung der Kirchensteuer gemäß § 12 Abs. 1 den Finanzämtern 

übertragen, so entscheidet das zuständige Finanzamt im Benehmen mit dem Erzbischöflichen 

Ordinariat über den Einspruch. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind anzuwenden, soweit entsprechend dem maßgebenden Kirchensteuergesetz 

der Finanzrechtsweg gegeben ist. 

§ 17   Wirkung des Rechtsbehelfs 

(1) Durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer 

nicht aufgeschoben. 

(2) Auf Antrag kann das Finanzamt bzw. das Erzbischöfliche Ordinariat die Vollziehung bis zur 

Entscheidung über den Rechtsbehelf aussetzen. 

(3) Die Aussetzung kann von einer Sicherheitsleistung abhängig gemacht werden. 

§ 18   Inkrafttreten 

Diese Kirchensteuerordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft. 

Berlin, den 30. Dezember 2008 

Siegel 

Georg Kardinal Sterzinsky Erzbischof von Berlin 

Manfred Ackermann Cancellarius Curiae 

Anlage 

Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern Abteilung Steuern 

Staatliche Anerkennung der Ordnung über die Erhebung von Kirchensteuern im Erzbistum Berlin 

(Kirchensteuerordnung - KiStO kath.) vom 30. Dezember 2008 

Nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuer im Land Mecklenburg-

Vorpommern vom 20. Oktober 2008 bedürfen die kirchlichen Steuerordnungen und die 

Kirchensteuerbeschlüsse sowie ihre Änderungen der staatlichen Anerkennung. 



Die Ordnung über die Erhebung von Kirchensteuern im Erzbistum Berlin (Kirchensteuerordnung) 

vom 30. Dezember 2008 wird hiermit anerkannt. 

Die Anerkennung gilt nur für die auf dem Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern liegenden 

Kirchengemeinden dieser Kirche. 

Schwerin, den 15. Januar 2009 

Hinrich Seidel 

 

 

13.5 Brandenburg 

13.5.1 Gebührengesetz für das Land Brandenburg (GebGBbg)  

Vom 07.07.2009 (GVBl. I S. 246) 

Abschnitt 2 Allgemeine Grundsätze für Gebührenordnungen 

§ 3 Gebührenordnungen 

(1) Die Mitglieder der Landesregierung haben für ihren jeweiligen Geschäftsbereich 

1. die einzelnen Amtshandlungen, für die Verwaltungsgebühren erhoben werden, 

2. die Einrichtungen und Anlagen, für die Benutzungsgebühren erhoben werden, und die 

Benutzungsarten 

sowie die Gebührensätze durch Rechtsverordnung (Gebührenordnung) unter Beachtung der §§ 4 bis 6 

zu bestimmen. 

(2) Die Gebührenordnungen nach Absatz 1 können 

(…) 

2. bei öffentlichen Leistungen, an deren Erbringung ein besonderes öffentliches Interesse besteht, von 

der Gebühren- und Auslagenerhebung ganz oder teilweise absehen. Insbesondere kann bei 

öffentlichen Leistungen an eingetragene Vereine, die gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 

Zwecken im Sinne der Abgabenordnung dienen, von der Gebühren- und Auslagenerhebung abgesehen 

werden. 

Abschnitt 3 Vorschriften für die Festsetzung von Gebühren und Auslagen  

§ 8 Persönliche Gebührenfreiheit  

(1) Von Gebühren sind befreit 

(…) 

7. die Kirchen und die Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 

8. die rechtsfähigen Stiftungen bürgerlichen Rechts mit Sitz im Land Brandenburg, die 

gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken im Sinne der Abgabenordnung dienen. 



(2) Absatz 1 gilt nicht, 

(…) 

6. für öffentliche Leistungen an die Kirchen und Religionsgemeinschaften im Sinne des Absatzes 1 

Nr. 7, soweit die Amtshandlung nicht unmittelbar der Durchführung kirchlicher Zwecke im Sinne des 

§ 54 der Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 

3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 23. Oktober 2008 (BGBl. I S. 

2026) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung dient, 

(…) 

Abschnitt 4 Vorschriften für die Erhebung von Gebühren und Auslagen  

§ 20 Ermäßigung und Befreiung  

Gebühren- und Auslagenermäßigung sowie Gebühren- und Auslagenbefreiung kann auf Antrag des 

Gebühren- und Auslagenschuldners 

1. aus Gründen der Billigkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten, 

2. bei öffentlichen Leistungen, an deren Erbringung ein besonderes öffentliches Interesse besteht, oder 

3. eingetragenen Vereinen und rechtsfähigen Stiftungen, die gemeinnützigen, mildtätigen oder 

kirchlichen Zwecken im Sinne der Abgabenordnung dienen, 

gewährt werden. § 14 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

 

13.5.2 Gesetz über die Erhebung von Steuern durch Kirchen und andere 

Religionsgemeinschaften im Land Brandenburg 

(Brandenburgisches Kirchensteuergesetz – BbgKiStG) 

Vom 18.12.2008 (GVBl. I  2008, 358) 

§ 1 Besteuerungsrecht 

Kirchen und andere Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind  

(steuerberechtigte Religionsgemeinschaften), können nach Maßgabe dieses Gesetzes Steuern aufgrund 

eigener Steuerordnungen (Kirchensteuern) erheben. 

§ 2 Steuerpflicht 

(1) Steuerpflichtig sind natürliche Personen, die einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft 

angehören und im Land Brandenburg ihren Wohnsitz im Sinne des § 8 der Abgabenordnung oder 

gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne des § 9 der Abgabenordnung haben. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf die Begründung 

des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts oder auf die Aufnahme in eine steuerberechtigte 

Religionsgemeinschaft folgt, bei Übertritt aus einer anderen steuerberechtigten Religionsgemeinschaft 

jedoch erst mit der Beendigung der bisherigen Kirchensteuerpflicht. 



(3) Die Kirchensteuerpflicht endet: 

1. bei Tod mit Ablauf des Sterbemonats, 

2. bei Aufgabe des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts mit Ablauf des Kalendermonats, in 

dem der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt aufgegeben worden ist, 

3. bei Kirchenaustritt mit Ablauf des Kalendermonats, der auf den Monat folgt, in dem die Erklärung 

wirksam geworden ist, oder 

4. bei Übertritt aus einer anderen steuerberechtigten Religionsgemeinschaft mit Ablauf des 

Kalendermonats, in dem der Übertritt wirksam geworden ist. 

Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 ist der Kirchenaustritt durch eine Bescheinigung der für die Entgegennahme 

der Kirchenaustrittserklärung zuständigen Stelle nachzuweisen. 

(4) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres und ist 

Erhebungszeitraum das Kalenderjahr, wird für die Kalendermonate, in denen die Kirchensteuerpflicht 

gegeben ist, je ein Zwölftel des Betrages erhoben, der sich bei ganzjähriger Steuerpflicht als 

Jahressteuerschuld ergeben würde. Dies gilt nicht, wenn mit dem Beginn oder Ende der 

Kirchensteuerpflicht während des Kalenderjahres gleichzeitig die unbeschränkte 

Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet. 

(5) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung die zuständige Stelle zur Entgegennahme von 

Erklärungen über den Austritt aus einer Kirche oder Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des 

öffentlichen Rechts ist, und das Verfahren dazu einschließlich der Erteilung einer Bescheinigung über 

den vollzogenen Austritt bestimmen. Dies gilt für den Fall einer entsprechenden Vereinbarung 

zwischen den beteiligten Kirchen oder Religionsgemeinschaften auch für den Übertritt in eine andere 

Kirche oder Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. 

§ 3 Bemessungsgrundlage und Höhe der Kirchensteuern 

(1) Kirchensteuern können einzeln oder nebeneinander erhoben werden als 

1. Zuschlag zur Einkommensteuer (einschließlich der Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) oder nach 

Maßgabe des Einkommens aufgrund eines besonderen Tarifs, 

2. Zuschlag zur Vermögensteuer oder nach Maßgabe des Vermögens, 

3. Steuer vom Grundbesitz, 

4. Kirchgeld (Ortskirchensteuer), 

5. besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaft angehört (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

Die Einkommensteuer und die Vermögensteuer sind für die Kirchensteuer Maßstabsteuer im Sinne 

dieses Gesetzes. 

(2) Die Ortskirchensteuer nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 und das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 können nach festen oder gestaffelten Sätzen erhoben werden. Das Nähere 

regeln die kirchlichen Steuerordnungen. 



(3) Für die Ermittlung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 

1 und des Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 ist § 51a des 

Einkommensteuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(4) Die Art und die Höhe der zu erhebenden Kirchensteuer sind durch Beschluss der zuständigen 

Organe der steuerberechtigten Religionsgemeinschaften im Voraus festzulegen, wobei die Festlegung 

auch für mehrere Jahre oder für unbegrenzte Zeit zulässig ist. Soweit die Steuer als Zuschlag zur 

Einkommensteuer oder der Vermögensteuer erhoben wird, ist sie jeweils nach einem Vomhundertsatz 

der ermittelten Maßstabsteuer und soweit die Steuer nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 erhoben wird, ist sie 

nach einem Vomhundertsatz des Grundsteuermessbetrages zu bemessen. Die kirchlichen 

Steuerordnungen können bestimmen, dass Kirchensteuern einer Art auf Kirchensteuern einer anderen 

Art angerechnet werden. Regelungen zur Festsetzung von Höchstbeträgen, insbesondere 

Kappungsregelungen, sind zulässig. 

§ 4 Entstehung und Erhebung der Steuerschuld 

(1) Soweit die Steuer durch Abzug vom Arbeitslohn oder durch Abzug vom Kapitalertrag im Sinne 

des § 43 des Einkommensteuergesetzes erhoben wird, entsteht die Kirchensteuerschuld im Zeitpunkt 

des Zufließens der steuerabzugspflichtigen Einnahmen. 

(2) In den übrigen Fällen, in denen die Steuer als Zuschlag zur Einkommensteuer, als Steuer auf 

Kapitalerträge nach § 32d Abs. 2, 3, 4 oder 6 und § 51a Abs. 2d Satz 1 des Einkommensteuergesetzes 

sowie als Kirchgeld nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 erhoben wird, entsteht die Steuerschuld mit Ablauf 

des Erhebungszeitraumes. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(3) Sind Vorauszahlungen zu leisten, entsteht die Steuerschuld mit Beginn des 

Vorauszahlungszeitraumes. 

(4) Bei der Steuer als Zuschlag zur Vermögensteuer und vom Grundbesitz entsteht die Steuerschuld 

mit Beginn des Erhebungszeitraumes. 

§ 5 Erhebung der Kirchensteuer bei Ehegatten 

(1) Ehegatten, die derselben steuerberechtigten Religionsgemeinschaft angehören (konfessionsgleiche 

Ehe) und zur Maßstabsteuer zusammenveranlagt werden, werden gemeinsam zu der von der 

Maßstabsteuer abhängigen Kirchensteuer herangezogen. Die Kirchensteuer bemisst sich nach der 

gegen die Ehegatten festgesetzten Maßstabsteuer. Die Ehegatten haften als Gesamtschuldner im Sinne 

der §§ 44, 268 bis 280 der Abgabenordnung. 

(2) Gehören Ehegatten verschiedenen steuerberechtigten Religionsgemeinschaften an 

(konfessionsverschiedene Ehen) und haben sie bei der Veranlagung zur Einkommensteuer die 

Zusammenveranlagung gewählt, ist, wenn die steuerberechtigten Religionsgemeinschaften dies 

vereinbaren, die Kirchensteuer von jedem Ehegatten in Höhe der Hälfte des Betrages zu erheben, der 

im Falle der konfessionsgleichen Ehe nach Absatz 1 gegen beide Ehegatten festzusetzen wäre. Im 

Lohnsteuer-Abzugsverfahren wird die Kirchensteuer von beiden Ehegatten von der Hälfte der 

Lohnsteuer erhoben und ist bei jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. Die Ehegatten 

haften als Gesamtschuldner im Sinne der §§ 44, 268 bis 280 der Abgabenordnung. Liegen die 

Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung nicht vor oder werden die Ehegatten getrennt oder 

besonders zur Einkommensteuer veranlagt, wird die Kirchensteuer von jedem Ehegatten nach seiner 

Kirchenzugehörigkeit und nach der jeweils in seiner Person gegebenen Steuerbemessungsgrundlage 

erhoben. Fehlt eine Vereinbarung der steuerberechtigten Religionsgemeinschaften, ist jeder Ehegatte 



nach seinem Anteil an der gegen die Ehegatten festgesetzten Maßstabsteuer entsprechend Absatz 3 zur 

Steuer heranzuziehen. 

(3) Gehört nur ein Ehegatte einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft an (glaubensverschiedene 

Ehen), so ist die Kirchensteuer für den der steuerberechtigten Religionsgemeinschaft angehörenden 

Ehegatten nach der in seiner Person gegebenen Steuerbemessungsgrundlage zu erheben. Werden die 

Ehegatten in glaubensverschiedener Ehe zusammenveranlagt, ist die Kirchensteuer auf den Teil der 

gemeinsamen Einkommensteuer zu erheben, der auf den der steuerberechtigten Religionsgemeinschaft 

angehörenden Ehegatten entfällt. Die gemeinsame Einkommensteuer ist im Verhältnis der 

Steuerbeträge aufzuteilen, die sich bei Anwendung des Einkommensteuertarifs nach § 32a Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes ohne Berücksichtigung der besonderen Tarifvorschriften nach §§ 32b und 

34 bis 34b des Einkommensteuergesetzes auf die Summe der Einkünfte eines jeden Ehegatten ergeben 

würde. Soweit in der gemeinsamen Einkommensteuerschuld im Sinne des Satzes 3 eine nach dem 

gesonderten Steuertarif des § 32d des Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer 

enthalten ist, sind die gesondert besteuerten Kapitaleinkünfte und die gesondert ermittelte 

Einkommensteuer aus der Berechnung des Satzes 3 auszuscheiden und die gesondert ermittelte 

Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Beteiligten mit dem auf ihn entfallenden Anteil an 

den Kapitalerträgen zuzurechnen. § 51a Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes ist bei der Ermittlung 

der Einkünfte eines jeden Ehegatten anzuwenden. Unberührt bleiben die kirchlichen Bestimmungen 

über das Kirchgeld in glaubensverschiedenen Ehen. 

(4) Sind an den Kapitalerträgen Ehegatten gemeinsam beteiligt (Gemeinschaftskonto), haben diese in 

einem gemeinsamen Antrag übereinstimmend zu erklären, in welchem Verhältnis der auf jeden 

Ehegatten entfallende Anteil der Kapitalerträge zu diesen Erträgen steht. Die Kapitalerträge sind 

entsprechend diesem Verhältnis aufzuteilen und die Kirchensteuer ist einzubehalten, soweit ein Anteil 

einem der steuerberechtigten Religionsgemeinschaft angehörenden Ehegatten zuzuordnen ist (§ 51a 

Abs. 2c des Einkommensteuergesetzes). Wird dieses Verhältnis nicht erklärt, werden die 

Kapitalerträge den Ehegatten je zur Hälfte zugerechnet. 

§ 6 Staatliche Anerkennung 

(1) Die kirchlichen Steuerordnungen und die Kirchensteuerbeschlüsse sowie deren Änderungen 

bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der staatlichen Anerkennung. Über die Anerkennung entscheidet die 

oberste Finanzbehörde des Landes. Die anerkannten kirchlichen Steuerordnungen und 

Kirchensteuerbeschlüsse werden von den steuerberechtigten Religionsgemeinschaften in einer von 

ihnen zu bestimmenden Weise und von der obersten Finanzbehörde des Landes in der für 

Steuergesetze vorgeschriebenen Form bekannt gemacht. 

(2) Liegt zu Beginn eines Erhebungszeitraumes kein anerkannter Kirchensteuerbeschluss vor, ist der 

zuletzt anerkannte Beschluss bis zur Anerkennung eines neuen Beschlusses entsprechend weiter 

anzuwenden. 

§ 7 Verwaltung der Kirchensteuer 

(1) Die Kirchensteuern werden vorbehaltlich des § 8 von den steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaften verwaltet. Auf Anforderung werden die zuständigen Landesbehörden, 

Landkreise, Gemeinden oder kommunalen Zusammenschlüsse den steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaften die Auskünfte erteilen und Unterlagen zur Verfügung stellen, die für die 

Durchführung der Besteuerung erforderlich sind. 



(2) Der Kirchensteuerpflichtige hat der mit der Verwaltung dieser Steuer beauftragten Stelle Auskunft 

über alle Tatsachen zu geben, von denen die Feststellung der Zugehörigkeit zu einer 

steuerberechtigten Religionsgemeinschaft abhängt. Kirchensteuerpflichtige haben darüber hinaus die 

zur Festsetzung der Kirchensteuer erforderlichen Erklärungen abzugeben. 

§ 8 Übertragung der Verwaltung der Kirchensteuer 

(1) Auf Antrag einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft ist die Verwaltung (Festsetzung, 

Erhebung einschließlich Vollstreckung) der ihr zustehenden Kirchensteuer als Zuschlag zur 

Einkommensteuer, der Kirchensteuer als Zuschlag zur Vermögensteuer und des Kirchgelds in 

glaubensverschiedener Ehe durch die oberste Finanzbehörde des Landes den Finanzämtern zu 

übertragen. Die Verwaltung des Kirchgelds gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 wird, soweit in die 

Ermittlung des gemeinsamen zu versteuernden Einkommens Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 

einzubeziehen sind, von den Finanzämtern nur bei einer Veranlagung nach § 25 Abs. 1 und § 46 Abs. 

2 des Einkommensteuergesetzes übernommen. 

(2) Soweit die Einkommensteuer durch Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben wird (Lohnsteuer), 

kann dieses Verfahren auf Antrag einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft auch für die 

Kirchensteuer eingeführt werden, die dann als Zuschlag zur Lohnsteuer erhoben wird. Die Arbeitgeber 

mit lohnsteuerlichen Betriebsstätten im Land Brandenburg haben die Kirchensteuer im Rahmen des 

Lohnsteuer-Abzugsverfahrens gleichzeitig mit der Lohnsteuer einzubehalten und abzuführen. Die für 

die Haftung des Arbeitgebers und Arbeitnehmers im Lohnsteuer-Abzugsverfahren geltenden 

Vorschriften sind bei der Kirchensteuer entsprechend anzuwenden. Entsprechendes gilt, wenn eine 

pauschale Einkommensteuer des Kirchensteuerpflichtigen als Lohnsteuer entrichtet wird. 

(3) Bei Erhebung der Einkommensteuer durch Abzug vom Kapitalertrag kann auf Antrag einer 

steuerberechtigten Religionsgemeinschaft dieses Verfahren auch für die Kirchensteuer eingeführt 

werden, die dann als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben wird. Die Abzugsverpflichteten im 

Sinne des § 44 Abs. 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes haben die Kirchensteuer im Rahmen des 

Kapitalertragsteuer-Abzugsverfahrens gleichzeitig mit der Kapitalertragsteuer einzubehalten und 

getrennt nach Religionszugehörigkeit an das für die Besteuerung nach dem Einkommen zuständige 

Finanzamt des Kirchensteuerabzugsverpflichteten zur Weiterleitung an die Religionsgemeinschaften 

abzuführen. Die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer wird von dem 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten nach dem Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der der 

Kirchensteuerpflichtige angehört, sowie unter Beachtung des § 51a Abs. 2c des 

Einkommensteuergesetzes durch Steuerabzug vom Kapitalertrag erhoben (Kirchensteuer als Zuschlag 

zur Kapitalertragsteuer). Die für die Haftung des Abzugsverpflichteten im Kapitalertragsteuer-

Abzugsverfahren geltenden Vorschriften sind bei der Kirchensteuer entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Verwaltung der Kirchensteuer durch die Finanzämter setzt voraus, dass Art, Satz und Höhe der 

Kirchensteuer innerhalb des Landes einheitlich sind. 

(5) Die für die Mitwirkung der Finanzämter bei der Verwaltung der Kirchensteuer zu leistende 

Entschädigung wird zwischen der Landesregierung und den steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaften vereinbart. 

(6) Wird die Kirchensteuer durch die Finanzämter verwaltet, finden auf die Kirchensteuer als Zuschlag 

zur Einkommensteuer die Vorschriften für die Einkommensteuer, für die Kirchensteuer als Zuschlag 

zur Vermögensteuer die Vorschriften für die Vermögensteuer und für die Steuer vom Grundbesitz die 

Vorschriften für die Grundsteuer entsprechende Anwendung, wenn in diesem Gesetz und in den 

Steuerordnungen der Religionsgemeinschaften nichts anderes bestimmt ist. Darüber hinaus sind die 



Vorschriften der Abgabenordnung entsprechend anzuwenden, ausgenommen die Vorschriften über 

Säumniszuschläge und Zinsen (§§ 233 bis 240 der Abgabenordnung), über das außergerichtliche 

Rechtsbehelfsverfahren und über Strafen und Bußgelder (§§ 347 bis 412 der Abgabenordnung). 

(7) Wird bei der Verwaltung der Kirchensteuer durch die Finanzämter die Maßstabsteuer ganz oder 

teilweise abweichend festgesetzt, gestundet, aus Billigkeitsgründen erlassen oder niedergeschlagen 

oder wird die Vollziehung des Bescheides über die Maßstabsteuer ausgesetzt oder die Vollstreckung 

beschränkt oder eingestellt, so wird eine entsprechende Entscheidung auch für die Kirchensteuer 

getroffen. Auf das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist Satz 1 entsprechend anzuwenden. Das 

Recht der kirchlichen Stellen, die Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend festzusetzen, zu 

stunden, zu erlassen, niederzuschlagen oder die Vollziehung des Bescheides über die Kirchensteuer 

auszusetzen, bleibt unberührt. 

§ 9 Rechtsbehelfe 

(1) Für Streitigkeiten in Kirchensteuersachen ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Richtet sich der 

Widerspruch gegen den Kirchensteuerbescheid eines Finanzamtes, ist vor dem Erlass eines 

Widerspruchsbescheides die zuständige kirchliche Stelle zu hören. 

(2) Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer können nicht auf Einwendungen gegen 

die Bemessung der der Kirchensteuer zugrunde liegenden Maßstabsteuer gestützt werden. 

§ 10 Vollstreckung 

Soweit die Kirchensteuer von den steuerberechtigten Religionsgemeinschaften selbst verwaltet wird, 

wird sie auf Antrag und gegen Erstattung der Kosten von den Finanzämtern nach den Vorschriften der 

Abgabenordnung oder, soweit kommunale Stellen die Steuer einziehen, von den amtsfreien 

Gemeinden, Ämtern und kreisfreien Städten nach den Vorschriften des 

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Brandenburg vollstreckt. 

§ 11 Verwaltung der Kirchensteuer für steuerberechtigte Religionsgemeinschaften außerhalb 

des Landes Brandenburg 

(1) Auf Antrag der steuerberechtigten Religionsgemeinschaften, deren Gebiet ganz oder teilweise in 

einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland liegt, ordnet die oberste Finanzbehörde dieses 

Landes die Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuer im Lohnsteuer-Abzugsverfahren und im 

Kapitalertragsteuer-Abzugsverfahren auch für die gegenüber diesen steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaften Kirchensteuerpflichtigen an, sofern sie im Land Brandenburg nicht ihren 

Wohnsitz im Sinne des § 8 der Abgabenordnung oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne des § 9 der 

Abgabenordnung haben, aber von einer lohnsteuerlichen Betriebsstätte im Land Brandenburg entlohnt 

werden oder Kapitalerträge von einer auszahlenden Stelle im Land Brandenburg erhalten. § 8 Abs. 2 

bis 7 gilt entsprechend. 

(2) Wird die Kirchensteuer im Lohnsteuer-Abzugsverfahren oder auf Kapitalerträge in einer außerhalb 

des Bereichs der Religionsgemeinschaft gelegenen Betriebstätte oder einer Kapitalerträge 

auszahlenden Stelle im Land Brandenburg nicht oder nicht in der für den Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt maßgebenden Höhe einbehalten und nicht vom Finanzamt nacherhoben, kann die 

Religionsgemeinschaft die Kirchensteuer nacherheben. Unterschiedsbeträge durch unterschiedliche 

Kirchensteuersätze gleichen die steuerberechtigten Religionsgemeinschaften selbst aus. Auf 

Nacherhebungen kann verzichtet werden. 

§ 12 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 



Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Brandenburgische 

Kirchensteuergesetz vom 25. Juni 1999 (GVBl. I S. 251), geändert durch Gesetz vom 6. Dezember 

2001 (GVBl. I S. 242), außer Kraft. 

Potsdam, den 18. Dezember 2008 

Der Präsident des Landtages Brandenburg 

Gunter Fritsch 

 

 

13.5.3 Justizkostengesetz für das Land Brandenburg (Brandenburgisches 

Justizkostengesetz – JKGBbg)  

Vom 03.06.1994 (GVBl. I  1994, 172), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.03.2013 (GVBl. I 

Nr. 8) 

Abschnitt 2 Gebührenbefreiung, Stundung und Erlass 

§ 6 Gebührenbefreiung 

(1) Von der Zahlung von Gebühren, die die ordentlichen Gerichte in Zivilsachen und Angelegenheiten 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher und die 

Justizverwaltungsbehörden erheben, sind befreit: 

1. Kirchen, Religionsgemeinschaften und Vereinigungen zur gemeinschaftlichen Pflege einer 

Weltanschauung, jeweils soweit sie die Rechtsstellung einer juristischen Person des öffentlichen 

Rechts haben; 

(…) 

 

 

13.5.4 Kirchengesetz über die Erhebung von Kirchensteuern 

(Kirchensteuerordnung) in der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 

(Kirchensteuergesetz EKM – KiStG EKM)  

Vom  16.11.2008 (GVBl. I  2009, 9), zuletzt geändert durch Verordnung vom 19.06.2009 

(Bek. GVBl. 2010 I Nr. 4) 

Die Föderationssynode hat aufgrund von Artikel 10 Abs. 3 Nr. 3 der Vorläufigen Ordnung der 

Föderation Evangelischer Kirchen in Mitteldeutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen, das 

hiermit verkündet wird: 

§ 1 Grundsätze 

(1) In der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland werden im Rahmen und in Anwendung der 

bundes- und landesrechtlichen Bestimmungen Kirchensteuern aufgrund dieses Kirchengesetzes und 

nach Maßgabe von Kirchensteuerbeschlüssen festgesetzt und erhoben. 



(2) Die Kirchensteuern dienen der Finanzierung der kirchlichen Aufgaben der Kirchengemeinden, der 

Kirchenkreise und der Landeskirche. 

§ 2 Kirchensteuerarten, Bemessungsgrundlagen und Höhe 

(1) Kirchensteuern können einzeln oder nebeneinander festgesetzt und erhoben werden als 

1. Zuschlag zur Einkommensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer in einem Vomhundertsatz der 

Maßstabsteuer oder entsprechend dem jeweiligen Landesrecht nach Maßgabe des Einkommens oder 

der Einkünfte auf Grund eines besonderen Tarifs (Kirchensteuer vom Einkommen), 

2. Zuschlag zur Vermögensteuer oder nach Maßgabe des Vermögens (Kirchensteuer vom Vermögen),  

3. besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner steuererhebenden Kirche 

oder Religionsgemeinschaft angehört (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe), 

4. Steuer vom Grundbesitz, soweit das jeweilige Landesrecht dies vorsieht, 

5. allgemeines Kirchgeld in festen oder gestaffelten Beträgen. 

(2) Die Kirchensteuern nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 können von der Landeskirche als 

Landeskirchensteuer erhoben werden. 

(3) Die Kirchensteuer nach Absatz 1 Nr. 5 kann von den Kirchengemeinden als Ortskirchensteuer 

erhoben werden. Das Nähere wird durch Kirchengesetz geregelt. 

(4) Für die Ermittlung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer, Lohnsteuer und 

Kapitalertragsteuer ist § 51a des Einkommensteuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung 

anzuwenden. Wird die Kirchensteuer als Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe erhoben, gilt bei der 

Ermittlung der maßgebenden Bemessungsgrundlage Satz 1 entsprechend. 

(5) Die Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommen-, Lohn- oder Vermögensteuer kann auch in einem 

Mindestbetrag erhoben werden (Mindestbetrags-Kirchensteuer), wenn das jeweilige Landesrecht dies 

vorsieht; das gilt nicht bei der Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer. Die 

Erhebung eines Mindestbetrags setzt voraus, dass jeweils Einkommensteuer, Lohnsteuer oder 

Vermögensteuer festgesetzt oder einbehalten wird. Durch Kirchensteuerbeschluss (§ 7) kann auch eine 

Begrenzung der Kirchensteuer (Kappung) festgelegt werden. 

(6) Durch Kirchensteuerbeschluss (§ 7) kann bestimmt werden, dass Kirchensteuern einer Art auf 

Kirchensteuern einer anderen Art angerechnet werden. 

§ 3 Kirchensteuerpflicht 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind alle getauften evangelischen Christen, die nach dem Recht der 

Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland deren Mitglieder sind. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht besteht hinsichtlich der Kirchensteuern nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 

gegenüber der Landeskirche, hinsichtlich des allgemeinen Kirchgeldes (§ 2 Abs. 1 Nr. 5) gegenüber 

der Kirchengemeinde. 

(3) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf den Beginn der 

Mitgliedschaft oder die Begründung des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts im Bereich der 

Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland folgt, bei Übertritt aus einer anderen steuererhebenden 

Kirche oder Religionsgemeinschaft jedoch erst mit Ende der bisherigen Kirchensteuerpflicht. 



(4) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Tod mit Ablauf des Sterbemonats, 

2. bei Wegzug aus dem Gebiet der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland mit Ablauf des 

Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt aufgegeben worden ist, 

3. bei Kirchenaustritt entsprechend dem jeweiligen Landesrecht mit Ablauf des Kalendermonats, in 

dem die Erklärung des Austritts wirksam geworden ist, oder mit Ablauf des darauf folgenden 

Kalendermonats, 

4. bei Übertritt zu einer anderen steuererhebenden Kirche oder Religionsgemeinschaft mit Ablauf des 

Kalendermonats, in dem der Übertritt wirksam geworden ist. 

Der Kirchenaustritt ist durch eine Bescheinigung der für die Entgegennahme der Austrittserklärung 

gesetzlich zuständigen staatlichen Stelle nachzuweisen. 

(5) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjahres, wird für die 

Kalendermonate, in denen die Kirchensteuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel des Betrages erhoben, 

der sich bei ganzjähriger Kirchensteuerpflicht als Steuerschuld ergäbe (Zwölftelungsregelung). Dies 

gilt nicht, wenn die Dauer der Kirchensteuerpflicht der Dauer der Einkommensteuerpflicht entspricht. 

(6) Für die als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhobene Kirchensteuer ist Absatz 5 Satz 1 

entsprechend dem jeweiligen Landesrecht nicht anzuwenden. Im Steuerabzugsverfahren unterliegen 

Kapitalerträge der Kirchensteuererhebung, wenn im Zeitpunkt des Zuflusses der Kapitalerträge eine 

Kirchensteuerpflicht besteht. 

§ 4 Konfessionsgleiche Ehe 

Ehegatten, die beide der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland angehören (konfessionsgleiche 

Ehe) und zur Einkommensteuer zusammen veranlagt werden, werden gemeinsam zur Kirchensteuer 

herangezogen. Die Kirchensteuer bemisst sich nach der gegen die Ehegatten festgesetzten 

Einkommensteuer. Die Ehegatten haften als Gesamtschuldner im Sinne der Abgabenordnung. 

 

§ 5 Konfessionsverschiedene Ehe 

(1) Gehören Ehegatten verschiedenen steuererhebenden Kirchen oder Religionsgemeinschaften an 

(konfessionsverschiedene Ehe) und werden sie zur Einkommensteuer zusammen veranlagt, so ist für 

die Erhebung der Kirchensteuer bei jedem Ehegatten die Hälfte der Einkommensteuer zugrunde zu 

legen. Im Lohnsteuerabzugsverfahren wird die Kirchensteuer von beiden Ehegatten von der Hälfte der 

Lohnsteuer erhoben und ist bei jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. Die Ehegatten 

haften als Gesamtschuldner im Sinne der Abgabenordnung. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nicht vor oder 

werden die Ehegatten getrennt oder besonders veranlagt, wird die Kirchensteuer von jedem Ehegatten 

nach seiner Kirchenzugehörigkeit und nach der jeweils in seiner Person gegebenen 

Steuerbemessungsgrundlage erhoben. Entsprechendes gilt für die Erhebung der Kirchensteuer auf die 

Kapitalertragsteuer, wenn für einen oder beide Ehegatten die Einkommensteuer durch Abzug vom 

Kapitalertrag erhoben wird. 

§ 6 Glaubensverschiedene Ehe 



(1) Von Kirchensteuerpflichtigen, die mit ihrem Ehegatten, der keiner steuererhebenden Kirche oder 

Religionsgemeinschaft angehört (glaubensverschiedene Ehe) zur Einkommensteuer zusammen 

veranlagt werden, wird Kirchensteuer vom Einkommen oder Kirchgeld gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 dieses 

Kirchengesetzes (besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe) erhoben. 

(2) Es wird der jeweils höhere Betrag festgesetzt. Zahlungen, die auf die nicht zur Erhebung 

gelangende Kirchensteuer geleistet wurden, werden auf das Kirchgeld angerechnet. 

Kirchensteuervorauszahlungen, die den endgültig festgesetzten Betrag übersteigen, sind zu erstatten. 

(3) Das Kirchgeld bemisst sich nach einem besonders festzulegenden Kirchensteuertarif. Die 

Staffelung und die Bemessungsgrundlage werden mit dem Kirchensteuerbeschluss bekannt gemacht. 

§ 7 Kirchensteuerbeschlüsse 

(1) Über die Landeskirchensteuer (§ 2 Abs. 2) beschließt die Landessynode durch 

Landeskirchensteuerbeschluss. 

(2) Über die Ortskirchensteuer (§ 2 Abs. 3 Satz 1) beschließen die Gemeindekirchenräte durch 

Ortskirchensteuerbeschluss. Ortskirchensteuerbeschlüsse bedürfen der Genehmigung durch das 

Landeskirchenamt. 

(3) Landes- und Ortskirchensteuerbeschlüsse bedürfen der staatlichen Anerkennung, soweit das 

staatliche Recht dies vorsieht. Sie sind im kirchlichen Amtsblatt bekannt zu machen. 

(4) Aus dem Kirchensteuerbeschluss sollen der Kirchensteuermaßstab und der Kirchensteuersatz, 

gegebenenfalls Mindest- und Höchstbeträge und die Höhe des Kirchgeldes sowie 

Anrechnungsbestimmungen hervorgehen. 

(5) Im jeweiligen Kirchensteuerbeschluss ist der Erhebungszeitraum zu bestimmen. Liegt zu Beginn 

eines Kalenderjahres kein anerkannter Kirchensteuerbeschluss vor, ist der zuletzt anerkannte 

Kirchensteuerbeschluss bis zur Anerkennung des neuen Beschlusses entsprechend anzuwenden. 

§ 8 Verwaltung der Kirchensteuer 

(1) Die Verwaltung (Festsetzung und Erhebung einschließlich Vollstreckung) der Kirchensteuern nach  

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 erfolgt auf Antrag durch die Finanzverwaltung. Die erforderlichen Anträge stellt 

das Landeskirchenamt. 

(2) Die Kirchensteuern werden unbeschadet der Mitwirkung der Finanzämter bei der Festsetzung und 

Erhebung von Dienststellen der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland oder durch besonders 

beauftragte kirchliche Dienststellen verwaltet. 

§ 9 Auskunftspflicht 

Wer mit Kirchensteuer in Anspruch genommen werden soll, hat der mit der Verwaltung dieser Steuer 

beauftragten Stelle und dem Landeskirchenamt oder einer von diesem beauftragten Stelle Auskunft 

über alle Tatsachen zu geben, von denen die Feststellung der Mitgliedschaft abhängt, und bei 

Streitigkeiten gegebenenfalls weitere zur Prüfung erforderliche Angaben zu machen. 

Kirchensteuerpflichtige haben darüber hinaus die zur Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer 

erforderlichen Erklärungen abzugeben. 

§ 10 Datenschutz 



Alle mit der Kirchensteuerverwaltung betrauten Personen und Einrichtungen sind zur Wahrung des 

Steuergeheimnisses nach Maßgabe der jeweils geltenden staatlichen und kirchlichen Bestimmungen 

verpflichtet. 

§ 11 Stundung, Erlass, Erstattung 

(1) Über Anträge auf Stundung, Erlass oder Erstattung von Kirchensteuern entscheidet bei 

Landeskirchensteuern das Landeskirchenamt, bei Ortskirchensteuern der Gemeindekirchenrat. 

(2) Soweit die Finanzämter bei der Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer mitwirken, sind sie 

berechtigt, bei Stundung, Erlass oder Erstattung der Maßstabsteuer sowie bei der Aussetzung der 

Vollziehung des Steuerbescheides die gleiche Entscheidung auch für die entsprechende Kirchensteuer 

zu treffen. 

§ 12 Rechtsbehelfe 

(1) Für Streitigkeiten in Kirchensteuersachen ist entsprechend dem jeweiligen Landesrecht der 

Verwaltungs- oder der Finanzrechtsweg gegeben. Das Verfahren bestimmt sich nach den 

entsprechenden landesrechtlichen Regelungen. 

(2) Zu beteiligende Kirchenbehörde ist das Landeskirchenamt. 

§ 13 Aus- und Durchführungsbestimmungen 

Die zur Aus- und Durchführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen erlässt der 

Landeskirchenrat. 

§ 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. Hinsichtlich der Erhebung der Kirchensteuer 

als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nach § 3 Abs. 6 ist es erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden, 

die nach dem 31. Dezember 2008 zufließen. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. das Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen über die Erhebung von 

 Kirchensteuern vom 4. November 1990 (ABl. EKKPS 1991 S. 4), zuletzt geändert durch 

Kirchengesetz vom 19. November 1995 (ABl. EKKPS 1998 S. 120), 

2. das Kirchengesetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen über die Erhebung von 

Kirchensteuern (Kirchensteuerordnung) vom 2. Dezember 1990 (ABl. ELKTh 1991 S. 28), geändert 

durch Kirchengesetz vom 18. November 1995 (ABl. ELKTh 1996 S. 103). 

(3) Entgegenstehendes Recht findet keine Anwendung mehr. 

Bad Sulza, den 16. November 2008 

(7510-01 / .......) 

Der Landesbischof Der Bischof 

der Evangelisch-Lutherischen der Evangelischen Kirche 



Kirche in Thüringen der Kirchenprovinz Sachsen 

Dr. Christoph Kähler Axel Noack 

Landesbischof Bischof 

Staatlich anerkannt 

Potsdam, den 16. Januar 2009 

Ministerium der Finanzendes Landes Brandenburg 

Rainer Speer 

 

 

13.5.5 Kirchensteuerordnung für das Bistum Görlitz  

Vom  21.04.2009 (GVBl. I  2009, 185) 

A. Kirchensteuerpflicht 

§ 1 [Erhebung von Kirchensteuern] 

Im Bistum Görlitz werden im Rahmen und in Anwendung der landesrechtlichen Bestimmungen 

Kirchensteuern nach den folgenden Vorschriften erhoben. 

§ 2 [Kirchensteuerpflicht] 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind alle Angehörigen der römisch-katholischen Kirche (Katholiken), die 

im Bistum Görlitz ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung 

haben. 

(2) Katholik im Sinne des Absatzes 1 ist jeder, der durch die Taufe in der römisch-katholischen Kirche 

oder durch Übertritt von einer anderen Kirche oder christlichen Religionsgemeinschaft oder nach 

empfangener Taufe durch Eintritt oder durch Rücktritt der römisch-katholischen Kirche angehört und 

sich nicht nach den Bestimmungen des staatlichen Rechts von ihr losgesagt hat (aus der Kirche  

ausgetreten ist). 

(3) Die Kirchensteuerpflicht wird durch kirchliche Maßnahmen, welche die kirchlichen Rechte von 

Steuerpflichtigen einschränken oder aufheben, nicht berührt. 

B. Diözesankirchensteuer 

§ 3 [Diözesankirchensteuer] 

(1) Zur Deckung des Finanzbedarfs der Kirchengemeinden und der Kirchengemeindeverbände, des 

Bistums Görlitz, des Verbandes der Diözesen Deutschlands, der kirchlichen oder katholischen Werke 

und Einrichtungen, des überdiözesanen Finanzbedarfs, karitativer, weltkirchlicher sowie sonstiger 

kirchlicher Zwecke wird eine Diözesankirchensteuer erhoben. 

(2) Die Diözesankirchensteuer wird einzeln oder nebeneinander erhoben als 



a) Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) 

b) Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe. 

(3) Der Hebesatz (Vomhundertsatz) der Diözesankirchensteuer wird vom Kirchensteuerrat des 

Bistums Görlitz und vom Bischof des Bistums Görlitz gemäß der Satzung des Kirchensteuerrates des 

Bistums Görlitz festgesetzt (Kirchensteuerbeschluss). Das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

(Abs. 2 b) wird nach Maßgabe einer Tabelle erhoben, die einen Bestandteil des 

Kirchensteuerbeschlusses bildet. 

(4) Der Kirchensteuerbeschluss wird nach Anerkennung durch die Staatsbehörde im Amtsblatt des 

Bistums Görlitz veröffentlicht. Liegt zu Beginn eines Steuerjahres kein anerkannter Steuerbeschluss 

vor, gilt der bisherige bis zur Anerkennung eines neuen weiter, längstens jedoch bis zum 30. Juni des 

nächsten Steuerjahres. 

(5) Die kirchlichen Behörden haben die Aufnahme oder Wiederaufnahme der in die römisch-

katholische Kirche Aufgenommenen oder Wiederaufgenommenen den zuständigen staatlichen und 

kommunalen Behörden mitzuteilen; sie haben ferner die in die Kirche aufgenommenen oder 

wiederaufgenommenen Lohnsteuerpflichtigen anzuhalten, den Religionsvermerk auf der 

Lohnsteuerkarte berichtigen zu lassen. 

§ 4 [Kirchensteuer bei Ehegatten] 

(1) Werden Ehegatten zur Steuer von Einkommen zusammenveranlagt, so kann in den Fällen, in 

denen ein Ehegatte nicht kirchensteuerpflichtig ist, von dem Kirchenmitglied ein gestaffeltes 

Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe erhoben werden, das nach dem Lebensführungsaufwand des 

Kirchenmitgliedes bemessen wird. 

(2) Das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe bemisst sich nach einer besonderen Tabelle, die einen 

Bestandteil des Kirchensteuerbeschlusses bildet. 

(3) Auf das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist eine Kirchensteuer nach § 3 Abs. 2 a bis zur 

Höhe des Kirchgeldes in glaubensverschiedener Ehe anzurechnen. 

§ 5 [Aufteilung der Diözesankirchensteuer] 

Das Aufkommen an Diözesankirchensteuer wird entsprechend dem Haushaltsplan des Bistums Görlitz  

auf die Bischöfliche Verwaltung, die Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände sowie auf die 

sonstigen Zwecke im Sinne von § 3 Abs. 1 aufgeteilt. 

C. Ortskirchensteuer 

§ 6 [Ortskirchensteuer] 

(1) Die Kirchengemeinden des Bistums Görlitz sind berechtigt, von den Katholiken, die der 

Kirchengemeinde durch Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt angehören, Ortskirchensteuer zu 

erheben. 

Von dieser Erhebung soll Gebrauch gemacht werden, soweit die Zuweisungen aus 

Diözesankirchensteuern und die sonstigen Einnahmen zur Deckung des ortskirchlichen Finanzbedarfs 

nicht ausreichen. 



(2) Bestehen in einer Kommunalgemeinde mehrere Kirchengemeinden, so soll ein Kirchgeld in 

gleicher Höhe für die einzelnen Kirchengemeinden festgesetzt werden. 

§ 7 [Erhebung der Ortkirchensteuer] 

Die Ortskirchensteuer kann als festes oder gestaffeltes Kirchgeld erhoben werden. 

§ 8 [Ortskirchensteuerbeschluss] 

(1) Die Art und Höhe der Ortskirchensteuer (Kirchgeld) werden durch Beschluss des 

Kirchenvorstandes festgesetzt. Aus dem Ortskirchensteuerbeschluss sollen - soweit erforderlich - der 

Kirchensteuermaßstab, die Kirchensteuertabelle und der Fälligkeitstermin hervorgehen. Der 

Ortskirchensteuerbeschluss bedarf der Genehmigung des Bischöflichen Ordinariates und der 

Anerkennung der zuständigen staatlichen Behörde. Er bleibt solange in Kraft, bis er durch einen neuen 

Beschluss ersetzt wird, längstens jedoch bis zum 30. Juni des nächsten Steuerjahres. Das Bischöfliche 

Ordinariat kann anstelle von Einzelgenehmigungen die Ortskirchensteuerbeschlüsse aller 

Kirchengemeinden, die sich im Rahmen allgemein genehmigter Gesetze bewegen, durch 

Bekanntmachung im Amtsblatt des Bistums Görlitz genehmigen. 

(2) Der genehmigte Ortskirchensteuerbeschluss ist in ortsüblicher Weise bekannt zu machen. 

D. Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer 

§ 9 [Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer] 

(1) Die Festsetzung und Erhebung der Diözesankirchensteuer erfolgt durch die staatliche 

Finanzverwaltung. Die Ortskirchensteuern werden von den Kirchengemeinden oder 

Kirchengemeindeverbänden oder in deren Auftrag durch kirchliche Verwaltungsstellen festgesetzt und 

erhoben. 

(2) Steuerpflichtige mit einem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt auch außerhalb des 

Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung werden zu Kirchensteuer nur herangezogen, wenn sie 

innerhalb des Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung zur Einkommensteuer veranlagt werden 

oder Lohnsteuer oder Kapitalertragsteuer im Wege des Abzugsverfahrens entrichten. 

(3) Wird vom Steuerpflichtigen Kirchensteuer außerhalb des Geltungsbereiches dieser 

Kirchensteuerordnung einbehalten und ist dort der Hebesatz niedriger als innerhalb des 

Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung, so ist bei der Veranlagung zu Einkommen- und 

Kirchensteuer der innerhalb des Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung geltende Hebesatz 

anzuwenden. Wird an der Betriebsstätte oder durch den nach § 44 Abs. 1 EStG zum Steuerabzug 

Verpflichteten keine Kirchensteuer einbehalten, so wird der Steuerpflichtige oder die Steuerpflichtige 

zur Kirchensteuer veranlagt. 

§ 10 [Erhebung der Kirchensteuer] 

(1) Das Kirchgeld wird von allen Mitgliedern der Kirchengemeinde erhoben, die bei Beginn des 

Kalenderjahres das 18. Lebensjahr vollendet und eigene Einkünfte oder Bezüge haben. Unterhalt bei 

Tätigkeit im Haushalt oder im Betrieb dessen, der den Unterhalt gewährt, gilt als eigenes Einkommen. 

Dies gilt nicht für Ehegatten ohne eigenes Einkommen. 

(2) Der Kreis der Kirchgeldpflichtigen kann von der Kirchengemeinde enger als in Abs. 1 vorgesehen 

gefasst werden. 



(3) Empfänger von Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensunterhalt im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes) 

sind von der Entrichtung des Kirchgeldes befreit. 

(4) Ehegatten werden jedoch für sich nach der in ihrer jeweiligen Person gegebenen 

Bemessungsgrundlage zum Kirchgeld veranlagt. 

(5) Das Kirchgeld wird durch einen schriftlichen Bescheid angefordert. 

§ 11 [gestaffeltes Kirchgeld] 

Bei Erhebung eines gestaffelten Kirchgeldes müssen die Grundsätze für die Staffelung in dem 

Beschluss über das Kirchgeld so angegeben werden, dass jeder Kirchgeldpflichtige die Höhe seines 

Kirchgeldes nachprüfen kann. 

§ 12 [mehrfacher Wohnsitz bzw. Wohnsitzwechsel] 

(1) Bei mehrfachem Wohnsitz ist für die Erhebung des Kirchgeldes bei Verheirateten diejenige 

Kirchengemeinde zuständig, in deren Bereich die Familie wohnt, bei Ledigen diejenige 

Kirchengemeinde, von der aus der Kirchgeldpflichtige seiner Beschäftigung nachgeht. Im Zweifelsfall 

entscheidet das Bischöfliche Ordinariat. 

(2) Wechselt ein Kirchgeldpflichtiger während des Jahres seinen Wohnsitz, so steht das Kirchgeld für 

das laufende Jahr derjenigen Kirchengemeinde zu, in deren Bereich der Kirchgeldpflichtige am 1. 

April seinen Wohnsitz hatte. 

§ 13 [Wahrung des Steuergeheimnisses] 

Die kirchlichen Behörden und die an der Veranlagung, Erhebung und Verwaltung der Kirchensteuer 

beteiligten Personen sind zur Wahrung des Steuergeheimnisses nach Maßgabe der staatlichen 

Vorschriften verpflichtet. 

E. Rechtsbehelfe 

§ 14 [Erhebung Widerspruch] 

Gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer kann der Kirchensteuerpflichtige innerhalb eines Monates 

nach Bekanntgabe des Verwaltungsaktes Widerspruch erheben. 

 

§ 15 [Einlegung Widerspruch] 

(1) Widersprüche gegen die Diözesankirchensteuer sind schriftlich oder zur Niederschrift beim 

zuständigen Finanzamt einzulegen, das den Verwaltungsakt (Steuerbescheid) erlassen hat. 

(2) Widersprüche gegen die Ortskirchensteuer sind beim veranlagenden Kirchenvorstand einzulegen. 

Der Kirchenvorstand legt die Widersprüche mit seiner Stellungnahme dem Bischöflichen Ordinariat 

vor, soweit er Widersprüchen gegen die Ortskirchensteuer nicht abhilft. 

(3) Die Einlegung des Widerspruchs hat für die Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer keine 

aufschiebende Wirkung. 

(4) Auf Antrag kann das Finanzamt bzw. das Bischöfliche Ordinariat die Vollziehung bis zur 

Entscheidung über den Rechtsbehelf aussetzen. 



(5) Die Aussetzung kann von einer Sicherheitsleistung abhängig gemacht werden. 

§ 16 [Entscheidung über Widersprüche] 

In den in § 15 Abs. 1 aufgeführten Fällen entscheidet über Widersprüche das zuständige Finanzamt 

nach Anhörung des Bischöflichen Ordinariates. In den übrigen Fällen entscheidet das Bischöfliche 

Ordinariat. Jeder ablehnende Bescheid ist zu begründen und mit einer Belehrung über den 

Rechtsbehelf zu versehen. 

§ 17 [Klage beim Verwaltungsgericht] 

Gegen eine ablehnende Entscheidung über Rechtsbehelfe nach § 16 steht dem 

Kirchensteuerpflichtigen innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Widerspruchsbescheids die 

Klage beim Verwaltungsgericht zu. 

§ 18 [Stundung, Erlass und Niederschlagung] 

(1) Für die Stundung, den Erlass und die Niederschlagung sind unbeschadet der Regelung des § 8 Abs. 

7 Satz 1 des Gesetzes über die Erhebung von Steuern durch Kirchen und andere 

Religionsgemeinschaften im Land Brandenburg (Brandenburgisches Kirchensteuergesetz) bei der 

Diözesankirchensteuer das Bischöfliche Ordinariat, bei der Ortskirchensteuer der Kirchenvorstand 

zuständig. 

(2) Das Bischöfliche Ordinariat hat das Recht, die Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend 

festzusetzen. 

F. Schlussbestimmungen 

§ 19 [Kirchengemeindeverbände] 

Die für die Kirchengemeinden ergangenen Bestimmungen dieser Kirchensteuerordnung finden auf die 

Kirchengemeindeverbände sinngemäß Anwendung. Die dem Kirchenvorstand zustehenden Befugnisse 

werden von dem Verbandsausschuss wahrgenommen. 

§ 20 [Bischöfliches Ordinariat] 

Die zur Durchführung dieser Kirchensteuerordnung erforderlichen Bestimmungen werden von dem 

Bischöflichen Ordinariat erlassen. 

§ 21 [Inkrafttreten] 

Die Kirchensteuerordnung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2009 in Kraft. Etwaige entgegenstehende 

Vorschriften treten zum gleichen Termin außer Kraft. Die Kirchensteuerordnung wird im Amtsblatt 

des Bistums Görlitz veröffentlicht. 

Görlitz, den 21.04.2009 

gez. Dr. Zdarsa Bischof von Görlitz 

Staatlich anerkannt 

Potsdam, den 6. Mai 2009 

Minister der Finanzen des Landes Brandenburg 



Rainer Speer 

 

 

13.6 Bremen 

13.6.1 Bremisches Justizkostengesetz 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 04.08.1992 (Brem. GBl. S. 257), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 23.10.2012 (Brem.GBl. S. 465) 

§ 8 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, die die ordentlichen Gerichte, die Gerichtsvollzieher und die 

Justizverwaltungsbehörden erheben, sind bereit: 

(…) 

2. Kirchen, einschließlich ihrer Gemeinden und Gemeindeverbände, sowie Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften, wenn sie die Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen 

Rechts haben und wenn sie die zur Bestreitung ihrer Bedürfnisse erforderlichen Mittel ganz oder 

teilweise durch Abgaben ihrer Mitglieder aufbringen; 

(…) 

 

 

 

13.6.2 Gesetz über die Erhebung von Steuern durch Kirchen, andere 

Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgemeinschaften in der Freien 

Hansestadt Bremen (Kirchensteuergesetz – KiStG) 

In der Fassung vom 23.08.2001 (Brem. GBl. 2001, 263), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

18.11.2008 (Brem.GBl. S. 388) 

§ 1 Steuerberechtigung 

Die Kirchen in der Freien Hansestadt Bremen sind berechtigt, von ihren Kirchenangehörigen aufgrund 

eigener Kirchensteuerordnung Kirchensteuern zu erheben. 

§ 2 Kirchen 

(1) Kirchen im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. die Bremische Evangelische Kirche, die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers, die 

Evangelisch-reformierte Kirche (Synode ev.-ref. Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) und 

die Römisch-katholische Kirche mit ihren Diözesen, Kirchengemeinden und 

Kirchengemeindeverbänden (Kirchenkreisen) in der Freien Hansestadt Bremen, 

2. andere Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des 

öffentlichen Rechts sind. 



(2) Steuerberechtigte Kirchen im Sinne dieses Gesetzes sind Kirchen im Sinne des Absatzes 1, deren 

Kirchensteuerordnung und Kirchensteuerbeschluss nach § 3 genehmigt sind. 

(3) Steuererhebende Kirchen im Sinne dieses Gesetzes sind Kirchen im Sinne des Absatzes 2, die von 

ihrer Steuerberechtigung Gebrauch machen und für die die Verwaltung ihrer Kirchensteuer nach § 9 

den Landesfinanzbehörden übertragen ist. 

(4) Andere steuererhebende Kirchen im Sinne dieses Gesetzes sind Kirchen im Sinne des Absatzes 2, 

die von ihrer Steuerberechtigung Gebrauch machen und die die Verwaltung ihrer Kirchensteuer nach § 

8 selbst vollziehen. 

§ 3 Kirchensteuerordnung 

(1) Die Kirchensteuerordnung wird durch die Kirche erlassen. Durch die Kirchensteuerordnung kann 

ein Organ der Kirche ermächtigt werden, über die Höhe der Kirchensteuern zu beschließen 

(Kirchensteuerbeschluß). Die Kirchensteuerordnung und der Kirchensteuerbeschluß sowie deren 

Änderungen und Ergänzungen sind nach der Genehmigung (Absatz 2) durch die Kirche öffentlich 

bekanntzumachen. 

(2) Die Kirchensteuerordnung und der Kirchensteuerbeschluß bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 

Genehmigung durch den Senator für Finanzen. 

(3) Liegt zu Beginn eines Kalenderjahrs ein genehmigter Kirchensteuerbeschluß nicht vor, so gilt der 

bisherige Beschluß bis zur Genehmigung eines neuen Beschlusses weiter, längstens jedoch bis zum 

30. Juni dieses Kalenderjahrs. 

§ 4 Kirchensteuerpflicht 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind unbeschadet des § 9 Abs. 6 natürliche Personen, die der Kirche  

angehören und ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Steuergesetze in der 

Freien Hansestadt Bremen haben. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht beginnt bei Begründung des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen 

Aufenthalts und bei Aufnahme in die Kirche mit dem Anfang des folgenden Kalendermonats. Bei 

Übertritt aus einer anderen Kirche beginnt die Kirchensteuerpflicht nach diesem Gesetz mit Beginn 

des Monats, der auf den Monat des Endes der Kirchensteuerpflicht in der anderen Kirche folgt. 

(3) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Aufgabe des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts mit dem Ende des 

Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt aufgegeben worden ist; 

2. bei Austritt aus der Kirche mit Ablauf des Kalendermonats, der auf die Erklärung des 

Kirchenaustritts (§ 10) folgt, 

3. bei Tod mit Ablauf des Sterbemonats. 

(4) Bei mehrfachem Wohnsitz darf die Belastung mit Kirchensteuern insgesamt den Betrag nicht 

übersteigen, den der Kirchensteuerpflichtige bei Heranziehung an dem Wohnsitz mit der höchsten 

Steuerbelastung zu entrichten hätte. Das Nähere regelt die Kirchensteuerordnung.  

§ 5 Steuerarten 



(1) Kirchensteuern können erhoben werden als 

1. Kirchensteuer vom Einkommen mit einem festen Hundertsatz der Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer); 

2. Kirchgeld in festen oder in gestaffelten Beträgen; 

3. besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner steuererhebenden Kirche 

im Sinne des § 2 Abs. 3 angehört (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

(2) Für die Kirchensteuer vom Einkommen können Höchstbeträge bestimmt werden. 

(3) Besteht das gemeinsame Einkommen des Steuerpflichtigen und seines Ehegatten ganz oder 

teilweise aus Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, von denen ein Steuerabzug vorgenommen 

worden ist, ist das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe durch die Landesfinanzbehörden nur zu 

erheben, wenn eine Veranlagung zur Einkommensteuer nach den Vorschriften des 

Einkommensteuergesetzes durchgeführt wird. 

(4) Aufgrund landesgesetzlicher Vorschriften erhobene Kirchensteuer vom Einkommen wird auf das 

Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe angerechnet. Dies gilt nur, soweit auch die als 

Bemessungsgrundlage dienende Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) im Rahmen der 

Veranlagung nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes angerechnet wird. Das Nähere 

regelt die Kirchensteuerordnung oder der Kirchensteuerbeschluß. 

§ 6 Bemessungsgrundlagen, Gesamtschuldner 

(1) Die Kirchensteuern sind gemäß den jeweils in der Person des Kirchensteuerpflichtigen gegebenen 

Steuerbemessungsgrundlagen zu erheben. 

(2) Zur Berechnung der Kirchensteuer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 3 ist § 51 a des  

Einkommensteuergesetzes anzuwenden. 

(3) Gehören Ehegatten derselben steuerberechtigten Kirche an (konfessionsgleiche Ehe), so bemißt 

sich die Kirchensteuer vom Einkommen 

1. bei getrennter Veranlagung zur Einkommensteuer (§ 26 a des Einkommensteuergesetzes), bei der 

besonderen Veranlagung für den Veranlagungszeitraum der Eheschließung (§ 26 c des 

Einkommensteuergesetzes) und beim Steuerabzug vom Arbeitslohn nach der Steuer jedes Ehegatten; 

2. bei der Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nach der gemeinsamen Einkommensteuer 

beider Ehegatten. 

(4) Gehören Ehegatten verschiedenen steuererhebenden Kirchen im Sinne des § 2 Abs. 3 an 

(konfessionsverschiedene Ehe), so bemißt sich die Kirchensteuer vom Einkommen 

1. bei getrennter Veranlagung zur Einkommensteuer (§ 26 a des Einkommensteuergesetzes), bei der 

besonderen Veranlagung für den Veranlagungszeitraum der Eheschließung (§ 26 c des 

Einkommensteuergesetzes) und beim Steuerabzug vom Arbeitslohn nach der Steuer jedes Ehegatten; 

2. bei der Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nach der Hälfte der gemeinsamen 

Einkommensteuer beider Ehegatten. 



(5) Gehört nur ein Ehegatte einer steuererhebenden Kirche im Sinne des § 2 Abs. 3 an 

(glaubensverschiedene Ehe), so bemißt sich die Kirchensteuer vom Einkommen 

1. bei getrennter Veranlagung zur Einkommensteuer (§ 26 a des Einkommensteuergesetzes), bei der 

besonderen Veranlagung für den Veranlagungszeitraum der Eheschließung (§ 26 c des 

Einkommensteuergesetzes) und beim Steuerabzug vom Arbeitslohn nach der Steuer des 

kirchensteuerpflichtigen Ehegatten; 

2. bei der Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nach dem Teil der gemeinsamen 

Einkommensteuer beider Ehegatten, der auf den kirchensteuerpflichtigen Ehegatten entfällt, wenn die 

gemeinsame Steuer im Verhältnis der Einkommensteuerbeträge aufgeteilt wird, die sich nach 

Anwendung des § 32a Abs. 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes auf die im Rahmen der 

Zusammenveranlagung ermittelten Einkünfte eines jeden Ehegatten errechnen würden. § 51a Abs. 2 

Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ist bei der Ermittlung der Einkünfte eines jeden Ehegatten 

anzuwenden. Ist in der gemeinsamen Einkommensteuer eine nach den Vorschriften des § 32d des 

Einkommensteuergesetzes berechnete Einkommensteuer enthalten, sind sowohl die entsprechenden 

Einkünfte als auch die auf die Einkünfte entfallende Einkommensteuer nicht in die Aufteilung 

einzubeziehen. Die nach § 32d des Einkommensteuergesetzes berechnete Einkommensteuer ist in 

voller Höhe dem Ehegatten zuzurechnen, dem die entsprechenden Einkünfte zuzurechnen sind. 

(6) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres, wird im Rahmen der 

Veranlagung zur Einkommensteuerfür die Kalendermonate, in denen die Kirchensteuerpflicht gegeben 

ist, je ein Zwölftel des Betrages erhoben, der sich bei ganzjähriger Kirchensteuerpflicht als 

Jahressteuerschuld ergäbe. 

(7) Ehegatten sind in den Fällen des Absatzes 3 Nr. 2 und des Absatzes 4 Nr. 2 Gesamtschuldner der 

Kirchensteuer. Die Vorschriften der Abgabenordnung über die Aufteilung einer Gesamtschuld sind 

sinngemäß anzuwenden. 

 

§ 7 Anzuwendende Vorschriften 

(1) Soweit sich aus diesem Gesetz oder aus der Kirchensteuerordnung nichts anderes ergibt, sind auf 

die Kirchensteuer vom Einkommen und auf das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe die für die 

Einkommensteuer geltenden Vorschriften entsprechend anzuwenden. 

(2) Nicht anzuwenden sind die Vorschriften der Abgabenordnung über Verzinsung, 

Säumniszuschläge, Strafen, Bußgelder und über das Straf- und Bußgeldverfahren. 

§ 8 Verwaltung durch die Kirchen 

(1) Die Kirchensteuern werden durch die in der Kirchensteuerordnung bezeichneten kirchlichen 

Einrichtungen verwaltet, soweit die Verwaltung nicht nach § 9 Abs. 1 den Landesfinanzbehörden 

übertragen ist. 

(2) Die zuständigen Landesfinanzbehörden haben den Kirchen auf Anfordern die 

Steuerbemessungsgrundlagen (§ 6 Abs. 1) mitzuteilen und die für den kirchlichen Finanzausgleich 

erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

(3) Für Streitigkeiten in Kirchensteuerangelegenheiten, die sich bei der Verwaltung durch die Kirchen 

ergeben, ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Anfechtungsklage kann erst erhoben werden, wenn 



der kirchliche Verwaltungsakt von der in der Kirchensteuerordnung bezeichneten kirchlichen 

Einrichtung in einem Widerspruchsverfahren nach den Vorschriften des 8. Abschnitts der 

Verwaltungsgerichtsordnung nachgeprüft worden ist; dies gilt für Verpflichtungsklagen entsprechend, 

wenn der Antrag auf Vornahme des kirchlichen Verwaltungsakts abgelehnt worden ist. 

(4) Rechtsbehelfe gegen Bescheide in Kirchensteuersachen können nicht darauf gestützt werden, die 

Einkommensteuer sei unrichtig festgesetzt worden. 

(5) Wird die Einkommensteuer geändert, so ist die Kirchensteuer, die auf der geänderten 

Einkommensteuer beruht, von Amts wegen entsprechend zu ändern. Dies gilt auch dann, wenn der 

Kirchensteuerbescheid bereits unanfechtbar geworden ist. 

(6) Soweit die Kirchensteuern durch die Kirchen verwaltet werden, gelten nicht die Vorschriften der 

Abgabenordnung über die Außenprüfung, die Steuerfahndung, die Steueraufsicht in besonderen 

Fällen, die Vollstreckung und über das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren. 

(7) Verwaltungsakte, mit denen Kirchensteuern gefordert werden, werden auf Antrag der kirchlichen 

Einrichtung, die diese Steuern verwaltet, durch die Finanzämter nach den Vorschriften der 

Abgabenordnung vollstreckt. 

§ 9 Verwaltung durch die Landesfinanzbehörden 

(1) Der Senator für Finanzen hat auf Antrag der Kirche die Verwaltung der Kirchensteuer vom 

Einkommen und des Kirchgeldes in glaubensverschiedener Ehe den Landesfinanzbehörden zu 

übertragen, wenn und solange 

1. dieser Kirche wenigstens 1 vom Hundert der Bewohner der Freien Hansestadt Bremen angehören, 

2. die in der Kirchensteuerordnung und in dem Kirchensteuerbeschluß getroffenen Regelungen mit 

den von den Landesfinanzbehörden anzuwendenden sonstigen steuerlichen Vorschriften und mit dem 

Erfordernis einer möglichst rationellen Verwaltung dieser Kirchensteuer zu vereinbaren sind, 

insbesondere die Kirchensteuer gemäß den gleichen Grundsätzen und mit den gleichen Steuersätzen 

und Höchstbeträgen zu erheben ist, die für die von den Landesfinanzbehörden zu verwaltenden 

Kirchensteuern der anderen Kirchen gelten, 

3. die Kirche dem Land für diese Verwaltung eine mit dem Senator für Finanzen zu vereinbarende 

angemessene Vergütung zahlt. 

Soweit die Kirchensteuern beim Inkrafttreten dieses Gesetzes von den Landesfinanzbehörden 

verwaltet werden, gilt die Verwaltung als nach Satz 1 übertragen. 

(2) Soweit die Kirchensteuern durch die Landesfinanzbehörden verwaltet werden, gelten unbeschadet 

des § 7 die folgenden Absätze 3 bis 8. 

(3) Die Kirchensteuer vom Einkommen und das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe der 

Einkommensteuerpflichtigen wird grundsätzlich zusammen mit der Einkommensteuer festgesetzt und 

erhoben. Der Kirchensteuerbetrag ist nach Anrechnung der durch Steuerabzug erhobenen Beträge 

(Absatz 4) zugunsten des Steuerpflichtigen auf den nächsten vollen Deutsche-Mark-Betrag ab- oder 

aufzurunden. Vorauszahlungen auf die Kirchensteuer vom Einkommen und auf das Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe sind bei der Festsetzung auf den nächsten vollen Deutsche-Mark-Betrag 

abzurunden; sie sind nur festzusetzen, wenn Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer zu entrichten 

sind. 



(4) Die Kirchensteuer vom Einkommen der Lohnsteuerpflichtigen wird zusammen mit der Lohnsteuer 

durch Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben. Die einzelnen Abzugsbeträge sind auf den nächsten 

vollen Pfennig-Betrag abzurunden. Die Vorschriften über die Einbehaltung, Anmeldung und 

Abführung der Lohnsteuer, über den Lohnsteuer-Jahresausgleich nach § 42b des 

Einkommensteuergesetzes und über die Haftung gelten entsprechend. 

(4a) Die nach der Kapitalertragsteuer bemessene Kirchensteuer wird zusammen mit der 

Kapitalertragsteuer durch Steuerabzug vom Kapitalertrag erhoben. Die Vorschriften über die 

Einbehaltung, Anmeldung und Abführung der Kapitalertragsteuer gelten entsprechend. Für die 

Erhebung der Kirchensteuer vom Kapitalertrag sind §§ 51a Abs, 2b bis Abs. 2e des 

Einkommensteuergesetzes anzuwenden. 

(5) Als Kirchgeld nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 erhobene Kirchensteuerbeträge werden auf die Kirchensteuer 

vom Einkommen und auf das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe nicht angerechnet. Ist 

Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe festzusetzen, ist darauf die Kirchensteuer nach Abs. 4 

anzurechnen. Im übrigen ist in der Kirchensteuerordnung oder im Kirchensteuerbeschluß zu 

bestimmen, inwieweit Kirchensteuern einer Art auf Kirchensteuern einer anderen Art anzurechnen 

sind. 

(6) Der Senator für Finanzen kann auf Antrag der beteiligten steuerberechtigten Kirchen (Absatz 1) 

die Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuern auch für Arbeitnehmer anordnen, die ihren 

Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in der Freien Hansestadt Bremen haben, aber von 

einer in der Freien Hansestadt Bremen belegenen Betriebsstätte (§ 41 Abs. 2 des 

Einkommensteuergesetzes) entlohnt werden und der Evangelischen oder der Römisch-katholischen 

Kirche angehören. Wenn am Ort des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts dieser 

Arbeitnehmer niedrigere Steuersätze als in der Freien Hansestadt Bremen gelten, ist dem Antrag nur 

stattzugeben, wenn die Erstattung der zuviel einbehaltenen Kirchensteuer gewährleistet wird. 

(6a) Der Senator für Finanzen kann auf Antrag von Kirchen, die nach kirchensteuerrechtlichen 

Vorschriften eines anderen Bundeslandes Kirchensteuer erheben, anordnen, dass bei Erhebung der 

Einkommensteuer durch Abzug vom Kapitalertrag die Kirchensteuer auch für Kirchensteuerpflichtige 

einbehalten und abgeführt wird, die in der Freien Hansestadt Bremen weder ihren Wohnsitz noch ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die Verpflichtung zum Abzug dieser Kirchensteuer besteht für 

diejenigen zum Steuerabzug vom Kapitalertrag Verpflichteten, deren steuerliche Betriebsstätte sich in 

der Freien Hansestadt Bremen befindet. 

(7) § 8 Abs. 4 und 5 gilt entsprechend. 

(8) Wird die Einkommensteuer (Lohnsteuer) gestundet, niedergeschlagen oder aus Billigkeitsgründen 

abweichend festgesetzt oder erlassen oder wird die Vollziehung des Steuerbescheids ausgesetzt, so 

erstreckt sich diese Maßnahme in dem entsprechenden Umfang auch auf die Kirchensteuer. Das Recht 

der Kirchen, darüber hinaus Kirchensteuer zu stunden oder zu erlassen, bleibt unberührt. 

Stundungszinsen werden von den Finanzämtern nicht erhoben. 

§ 10 Austritt aus der Kirche 

(1) Jeder hat das Recht, aus der Kirche auszutreten. Der Austritt ist gegenüber der Kirche oder der von 

ihr zu bestimmenden kirchlichen Stelle zu erklären. Die Zugehörigkeit zu der Kirche braucht nicht 

nachgewiesen zu werden. 

(2) Die Erklärung ist persönlich zur Niederschrift abzugeben oder in öffentlich oder amtlich 

beglaubigter Form einzureichen; sie darf keinen Zusatz enthalten, insbesondere nicht unter einer 



Bedingung, einer Zeitbestimmung, einem Vorbehalt oder einer Beschränkung ihrer Wirksamkeit 

abgegeben werden. Für die amtliche Beglaubigung ist der Standesbeamte zuständig, in dessen Bezirk 

der Erklärende seinen Wohnsitz, beim Fehlen eines Wohnsitzes seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(3) Die mündliche Erklärung wird mit der Unterzeichnung der Niederschrift, die schriftliche Erklärung 

wird mit ihrem Eingang wirksam. Die Kirche hat den vollzogenen Austritt zu bescheinigen. 

§ 11 (Aufhebung anderer Vorschriften) 

§ 12 Übergangsvorschriften 

(1) Bisher erhobene Mindestbeträge an Kirchensteuer dürfen letztmalig für das Kalenderjahr 1975 

erhoben werden. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß der 

Mindestbetrag letztmalig von dem Arbeitslohn abgezogen werden darf, der bei laufendem Arbeitslohn 

für einen in diesem Kalenderjahr endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, bei sonstigen 

Bezügen dem Arbeitnehmer vor Ablauf dieses Kalenderjahres zufließt. 

(2) Die Kirchensteuer vom Einkommen ist bei Kirchenangehörigen, die in glaubensverschiedener Ehe 

leben, erstmalig für den Erhebungszeitraum 1975 entsprechend dem Aufteilungsmaßstab des § 6 Abs. 

4 Nr. 2 aufzuteilen. Für die vorhergehenden Erhebungszeiträume gilt der bisherige 

Aufteilungsmaßstab. 

(3) § 9 Abs. 3 Satz 2 und 3 gilt ab 1. Januar 2002 mit der Maßgabe, daß die Rundung den für die 

Einkommensteuer geltenden Regeln folgt. 

(4) § 9 Abs. 4 Satz 2 gilt ab 1. Januar 2002 mit der Maßgabe, daß die einzelnen Abzugsbeträge auf den 

nächsten vollen Cent-Betrag abzurunden sind. 

§ 13 (Inkrafttreten) 

 

 

13.7 Hamburg 

13.7.1 Gebührengesetz (GebG) [Hamburg] 

Vom  05.03.1986 (HmbGVBl. 1986, 37), zuletzt geändert durch Artikel 1 § 1 der Verordnung 

vom 14.12.2010 (HmbGVBl. S. 667) 

§ 11 - Persönliche Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung von Verwaltungsgebühren für Amtshandlungen gemäß § 3 Absatz 1 Nummern 1 

bis 3 sind Kirchen und andere Religionsgesellschaften oder Weltanschauungsvereinigungen des 

öffentlichen Rechts befreit. 

(…) 
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13.7.2 Hamburgisches Kirchensteuergesetz (HmbKiStG) 

Vom  15.10.1973 (HmbGvBl. 1973, 431), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2008 

(HmbGVBl. S. 438) 

Erster Abschnitt Grundlagen der Besteuerung 

§ 1 Steuerberechtigte 

(1) Die evangelisch-lutherischen Kirchen und die römisch-katholische Kirche, ihre selbständigen 

gebietlichen Gliederungen und übergemeindlichen Verbände in der Freien und Hansestadt Hamburg 

sind berechtigt, sofern sie Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, Kirchensteuern auf Grund 

eigener Steuervorschriften nach Maßgabe dieses Gesetzes zu erheben. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Anwendung dieses Gesetzes oder von 

Teilen desselben auf Antrag auf andere Religionsgesellschaften, die Körperschaften des öffentlichen 

Rechts sind, zu erstrecken. 

§ 2 Steuerpflicht 

(1) Der Kirchensteuerpflicht dürfen nur Personen unterworfen werden, die der steuerberechtigten 

Körperschaft angehören und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in der Freien und 

Hansestadt Hamburg haben. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tage des Kalendermonats, der auf die 

Begründung des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts oder auf die Aufnahme in eine 

steuerberechtigte Körperschaft folgt; bei Übertritt aus einer anderen steuerberechtigten Körperschaft 

jedoch erst mit dem Ende der bisherigen Kirchensteuerpflicht. 

(3) Die Kirchensteuerpflicht endet 

a) bei Tod mit dem Ablauf des Sterbemonats, 

b) bei Aufgabe des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts mit dem Ablauf des  

Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt aufgegeben worden ist, 

c) bei Austritt mit Ablauf des Kalendermonats, der auf den Kalendermonat des Wirksamwerdens der 

Austrittserklärung folgt. 

§ 3 Steuerarten und Steuermaßstab 

(1) Kirchensteuern können erhoben werden 

a) als Kirchensteuer vom Einkommen in Höhe eines Vomhundertsatzes der Einkommen-, Lohn- und 

Kapitalertragsteuer, 

b) als Kirchgeld in festen oder gestaffelten Beträgen. 

(2) Der Berechnung der Steuern nach Absatz 1 sind die nach Maßgabe des § 51 a des 

Einkommensteuergesetzes ermittelten Bemessungsgrundlagen zugrunde zu legen. 

(3) Für die Kirchensteuer können Mindestbeträge und Höchstbeträge bestimmt werden; dies gilt nicht 

für den Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag im Sinne des § 11 a. Bei Kirchensteuern vom 

Einkommen ist auch eine Begrenzung auf einen bestimmten Bruchteil des zu versteuernden 



Einkommens zulässig; insoweit ist das entsprechend § 51 a des Einkommensteuergesetzes ermittelte 

zu versteuernde Einkommen maßgebend. 3 Ein Mindestbetrag (Mindestkirchensteuer) darf bei der 

Kirchensteuer vom Einkommen nur erhoben werden, wenn Einkommensteuern festgesetzt oder 

Lohnsteuern einbehalten werden oder solche bei Ermittlung der Bemessungsgrundlage nach Maßgabe 

des § 51 a des Einkommensteuergesetzes festgesetzt oder einbehalten würden. 

(4) Die Einkommen-, Lohn- und Kapitalertragsteuer sind für die Kirchensteuer Maßstabsteuer im 

Sinne des Gesetzes. 

(5) Im Falle der Pauschalierung der Lohnsteuer nach den Bestimmungen des 

Einkommensteuergesetzes wird die Kirchensteuer nach einem hierfür besonders bestimmten 

Vomhundertsatz der pauschalierten Lohnsteuer bemessen. Weist der Arbeitgeber die 

Nichtzugehörigkeit einzelner Arbeitnehmer zu einer kirchensteuererhebenden Körperschaft nach, ist 

insoweit keine Kirchensteuer zu erheben. In diesem Fall gilt für die übrigen Arbeitnehmer abweichend 

von Satz 1 der allgemeine Kirchensteuersatz im Sinne des Absatzes 1 Buchstabe a. 

(6) Im Falle der Pauschalierung der Einkommensteuer nach Maßgabe des Einkommensteuergesetzes 

gilt Absatz 5 entsprechend. 

(7) Besteht die Kirchensteuerpflicht infolge Begründung oder Aufgabe des Wohnsitzes oder 

gewöhnlichen Aufenthalts in der Freien und Hansestadt Hamburg oder infolge Eintritts oder Austritts 

nicht während des ganzen Kalenderjahres, so ist die Jahreskirchensteuer für jeden Kalendermonat, in 

dem die Kirchensteuerpflicht nicht bestand, um ein Zwölftel zu kürzen. Das gilt nicht, wenn 

gleichzeitig die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet, es sei denn, in eine 

Veranlagung zur unbeschränkten Einkommensteuerpflicht werden während der beschränkten 

Einkommensteuerpflicht erzielte inländische Einkünfte einbezogen. Wird die Kirchensteuer als 

Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben, sind die Sätze 1 und 2 nicht anzuwenden. 4 Kapitalerträge 

unterliegen insoweit nur dann der Kirchensteuer, wenn im Zeitpunkt des Zuflusses eine 

Kirchensteuerpflicht besteht. 

(8) Die Kirchensteuer vom Einkommen wird auf das Kirchgeld angerechnet. Die durch Steuerabzug 

einbehaltene Kirchensteuer wird angerechnet, soweit sie auf die bei der Veranlagung erfassten 

Einkünfte entfällt und nicht eine Erstattung beantragt oder durchgeführt worden ist. § 36 des 

Einkommensteuergesetzes gilt entsprechend. 

§ 4 Kirchliche Steuervorschriften 

(1) Art und Höhe der Kirchensteuern werden von den steuerberechtigten Körperschaften durch 

Steuervorschriften bestimmt. Die Steuervorschriften bedürfen insoweit der staatlichen Genehmigung. 

(2) Die steuerberechtigten Körperschaften haben ihre Steuervorschriften nach Genehmigung gemäß 

Absatz 1 im Amtlichen Anzeiger bekannt zu machen. 

§ 5 Kirchensteuer vom Einkommen bei glaubensverschiedenen Ehen 

(1) Die Kirchensteuer vom Einkommen bemisst sich, wenn nur ein Ehegatte einer steuerberechtigten 

Körperschaft angehört (glaubensverschiedene Ehe), nach der in seiner Person gegebenen 

Steuerbemessungsgrundlage. 

(2) Werden die Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer veranlagt, so ist bei dem Ehegatten, der 

einer steuerberechtigten Körperschaft angehört, die Kirchensteuer vom Einkommen anteilig zu 

berechnen. Die Kirchensteuer ist nach dem Teil der gemeinsamen Einkommensteuer zu berechnen, der 



auf den kirchensteuerpflichtigen Ehegatten entfällt, wenn die gemeinsame Steuer im Verhältnis der 

Steuerbeträge, die sich bei Anwendung des Einkommensteuer-Grundtarifs auf den Gesamtbetrag der 

Einkünfte eines jeden Ehegatten ergeben würden, auf die Ehegatten verteilt wird. Bei der Ermittlung 

des Gesamtbetrags der Einkünfte eines jeden Ehegatten ist § 51 a des Einkommensteuergesetzes 

entsprechend anzuwenden. 

(3) Ist in der gemeinsamen Einkommensteuer im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 eine nach dem 

gesonderten Steuertarif des § 32d des Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer 

enthalten, sind die gesondert besteuerten Kapitaleinkünfte und die gesondert ermittelte 

Einkommensteuer aus der Berechnung auszuscheiden und die gesondert ermittelte Einkommensteuer 

dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten mit dem auf ihn entfallenden Anteil an den Kapitalerträgen 

zuzurechnen. Entsprechendes gilt für die Veranlagung nach § 51a Absatz 2d des 

Einkommensteuergesetzes. 

(4) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer oder zur nach dem gesonderten 

Steuertarif des § 32d des Einkommensteuergesetzes ermittelten Einkommensteuer erhoben, ist § 51a 

Absatz 2c des Einkommensteuergesetzes anzuwenden. 

§ 5 a Kirchensteuer vom Einkommen bei konfessionsverschiedenen Ehen 

(1) Gehören die Ehegatten verschiedenen steuerberechtigten Körperschaften an 

(konfessionsverschiedene Ehe) und werden sie zusammen zur Einkommensteuer veranlagt und werden 

die Steuern beider Körperschaften gemäß § 10 von staatlichen Behörden verwaltet, berechnet sich die 

Kirchensteuer vom Einkommen für jeden Ehegatten nach der Hälfte des Betrages, der im Falle der 

konfessionsgleichen Ehe gegen beide Ehegatten festzusetzen wäre. 

(2) Werden die Steuern einer der Körperschaften nicht gemäß § 10 von staatlichen Behörden 

verwaltet, ist § 5 entsprechend anzuwenden. 

(3) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben, ist § 51a Absatz 2c des 

Einkommensteuergesetzes anzuwenden. 

 

§ 6 Abhängigkeit von der Maßstabsteuer 

(1) Wird die Festsetzung der Maßstabsteuer durch gerichtliche Entscheidung oder durch 

Verwaltungsakt aufgehoben oder geändert, so ist von Amts wegen der Kirchensteuerbescheid 

anzupassen. Dies gilt auch dann, wenn der Kirchensteuerbescheid bereits unanfechtbar geworden ist. 

(2) Wird die Maßstabsteuer ganz oder teilweise abweichend festgesetzt, gestundet, erlassen, erstattet, 

niedergeschlagen oder wird von der Steuerfestsetzung abgesehen, so wird eine entsprechende 

Entscheidung auch für die nach der jeweiligen Maßstabsteuer bemessene Kirchensteuer getroffen. Das 

Gleiche gilt, wenn die Vollziehung des Bescheides über die Maßstabsteuer ausgesetzt oder wenn die 

Vollstreckung im Billigkeitswege einstweilen eingestellt oder beschränkt wird. 

§ 7 Besteuerungsunterlagen 

Die staatlichen Behörden erteilen den steuerberechtigten Körperschaften Auskunft über die Daten, 

deren sie zur Durchführung der Besteuerung und der Feststellung ihrer Anteile bedürfen. 

Zweiter Abschnitt Verwaltung der Kirchensteuer durch 

die steuerberechtigten Körperschaften 



§ 8 Verfahren 

(1) Die Kirchensteuern werden von den steuerberechtigten Körperschaften verwaltet, soweit die 

Verwaltung nicht den staatlichen Behörden übertragen worden ist. 

(2) Soweit sich aus den kirchlichen Steuervorschriften nichts anderes ergibt, findet auf das 

Besteuerungsverfahren die Abgabenordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung entsprechende 

Anwendung. Nicht anzuwenden sind die Vorschriften über die Verzinsung von Ansprüchen aus dem 

Steuerschuldverhältnis, über die Erhebung von Säumniszuschlägen und über die Vollstreckung, die 

Straf- und Bußgeldvorschriften und die Bestimmungen über das Straf- und Bußgeldverfahren. Sofern 

die Kirchensteuer als Kirchensteuer vom Einkommen erhoben wird (§ 3 Absatz 1 Buchstabe a), gelten 

- vorbehaltlich anders lautender kirchlicher Vorschriften - aus dem Einkommensteuergesetz in seiner 

jeweils geltenden Fassung und der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in ihrer jeweils 

geltenden Fassung die Vorschriften über die Veranlagung und Erhebung der Einkommensteuer 

entsprechend. 

§ 9 Beitreibung 

Auf Antrag der steuerberechtigten Körperschaft kann der Senat durch Rechtsverordnung anordnen, 

dass Kirchensteuern gegen Erstattung der entstehenden Kosten im Verwaltungszwangsverfahren 

eingezogen werden können. In der Rechtsverordnung ist zu bestimmen, nach welchen Vorschriften die 

Kirchensteuern beigetrieben werden. Dabei können die entstehenden Kosten durch Pauschalbeträge 

festgesetzt werden. 

Dritter Abschnitt Verwaltung der Kirchensteuer durch staatliche Behörden 

§ 10 Übertragung der Verwaltung 

(1) Auf Antrag der steuerberechtigten Körperschaft kann der Senat durch Rechtsverordnung 

bestimmen, dass die staatlichen Behörden Kirchensteuern gegen Erstattung der entstehenden Kosten 

verwalten, sofern die zu verwaltenden Kirchensteuern nach einheitlichen Grundsätzen und mit 

gleichen Steuersätzen für alle steuerberechtigten Körperschaften erhoben werden. § 9 Satz 3 gilt  

entsprechend. 

(2) Unberührt bleibt die Übernahme der Verwaltung der Kirchensteuer, soweit sie bereits vor 

Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt ist. Die Fälle des Satzes 1 stellt der Senat durch 

Rechtsverordnung fest. 

§ 11 Kirchensteuerabzug vom Arbeitslohn 

(1) Wird die Kirchensteuer von staatlichen Behörden verwaltet, sind die Arbeitgeber, deren 

Betriebsstätten im Sinne des Lohnsteuerrechts in Hamburg liegen, verpflichtet, die Kirchensteuer von 

allen Arbeitnehmern, die einer steuerberechtigten Körperschaft angehören und ihren Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt in Hamburg haben, einzubehalten und zusammen mit der Lohnsteuer 

abzuführen. 

(2) Für den Kirchensteuerabzug ist das Lohnsteuerabzugsmerkmal über die Religionszugehörigkeit 

maßgebend. 

(3) Die Vorschriften über das Verfahren bei der Einbehaltung und Abführung der Lohnsteuer sowie 

bei der Übernahme der pauschalen Lohnsteuer und die Vorschriften über die Haftung des Arbeitgebers 

gelten entsprechend. 



(4) Der Senat kann durch Rechtsverordnung die Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuer im 

Lohnabzugsverfahren nach den in der Freien und Hansestadt Hamburg geltenden Steuersätzen auch 

für Arbeitnehmer anordnen, die in Hamburg nicht ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

haben, wenn sie 

a) von einer Betriebsstätte im Anwendungsbereich dieses Gesetzes entlohnt werden, 

b) einer steuerberechtigten Körperschaft angehören, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb 

Hamburgs liegt und 

c) nach dem Recht ihres Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts verpflichtet sind, Kirchensteuern 

zu zahlen. 

Die Rechtsverordnung ergeht nur auf Antrag der kirchlichen Körperschaft. Maßgebend ist der für den 

Ort der Betriebsstätte geltende Vomhundertsatz der Kirchensteuer; sofern dieser an dem Wohnsitz 

oder gewöhnlichen Aufenthalt niedriger ist als in der Freien und Hansestadt Hamburg, muss die 

Erstattung zu viel einbehaltener Kirchensteuer durch die steuerberechtigten Körperschaften, für die 

diese Rechtsverordnung gilt, gewährleistet sein. 

§ 11a Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag 

(1) Wird die Kirchensteuer von staatlichen Behörden verwaltet, haben 

Kirchensteuerabzugsverpflichtete, für die ein Finanzamt in Hamburg für die Kapitalertragsteuer 

zuständig ist, bei den Gläubigern der Kapitalerträge, die einer steuerberechtigten Körperschaft 

angehören und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Hamburg haben, die Kirchensteuer 

als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer mit dem in Hamburg geltenden Steuersatz einzubehalten und an 

das für den Kirchensteuerabzugsverpflichteten zuständige Finanzamt abzuführen. Die Vorschriften des 

§ 51a des Einkommensteuergesetzes über die Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer als 

Zuschlag zur Kapitalertragsteuer sind anzuwenden. 

(2) Die Abführung der Kirchensteuerbeträge erfolgt getrennt nach den steuerberechtigten 

Körperschaften. Die abgeführten Kirchensteuerbeträge sind an diese weiterzuleiten. 

(3) Die Vorschriften über das Verfahren bei der Einbehaltung und Abführung der Kapitalertragsteuer 

sowie über die Haftung des Kapitalertragsteuerabzugsverpflichteten und die Inanspruchnahme des 

Gläubigers der Kapitalerträge gelten entsprechend. 

(4) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nicht vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten, erfolgt eine Veranlagung nach § 51a Absatz 2d des 

Einkommensteuergesetzes. 

(5) Der Senat wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Einbehaltung und Abführung der 

Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer mit dem Steuersatz der steuerberechtigten 

Körperschaft auch für Gläubiger von Kapitalerträgen anzuordnen, die ihren Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Land haben, wenn sie 

a) Kapitalerträge von einem Abzugsverpflichteten, für den ein Finanzamt in Hamburg für die 

Kapitalertragsteuer zuständig ist, beziehen, 

b) einer steuerberechtigten Körperschaft angehören, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb 

Hamburgs liegt und die die Verwaltung der Kirchensteuern auf die dortigen Landesfinanzbehörden 

übertragen hat und 



c) nach dem Recht ihres Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts verpflichtet sind, Kirchensteuern 

zu zahlen. 

Die Rechtsverordnung ergeht nur auf Antrag der steuerberechtigten Körperschaft. 

§ 12 Anwendung staatlicher Vorschriften 

(1) Auf die von staatlichen Behörden verwalteten Kirchensteuern finden abweichend von § 1 Nummer 

1 und § 3 Nummer 1 des Hamburgischen Abgabengesetzes vom 17. Februar 1976 (Hamburgisches 

Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 45), zuletzt geändert am 1. Dezember 1980 (Hamburgisches 

Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 361), in der jeweils geltenden Fassung die Vorschriften der 

Abgabenordnung über die Verzinsung von Ansprüchen aus dem Steuerschuldverhältnis und die 

Erhebung von Säumniszuschlägen, die Straf- und Bußgeldvorschriften und die Bestimmungen über 

das Straf- und Bußgeldverfahren keine Anwendung. Sofern die Kirchensteuer als Kirchensteuer vom 

Einkommen erhoben wird (§ 3 Absatz 1 Buchstabe a), gelten aus dem Einkommensteuergesetz in 

seiner jeweils geltenden Fassung und aus der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung in ihrer 

jeweils geltenden Fassung die Vorschriften über die Veranlagung und die Steuererhebung 

entsprechend. 

(2) Wird gegen einen von den staatlichen Behörden erlassenen Bescheid in Kirchensteuersachen 

Einspruch eingelegt oder Klage erhoben, haben die staatlichen Behörden die zuständigen 

Kirchenbehörden zu unterrichten und anzuhören. 

(3) Rechtsbehelfe gegen Bescheide in Kirchensteuersachen können nicht auf Einwendungen gegen die 

der Kirchensteuer zugrunde liegende Maßstabsteuer gestützt werden. 

(4) Über Anträge auf abweichende Festsetzung, Stundung oder Erlass von Kirchensteuern allein 

entscheiden die steuerberechtigten Körperschaften. 

§ 13 Auskunftspflicht 

Die steuerberechtigten Körperschaften sind auf Verlangen der staatlichen Behörden verpflichtet, in 

Einzelfällen die Begründung der Mitgliedschaft bei einer steuerberechtigten Körperschaft darzulegen. 

Vierter Abschnitt Schlussvorschriften 

§ 14 Änderung von Vorschriften 

(Änderungsvorschriften) 

§ 15 Aufhebung von Vorschriften 

(1) Es treten außer Kraft: 

1. Das Gesetz, betreffend die Kirchensteuer der römisch-katholischen Gemeinde in Hamburg, vom 22. 

Januar 1904 (Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 61-a), 

2. das Gesetz, betreffend die Veranlagung und Erhebung von kirchlichen Steuern, vom 18. Februar 

1914 (Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 61-b), 

3. die Bekanntmachung, betreffend die Veranlagung und Erhebung von kirchlichen Steuern, vom 3. 

September 1915 (Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 61-b-1), 



4. das Gesetz über die Kirchensteuer der evangelisch-reformierten Gemeinde in Hamburg vom 23. 

Juni 1926 (Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 61-c), 

5. das Gesetz über die Kirchensteuer der römisch-katholischen Kirchengemeinden in Bergedorf und 

Cuxhaven vom 19. März 1928 (Sammlung des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 61-e), 

6. das Gesetz über den Kirchensteuerabzug vom Arbeitslohn vom 18. Januar 1965 (Hamburgisches 

Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 3). 

(2) In der Freien und Hansestadt Hamburg sind folgende Vorschriften in ihrer geltenden Fassung nicht 

mehr anzuwenden: 

1. das Gesetz, betreffend die Erhebung von Kirchensteuern in den katholischen Kirchengemeinden 

und Gesamtverbänden, vom 14. Juli 1905 (Preußische Gesetz-Sammlung Seite 281), 

2. das Gesetz, betreffend die Erhebung von Kirchensteuern in den Kirchengemeinden und Gesamt- 

(Parochial-)verbänden der evangelisch-lutherischen Kirchen der Provinzen Hannover und Schleswig-

Holstein sowie in den Kirchengemeinden der evangelisch-reformierten Kirche der Provinz Hannover, 

vom 22. März 1906 (Preußische Gesetz-Sammlung Seite 41), 

3. die Artikel 7 und 8 des Staatsgesetzes, betreffend die Kirchenverfassungen der evangelischen 

Landeskirchen, vom 8. April 1924 (Preußische Gesetz-Sammlung Seite 221), 

4. das Gesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts der evangelischen Landeskirchen vom 3. Mai 

1929 (Peußische Gesetz-Sammlung Seite 35), 

5. das Gesetz zur Änderung des Kirchensteuer- und Umlagerechts der katholischen Kirche vom 3. Mai 

1929 (Preußische Gesetz-Sammlung Seite 43). 

§ 16 Inkrafttreten 

1 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 2 § 1 Absatz 2, § 9, § 10 und § 11 Absatz 4 treten mit 

dem auf die Verkündung des Gesetzes folgenden Tage in Kraft. 

Ausgefertigt Hamburg, den 15. Oktober 1973. 

Der Senat 

 

 

13.7.3 Kirchensteuerbeschluss für das Erzbistum Hamburg 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 04.11.2008 (KiABl. 2008, S. 157) 

§ 1   Höhe der Kirchensteuer 

1. Die Diözesankirchensteuer beträgt 9 v. H. der Einkommen-, Lohn- und Kapitalertragsteuer, 

mindestens 3,60 Euro und höchstens 3 v. H. des zu versteuernden Einkommens. 

2. Der Berechnung der Kirchensteuer ist die nach Maßgabe des § 51 a des Einkommensteuergesetzes 

ermittelte Einkommen-, Lohn- und Kapitalertragsteuer zu Grunde zu legen. 



3. Bei der Erhebung des Höchstsatzes oder der Erhebung von besonderem Kirchgeld von 

Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden Glaubensgemeinschaft 

angehört (besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe), gilt Ziffer 2 entsprechend. 

§ 2   Mindestbetragskirchensteuer 

1. Es wird eine Mindestbetragskirchensteuer erhoben. Diese beträgt 3,60 Euro jährlich, 0,30 Euro 

monatlich, 0,07 Euro wöchentlich, 0,00 Euro täglich. 

2. Die Mindestbetragskirchensteuer wird nur erhoben, wenn Einkommen-(Lohn-)steuer festgesetzt 

wird. 

3. Bei der Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer wird keine 

Mindestbetragskirchensteuer erhoben. 

§ 3   Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

1. Das Erzbistum Hamburg erhebt von den Kirchenangehörigen, deren Ehegatte keiner 

kirchensteuerberechtigten Glaubensgemeinschaft angehört und die nicht nach dem 

Einkommensteuergesetz getrennt oder besonders veranlagt werden, Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe. Das besondere Kirchgeld ist nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

des Kirchenangehörigen in Anknüpfung an den Lebensführungsaufwand zu bemessen, wobei das nach 

§ 51 a des Einkommensteuergesetzes zu ermittelnde gemeinsame zu versteuernde Einkommen beider 

Ehegatten als Anknüpfungspunkt dient. 

2. Das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe beträgt: 

 Bemessungsgrundlage (zu 

versteuerendes Einkommen 

gemäß § 7 Ziffer 2 KiStO) 

Besonderes Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe 

(jährlich) 

Stufe Euro Euro 

1 30.000 - 37.499 96 

2 37.500 – 49.999 156 

3 50.000 – 62.499 276 

4 62.500 – 74.999 396 

5 75.500 – 87.499 540 

6 87.500 – 99.999 696 

7 100.000 – 124.999 840 

8 125.000 – 149.999 1.200 

9 150.000 – 174.999 1.560 

10 175.000 – 199.999 1.860 

11 200.000 – 249.999 2.220 



12 250.000 – 299.999 2.940 

13 300.000 und mehr 3.600 

3. Zwischen der festgesetzten Kirchensteuer vom Einkommen und dem besonderen Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe ist eine Vergleichsberechnung durchzuführen, wobei der höhere Betrag 

festgesetzt wird. Beginnt oder endet die glaubensverschiedene Ehe im Laufe des Kalenderjahres, so ist 

das jährliche Kirchgeld für jeden Monat, während dessen Dauer die glaubensverschiedene Ehe nicht 

oder nur zum Teil bestanden hat, um 1/12 zu kürzen. 

§ 4   Lohnsteuerpauschalierung 

1. In den Fällen der Lohnsteuerpauschalierung beträgt die Kirchensteuer 

a) im Bereich der Freien und Hansestadt Hamburg 4,0 v. H. 

b) im Bereich des Landes Schleswig-Holstein 6,0 v. H. 

c) im Bereich des Landes Mecklenburg-Vorpommern für den Bistumsteil Mecklenburg 5,0 v. H. der 

pauschalierten Lohnsteuer. 

2. Weist der Arbeitgeber nach, dass einzelne Arbeitnehmer keiner kirchensteuererhebenden 

Körperschaft angehören, so ist insoweit keine Kirchensteuer zu erheben. Für die übrigen Arbeitnehmer 

beträgt die Kirchensteuer 9,0 v. H. der pauschalierten Lohnsteuer. 

3. Im Falle der Pauschalierung der Einkommensteuer (§ 4 Abs. 4 der Kirchensteuerordnung) gilt § 4 

Abs. 2 entsprechend. Weist der Steuerpflichtige oder die Steuerpflichtige die Nichtzugehörigkeit 

einzelner Empfänger oder Empfängerinnen von Zuwendungen zu einer kirchensteuererhebenden 

Körperschaft nach, so ist keine Kirchensteuer zu erheben. Für die übrigen Empfänger oder 

Empfängerinnen von Zuwendungen beträgt die Kirchensteuer 9,0 v. H. der pauschalierten 

Einkommensteuer. 

§ 5   Schlussbestimmung 

Dieser Kirchensteuerbeschluss tritt am 1. Januar 2009 in Kraft und gilt solange bis ein neuer 

genehmigter Beschluss an seine Stelle tritt. 

13.7.4 Landesjustizkostengesetz [Hamburg] 

Vom  18.10.1957 (HmbBL I 34-a), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.12.2012 (HmbGVBl. 

S. 520) 

III. Abschnitt - Gebührenfreiheit, Stundung und Erlass von Kosten 

§ 11 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, die die ordentlichen Gerichte in Angelegenheiten der streitigen 

und freiwilligen Zivilgerichtsbarkeit und die Justizverwaltungsbehörden erheben, sind befreit 

1. Kirchen, sonstige Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die die 

Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben; 

(…) 

 

http://www.juris.de/jportal/portal/t/wzf/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=17&fromdoctodoc=yes&doc.id=jlr-JKostGHArahmen%3Ajuris-lr00&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#jlr-JKostGHApG3


 

13.7.5 Verordnung über die Erstreckung des Rechts zur Erhebung von 

Kirchensteuern auf Religionsgesellschaften  

Vom  16.12.1975 (HmbGvBl. 1975, 303), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 

vom 14.04.2009 (HmbGVBl. S. 112) 

Auf Grund des § 1 Absatz 2 des Kirchensteuergesetzes vom 15. Oktober 1973 (Hamburgisches 

Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 431) wird verordnet: 

§ 1 

Die Anwendung des Hamburgischen Kirchensteuergesetzes wird auf folgende Religionsgesellschaften 

erstreckt: 

1. Jüdische Gemeinde in Hamburg, 

2. Katholisches Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland. 

Die Anwendung des Ersten und Zweiten Abschnitts des Hamburgischen Kirchensteuergesetzes wird 

auf folgende Religionsgesellschaften erstreckt: 

1. die Mennonitengemeinde zu Hamburg und Altona, 

2. die Evangelisch-reformierte Kirche in Hamburg, 

3. die Dänische Seemannskirche in Hamburg. 

§ 2 

1 Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 2 Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 

Erstreckung des Rechts zur Erhebung von Kirchensteuern auf die Mennonitengemeinde zu Hamburg 

und Altona vom 10. September 1974 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 286) außer 

Kraft. 

Gegeben in der Versammlung des Senats, 

Hamburg, den 16. Dezember 1975. 

 

 

13.8 Hessen 

13.8.1 Gesetz über die Erhebung von Steuern durch die Kirchen, Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften im Landes Hessen (Kirchensteuergesetz)  

Vom 27.04.1950 GVBl. S. 63(GVBl. I 1986, 90), in der Fassung vom 12.02.1986, zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 19.11.2008 (GVBl. I S. 981) 

§ 1 [Steuerberechtigung] 



Die Kirchen, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, können von ihren Angehörigen, die 

einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Lande Hessen haben, auf Grund von 

Kirchensteuerordnungen Kirchensteuern als öffentliche Abgaben erheben. 

§ 2 [Steuerart] 

(1) Als Kirchensteuer können einzeln oder nebeneinander erhoben werden: 

1. ein Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer), 

2. eine Abgabe nach den Meßbeträgen der Grundsteuer, 

3. ein Zuschlag zur Vermögenssteuer, 

4. ein Kirchgeld, 

5. ein besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner steuerberechtigten 

Kirche angehört (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

(2) Für die Ermittlung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer) und des Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe ist § 51a des 

Einkommensteuergesetzes in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(3) Anstelle der Zuschläge zur Einkommensteuer, der Abgaben nach den Meßbeträgen der 

Grundsteuer und der Zuschläge zur Vermögensteuer können auch besondere Steuertarife nach dem 

Einkommen, dem Grundbesitz und dem Vermögen aufgestellt werden. Soweit eine Steuer auf den 

Grundbesitz erhoben wird, können der gesamte Grundbesitz oder einzelne Arten des Grundbesitzes 

einheitlich oder nach besonderen Tarifen oder mit besonderen Zuschlägen herangezogen werden. 

(4) Das Kirchgeld kann einheitlich oder gestaffelt erhoben werden. 

§ 3 [Zuschlag zur Einkommens- bzw. Lohnsteuer] 

Für den Zuschlag der Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) gilt 

folgendes: 

1. Gehören Ehegatten, bei denen die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 

vorliegen, verschiedenen steuerberechtigten Kirchen an (konfessionsverschiedene Ehe), so wird die 

Kirchensteuer erhoben 

a) bei Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer als Zuschlag zu dem Teil der gemeinsamen 

Einkommensteuer, der auf den der steuerberechtigten Kirche angehörenden Ehegatten entfällt, wenn 

die gemeinsame Einkommensteuer im Verhältnis der Steuerbeträge, die sich bei Anwendung der 

Grundtabelle (Anlage zu § 32 a Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes) auf die Einkünfte eines jeden 

Ehegatten ergeben würden, aufgeteilt wird; im Kapitalertragsteuerabzugsverfahren wird die 

Kirchensteuer jeweils als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer des der steuerberechtigten Kirche 

angehörenden Ehegatten erhoben 

b) bei getrennter Veranlagung zur Einkommensteuer (§ 26 a des Einkommensteuergesetzes) oder 

besonderer Veranlagung (§ 26 c des Einkommensteuergesetzes) als Zuschlag zur Einkommensteuer 

jedes Ehegatten. 



2. Gehört von Ehegatten, bei denen die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes vorliegen, nur ein Ehegatte einer steuerberechtigten Kirche an 

(glaubensverschiedene Ehe), so wird die Kirchensteuer erhoben 

a) bei Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer als Zuschlag zu dem Teil der nach Maßgabe des § 

2 Abs. 2 ermittelten gemeinsamen Einkommensteuer, der auf den der steuerberechtigten Kirche 

angehörenden Ehegatten entfällt, wenn die gemeinsame Einkommensteuer im Verhältnis der 

Steuerbeträge aufgeteilt wird, die sich bei Anwendung des § 32a Abs. 1 bis 3 des 

Einkommensteuergesetzes (Einkommensteuertarif) auf die Einkünfte eines jeden Ehegatten ergeben 

würden. Ist in der gemeinsamen Einkommensteuer eine nach dem gesonderten Steuertarif des § 32d 

des Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer enthalten, sind die gesondert besteuerten 

Kapitaleinkünfte und die gesondert ermittelte Einkommensteuer bei der Berechnung der Aufteilung 

auszuscheiden und die gesondert ermittelte Einkommensteuer dem der steuerberechtigten Kirche 

angehörenden Ehegatten mit dem auf ihn entfallenden Anteil an den Kapitalerträgen zuzurechnen. § 

51a Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ist bei der Ermittlung der Einkünfte eines jeden 

Ehegatten entsprechend anzuwenden. 

b) bei getrennter Veranlagung zur Einkommensteuer (§ 26 a des Einkommensteuergesetzes) oder 

besonderer Veranlagung (§ 26 c des Einkommensteuergesetzes) und im Lohnsteuer- und im 

Kapitalertragsteuerabzugsverfahren als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer) des der steuerberechtigten Kirche angehörenden Ehegatten. 

3. Liegen die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes nicht vor, so wird die 

Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer des der steuerberechtigten Kirche angehörenden 

Ehegatten erhoben; im Lohnsteuer- und im Kapitalertragsteuerabzugsverfahren wird die Kirchensteuer 

als Zuschlag zur Lohnsteuer oder Kapitalertragsteuer des der steuerberechtigten Kirche angehörenden 

Ehegatten erhoben. 

§ 4 [Kirchgeld in glaubensversciedener Ehe] 

(1) Das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe (§ 2 Abs. 1 Nr. 5) bemißt sich nach einem 

besonderen in den Kirchensteuerverordnungen festzulegenden Steuertarif. 

(2) Das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe kann nicht erhoben werden, wenn die 

Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes nicht vorliegen. 

(3) Auf das Kirchengeld in glaubensverschiedener Ehe ist eine Kirchensteuer nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 

zur Höhe des Kirchengeldes in glaubensverschiedener Ehe anzurechnen. 

 

§ 5 [Beginn und Ende der Kirchensteuerpflicht] 

(1) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf die Begründung 

des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts oder auf die Aufnahme in die Landeskirche (Diözese) 

folgt; bei Übertritt aus einer anderen steuerberechtigten Kirche oder Religionsgemeinschaft jedoch erst 

mit dem Ende der bisherigen Kirchensteuerpflicht. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Tod mit dem Ablauf des Sterbemonats, 



2. bei Aufgabe des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts mit dem Ablauf des 

Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt gegeben worden ist, 

3. bei Austritt mit dem Ablauf des Kalendermonats, der auf die Erklärung des Kirchenaustritts folgt. 

(3) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres, wird für jeden 

Kalendermonat, in dem die Kirchensteuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel des Betrages erhoben, der 

sich bei ganzjähriger Kirchensteuerpflicht als Jahressteuerschuld ergäbe. Dies gilt vorbehaltlich des 

Satz 3 nicht, wenn mit dem Beginn oder Ende der Kirchensteuerpflicht während des Kalenderjahres 

gleichzeitig die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet. Satz 1 ist auch 

anzuwenden, wenn in den Fällen des § 2 Abs. 7 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes in eine 

Veranlagung zur unbeschränkten Einkommensteuerpflicht die während der beschränkten 

Einkommensteuerpflicht erzielten inländischen Einkünfte einbezogen worden sind. 

§ 6 [Landes-, Diözesan- und Ortskirchensteuer] 

(1) Die Kirchensteuer kann als Landeskirchensteuer (Diözesankirchensteuer) von den Landeskirchen 

(Diözesen) oder als Ortskirchensteuer von den Kirchengemeinden und Gesamtverbänden oder 

nebeneinander als Landes- und Ortskirchensteuer erhoben werden. 

(2) Die Kirchen können für ihren Gesamtbereich oder für einzelne Teile einheitliche Steuersätze auch 

für die Ortskirchensteuer festsetzen und für ihre Kirchengemeinden und Gesamtverbände einen 

Finanzausgleich herbeiführen. 

§ 7 [Kirchensteuerordnungen und Steuerbeschlüsse] 

(1) Die Kirchensteuerordnungen und Steuertarife sind von den Landeskirchen (Diözesen) zu erlassen 

und bedürfen der staatlichen Genehmigung. 

(2) Die Steuerbeschlüsse der Kirchengemeinden und der Landeskirchen (Diözesen), die auch für 

mehrere Rechnungsjahre gefaßt werden können, bedürfen der staatlichen Genehmigung. 

(3) Werden die Kirchensteuern nur als Ortskirchensteuern erhoben, so können die Landeskirchen 

(Diözesen) zur Deckung ihrer Bedürfnisse eine landeskirchliche (Diözesan-) Umlage von den 

Kirchengemeinden erheben. Die Umlagebeschlüsse bedürfen der staatlichen Genehmigung. 

§ 8 [Besteuerungsunterlagen] 

Die Unterlagen, deren die Kirchen (Kirchengemeinden) für die Besteuerung bedürfen, sind ihnen auf 

Anforderung von den zuständigen Staats- und Gemeindebehörden mitzuteilen. 

 

§ 9 [Verwaltung der Kirchensteuer] 

(1) Das Ministerium der Finanzen überträgt auf Antrag der steuerberechtigten Kirchen die Verwaltung 

der Kirchensteuern, die in Zuschlägen zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) oder 

zur Vermögensteuer bestehen, den Finanzämtern. Das gleiche gilt für das Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe, wenn zur Ermittlung des gemeinsamen zu versteuernden Einkommens des 

Steuerpflichtigen und seines Ehegatten eine Veranlagung nach § 25 Abs. 1 und § 46 Abs. 2 des 

Einkommensteuergesetzes durchgeführt wird. 



(2) Soweit die Einkommensteuer durch Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben wird (Lohnsteuer), 

kann durch Rechtsverordnung dieses Verfahren auf Antrag der Kirchen auch für die Kirchensteuer 

eingeführt werden, die als Zuschlag zur Lohnsteuer erhoben wird. Der Arbeitgeber hat dann auch die 

Kirchensteuer einzubehalten und an das Finanzamt gleichzeitig mit der Lohnsteuer abzuführen. Für 

die Haftung des Arbeitgebers und Arbeitnehmers bei der Abführung der Kirchensteuer gelten die 

gleichen Vorschriften wie für den Lohnsteuerabzug. Entsprechendes gilt, wenn eine pauschale 

Einkommensteuer des Kirchensteuerpflichtigen als Lohnsteuer entrichtet wird. 

(3) Bei Erhebung der Einkommensteuer durch Abzug vom Kapitalertrag kann durch 

Rechtsverordnung dieses Verfahren auf Antrag der Kirchen auch für die Kirchensteuer eingeführt 

werden, die als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben wird. Der Abzugsverpflichtete hat dann auch 

die Kirchensteuer einzubehalten und an das Finanzamt gleichzeitig mit der Kapitalertragsteuer 

abzuführen. Für die Haftung des Abzugsverpflichteten bei der Abführung der Kirchensteuer gelten die 

gleichen Vorschriften wie für den Abzug der Kapitalertragsteuer. 

(4) Im übrigen regelt das Kultusministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen und 

den Kirchen das Verfahren. Dabei können Mindestbeträge sowie Abrundungs- oder 

Aufrundungsbeträge festgesetzt und Vorauszahlungen angeordnet werden. 

(5) Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes die Finanzämter die in Abs. 1 genannten Kirchensteuern 

verwalten, verbleibt es bei dieser Regelung. 

§ 10 [Wohnsitz außerhalb Hessens] 

Auf Antrag von Kirchen außerhalb des Landes Hessen kann durch Rechtsverordnung die Einziehung 

der Kirchensteuer im Verfahren des Lohnsteuer- oder des Kapitalertragsteuerabzugs auch für die 

Arbeitnehmer und Kapitalgläubiger bestimmt werden, die nicht einen Wohnsitz oder ihren 

gewöhnlichen Aufenthalt im Lande Hessen haben, aber von einer Betriebsstätte im Lande Hessen 

entlohnt werden oder Kapitalerträge von einem Abzugsverpflichteten im Lande Hessen erhalten. § 9 

gilt entsprechend. 

§ 11 [Stundung und Erlass] 

(1) Soweit die Finanzämter die Kirchensteuern verwalten, erstreckt sich eine abweichende Festsetzung 

aus Billigkeitsgründen, eine Stundung, ein Erlaß oder eine Niederschlagung der Einkommensteuer 

(Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) oder Vermögensteuer auch auf die Kirchensteuern, die als Zuschläge 

zu diesen Steuern erhoben werden. 

(2) Das Recht der kirchlichen Behörden, die Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend 

festzusetzen, zu stunden, ganz oder teilweise zu erlassen oder niederzuschlagen, bleibt unberührt. 

 

§ 12 [Verwaltung der Grundsteuerabgabe] 

Die Abgabe nach den Meßbeträgen der Grundsteuer (§ 2 Abs. 1 Nr. 2) oder auf Grund eines 

besonderen Steuertarifs nach dem Grundbesitz (§ 2 Abs. 3) kann auf Antrag der Landeskirche 

(Diözese) oder der Kirchengemeinde, in der der Grundstückseigentümer seinen Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt hat, auch von der Landeskirche (Diözese) oder der Kirchengemeinde des 

Belegenheitsortes des Grundbesitzes verwaltet werden. 

§ 13 [Rechtsbehelfe] 



(1) Für Streitigkeiten in Kirchensteuersachen ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Richtet sich der 

Widerspruch gegen den Steuerbescheid einer Finanzbehörde, so ist die zuständige Kirchenbehörde zu 

hören. 

(2) Rechtsbefehle gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer können nicht auf Einwendungen gegen 

die Bemessung der der Kirchensteuer zugrunde liegenden Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer), Vermögensteuer oder gegen die Meßbeträge der Grundsteuer gestützt werden. 

(3) Jeder ablehnende Bescheid der kirchlichen Behörden ist zu begründen und mit einer Belehrung 

über den Rechtsbehelf zu versehen. 

§ 14 [Vollstreckung] 

(1) Vollstreckungsbehörde für die Kirchensteuer ist das Finanzamt, in dessen Bezirk die Vollstreckung 

erfolgen soll. 

(2) Für Streitigkeiten aus dem Vollstreckungsverhältnis wegen Vollstreckungsmaßnahmen, die durch 

die zuständige Vollstreckungsbehörde getroffen worden sind, ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben, 

soweit nicht nach § 15 in Verbindung mit § 262 der Abgabenordnung der Rechtsweg zu den 

ordentlichen Gerichten eröffnet ist. 

§ 15 [Anwendung de Abgabenordnung und des Verwaltungszustellungsgesetzes] 

(1) Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, finden auf das Besteuerungsverfahren die 

Abgabenordnung und das Verwaltungszustellungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung sowie die 

zur Durchführung dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften entsprechende Anwendung. 

(2) Die Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Fünften Teils (Verzinsung, Säumniszuschläge), des 

Siebenten Teils (außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren) und des Achten Teils (Straf- und 

Bußgeldvorschriften, Straf- und Bußgeldverfahren) der Abgabenordnung sind nicht anzuwenden. 

§ 16 [Kultussteuern] 

(1) Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 

können von ihren Mitgliedern, die einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Lande 

Hessen haben, auf Grund von Steuerordnungen (Satzungen) Kultussteuern als öffentliche Abgaben 

erheben. 

(2) Für die Kultussteuern gelten die §§ 2 bis 15 entsprechend. 

§ 17 [Durchführungsverordnungen] 

Die Kultusministerin oder der Kultusminister erlässt im Einvernehmen mit der Ministerin oder dem  

Minister der Finanzen die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Rechtsverordnungen. 

§ 18 [Inkrafttreten] 

Das Gesetz tritt am 1. April 1950 in Kraft. [Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in 

seiner ursprünglichen Fassung vom 27. April 1950]. 

 

 



13.8.2 Gesetz zur Regelung des Austritts aus Kirchen, Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts (KRWAG) 

Vom 13.10.2009 (GVBl. I 2009, 394), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2012 (GVBl. 

S. 622) 

§ 1 [Erklärung vor dem Amtsgericht] 

Der Austritt aus einer Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, die Körperschaft des 

öffentlichen Rechts ist, wird mit Wirkung für den staatlichen Bereich vor dem Amtsgericht erklärt, in 

dessen Bezirk die austretende Person ihren Hauptwohnsitz oder beim Fehlen eines Hauptwohnsitzes 

den gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

§ 2 [Kinder unter 14 Jahre, Geschäftsunfähige] 

(1) Der Austritt kann von der austretenden Person erklärt werden, wenn sie das 14. Lebensjahr 

vollendet hat und nicht geschäftsunfähig ist. 

(2) Für Kinder, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, und für nicht volljährige 

Geschäftsunfähige kann die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter, der oder dem die 

Personensorge zusteht, den Austritt erklären. Ein Vormund oder eine Pflegerin oder ein Pfleger bedarf 

dazu der Genehmigung des Familiengerichts. Hat ein Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, so kann 

der Austritt nur mit seiner Zustimmung erklärt werden. 

(3) Eine Betreuerin oder ein Betreuer, der oder dem die Personensorge zusteht, kann für eine 

geschäftsunfähige Betreute oder einen geschäftsunfähigen Betreuten eine Erklärung nach § 1 abgeben, 

wenn der Austritt dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen der Betreuten oder des Betreuten 

entspricht. Die Erklärung bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts. 

(4) Eine Erklärung kraft Vollmacht ist nicht zulässig. 

§ 3 [Form] 

(1) Die Erklärung kann mündlich oder schriftlich abgegeben werden. 

(2) Die mündliche Erklärung muss zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten 

des zuständigen Amtsgerichts abgegeben werden. Die schriftliche Erklärung muss als Einzelerklärung 

in öffentlich beglaubigter Form eingereicht werden. 

(3) In der Austrittserklärung sind der Familienname, die Vornamen, der Geburtsname, Tag und Ort der 

Geburt, Wohnung und Familienstand anzugeben. 

(4) Die Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, aus der die er klärende Person 

austreten will, muss eindeutig bezeichnet sein. Der Nachweis der Zugehörigkeit ist nicht erforderlich.  

Die Austrittserklärung darf keine Vorbehalte, Bedingungen oder Zusätze enthalten. 

§ 4 [Folgen des wirksamen Austritts] 

(1) Der Austritt wird mit dem Ablauf des Tages wirksam, an dem die Niederschrift der 

Austrittserklärung unterzeichnet worden oder die schriftliche Erklärung bei dem Amtsgericht 

eingegangen ist. Damit entfallen für den Bereich des staatlichen Rechts sämtliche Rechte und 

Pflichten, die auf der persönlichen Zugehörigkeit zu der Kirche, Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaft beruhen. 



(2) § 5 Abs. 2 Nr. 3 des Kirchensteuergesetzes in der Fassung vom 12. Februar 1986 (GVBl. I S. 90), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. November 2008 (GVBl. I S. 981), bleibt unberührt. 

(3) Rechtspflichten, die nicht auf der persönlichen Zugehörigkeit zu der Kirche, Religions- oder 

Weltanschauungsgemeinschaft beruhen, insbesondere Lasten, für die kraft besonderen Rechtstitels 

bestimmte Grundstücke haften, bleiben durch die Austrittserklärung unberührt. 

§ 5 [Austrittsbescheinigung] 

(1) Das Amtsgericht hat der austretenden Person unverzüglich eine Austrittsbescheinigung zu erteilen. 

Darin ist anzugeben, wann die Austrittserklärung wirksam geworden ist. 

(2) Das Amtsgericht übersendet der Kirche, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft 

unverzüglich eine beglaubigte Abschrift der Austrittserklärung. 

§ 6 [Aufhebungsvorschrift] 

Es werden aufgehoben: 

1. das Gesetz, die bürgerlichen Wirkungen des Austritts aus einer Kirche oder Religionsgemeinschaft 

betreffend, vom 10. September 1878 (Hess. Reg. Bl. S. 113)
134

, zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. 

Dezember 1997 (GVBl. I S. 429), 

2. das Gesetz, den Austritt aus den israelitischen Religionsgemeinschaften betreffend, vom 10. 

September 1878 (Hess. Reg. Bl. S. 116)
135

, zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 1997 

GVBl. I S. 429), 

3. das Gesetz, betreffend den Austritt aus den Religionsgemeinschaften öffentlichen Rechts, vom 30. 

November 1920 (Preuß. Gesetzsamml. 1921 S. 119)
136

, zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. 

Dezember 1997 (GVBl. I S. 429). 

§ 7 [Inkrafttreten] 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.  

 

 

13.8.3 Hessische Landeshaushaltsordnung (LHO) 

Vom 15. März 1999 (GVBl. I 1999, 248), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.09.2012 

(GVBl. I S. 290) 

Teil VI   Landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen Rechts 

§ 105   Grundsatz 

                                                           
134

 Hebt auf GVBl. II 71-5. 

135
 Hebt auf GVBl. II 71-6. 

136
 Hebt auf GVBl. II 71-12. 



(1) Für Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes 

unterstehen (landesunmittelbare juristische Personen), gelten die §§ 106 bis 110, die §§ 1 bis 87 

entsprechend, soweit nicht durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Abs. 1 gilt nicht für Kirchen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften des 

öffentlichen Rechts nach Art. 137 Abs. 5 und 7 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919 und 

nach Art. 51 der Verfassung des Landes Hessen. 

(3) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen Rechts kann der zuständige Minister 

im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen und dem Rechnungshof Ausnahmen von den in Abs. 

1 bezeichneten Vorschriften zulassen, soweit kein erhebliches finanzielles Interesse des Landes 

besteht. 

§ 111   Prüfung durch den Rechnungshof 

(1) Der Rechnungshof prüft die Haushalts- und Wirtschaftsführung der landesunmittelbaren 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts. Die §§ 89 bis 99, §§ 102, 103 sind entsprechend 

anzuwenden. 

(2) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen Rechts kann der zuständige Minister 

im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen und dem Rechnungshof Ausnahmen von Abs. 1 

zulassen, soweit kein erhebliches finanzielles Interesse des Landes besteht. Die nach bisherigem Recht 

zugelassenen Ausnahmen bleiben unberührt. 

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht für Gemeinden, Gemeindeverbände, Zusammenschlüsse von 

Gemeindeverbänden und für Kirchen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 

des öffentlichen Rechts nach Art. 137 Abs. 5 und 7 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919 

und nach Art. 51 der Verfassung des Landes Hessen. Andere gesetzliche Vorschriften, die die Prüfung 

durch den Rechnungshof regeln, bleiben unberührt. 

(…) 

 

 

13.8.4 Hessisches Justizkostengesetz 

Vom 15.05.1958 (GVBl. 1958, 60), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2012 (GVBl. I S. 

622) 

Artikel 1   Erhebung von Kosten 

§ 1 [Grundsatz] 

In Justizverwaltungsangelegenheiten erheben die Justizbehörden des Landes Kosten (Gebühren und  

Auslagen) nach der Justizverwaltungskostenordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 

Gliederungsnummer 363-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 

22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044), und den Vorschriften dieses Gesetzes sowie dem anliegenden 

Gebührenverzeichnis. 

Anlage   Gebührenverzeichnis 

http://beck-online.beck.de/Default.aspx?typ=reference&y=100&g=JVKostO
http://beck-online.beck.de/Default.aspx?typ=reference&y=100&g=HESJKostG&name=ANL


Nr. Gegenstand Gebühren 

(…)   

5. Verfahren vor dem Amtsgericht in 

Angelegenheiten über den Austritt 

aus einer Religionsgesellschaft 

(Körperschaft) des öffentlichen 

Rechts (einschließlich Erteilung 

einer Bescheinigung über den 

vollzogenen Austritt) 

25 Euro 

(…)   

 

 

13.8.5 Verordnung zur Durchführung des Kirchensteuergesetzes 

Vom 23.11.1968 (GVBl. I 1968, 291), zuletzt geändert durch Verordnung vom 02.07.2010 

(GVBl. I S. 256) 

Auf Grund des § 17 des Kirchensteuergesetzes in der Fassung vom 25. September 1968 (GVBl. I S. 

268) wird im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen verordnet: 

§ 1 [Genehmigung von Steuerordnungen] 

(1) Die staatliche Genehmigung zu den Steuerordnungen, den Steuertarifen und den Steuerbeschlüssen 

der Landeskirchen (Diözesen) erteilt der Kultusminister. 

(2) Die genehmigten Steuerordnungen und Steuertarife sowie Steuerbeschlüsse sind im Staats-

Anzeiger für das Land Hessen bekanntzumachen. 

§ 2 [Genehmigung von Steuerbeschlüssen] 

(1) Die staatliche Genehmigung zu den Steuerbeschlüssen der Kirchengemeinden (Gesamtverbänden) 

erteilt der Regierungspräsident. Einer Einzelgenehmigung bedarf es nicht, wenn die Steuerbeschlüsse 

im Rahmen der vom Kultusminister allgemein genehmigten Steuersätze verbleiben. 

(2) Die genehmigten Steuerbeschlüsse sind in ortsüblicher Weise bekanntzumachen. 

§ 3 [Verwaltungsentschädigung] 

Der Minister der Finanzen setzt die Entschädigung für die Verwaltung der Kirchensteuern durch die 

Finanzämter fest. 

 

§ 4 [Festsetzung, Erhebung] 

Soweit die Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer erhoben wird, ist sie mit dieser 

festzusetzen. Wenn die Einkommensteuer durch Steuerabzug vom Arbeitslohn oder auf schriftlichen 

Antrag des Steuerpflichtigen nach § 51a Abs. 2c des Einkommensteuergesetzes in der Fassung vom 

19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4212, 2003 I S. 179), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 

2008 (BGBl. I S. 2955), vom Kapitalertrag erhoben wird, wird auch der Zuschlag im jeweiligen 



Abzugsverfahren erhoben. Bei der Abführung hat der Arbeitgeber oder der Abzugsverpflichtete die 

Beträge getrennt nach steuerberechtigten Kirchen anzugeben. Auch auf den Steuerbescheinigungen 

sind die entsprechenden Angaben zu machen. 

§ 5 [rundungsvorschrift] 

Bei der Berechnung der Kirchensteuerbeträge, die als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer) erhoben werden, bleiben Bruchteile von Cents unberücksichtigt. 

§ 6 [Mindestbeträge] 

(1) Ist Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) zu erheben, so beträgt der 

Zuschlag mindestens 1,80 Euro jährlich; im Lohnsteuerabzugsverfahren beträgt der Zuschlag 

mindestens 0,15 Euro monatlich, 0,04 Euro wöchentlich und 0,01 Euro täglich. 

(2) Ist Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer zu erheben, sind Mindestbeträge nicht zu 

erheben. 

§ 7 [Arbeitnehmer mit Wohnsitz bzw. Betriebsstätte außerhalb Hessens] 

(1) Von den kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmern, die nicht im Lande Hessen ihren Wohnsitz 

haben, aber in einer Betriebsstätte des Landes Hessen entlohnt werden, ist die in einem Zuschlag zur 

Lohnsteuer bestehende Kirchensteuer mit dem im Lande Hessen geltenden Satze im 

Lohnabzugsverfahren vom Arbeitgeber einzubehalten und an das für die Betriebsstätte zuständige 

Finanzamt abzuführen. 

(2) Kirchensteuerpflichtige Arbeitnehmer mit einem Wohnsitz im Lande Hessen, denen von einer 

Betriebsstätte außerhalb des Landes Hessen eine in einem Zuschlag zur Lohnsteuer bestehende 

Kirchensteuer im Lohnabzugsverfahren nach einer dem Abs. 1 entsprechenden Vorschrift einbehalten 

wird, dürfen im Lande Hessen nicht mehr zu einer gleichen Kirchensteuer herangezogen werden. 

(3) Von den kirchensteuerpflichtigen Beziehern von Kapitalerträgen ist die in einem Zuschlag zur 

Einkommensteuer bestehende Kirchensteuer mit dem im Land des Wohnsitzes des Steuerpflichtigen 

geltenden Satz im Abzugsverfahren vom Abzugsverpflichteten einzubehalten und an das für die 

Betriebsstätte zuständige Finanzamt abzuführen. 

(4) Die als Zuschlag zur Lohnsteuer abgeführten Kirchensteuerbeträge sind von dem Finanzamt an 

diejenige Landeskirche (Diözese) weiterzuleiten, in deren Bezirk die Betriebsstätte gelegen ist. Die bei 

dem Finanzamt des Abzugsverpflichteten als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer eingegangene 

evangelische und römisch-katholische Kirchensteuer ist jeweils auf ein bundeseinheitliches Konto 

weiterzuleiten. 

(5) Ist die Kirche, für die das Betriebsstättenfinanzamt Kirchensteuer als Zuschlag zur 

Kapitalertragsteuer erhalten hat, außerhalb des Landes Hessen gelegen, hat das Finanzamt die 

empfangenen Beträge unmittelbar an diese Kirche weiterzuleiten. 

§ 8 [Unmittelbare Heranziehung zur Kirchensteuer] 

Arbeitnehmer, die von einer Betriebsstätte außerhalb des Landes Hessen entlohnt werden und denen 

die Kirchensteuer nicht oder nicht in voller Höhe durch Steuerabzug vom Arbeitslohn einbehalten 

wird, können von den Landeskirchen (Diözesen) und Kirchengemeinden (Gesamtverbänden) 

unmittelbar zur Kirchensteuer herangezogen werden. 



§ 9 [Zuschlag zur Vermögenssteuer] 

Der als Kirchensteuer zu erhebende Zuschlag zur Vermögensteuer wird zusammen mit der 

Vermögensteuer veranlagt und eingezogen. § 5 Abs. 1 findet entsprechend Anwendung. 

§ 10 [Fortgeltung von Genehmigungen] 

Die staatlichen Genehmigungen der Steuerordnungen, Steuertarife, Steuerbeschlüsse und 

Umlagebeschlüsse nach dem Kirchensteuergesetz vom 27. April 1950 bleiben auch über den 1. Januar 

1969 hinaus in Kraft, soweit nicht die Steuerordnungen, Steuertarife, Steuerbeschlüsse und 

Umlagebeschlüsse dem Kirchensteuergesetz in der Fassung vom 25. September 1968 widersprechen. 

§ 11 [Entsprechende Anwendung] 

Die §§ 1 bis 10 gelten entsprechend für die Kultussteuern der Religions- und 

Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. 

(§ 12) [nicht wiedergegebene Aufhebungsvorschrift] 

(Änderungsnorm). 

§ 13 [Inkrafttreten] 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 

 

 

13.9 Mecklenburg-Vorpommern 

13.9.1 Gesetz über die Kosten im Bereich der Justizverwaltung und über 

Gebührenbefreiung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

(Landesjustizkostengesetz - LJKG) 

Vom 07.10.1993 (GVOBl. M-V 1993, 843), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2012 

(GVOBl. M-V S. 550) 

Dritter Abschnitt   Gebührenbefreiungen, Stundung und Erlaß von Kosten 

§ 7   Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, welche die ordentlichen Gerichte in der streitigen und freiwilligen 

Gerichtsbarkeit sowie die Justizverwaltungsbehörden erheben, sind befreit: 

1. Kirchen, sonstige Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die die 

Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben; 

(…) 

(2) Die Gebührenfreiheit nach Absatz 1 besteht ferner für die Gebühren der Gerichtsvollzieher. 

(3) Haftet der Befreite für die Kosten mit anderen Beteiligten als Gesamtschuldner und kann von ihm 

aufgrund gesetzlicher Vorschriften Ausgleich verlangt werden, so erstreckt sich die Befreiung auch 

auf die anderen Beteiligten. 



(4) Die Gebührenfreiheit entbindet nicht von der Verpflichtung zur Zahlung der Auslagen. 

(5) Voraussetzung für die Gewährung der Gebührenfreiheit ist, daß der Befreite im Land 

Mecklenburg-Vorpommern belegen ist oder seinen Sitz hat; darüber hinaus ist Gebührenfreiheit nur zu 

gewähren, wenn die Gegenseitigkeit verbürgt ist. 

 

 

13.9.2 Kirchengesetz über Art und Höhe der Kirchensteuern der Pommerschen 

Evangelischen Kirche ab 1. Januar 2009 (Kirchensteuerbeschluss) 

Vom 19. Oktober 2008 (GVOBl. M-V 2009, 71) 

§ 1   Maßgaben 

In der Pommerschen Evangelischen Kirche wird Kirchensteuer festgesetzt und erhoben nach Maßgabe 

des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im Land Mecklenburg-Vorpommern - 

Kirchensteuergesetz Mecklenburg-Vorpommern - KiStG M-V - - sowie nach Maßgabe der 

Kirchlichen Steuerordnung der Pommerschen Evangelischen Kirche in den jeweils geltenden 

Fassungen. 

§ 2   Höhe der Kirchensteuer 

(1) Für Kirchenmitglieder der Pommerschen Evangelischen Kirche beträgt der einheitliche 

Kirchensteuersatz 9 v. H. der Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer). Auf Antrag ist eine 

Kappung bei 3,5 v. H. des zu versteuernden Einkommens möglich. Die Entscheidung über einen 

Antrag auf Kappung wird durch die Pommersche Evangelische Kirche getroffen. 

(2) Der Berechnung der Kirchensteuer ist die nach Maßgabe des § 51a des Einkommensteuergesetzes 

ermittelte Einkommensteuer zu Grunde zu legen. 

(3) Im Fall der Pauschalierung der Lohnsteuer beträgt die Kirchensteuer 5 v. H. der pauschalierten 

Lohnsteuer. 

(4) Weist der Arbeitgeber nach, dass einzelne Arbeitnehmer keiner kirchensteuererhebenden 

Körperschaft angehören, ist insoweit Kirchensteuer nicht zu erheben. Für die übrigen Arbeitnehmer 

beträgt die Kirchensteuer 9 v. H. der pauschalierten Lohnsteuer. Die gleich lautenden Erlasse der 

obersten Finanzbehörden der Bundesländer betreffend Kirchensteuer bei Pauschalierung der 

Lohnsteuer finden in der jeweils geltenden Fassung Anwendung. 

(5) Pauschalierte Lohnsteuer ist im Verhältnis 90 : 10 auf die Konfessionen ,,evangelisch“ und 

,,römisch-katholisch“ aufzuteilen, soweit der Arbeitgeber die Kirchensteuer nicht durch 

Individualisierung der jeweils steuerberechtigten Kirche zuordnet. 

§ 3   Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

(1) Das besondere Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner 

kirchensteuererhebenden Religionsgemeinschaft angehört (besonderes Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe) ist nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des 

Kirchensteuerpflichtigen in Anknüpfung an den Lebensführungsaufwand zu bemessen, wobei das 

gemeinsame Einkommen beider Ehegatten als Anhaltspunkt dient. § 51a des 



Einkommensteuergesetzes ist bei der Ermittlung der Einkünfte eines jeden Ehegatten entsprechend 

anzuwenden. 

(2) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe beträgt: 

Bemessungsgrundlage (gemeinsam zu versteuerndes Einkommen nach 

§ 2 Abs. 5 EStG) 

jährliches besonderes 

Kirchgeld 

Euro Euro 

 30. 000 –  37. 499    96 

 37. 500 –  49. 999    156 

 50. 000 –  62. 499    276 

 62. 500 –  74. 999    396 

 75. 000 –  87. 499    540 

 87. 500 –  99. 999    696 

100. 000 –124. 999    840 

125. 000 –149. 999 1.200 

150. 000 –174. 999 1.560 

175. 000 –199. 999 1.860 

200. 000 –249. 999 2.220 

250. 000 – 299. 999 2.940 

300. 000 und mehr 3.600 

 

Zwischen der festgesetzten Kirchensteuer vom Einkommen und dem besonderen Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe ist eine Vergleichsberechnung durchzuführen, wobei der höhere Betrag 

festgesetzt wird. 

§ 4   Besondere Bestimmungen 

(1) Bei Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberechnung von einer innerhalb des Landes Mecklenburg-

Vorpommern gelegenen Betriebsstätte vorgenommen wird, wird die Kirchensteuer von den dem 

Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegenden Bezügen im Lohnsteuerabzugsverfahren von den 

Arbeitgebern einbehalten. Steuerpflichtige, deren Lohnsteuerberechnung von einer außerhalb des 
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Landes Mecklenburg-Vorpommern gelegenen Betriebsstätte vorgenommen wird, wird die 

Kirchensteuer nach dem in dem betreffenden Bundesland geltenden Kirchensteuersatz einbehalten. 

(2) Bei Steuerpflichtigen, die in Mecklenburg-Vorpommern keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt haben, ist die Kirchensteuer im Lohnabzugsverfahren einzubehalten und abzuführen, wenn 

die Arbeitnehmer von einer Betriebsstätte im Sinne des Lohnsteuerrechts im Land Mecklenburg-

Vorpommern entlohnt werden und einer kirchensteuerhebeberechtigten evangelischen Kirche 

angehören, deren Gebiet im Bereich der Bundesrepublik Deutschland liegt. 

§ 5   Kirchensteuerbeschluss für die im Land Brandenburg liegenden Gebietsteile der 

Pommerschen Evangelischen Kirche 

Die Pommersche Evangelische Kirche erhebt von den Kirchenmitgliedern, die ihren Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt im Land Brandenburg haben, nach Maßgabe des Brandenburgischen 

Kirchensteuergesetzes Kirchensteuer in entsprechender Anwendung der Vorschriften der 

Kirchensteuerordnung und des Kirchensteuerbeschlusses der Evangelischen Kirche Berlin-

Brandenburg-schlesische Oberlausitz in der für das Steuerjahr jeweils geltenden Fassung. 

§ 6   Dauer der Geltung und Inkrafttreten 

(1) Dieser Kirchensteuerbeschluss gilt für das Jahr 2009 und darüber hinaus bis zur nächsten 

Beschlussfassung eines Kirchensteuerbeschlusses. 

(2) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. 

Greifswald, den 19. Oktober 2008 

Dr. Rainer Dally  

Präses 

Staatliche Anerkennung des Kirchengesetzes 

Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern Abteilung Steuern 

Staatliche Anerkennung des Kirchengesetzes über die Art und Höhe der Kirchensteuern vom 19. 

Oktober 2008 der Pommerschen Evangelischen Kirche (Kirchensteuerbeschluss) 

Nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuer im Land Mecklenburg-

Vorpommern vom 20. Oktober 2008 bedürfen die kirchlichen Steuerordnungen und die 

Kirchensteuerbeschlüsse sowie ihre Änderungen der staatlichen Anerkennung. 

Das Kirchengesetz über die Art und Höhe der Kirchensteuern vom 19. Oktober 2008 der 

Pommerschen Evangelischen Kirche(Kirchensteuerbeschluss) wird hiermit anerkannt. 

Die Anerkennung gilt nur für die auf dem Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern liegenden 

Kirchengemeinden dieser Kirche. 

Schwerin, den 4. Dezember 2008 

Hinrich Seidel 

 

 



13.9.3 Kirchengesetz über die Art und Höhe der Kirchensteuern ab 1.Januar 

2007
137

 

Vom 18.11.2007 (GVOBl. M-V 2008,S. 14, ber. S.28) 

 

§ 1   Maßgaben 

In der Pommerschen Evangelischen Kirche wird Kirchensteuer festgesetzt und erhoben nach Maßgabe 

des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im Land Mecklenburg-Vorpommern – 

Kirchensteuergesetz Mecklenburg-Vorpommern – KiStG M-V – sowie nach Maßgabe der Kirchlichen 

Steuerordnung der Pommerschen Evangelischen Kirche in den jeweils geltenden Fassungen. 

§ 2   Höhe der Kirchensteuer  

(1) Im Bereich der Pommerschen Evangelischen Kirche werden Kirchensteuern erhoben in Höhe eines 

Vomhundertsatzes der Einkommen-(Lohn-)steuer nach § 7 Abs. 1 der Kirchensteuerordnung. Der 

Hebesatz beträgt 9 v.H. der Einkommen-(Lohn-)steuer. Auf Antrag ist eine Kappung bei 3,5 v.H. des 

zu versteuernden Einkommens möglich.  

(2) Der Berechnung der Kirchensteuer ist die nach Maßgabe des § 51a des Einkommensteuergesetzes 

ermittelte Einkommen-(Lohn-)steuer zu Grunde zu legen.  

(3) Im Fall der Pauschalierung der Lohnsteuer beträgt die Kirchensteuer 5 v.H. der pauschalierten 

Lohnsteuer.  

(4) Weist der Arbeitgeber nach, dass einzelne Arbeitnehmer keiner kirchensteuererhebenden Körper-

schaft angehören, ist insoweit Kirchensteuer nicht zu erheben. Für die übrigen Arbeitnehmer beträgt 

die Kirchensteuer 9 v.H. der pauschalierten Lohnsteuer. Die gleichlautenden Erlasse der obersten Fi-

nanzbehörden der Bundesländer betreffend Kirchensteuer bei Pauschalierung der Lohnsteuer finden in 

der jeweils geltenden Fassung Anwendung.  

(5) Pauschalierte Lohnsteuer ist im Verhältnis 90 : 10 auf die Konfessionen „evangelisch“ und „rö-

misch-katholisch“ aufzuteilen, soweit der Arbeitgeber die Kirchensteuer nicht durch Individualisie-

rung der jeweils steuerberechtigten Kirche zuordnet.  

§ 3   Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

(1) Das besondere Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererhe-

benden Religionsgemeinschaft angehört (besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe), ist 

nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Kirchensteuerpflichtigen in Anknüpfung an den Le-

bensführungsaufwand zu bemessen, wobei das gemeinsame Einkommen beider Ehegatten als An-

haltspunkt dient. § 51a Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ist bei der Ermittlung der Ein-

künfte eines jeden Ehegatten entsprechend anzuwenden.  

(2) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe beträgt: 

 Bemessungsgrundlage 

(gemeinsam zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Abs. 5 

EStG) 

jährliches besonderes Kirch-

geld 
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Stufe Euro Euro 

 1  30 000 –  37 499    96 

 2  37 500 –  49 999   156 

 3  50 000 –  62 499   276 

 4  62 500 –  74 999   396 

 5  75 000 –  87 499   540 

 6  87 500 –  99 999  v696 

 7 100 000 – 124 999   840 

 8 125 000 – 149 999 1 200 

 9 150 000 – 174 999 1 560 

10 175 000 – 199 999 1 860 

11 200 000 - 249 999 2 220 

12 250 000 – 299 999 2 940 

13 300 000 und mehr 3 600 

Zwischen der festgesetzten Kirchensteuer vom Einkommen und dem besonderen Kirchgeld in glau-

bensverschiedener Ehe ist eine Vergleichsberechnung durchzuführen, wobei der höhere Betrag festge-

setzt wird.  

§ 4  Mindestbetragskirchensteuer 

Es wird eine Mindestbetragskirchensteuer erhoben. Diese beträgt 3,60 Euro jährlich, 0,30 Euro 

monatlich, 0,07 Euro wöchentlich, 0,01 Euro täglich. Der Mindestbetrag wird nur erhoben, wenn 

Einkommensteuer (Lohnsteuer) unter Beachtung von § 51a des Einkommensteuergesetzes anfällt.  

§ 5   Besondere Bestimmungen 

(1) Bei Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberechnung von einer innerhalb des Landes Mecklenburg-

Vorpommern gelegenen Betriebsstätte vorgenommen wird, wird die Landeskirchensteuer von den 

dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegenden Bezügen im Lohnsteuerabzugsverfahren von den 

Arbeitgebern einbehalten. Bei Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberechnung von einer außerhalb des 

Landes Mecklenburg-Vorpommern gelegenen Betriebsstätte vorgenommen wird, wird die Landeskir-

chensteuer nach dem in dem betreffenden Bundesland geltenden Kirchensteuersatz einbehalten.  

(2) Bei Steuerpflichtigen, die in Mecklenburg-Vorpommern keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-

enthalt haben, ist die Kirchensteuer im Lohnabzugsverfahren einzubehalten und abzuführen, wenn die 

http://beck-online.beck.de/Default.aspx?typ=reference&y=100&g=EStG&p=51a


Arbeitnehmer von einer Betriebsstätte im Sinne des Lohnsteuerrechts im Land Mecklenburg-

Vorpommern entlohnt werden und einer kirchensteuerhebeberechtigten evangelischen Kirche angehö-

ren, deren Gebiet im Bereich der Bundesrepublik Deutschland liegt.  

§ 6   Kirchensteuerbeschluss für die im Lande Brandenburg liegenden Gebietsteile der 

Pommerschen Evangelischen Kirche 

Die Pommersche Evangelische Kirche erhebt von den Kirchenmitgliedern, die ihren Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt im Land Brandenburg haben, nach Maßgabe des Brandenburgischen 

Kirchensteuergesetzes Landeskirchensteuer in entsprechender Anwendung der Vorschriften der 

Kirchensteuerordnung und des Kirchensteuerbeschlusses der Evangelischen Kirche Berlin-

Brandenburg-schlesische Oberlausitz in der für das Steuerjahr jeweils geltenden Fassung. 

§ 7   Dauer der Geltung und Inkrafttreten 

(1) Dieser Kirchensteuerbeschluss gilt für das Jahr 2007 und darüber hinaus bis zur nächsten Be-

schlussfassung eines Kirchensteuerbeschlusses.  

(2) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2007 in Kraft.  

 

 

13.9.4 Kirchengesetz über die Art und Höhe von Kirchensteuern der Evangelisch-

Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs der im Land Mecklenburg-

Vorpommern wohnenden Kirchenmitglieder für das Jahr 2012 

(Kirchensteuerbeschluss) 

Vom 19.11.2011 (GVOBl. M-V 1128) 

§ 1 [Erhebung und Festsetzung der Kirchensteuer] 

In der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs wird Kirchensteuer festgesetzt und 

erhoben nach Maßgabe des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im Land Mecklenburg-

Vorpommern (Kirchensteuergesetz Mecklenburg-Vorpommern – KiStG M-V) vom 20. Oktober 2008 

(GVOBl. M-V S. 414) sowie nach Maßgabe der Kirchlichen Steuerordnung der Evangelisch-

Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs (Kirchensteuerordnung) vom 20. September 2008 (GVOBl. 

M-V 2009 S. 56). 

 § 2 [Berechnugn der Kirchensteuer] 

(1) Für Kirchenmitglieder, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Land Mecklenburg-

Vorpommern haben, beträgt der einheitliche Kirchensteuersatz 9 v.H. der Einkommensteuer bzw. 

Lohnsteuer.  

(2) Der Berechnung der Kirchensteuer ist die nach Maßgabe des § 51a des Einkommensteuergesetzes 

ermittelte Einkommen- oder Lohnsteuer zu Grunde zu legen.  

(3) Bei der Erhebung des Höchstsatzes oder der Erhebung von besonderem Kirchgeld von Kirchen-

steuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden Religionsgemeinschaft angehört 

(besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe), gilt Absatz 2 entsprechend.  

§ 3 [Erhebung der Kirchensteuer] 
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Von den Kirchenmitgliedern wird Kirchensteuer auf Kapitalertragsteuer nach Maßgabe der 

Kirchlichen Steuerordnung und des Kirchensteuergesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

erhoben. 

§ 4 [Bemessungsgrundlage für die Kirchensteuer] 

Das besondere Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererheben-

den Religionsgemeinschaft angehört (besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe), ist nach 

der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Kirchensteuerpflichtigen in Anknüpfung an den Lebens-

führungsaufwand zu bemessen, wobei das gemeinsame Einkommen beider Ehegatten als Anhalts-

punkt dient. § 51a Absatz 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ist bei der Ermittlung der Einkünfte 

eines jeden Ehegatten entsprechend anzuwenden. Für die Erhebung des besonderen Kirchgelds in 

glaubensverschiedener Ehe gilt in Mecklenburg-Vorpommern folgende Tabelle: 

Bemessungsgrundlage (gemeinsam zu versteuerndes Einkommen nach 

§ 2 Absatz 5 EStG) 

jährliches besonderes 

Kirchgeld in 

Euro Euro 

 30.000 –  37.499    96 

 37.500 –  49.999   156 

 50.000 –  62.499   276 

 62.500 –  74.999   396 

 75.000 –  87.499   540 

 87.500 –  99.999   696 

100.000 – 124.999   840 

125.000 – 149.999 1.200 

150.000 – 174.999 1.560 

175.000 – 199.999 1.860 

200.000 – 249.999 2.220 

250.000 – 299.999 2.940 

300.000 und mehr 3.600 

Zwischen der festgesetzten Kirchensteuer vom Einkommen und dem besonderen Kirchgeld in glau-

bensverschiedener Ehe ist eine Vergleichsberechnung durchzuführen, wobei der höhere Betrag festge-

setzt wird.  
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§ 5 [Unterbrochene Kirchensteuerpflicht] 

Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjahres, wird für die 

Kalendermonate, in denen die Steuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel des Betrages erhoben, der sich 

bei ganzjähriger Steuerpflicht als Steuerschuld ergäbe. Dies gilt nicht, wenn die Dauer der 

Kirchensteuerpflicht der Dauer der Einkommensteuerpflicht entspricht. 

§ 6 [Erhebung der Kirchensteuer nach Pauschsätzen] 

(1) Wird die Lohnsteuer nach festen oder besonderen Pauschsätzen nach den §§ 37b, 40, 40a Absatz 1, 

2a bis 5, § 40b des Einkommensteuergesetzes erhoben, so beträgt die Kirchensteuer 5 v.H. der 

pauschalen Lohnsteuer.  

(2) Weist der Arbeitgeber nach, dass einzelne Arbeitnehmer keiner kirchensteuererhebenden Körper-

schaft angehören, ist insoweit Kirchensteuer nicht zu erheben. Für die übrigen Arbeitnehmer beträgt 

die Kirchensteuer 9 v.H. der pauschalierten Lohnsteuer. Die gleichlautenden Erlasse der obersten Fi-

nanzbehörden der Bundesländer betr. Kirchensteuer bei Pauschalierung der Lohnsteuer vom 

17. November 2006 (BStBl. I S. 716) und vom 28. Dezember 2006 (BStBl. I 2007 S. 76) finden An-

wendung. § 40a Absatz 2 und 6 des Einkommensteuergesetzes bleiben unberührt.  

(3) Pauschalierte Lohnsteuer ist im Verhältnis 90: 10 auf die Konfession „evangelisch“ und „römisch-

katholisch“ aufzuteilen, soweit der Arbeitgeber die Kirchensteuer nicht durch Individualisierung der 

jeweils stellerberechtigten Kirche zuordnet.  

§ 7 [Einbehaltung der Landeskirchensteuer durch den Arbeitgeber] 

Bei Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberechnung von einer innerhalb des Landes Mecklenburg-

Vorpommern gelegenen Betriebsstätte vorgenommen wird, wird die Landeskirchensteuer von den 

dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegenden Bezügen im Lohnabzugsverfahren von den 

Arbeitgebern einbehalten. Bei Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberechnung von einer außerhalb des 

Landes Mecklenburg-Vorpommern gelegenen Betriebsstätte vorgenommen wird, wird die 

Landeskirchensteuer nach dem in dem betreffenden Bundesland geltenden Kirchensteuersatz 

einbehalten. 

 

§ 8 [Erhebung der Kirchenumlage] 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs erhebt als gemeinschaftlicher Steuerverband 

die Kirchenumlage nach dem Maßstab der festgesetzten Einkommensteuer (Kircheneinkommensteuer) 

und Kirchenumlage nach dem Maßstab der festgesetzten Lohnsteuer (Kirchenlohnsteuer) und des 

besonderen Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe auch für die Evangelisch-reformierte Kirche 

(Synode ev.-ref. Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland), insoweit handelnd für die Ev.-ref. 

Kirche in Mecklenburg, Sitz Bützow, als Teil der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode ev.-ref. 

Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) nach Maßgabe der Vereinbarung über die gemeinsame 

Vereinnahmung und Verteilung der Kirchensteuern vom 19./29. Januar 1998 (KABl S. 98). 

§ 9 [Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuer vom Arbeitnehmer mit Wohnsitz oder 

gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb Mecklenburg-Vorpommerns] 

Die Kirchensteuer von Arbeitnehmern, die in Mecklenburg-Vorpommern keinen Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt haben, ist im Lohnabzugsverfahren einzubehalten und abzuführen, wenn die 
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Arbeitnehmer von einer Betriebsstätte im Sinne des Lohnsteuerrechts im Land Mecklenburg-

Vorpommern entlohnt werden und einer kirchensteuerhebeberechtigten evangelischen Kirche 

angehören, deren Gebiet im Bereich der Bundesrepublik Deutschland liegt. 

§ 10 [Inkrafttreten] 

(1) Dieser Kirchensteuerbeschluss gilt für das Jahr 2012 und darüber hinaus bis zur nächsten 

Beschlussfassung
138

 eines Kirchensteuerbeschlusses.  

(2) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.  

 

 

13.9.5 Kirchengesetz über die Erhebung von Kirchensteuern der Evangelischen 

Kirche Berlin-Brandenburg - Kirchensteuerordnung - Kisto ev. - 

Vom 13.04.1991 (GVOBl. M-V 1991, 273), letzte berücksichtigte Änderung durch 

Kirchengesetz vom 15.11.2008 (GVOBl. M-V 2009 S. 223) 

I. Besteuerungsrecht und Kirchensteuerpflicht 

§ 1   Besteuerungsrecht 

(1) In der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz werden Kirchensteuern 

zur Deckung der Ausgaben der Kirchengemeinden, der Kirchenkreise und der Landeskirche sowie für 

sonstige kirchliche Zwecke erhoben. 

(2) Einziehung und Verwaltung der Kirchensteuern obliegen der Landeskirche. Welcher Anteil den 

Berechtigten gebührt, wird durch die einheitliche Erhebung nicht berührt. 

 

§ 2   Kirchensteuerpflicht 

Kirchensteuerpflichtig sind alle Gemeindemitglieder der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-

schlesische Oberlausitz. 

§ 3   Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tage des Kalendermonats, der auf die Begründung des 

Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts im Geltungsbereich dieser Kirchensteuerordnung oder auf 

die Aufnahme in die Evangelische Kirche folgt. Bei vorangegangenem Austritt oder Übertritt aus einer 

anderen steuerberechtigten Religionsgemeinschaft beginnt die Kirchensteuerpflicht jedoch frühestens 

mit dem Ende der bisherigen Kirchensteuerpflicht. 

(2) Die Steuerpflicht endet 

a) bei Fortzug mit dem Ablauf des Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder gewöhnliche 

Aufenthalt im Geltungsbereich dieser Steuerordnung aufgegeben worden ist, 
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b) bei Tod des Gemeindegliedes mit dem Ablauf des Sterbemonats, 

c) bei Kirchenaustritt oder Kirchenübertritt nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen. 

(3) Besteht die Steuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres, so wird für jeden vollen 

Kalendermonat, in dem die Kirchensteuerpflicht bestanden hat, 1/12 des Betrages erhoben, der sich 

bei ganzjähriger Steuerpflicht als Kirchensteuer ergäbe. Dies gilt nicht, wenn gleichzeitig die 

unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die 

Kirchensteuer nach § 4 Abs. 1 Buchstabe a in einem vom Hundertsatz der Lohnsteuer oder der 

Kapitalertragsteuer erhoben wird. 

II. Arten der Kirchensteuer, Kirchensteuerbeschlüsse 

§ 4   Kirchensteuerarten und -beschlüsse 

(1) Kirchensteuern werden erhoben als 

a) Kirchensteuer vom Einkommen in einem vom Hundertsatz der Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer) (§ 5), 

b) besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe (§ 6). 

Die Kirchensteuern nach Satz 1 Buchstabe a können nach Maßgabe der Kirchensteuergesetze der 

Länder mit Gebietsteilen der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz auch 

als Mindestbetrag festgesetzt und erhoben werden, soweit der anzuwendende Kirchensteuerbeschluss 

dies bestimmt. 

(2) Die Höhe der Kirchensteuern, die für den jeweiligen Erhebungszeitraum erhoben werden, wird 

durch Kirchensteuerbeschluß der Landessynode im voraus festgelegt. Die Festlegung ist auch für 

mehrere Jahre oder für unbegrenzte Zeit zulässig. Der Kirchensteuerbeschluss kann die Bestimmung 

von Höchstbeträgen sowie die Nichterhebung von Kirchensteuerarten zulassen. Liegt zu Beginn eines 

Erhebungszeitraumes ein genehmigter oder anerkannter Beschluss nicht vor, so ist der bisherige 

Beschluss weiter anzuwenden. 

 

III. Bemessungsgrundlage der Kirchensteuer 

§ 5   Kirchensteuer vom Einkommen 

(1) Die Kirchensteuer vom Einkommen wird nach der Steuer bemessen, die das Gemeindemitglied 

nach dem Einkommensteuergesetz zu entrichten hat. Für die Berechnung der Kirchensteuer ist § 51 a 

EStG in der jeweils geltenden Fassung maßgebend. 

(2) Wird die Einkommensteuer-Festsetzung geändert, so sind Kirchensteuerbescheide von Amts 

wegen durch neue Bescheide zu ersetzen, die der Änderung Rechnung tragen. Dies gilt auch dann, 

wenn ein zu ersetzender Kirchensteuerbescheid bereits unanfechtbar geworden ist. 

§ 6   Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

(1) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe wird nach der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit in Anknüpfung an den Lebensführungsaufwand bemessen. Bemessungsgrundlage 

ist das zu versteuernde Einkommen beider Ehegatten im Sinne des § 2 Abs. 5 des 

Einkommensteuergesetzes; § 5 Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 



(2) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe wird nach einem gestaffelten Satz erhoben, 

der in den jeweiligen Eingangsstufen von einem Drittel des gemeinsam zu versteuernden Einkommens 

ausgeht. 

IV.   Erhebung der Kirchensteuer 

§ 7   Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 

Die Kirchensteuern sind von allen Gemeindegliedern nach festen und gleichmäßigen Maßstäben zu 

erheben. 

§ 8   Erhebung von Kirchensteuern bei mehrfachem Wohnsitz, Betriebsstättenbesteuerung 

(1) Ein Gemeindeglied mit einem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt auch außerhalb des 

Gebietes der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz wird zur 

Kirchensteuer nur herangezogen, wenn es im Gebiet der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-

schlesische Oberlausitz zur Einkommensteuer veranlagt wird oder Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer im 

Wege des Abzugsverfahrens entrichtet. Die Kirchensteuer darf den Betrag nicht übersteigen, der sich 

bei Anwendung der Bestimmungen ergibt, die an dem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt mit 

der höchsten Steuerbelastung gelten. Die von ihm anderwärts erhobenen Kirchensteuern vom 

Einkommen und das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe werden angerechnet. 

(2) Wird von einem Gemeindemitglied Kirchensteuer außerhalb der Evangelischen Kirche Berlin-

Brandenburg-schlesische Oberlausitz einbehalten und ist dort der Hebesatz niedriger als in der 

Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz, so ist gleichwohl bei der 

Veranlagung zur Einkommen- und Kirchensteuer für die Kirchensteuer der in der Evangelischen 

Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz geltende Hebesatz anzuwenden. Wird an der 

Betriebsstätte oder durch den nach § 44 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes zum Steuerabzug 

Verpflichteten keine Kirchensteuer einbehalten, so wird das Gemeindemitglied zur Kirchensteuer 

veranlagt. 

§ 9   Ehegattenbesteuerung in glaubensverschiedenen Ehen 

(1) Von Gemeindemitgliedern, die mit ihrem Ehegatten, der keiner steuerberechtigten  

Religionsgemeinschaft angehört (glaubensverschiedene Ehe), zur Einkommensteuer (§ 5) 

zusammenveranlagt werden, wird Kirchensteuer vom Einkommen oder besonderes Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe (§ 6) erhoben. Bei der Ermittlung der Einkünfte eines jeden Ehegatten ist § 

51 a Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Von der Kirchensteuer nach Absatz 1 wird die jeweils höhere Steuer erhoben. Zahlungen, die auf 

die nicht zur Erhebung gelangende Kirchensteuer geleistet wurden, werden auf die andere Steuer 

angerechnet. 

§ 10   Ehegattenbesteuerung in konfessionsverschiedenen Ehen 

(1) Bei Ehegatten, von denen einer der Evangelischen und einer einer anderen steuerberechtigten 

Kirche oder Religionsgemeinschaft angehört, wird die Kirchensteuer vom Einkommen (§ 5) bei der 

Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer für jeden Ehegatten von der Hälfte dieser Steuer 

erhoben. Im Lohnsteuerabzugsverfahren ist die Kirchensteuer von beiden Ehegatten von der Hälfte der 

Lohnsteuer und bei jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten und auf die Evangelische 



Kirche und die andere steuerberechtigte Kirche oder Religionsgemeinschaft aufzuteilen, anzumelden 

und abzuführen. 

(2) In den Ländern Berlin und Brandenburg ist Absatz 1 nur anzuwenden, wenn die beteiligten 

Kirchen und Religionsgemeinschaften dies vereinbart haben. Fehlt eine derartige Vereinbarung, so gilt 

§ 9 entsprechend. 

(3) Für Gemeindemitglieder, deren Ehegatte einer anderen Religionsgemeinschaft, jedoch nicht der 

Römisch-Katholischen Kirche angehört, gilt § 9 entsprechend. 

§ 11   Verzinsung und Säumniszuschläge 

Die Bestimmungen der §§ 233 bis 240 der Abgabenordnung sind nicht anzuwenden. 

§ 12   Erlaß, Stundung, Niederschlagung 

(1) Kirchensteuern können ganz oder teilweise erlassen werden, soweit ihre Einziehung nach Lage des 

einzelnen Falles unbillig wäre. 

(2) Kirchensteuern können gestundet werden, wenn ihre Einziehung mit erheblichen Härten für das 

Gemeindemitglied verbunden ist. 

(3) Kirchensteuern können niedergeschlagen werden, wenn feststeht, daß die Einziehung keinen 

Erfolg haben wird oder die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zu dem Betrag stehen. 

(4) Soweit die Verwaltung von Kirchensteuern den Finanzbehörden übertragen ist, können auf Antrag 

der Gemeindemitglieder vom Finanzamt Kirchensteuern im gleichen Verhältnis wie die Maßstabsteuer 

erlassen und gestundet werden. 

V.   Verwaltung der Kirchensteuern 

§ 13   Übertragung der Verwaltung 

(1) Die Verwaltung der Kirchensteuern kann ganz oder teilweise den Finanzbehörden übertragen 

werden. 

(2) Über Erlaß, Stundung und Niederschlagung von Kirchensteuern entscheidet das Konsistorium. §  

12 Abs. 4 bleibt unberührt. 

(3) Soweit die Verwaltung der Kirchensteuern den Finanzbehörden nicht übertragen worden ist, erteilt 

das Konsistorium dem Gemeindemitglied einen Kirchensteuerbescheid. Dieser enthält den 

Erhebungszeitraum, die Höhe der Kirchensteuer für den Erhebungszeitraum und eine 

Rechtsbehelfsbelehrung. Er soll ferner die Bemessungsgrundlage, die Rechtsgrundlage und eine 

Anweisung, wo, wann und wie die Steuer zu entrichten ist, sowie gegebenenfalls die Höhe und die 

Fälligkeitstermine der Vorauszahlungen enthalten. Der Kirchensteuerbescheid ist dem 

Gemeindemitglied bekannt zu geben. 

§ 14   Steuergeheimnis 

Die Mitglieder der mit der Erhebung von Kirchensteuern befaßten und zur Entscheidung über 

Rechtsbehelfe zuständigen Organe und alle an der Festsetzung, Erhebung und sonstigen Verwaltung 

von Kirchensteuern beteiligten Personen sind verpflichtet, das Steuergeheimnis nach Maßgabe der 

staaatlichen Bestimmungen zu wahren. 



VI.   Rechtsbehelfe 

§ 15   Rechtsweg 

Gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer ist der Verwaltungsrechtsweg, in Gebietsteilen, die zum 

Freistaat Sachsen und zum Land Mecklenburg-Vorpommern gehören, der Finanzrechtsweg gegeben. 

§ 16   Rechtsbehelfsverfahren 

(1) Vor der Erhebung der Klage ist die Heranziehung zur Kirchensteuer in einem außergerichtlichen 

Rechtsbehelfsverfahren nachzuprüfen, das sich nach dem am Wohnsitz des Gemeindemitgliedes 

geltenden Landesrecht richtet. 

(2) Der Rechtsbehelf ist innerhalb eines Monats, nachdem der Bescheid dem Gemeindemitglied als 

bekanntgemacht gilt, schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben. 

(3) Im Land Berlin ist der Rechtsbehelf beim Konsistorium anzubringen, soweit durch das Gesetz über 

die Erhebung von Steuern durch öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften im Land Berlin nichts 

anderes bestimmt ist. Im übrigen Kirchengebiet ist der Rechtsbehelf bei der Behörde anzubringen, 

deren Verwaltungsakt angefochten wird oder bei der ein Antrag auf Erlass eines Verwaltungsaktes 

gestellt worden ist. Entscheidet nicht das Konsistorium, so ist dieses vor der Entscheidung anzuhören. 

(4) Der Rechtsbehelfsbescheid ist zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 

zuzustellen. 

§ 17   Wirkung des Rechtsbehelfs 

(1) Durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer 

nicht aufgeschoben. 

(2) Die Rechtsbehelfsbehörde kann auf Antrag die Vollziehung bis zur Entscheidung über den 

Rechtsbehelf aussetzen. 

(3) Die Aussetzung kann von einer Sicherheitsleistung abhängig gemacht werden. 

 

VII.   Schlussbestimmungen 

§ 18   Besteuerungsrecht der Französisch-reformierten Gemeinden 

Die Französische Kirche zu Berlin (Hugenottenkirche) erhebt von ihren Mitgliedern Kirchensteuern 

im Sinne des § 1. Die §§ 2 bis 17 gelten einschließlich der zu ihrer Aus- und Durchführung erlassenen 

Bestimmungen entsprechend. 

§ 19   Erlass von Aus- und Durchführungsbestimmungen 

(1) Die Kirchenleitung erläßt die zur Aus- und Durchführung dieser Kirchensteuerordnung 

erforderlichen Bestimmungen. Sie kann darin das Konsistorium zum Erlass von 

Verwaltungsbestimmungen zur Aus- und Durchführung der Bestimmungen gemäß Satz 1 

ermächtigen. 



(2) Die Kirchenleitung wird ermächtigt, mit den anderen Evangelischen Kirchen in Deutschland sowie 

ihren Zusammenschlüssen Vereinbarungen über den Kirchensteuerausgleich zu schließen oder von 

den Zusammenschlüssen hierüber aufgestellten Richtlinien zuzustimmen. 

(3) Das Konsistorium wird ermächtigt, Vereinbarungen über die Verwaltung und Aufteilung der 

Kirchensteuer abzuschließen. 

§ 20   Inkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in Kraft. 

(2) Dieses Kirchengesetz ersetzt das Kirchengesetz über die Erhebung von Kirchensteuern in der 

Fassung vom 20. Februar 1986 (bisherige Region West, KABl. S. 22) und das Kirchengesetz über die 

Erhebung von Kirchensteuern vom 20. Oktober 1990 (bisherige Region Ost, Mitteilungsblatt der 

Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg S. 13). 

Berlin-Spandau, den 13. August 1991 

Der Präses 

 

 

13.9.6 Kirchensteuerbeschluß für das Bischöfliche Amt Schwerin (Land 

Mecklenburg-Vorpommern) 

Vom 30.11.1990 (GVOBl. M-V 1991, 281), zuletzt geändert durch Beschluß vom 29.12.1995 

(GVOBl. M-V 1996 S. 149), in Kraft am 01.01.1996 

Für den im Lande Mecklenburg-Vorpommern gelegenen Anteil des Bischöflichen Amtes Schwerin 

wird folgende Kirchensteuerordnung erlassen: 

A.   Kirchensteuerpflicht 

§ 1 

Für den Bereich des Bischöflichen Amtes Schwerin mecklenburgischen Anteils werden im Rahmen 

und in Anwendung der landesrechtlichen Bestimmungen Kirchensteuern nach den folgenden 

Vorschriften erhoben. 

§ 2 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind alle Angehörigen der römisch-katholischen Kirche (Katholiken), die 

im Bereich des Bischöflichen Amtes Schwerin ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 

Sinne der Abgabenordnung haben. 

(2) Katholik im Sinne des Absatzes 1 ist jeder, der durch die Taufe in der römisch-katholischen Kirche 

oder durch Übertritt von einer anderen Kirche oder christlichen Religionsgemeinschaft oder nach 

empfangener Taufe durch Eintritt oder durch Rücktritt der römisch-katholischen Kirche angehört und 

sich nicht nach den Bestimmungen des staatlichen Rechts von ihr losgesagt hat (aus der Kirche 

ausgetreten ist). 

(3) Die Kirchensteuerpflicht wird durch kirchliche Maßnahmen, welche die kirchlichen Rechte von 

Steuerpflichtigen einschränken oder aufheben, nicht berührt. 



(4) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. durch Tod mit Ablauf des Sterbemonats, 

2. Fortzug 

a) aus dem Gebiet des Bischöflichen Amtes für die Diözesankirchensteuer und Ortskirchensteuer, 

b) aus dem Bereich einer Kirchengemeinde für die Ortskirchensteuer mit Ablauf des Kalendermonats, 

in dem der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt aufgegeben worden ist, 

3. bei Austritt aus der Kirche mit Ablauf des auf die Austrittserklärung folgenden Kalendermonats. 

Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres, so wird für jeden vollen 

Kalendermonat, in dem die Kirchensteuerpflicht bestanden hat, ein Zwölftel des Betrages erhoben, der 

sich bei ganzjähriger Steuerpflicht als Kirchensteuer ergäbe. Dies gilt nicht, wenn gleichzeitig die 

unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet. 

B.   Diözesankirchensteuer 

§ 3 

(1) Zur Deckung des Finanzbedarfs der Kirchengemeinden, der Kirchengemeindeverbände, des 

Bischöflichen Amtes, des Verbandes der Diözesen Deutschlands, der kirchlichen oder katholischen 

Werke und Einrichtungen, des überdiözesanen Finanzbedarfs, caritativer, weltkirchlicher sowie 

sonstiger kirchlicher Zwecke wird eine Diözesankirchensteuer erhoben. 

(2) Die Diözesankirchensteuer wird einzeln oder nebeneinander erhoben als 

a) Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer), 

b) Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe. 

(3) Der Hebesatz (Vomhundertsatz) der Diözesankirchensteuer wird vom Kirchensteuerrat des 

Bischöflichen Amtes Schwerin und vom Apostolischen Administrator gemäß der Satzung des 

Kirchensteuerrates festgesetzt (Kirchensteuerbeschluß). Für das Steuerjahr 1991 wird der 

Hebesatzbeschluß vom Apostolischen Administrator festgesetzt. Für die Kirchensteuer vom 

Einkommen können in dem Kirchensteuerbeschluß ein Mindestbetrag und eine Höchstbegrenzung 

bestimmt werden. Das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe (Absatz 2b) wird nach Maßgabe einer  

Tabelle erhoben, die einen Bestandteil des Kirchensteuerbeschlusses bildet. 

(4) Der Kirchensteuerbeschluß wird nach Anerkennung durch die Staatsbehörde im Amtsblatt des 

Bischöflichen Amtes Schwerin veröffentlicht. Liegt zu Beginn eines Steuerjahres kein anerkannter 

Steuerbeschluß vor, gilt der bisherige bis zur Anerkennung eines neuen weiter, längstens jedoch bis 

zum 30. Juni des nächsten Steuerjahres. 

(5) Die kirchlichen Behörden haben die Aufnahme oder Wiederaufnahme der in die römisch-

katholische Kirche Aufgenommenen oder Wiederaufgenommenen den zuständigen staatlichen und 

kommunalen Behörden mitzuteilen; sie haben ferner die in die Kirche aufgenommenen und 

wiederaufgenommenen Lohnsteuerpflichtigen anzuhalten, den Religionsvermerk auf der 

Lohnsteuerkarte berichtigen zu lassen. 

§ 4 



(1) Werden Ehegatten zur Steuer vom Einkommen zusammen veranlagt, so kann in den Fällen, in 

denen ein Ehegatte nicht kirchensteuerpflichtig ist, von dem Kirchenmitglied ein gestaffeltes 

Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe erhoben werden, das nach dem Lebensführungsaufwand des 

Kirchenmitgliedes bemessen wird. 

(2) Das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe bemißt sich nach einer besonderen Tabelle, die einen 

Bestandteil des Kirchensteuerbeschlusses bildet. 

(3) Auf das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist eine Kirchensteuer nach § 3 Abs. 2a 

anzurechnen. 

§ 5 

Das Aufkommen an Diözesankirchensteuer wird entsprechend dem Haushaltsplan des Bischöflichen 

Amtes Schwerin auf die Bischöfliche Verwaltung, die Kirchengemeinden und 

Kirchengemeindeverbände sowie auf die sonstigen Zwecke im Sinne von § 3 Abs. 1 aufgeteilt. 

C.   Ortskirchensteuer 

§ 6 

(1) Die Kirchengemeinden des Bischöflichen Amtes Schwerin sind berechtigt, von den Katholiken, 

die der Kirchengemeinde durch Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt angehören, Ortskirchensteuer 

zu erheben.Von dieser Erhebung soll Gebrauch gemacht werden, soweit die Zuweisungen aus 

Diözesankirchensteuer und die sonstigen Einnahmen zur Deckung des ortskirchlichen Finanzbedarfs 

nicht ausreichen. 

(2) Bestehen in einer Kommunalgemeinde mehrere Kirchengemeinden, so soll ein Kirchgeld in 

gleicher Höhe für die einzelnen Kirchengemeinden festgesetzt werden. 

§ 7 

Die Oberkirchensteuer kann als festes oder gestaffeltes Kirchgeld erhoben werden. 

§ 8 

(1) Art und Höhe der Ortskirchensteuer (Kirchgeld) werden durch Beschluß des Kirchenvorstandes 

festgesetzt. Aus dem Ortskirchensteuerbeschluß soll - soweit erforderlich - der Kirchensteuermaßstab,  

die Kirchensteuertabelle und der Fälligkeitstermin hervorgehen. Der Ortskirchensteuerbeschluß bedarf 

der Genehmigung des Bischöflichen Amtes und der Anerkennung der zuständigen staatlichen 

Behörde. Er bleibt solange in Kraft, bis er durch einen neuen Beschluß ersetzt wird, längstens jedoch 

bis zum 30. Juni des nächsten Steuerjahres. Das Bischöfliche Amt kann an Stelle von 

Einzelgenehmigungen die Ortskirchensteuerbeschlüsse aller Kirchengemeinden, die sich im Rahmen 

allgemein genehmigter Sätze bewegen, durch Bekanntmachung im Amtsblatt allgemein genehmigen. 

(2) Der genehmigte Ortskirchensteuerbeschluß ist in ortsüblicher Weise bekanntzumachen. 

D.   Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer 

§ 9 

Die Festsetzung und Erhebung der Diözesankirchensteuer erfolgt durch die staatliche 

Finanzverwaltung. Die Ortskirchensteuern werden von den Kirchengemeinden oder 



Kirchengemeindeverbänden oder in deren Auftrag durch kirchliche Verwaltungsstellen festgesetzt und 

erhoben. 

§ 10 

(1) Das Kirchgeld wird als Ortskirchensteuer von allen Mitgliedern der Kirchengemeinde erhoben, die 

bei Beginn des Kalenderjahres das 18. Lebensjahr vollendet und eigene Einkünfte oder Bezüge haben. 

Unterhalt bei Tätigkeit im Haushalt oder im Betriebe dessen, der den Unterhalt gewährt, gilt als 

eigenes Einkommen. Dies gilt nicht für Ehegatten ohne eigenes Einkommen. 

(2) Der Kreis der Kirchgeldpflichtigen kann von der Kirchengemeinde, enger als in Absatz 1 

vorgesehen, gefaßt werden. 

(3) Empänger von Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensunterhalt im Sinne des Bundessozialhilfegesetzes) 

sind von der Entrichtung des Kirchgeldes befreit. 

(4) Ehegatten werden jeder für sich nach der in ihrer jeweiligen Person gegebenen 

Bemessungsgrundlage zum Kirchgeld veranlagt. 

(5) Das Kirchgeld wird durch einen schriftlichen Bescheid angefordert. 

§ 11 

Bei Erhebung eines gestaffelten Kirchgeldes müssen die Grundsätze für die Staffelung in den 

Beschluß über das Kirchgeld so angegeben werden, daß jeder Kirchgeldpflichtige die Höhe seines 

Kirchgeldes nachprüfen kann. 

§ 12 

Bei mehrfachem Wohnsitz ist für die Erhebung des Kirchgeldes bei Verheirateten diejenige 

Kirchengemeinde zuständig, in deren Bereich die Familie wohnt, bei Ledigen diejenige 

Kirchengemeinde, von der aus der Kirchgeldpflichtige seiner Beschäftigung nachgeht. Im Zweifelsfall 

entscheidet das Bischöfliche Amt. 

§ 13 

Die kirchlichen Behörden und die an der Veranlagung, Erhebung und Verwaltung der Kirchensteuer 

beteiligten Personen sind zur Wahrung des Steuergeheimnisses nach Maßgabe der staatlichen  

Vorschriften verpflichtet. 

E.   Rechtsbehelfe 

§ 14
139

 

Gegen die Heranziehung der Kirchensteuer kann der Kirchensteuerpflichtige innerhalb eines Monats 

nach Zustellung des Veranlagungsbescheides - bzw. nach Bestandskraft der Heranziehung - Einspruch 

einlegen. Die Einlegung eines Einspruchs, der sich gegen die Höhe des Kirchengeldes wegen der noch 

unbestimmten Höhe der im Steuerjahr erzielten Einkünfte richtet, ist nach Ende des Steuerjahres bis 

zum Ablauf der allgemeinen Frist für die Abgabe der Einkommensteuererklärung zulässig. 

§ 15 
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 §§ 14, 15, 16 und 17  neu gefasst durch Kirchensteuerordnung vom 9. November 1994. 



(1) Einsprüche gegen die Diözesankirchensteuer sind beim Finanzamt einzulegen. Wird der Einspruch 

bei der Kirchenbehörde eingelegt, übermittelt diese den Rechtsbehelf dem zuständigen Finanzamt und 

erteilt Abgabenachricht. 

(2) Einsprüche gegen die Ortskirchensteuer sind beim veranlagenden Kirchenvorstand einzulegen. Der 

Kirchenvorstand legt die Einsprüche mit seiner Stellungnahme dem Bischöflichen Amt vor, soweit er 

Einsprüchen gegen die Ortskirchensteuer nicht abhilft. 

(3) Die Einlegung des Einspruchs hat für die Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer keine 

aufschiebende Wirkung. Mit dem Einspruch können Stundung oder Erlaß aus Billigkeitsgründen nicht 

begehrt werden. 

§ 16 

In den in § 15 Abs. 1 aufgeführten Fällen entscheidet das Finanzamt nach Anhörung des Bischöflichen 

Amtes. In den übrigen Fällen entscheidet das Bischöfliche Amt. Jeder ablehnende Bescheid ist zu 

begründen und mit einer Belehrung über den Rechtsbehelf zu versehen. 

§ 17 

Gegen die Einspruchsentscheidung steht dem Steuerpflichtigen innerhalb eines Monats nach 

Zustellung des Bescheides die Klage beim Finanzgericht des Landes Mecklenburg-Vorpommern zu. 

§ 18 

(1) Für die Stundung, den Erlaß und die Niederschlagung sind unbeschadet der Regelung des § 12 

Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes zur Regelung des Kirchensteuerwesens bei der Diözesankirchensteuer das 

Bischöfliche Amt, bei der Ortskirchensteuer der Kirchenvorstand zuständig. 

(2) Das Bischöfliche Amt hat das Recht, die Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend 

festzusetzen. 

F.   Schlußbestimmungen 

§ 19 

Die für die Kirchengemeinden ergangenen Bestimmungen dieser Kirchensteuerordnung finden auf die  

Kirchengemeindeverbände sinngemäß Anwendung. Die dem Kirchenvorstand zustehenden Befugnisse 

werden von dem Verbandsausschuß wahrgenommen. 

§ 20 

Die zur Durchführung dieser Kirchensteuerordnung erforderlichen Bestimmungen werden vom 

Bischöflichen Amt erlassen. 

§ 21 

Diese Kirchensteuerordnung tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. Etwaige entgegenstehende Vorschriften 

treten zum gleichen Termin außer Kraft. Die Kirchensteuerordnung wird im Amtsblatt des 

Bischöflichen Amtes Schwerin veröffentlicht. 

Schwerin, den 30. 11. 1990 

Apostolischer Administrator Kanzler 



 

 

13.9.7 Kirchliche Steuerordnung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Mecklenburgs (Kirchensteuerordnung) 

Vom 20.09.2008 (GVOBl. M-V 2009, 56) 

Erster Abschnitt:   Steuerberechtigung 

§ 1   Grundsatz 

(1) In der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs werden im Rahmen und in 

Anwendung der bundes- und landesrechtlichen Bestimmungen Kirchensteuern aufgrund Artikel 17 

des Vertrages zwischen dem Land Mecklenburg-Vorpommern und der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Mecklenburgs und der Pommerschen Evangelischen Kirche vom 20. Januar 1994 

(GVOBl. M-V S. 559), aufgrund dieses Kirchengesetzes und nach Maßgabe von 

Kirchensteuerbeschlüssen festgesetzt und erhoben. 

(2) Im Kirchensteuerbeschluss ist auch festzulegen, ob und für welche innerhalb des Landes 

steuerberechtigte kirchensteuererhebende Kirche die Ausübung des Besteuerungsrechts mit staatlicher 

Genehmigung nach Maßgabe einer zwischen diesen Kirchen abzuschließenden Vereinbarung 

wahrgenommen wird. 

§ 2   Kirchliche Steuerordnungen und Kirchensteuerbeschlüsse 

(1) Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs erhebt als gemeinschaftlicher 

Steuerverband zur Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs der Landeskirche und ihrer 

Kirchgemeinden Landeskirchensteuern nach Maßgabe des § 7. 

(2) Die Kirchgemeinden der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs erheben als 

gemeindlicher Steuerverband ein allgemeines Kirchgeld (Gemeindekirchgeld) als Ortskirchensteuer 

zur Finanzierung ortskirchlicher Aufgaben nach Maßgabe des Kirchengesetzes über die Höhe des 

gestaffelten Kirchgeldes. 

§ 3   Staatliche Anerkennung der kirchlichen Steuerordnungen und Beschlüsse und deren 

Veröffentlichung 

(1) Die in der Form eines Kirchengesetzes zu verabschiedenden kirchlichen Steuerordnungen und 

Beschlüsse bedürfen der staatlichen Anerkennung des Finanzministeriums. 

(2) Unbeschadet der Veröffentlichung der kirchlichen Steuerordnungen und Beschlüsse sowie ihrer 

Änderungen und Ergänzungen in der für Steuergesetze vorgeschriebenen Form erfolgt die 

Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt. 

(3) Liegt zu Beginn eines Kalenderjahres kein anerkannter Kirchensteuerbeschluss vor, ist der zuletzt 

anerkannte Kirchensteuerbeschluss bis zur Anerkennung des neuen Beschlusses entsprechend 

anzuwenden. 

Zweiter Abschnitt:   Kirchensteuerpflicht der Kirchenmitglieder 

§ 4   Grundsatz der Kirchensteuerpflicht 



(1) Kirchensteuerpflichtig sind die Kirchenmitglieder der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Mecklenburgs nach Maßgabe der kirchlichen Steuerordnungen und der Kirchensteuerbeschlüsse. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht besteht hinsichtlich der Kirchensteuern nach § 2 Abs. 1 gegenüber der 

Landeskirche als gemeinschaftlichem Steuerverband, hinsichtlich des allgemeinen Kirchgeldes 

(Gemeindekirchgeldes) gegenüber der Kirchgemeinde als gemeindlichem Steuerverband. 

§ 5   Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Kirchensteuerpflicht in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs beginnt mit 

dem ersten Tag des Monats, der auf den Beginn der Mitgliedschaft oder die Begründung des 

Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts im Bereich der Landeskirche folgt. Sie beginnt nicht 

vor Beendigung einer vorangegangenen Kirchensteuerpflicht. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Tod zu dem Zeitpunkt, zu dem die Pflicht zur Entrichtung der betreffenden Maßstabsteuer 

endet, 

2. bei Wegzug mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt 

aufgegeben worden ist, 

3. bei Kirchenaustritt mit Ablauf des Kalendermonats, der auf den Monat folgt, in dem die Erklärung 

wirksam geworden ist, 

4. bei Übertritt zu einer anderen steuererhebenden Kirche mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der 

Übertritt wirksam geworden ist. Im Fall eines Übertritts in eine andere Kirche reicht eine Mitteilung 

der aufnehmenden Kirche an den Steuerpflichtigen und das Standesamt aus, wenn eine entsprechende 

Vereinbarung zwischen den beteiligten Kirchen besteht. 

§ 6   Kirchensteuerpflicht für die außerhalb des Gebiets der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Mecklenburgs wohnenden Mitglieder 

(1) Die Kirchensteuerpflicht besteht außerdem für die außerhalb des Gebiets der Evangelisch-

Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs wohnenden Mitglieder der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Mecklenburgs, soweit für ihre Einkünfte aus einer im Gebiet der Evangelisch-

Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs gelegenen Betriebsstätte im Sinne des 

Einkommensteuergesetzes i. V. m. der Lohnsteuerrichtlinie Lohnsteuer einbehalten wird oder in 

Mecklenburg-Vorpommern eine Veranlagung zur Einkommensteuer durchgeführt wird. 

(2) Im Kirchensteuerbeschluss ist festzulegen, wie für Kirchenmitglieder der Evangelisch-

Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht im 

Land Mecklenburg-Vorpommern haben, Landeskirchensteuer festgesetzt und erhoben wird. 

Dritter Abschnitt:   Kirchensteuerarten 

§ 7   Kirchensteuerarten und deren Anrechenbarkeit 

(1) Kirchensteuern nach § 2 werden festgesetzt und erhoben: 

1. als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer), 

2. als allgemeines Kirchgeld in gestaffelten Beträgen, 



3. als besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner 

kirchensteuererhebenden Kirche angehört (besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

(2) Die Kirchensteuern nach Absatz 1 Nr. 1 können auch als Mindestbetrag festgesetzt und erhoben 

werden, sofern der Kirchensteuerbeschluss dies bestimmt. 

(3) Im Kirchensteuerbeschluss kann festgelegt werden, dass Kirchensteuern einer Art auf 

Kirchensteuern einer anderen Art angerechnet werden. Zwischen der festgesetzten Kirchensteuer vom 

Einkommen nach Absatz 1 Nr. 1 und dem besonderen Kirchgeld nach Absatz 1 Nr. 3 ist eine 

Vergleichsberechnung durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt wird. Eine Anrechnung des 

allgemeinen Kirchgeldes auf die vorgenannten Steuern ist ausgeschlossen. 

§ 8   Kirchensteueranspruch 

(1) Soweit sich aus staatlichen oder kirchlichen Bestimmungen nichts anderes ergibt, gelten für den 

Kirchensteueranspruch bei der Kirchensteuer vom Einkommen die Bestimmungen über die 

Einkommensteuer. 

(2) Für die übrigen Kirchensteuern werden die erforderlichen Bestimmungen in diesem Kirchengesetz, 

im Kirchensteuerbeschluss oder in dem Kirchengesetz über die Höhe des gestaffelten Kirchgeldes 

getroffen. 

Vierter Abschnitt:   Verwaltung der Kirchensteuer 

§ 9   Grundsatz der Verwaltung der Kirchensteuer; Auskunftspflicht 

(1) Die Verwaltung der Kirchensteuern mit Ausnahme des allgemeinen Kirchgeldes 

(Gemeindekirchgeldes) wird nach Maßgabe der gesetzlichen und der kirchengesetzlichen 

Bestimmungen den Finanzämtern übertragen. Die dafür erforderlichen Anträge stellt der 

Oberkirchenrat. 

(2) Die Verwaltung des allgemeinen Kirchgeldes (Gemeindekirchgeldes) obliegt den Kirchgemeinden 

im Rahmen des Beschlusses der Landessynode über das allgemeine Kirchgeld (Gemeindekirchgeld). 

Die Kirchgemeinden können die Landeskirche mit der Erhebung des allgemeinen Kirchgeldes 

beauftragen. 

(3) Alle mit der Kirchensteuerverwaltung betrauten Personen und Einrichtungen sind verpflichtet, das 

Steuergeheimnis nach Maßgabe der staatlichen Bestimmungen zu wahren. 

(4) Wer mit Kirchensteuern in Anspruch genommen werden soll, hat der mit der Verwaltung dieser 

Steuer beauftragten Stelle und dem Oberkirchenrat oder der von ihm beauftragten Stelle Auskunft über 

alle Tatsachen zu geben, von denen die Feststellung der Zugehörigkeit zu einer steuerberechtigten 

Kirche oder Religionsgesellschaft abhängt. Kirchensteuerpflichtige haben darüber hinaus die zur 

Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer erforderlichen Erklärungen abzugeben. 

(5) Soll auf Antrag des Kirchensteuerpflichtigen auf Kapitalerträge durch den Schuldner der 

Kapitalerträge (Kirchensteuerabzugsverpflichteter) Kirchensteuer einbehalten werden, hat der 

kirchensteuerpflichtige Gläubiger im Falle der Zugehörigkeit zur Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Mecklenburgs gegenüber dem Schuldner oder der auszahlenden Stelle seine 

Kirchenmitgliedschaft zur Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs zu erklären. Der 

Kirchensteuerabzugsverpflichtete darf die durch den Kirchensteuerabzug erlangten Daten nur für den 



Kirchensteuerabzug verwenden; für andere Zwecke darf er sie nur verwenden, soweit der 

Kirchensteuerpflichtige zustimmt oder dies gesetzlich zugelassen ist. 

(6) Für die Verwaltung der Kirchensteuer nach Absatz 1 erhält das Land eine Entschädigung in Höhe 

eines Anteils des Kirchensteueraufkommens, der einvernehmlich zwischen dem Land und der 

kirchensteuererhebenden Kirche festgelegt wird. 

§ 10   Verwaltung der Kirchensteuer vom Einkommen (Lohn, Kapitalerträge) 

(1) Die Verwaltung (Festsetzung, Erhebung einschließlich Vollstreckung) der der Landeskirche 

zustehenden Kirchensteuer vom Einkommen (Lohn, Kapitalerträge) und des besonderen Kirchgeldes 

von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden Kirche oder 

Religionsgesellschaft angehört, erfolgt durch die Finanzverwaltung. 

(2) Die Verwaltung des besonderen Kirchgeldes von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner 

kirchensteuererhebenden Religionsgesellschaft angehört, kann durch die Finanzämter nur 

übernommen werden, wenn zur Ermittlung des gemeinsam zu versteuernden Einkommens des 

Kirchensteuerpflichtigen und seines Ehegatten eine Veranlagung zur Einkommensteuer durchgeführt 

wird. 

§ 11   Kirchensteuer im Kapitalertragsteuerabzugsverfahren 

(1) Soweit die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer durch die Finanzämter verwaltet 

wird, ist der Kirchensteuerabzugsverpflichtete verpflichtet, nach Maßgabe des § 51a Abs. 2c des 

Einkommensteuergesetzes die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer von allen 

kirchensteuerpflichtigen Gläubigern mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Sinne der 

Abgabenordnung im Land Mecklenburg-Vorpommern mit dem für Mecklenburg-Vorpommern 

maßgeblichen Steuersatz einzubehalten und an das für den Kirchensteuerabzugsverpflichteten für die 

Besteuerung nach dem Einkommen zuständige Finanzamt zur Weiterleitung an die Kirchen 

abzuführen. 

(2) Auf Antrag der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs ist für Kirchenmitglieder 

der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs Kirchensteuer als Zuschlag zur 

Kapitalertragsteuer nach Maßgabe des § 51a Abs. 2c des Einkommensteuergesetzes mit dem in der 

Evangelisch-Lutherischen Landeskirche geltenden Steuersatz einzubehalten und abzuführen, sofern 

diese Kirchensteuer durch den Kirchensteuerabzugsverpflichteten außerhalb des Landes Mecklenburg-

Vorpommern, jedoch innerhalb der Bundesrepublik Deutschland einzubehalten ist. 

(3) Die Verwaltung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer wird auf die Finanzämter 

übertragen. Der Kirchensteuerabzugsverpflichtete hat die Kirchensteuer an das für ihn für die 

Besteuerung nach dem Einkommen zuständige Finanzamt abzuführen. Das Finanzamt hat die 

empfangenen Kirchensteuerbeträge unmittelbar an die von der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Mecklenburgs benannte Stelle weiterzuleiten. 

(4) Kirchensteuerabzugsverpflichteter im Sinne dieses Gesetzes ist der zur Vornahme des 

Kapitalertragsteuerabzugs verpflichtete Schuldner der Kapitalerträge oder die auszahlende Stelle im 

Sinne des § 44 Abs. 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes oder, wenn der 

Kapitalertragsteuerabzugsverpflichtete die Kapitalerträge nicht unmittelbar an den Gläubiger auszahlt, 

die Person oder Stelle, die die Auszahlung für die Rechnung des Schuldners an den Gläubiger 

vornimmt (Depotbank), wenn sich das Finanzamt, das für die Besteuerung dieser Schuldner, Personen 

oder Stellen nach dem Einkommen zuständig ist, innerhalb der Bundesrepublik Deutschland befindet. 



(5) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nicht vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten, findet bei kirchensteuerpflichtigen Gläubigern mit 

Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung im Land Mecklenburg-

Vorpommern § 51a Abs. 2d des Einkommensteuergesetzes Anwendung. Entsprechendes gilt, wenn 

der Kirchensteuerpflichtige eine Kirchensteuerveranlagung im Sinne des § 51a Abs. 2d des 

Einkommensteuergesetzes beantragt. 

Fünfter Abschnitt:   Besteuerungsverfahren 

§ 12   Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Kirchensteuer als Zuschlag zur 

Einkommensteuer und des allgemeinen und besonderen Kirchgeldes 

(1) Für Kirchenmitglieder, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Land Mecklenburg-

Vorpommern haben, werden die Kirchensteuern als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) nach 

Maßgabe der §§ 15 bis 17 nach der jeweils in der Person des Kirchensteuerpflichtigen gegebenen 

Bemessungsgrundlage (Höhe der Einkommensteuerschuld) erhoben. Für die Ermittlung der 

Kirchensteuer ist § 51a des Einkommensteuergesetzes anzuwenden. 

(2) Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer ist im Steuerabzugsverfahren nur von dem 

Kapitalertragsteuerpflichtigen einzubehalten, der der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Mecklenburgs angehört. Sie bemisst sich nach der Kapitalertragsteuer des Kirchensteuerpflichtigen. 

Dies gilt für Kapitalerträge, an denen mehrere Personen beteiligt sind, nur dann, wenn für sämtliche 

Beteiligte dasselbe Kirchensteuermerkmal gilt oder wenn ausschließlich Ehegatten an den 

Kapitalerträgen beteiligt sind. Sind ausschließlich Ehegatten an den Kapitalerträgen beteiligt, werden 

die Kapitalerträge den Ehegatten hälftig zugerechnet, wenn sie nicht gemeinsam einen abweichenden 

Aufteilungsmaßstab erklären. Für die Ermittlung der Kirchensteuer ist § 51a des 

Einkommensteuergesetzes anzuwenden. 

(3) Wird die Kirchensteuer auf Kapitalerträge nicht nach Absatz 2 einbehalten, erfolgt eine 

Veranlagung nach § 51a Abs. 2d des Einkommensteuergesetzes. Bemessungsgrundlage ist die 

geminderte Steuer auf Kapitalerträge nach § 32d Abs. 1 Satz 4 und 5 des Einkommensteuergesetzes. 

(4) Für das allgemeine Kirchgeld (§ 7 Abs. 1 Nr. 2) und das besondere Kirchgeld (§ 7 Abs. 1 Nr. 3)  

werden die Bemessungsgrundlagen in den kirchlichen Steuerordnungen und Beschlüssen näher 

bestimmt. Die Höhe dieser Kirchensteuern kann sowohl in festen Beträgen als auch durch gestaffelte 

Sätze festgelegt werden. Sie soll maßgeblich durch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit in 

Anknüpfung an den Lebensführungsaufwand bestimmt sein. Als Anhaltspunkt kann das zu 

versteuernde Einkommen dienen. 

(5) Wird für das besondere Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner 

kirchensteuererhebenden Kirche oder Religionsgesellschaft angehört, das gemeinsam zu versteuernde 

Einkommen im Sinne des Einkommensteuergesetzes als Bemessungsgrundlage bestimmt, so ist der 

Betrag maßgebend, der auch für die Ermittlung der Einkommensteuer nach Maßgabe des § 51a des 

Einkommensteuergesetzes zu Grunde zu legen ist. 

(6) Bei Kirchensteuerpflichtigen, die zur Einkommensteuer veranlagt werden, wird die im 

Lohnsteuerabzugsverfahren einbehaltene Kirchensteuer und auf Antrag die im 

Kapitalertragsteuerverfahren einbehaltene Kirchensteuer auf die veranlagte Kirchensteuer 

angerechnet. 



§ 13   Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer bei in konfessionsgleicher Ehe lebenden 

Ehegatten 

Ehegatten, die beide der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs angehören 

(konfessionsgleiche Ehe) und zur Einkommensteuer zusammenveranlagt werden, werden gemeinsam 

zur Kirchensteuer herangezogen. Die Kirchensteuer bemisst sich nach der gegen die Ehegatten 

festgesetzten Einkommensteuer. Die Ehegatten haften als Gesamtschuldner im Sinne der 

Abgabenordnung. 

§ 14   Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer bei in konfessionsverschiedener Ehe 

lebenden Ehegatten 

(1) Gehören Ehegatten, die beide unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd 

getrennt leben, verschiedenen kirchensteuererhebenden Kirchen oder Religionsgesellschaften an 

(konfessionsverschiedene Ehe), bemisst sich die Kirchensteuer in der Form des Zuschlages zur 

Einkommensteuer 

1. bei der getrennten Veranlagung (§ 26a des Einkommensteuergesetzes) und bei der besonderen 

Veranlagung (§ 26c des Einkommensteuergesetzes) nach der nach § 12 Abs. 1 ermittelten Steuer jedes 

Ehegatten, 

2. bei der Zusammenveranlagung (§ 26b des Einkommensteuergesetzes) und beim Steuerabzug vom 

Arbeitslohn für jeden Ehegatten nach der Hälfte der ermittelten Steuer beider Ehegatten. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 haften die Ehegatten als Gesamtschuldner. Im 

Lohnabzugsverfahren ist die Kirchensteuer bei jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. 

§ 15   Festsetzung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer bei in 

glaubensverschiedener Ehe lebenden Ehegatten 

(1) Leben Ehegatten nicht dauernd getrennt und gehört nur ein Ehegatte der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche an (glaubensverschiedene Ehe), bemisst sich die Kirchensteuer in der Form des 

Zuschlages zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) 

1. bei der getrennten Veranlagung (§ 26a des Einkommensteuergesetzes), bei der besonderen  

Veranlagung (§ 26c des Einkommensteuergesetzes) nach dem Teil der nach § 12 Abs. 1 ermittelten 

Steuer des kirchensteuerpflichtigen Ehegatten, 

2. bei der Zusammenveranlagung (§ 26b des Einkommensteuergesetzes) für den 

kirchensteuerpflichtigen Ehegatten nach dem Teil der nach § 12 Abs. 1 ermittelten gemeinsamen 

Steuer, der auf diesen Ehegatten entfällt, wenn die gemeinsame Steuer im Verhältnis der 

Einkommensteuerbeträge, die sich bei Anwendung des § 32a Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 

(Einkommensteuertarif) ohne Berücksichtigung der in § 32a Abs. 1 Satz 2 des 

Einkommensteuergesetzes genannten besonderen Tarifvorschriften auf die Einkünfte jedes Ehegatten 

ergeben würde, aufgeteilt wird. § 51a Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes ist bei der Ermittlung der 

Einkünfte eines jeden Ehegatten anzuwenden. Ist in der gemeinsamen Einkommensteuerschuld eine 

nach dem gesonderten Steuertarif des § 32d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes ermittelte 

Einkommensteuer enthalten, sind die gesondert besteuerten Kapitaleinkünfte und die gesondert 

ermittelte Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten mit dem auf ihn entfallenden 

Anteil an den Kapitalerträgen zuzurechnen. Entsprechendes gilt für die Veranlagung nach § 51a Abs. 

2d des Einkommensteuergesetzes. 



Unberührt bleiben die kirchlichen Bestimmungen über das besondere Kirchgeld von 

Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden Kirche oder 

Religionsgesellschaft angehört (besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

(2) Im Lohnabzugsverfahren wird die Kirchensteuer für den anderen Ehegatten nur aus der von diesem 

Ehegatten zu entrichtenden, nach Maßgabe des § 51a des Einkommensteuergesetzes ermittelten 

Lohnsteuer erhoben. 

§ 16   Allgemeines Kirchgeld 

Kirchensteuer als allgemeines Kirchgeld (Gemeindekirchgeld) wird nach Maßgabe des 

Kirchengesetzes über das gestaffelte Kirchgeld festgesetzt und erhoben. 

§ 17   Festsetzungszeitraum und Entstehen des Anspruchs aus dem Steuerschuldverhältnis 

(1) Kirchensteuer, die als Zuschlag zur Einkommensteuer (§ 7 Abs. 1 Nr. 1) und als besonderes 

Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden 

Religionsgesellschaft angehört (§ 7 Abs. 1 Nr. 3), festgesetzt wird, entsteht vorbehaltlich des Satzes 2 

mit Ablauf des Zeitraumes, für den die Veranlagung vorgenommen wird (Veranlagungszeitraum). Für 

Steuerabzugsbeträge entsteht die Kirchensteuer im Zeitpunkt des Zufließens der 

steuerabzugspflichtigen Einkünfte, für Vorauszahlungen mit Beginn des Kalendervierteljahres, in dem 

die Vorauszahlungen zu entrichten sind. 

(2) Besteht die Steuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjahres, wird für jeden 

Kalendermonat, in dem die Kirchensteuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel des Betrages festgesetzt, 

der sich bei ganzjähriger Kirchensteuerpflicht als Jahressteuerschuld ergäbe. Dies gilt nicht, wenn die 

Dauer der Kirchensteuerpflicht der Dauer der Einkommensteuerpflicht entspricht. 

(3) Für die als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhobene Kirchensteuer sind Absatz 2 Satz 1 und 2 

nicht anzuwenden. Kapitalerträge unterliegen insoweit nur dann der Kirchensteuer, wenn im Zeitpunkt 

des Zuflusses eine Kirchensteuerpflicht besteht. 

(4) Die Kirchensteuer, die als allgemeines Kirchgeld (§ 7 Abs. 1 Nr. 2) von den Kirchen oder 

Religionsgesellschaften festgesetzt wird, entsteht mit Beginn des Kalenderjahres, für das die 

Kirchensteuer festgesetzt wird. 

§ 18   Erhebung und Entrichtung der Kirchensteuer 

(1) Kirchensteuer, deren Verwaltung gemäß § 10 Abs. 1 den Finanzämtern übertragen worden ist, ist 

zugleich mit der Einkommensteuer, der Lohnsteuer, der Kapitalertragsteuer und der Vermögensteuer 

zu veranlagen und zu erheben. 

(2) Kirchensteuer der Lohnsteuerpflichtigen ist im Lohnsteuerabzugsverfahren zu erheben. 

Arbeitgeber mit lohnsteuerlicher Betriebsstätte in Mecklenburg-Vorpommern haben die Kirchensteuer 

von allen kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmern mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im 

Sinne der Abgabenordnung in Mecklenburg-Vorpommern mit dem im Land maßgeblichen Steuersatz 

im Rahmen des Lohnsteuerabzugsverfahrens einzubehalten und an das für die lohnsteuerliche 

Betriebsstätte zuständige Finanzamt zur Weiterleitung an die kirchensteuererhebende Evangelisch-

Lutherische Landeskirche Mecklenburgs abzuführen. 



(3) Die Kirchensteuer von Arbeitnehmern, die in Mecklenburg-Vorpommern keinen Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt haben, ist im Lohnabzugsverfahren einzubehalten und abzuführen, wenn die 

Arbeitnehmer 

1. von einer Betriebsstätte im Sinne des Lohnsteuerrechts im Land Mecklenburg-Vorpommern 

entlohnt werden und 

2. einer kirchensteuererhebenden evangelischen Kirche angehören, deren Gebiet im Bereich der 

Bundesrepublik Deutschland liegt. 

(4) Gehören Ehegatten, die beide unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd 

getrennt leben, verschiedenen kirchensteuererhebenden Kirchen oder Religionsgesellschaften an 

(konfessionsverschiedene Ehe), ist die Kirchensteuer im Lohnsteuerabzugsverfahren bei jedem 

Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. 

(5) Kirchensteuer der kirchensteuerpflichtigen Bezieher von Kapitalerträgen ist im 

Kapitalertragsteuerabzugsverfahren zu erheben. Kapitalertragsteuerabzugsverpflichtete haben die 

Kirchensteuer von Kapitalerträgen nach Maßgabe des vom Kirchensteuerpflichtigen durch 

schriftlichen Antrag mitgeteilten oder des vom Bundeszentralamt für Steuern elektronisch 

übermittelten Kirchensteuermerkmals mit dem für deren kirchensteuererhebende Evangelisch-

Lutherische Landeskirche Mecklenburgs maßgeblichen Hebesatz und den hierfür geltenden 

landesrechtlichen Bestimmungen einzubehalten, bei dem für die Betriebsstätte zuständigen Finanzamt 

anzumelden und dorthin zur Weiterleitung an die kirchensteuererhebende Kirche abzuführen. Wird die 

als Zuschlag auf Kapitalerträge zu erhebende Kirchensteuer nicht als Kirchensteuerabzug vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten, erfolgt eine Veranlagung gemäß § 12 Abs. 3. 

(6) Auf die Haftung des Arbeitgebers und die Inanspruchnahme des Arbeitnehmers für die 

Kirchenlohnsteuer oder des Kirchensteuerabzugsverpflichteten für die Kirchenkapitalertragsteuer 

finden die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes über die Haftung des Abzugsverpflichteten und 

die Inanspruchnahme des Steuerschuldners für die Lohn- oder Kapitalertragsteuer entsprechende 

Anwendung. 

§ 19   Kirchensteuer in den Fällen der Pauschalierung der Einkommensteuer (Lohnsteuer) 

(1) In den Fällen der Pauschalierung der Lohnsteuer gemäß §§ 40, 40a Abs. 1, 2a bis 5 und 40b des 

Einkommensteuergesetzes kann der Arbeitgeber bei der Erhebung der Kirchensteuer wählen zwischen 

einem vereinfachten Verfahren und einem Nachweisverfahren (Individualerhebung), in welchem er 

nachweist, dass einzelne Arbeitnehmer keiner kirchensteuererhebenden Kirche oder 

Religionsgesellschaft angehören. Macht der Arbeitgeber von der Individualerhebung der  

Kirchensteuer bei kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmern keinen Gebrauch, hat er im vereinfachten 

Verfahren für sämtliche Arbeitnehmer pauschale Lohnkirchensteuer zu entrichten. 

(2) In den Fällen der Pauschalierung der Einkommensteuer auf Sachzuwendungen gemäß § 37b des 

Einkommensteuergesetzes gilt Absatz 1 entsprechend. Weist der Steuerpflichtige die 

Nichtzugehörigkeit einzelner Empfänger von Zuwendungen zu einer kirchensteuererhebenden Kirche 

oder Religionsgesellschaft nach, so stellt die pauschalierte Einkommensteuer insoweit keine 

Bemessungsgrundlage für die pauschalierte Kirchensteuer dar. 

(3) Im Kirchensteuerbeschluss werden insbesondere der für das vereinfachte Verfahren geltende 

ermäßigte pauschale Kirchensteuersatz sowie die Aufteilung der pauschalen Kirchensteuer auf die 

kirchensteuererhebenden Kirchen festgelegt. 



§ 20   Abweichende Festsetzung, Stundung und Erlass, Aussetzung der Vollziehung, 

Einschränkung der Vollstreckung 

(1) Wird bei der Verwaltung der Kirchensteuer durch die Finanzämter die Maßstabsteuer ganz oder 

teilweise abweichend festgesetzt, gestundet oder aus Billigkeitsgründen erlassen, niedergeschlagen 

oder abweichend festgesetzt oder wird die Vollziehung des Bescheides über die Maßstabsteuer 

ausgesetzt oder die Vollstreckung beschränkt oder eingestellt, so umfasst die Entscheidung des 

Finanzamtes ohne besonderen Antrag auch die danach bemessene Kirchensteuer. Entsprechendes gilt, 

wenn die Festsetzung einer Maßstabsteuer geändert oder berichtigt wird oder eine Maßstabsteuer aus 

Rechtsgründen zu erstatten ist. Auf das besondere Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren 

Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden Religionsgesellschaft angehört (besonderes Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe), ist Satz 1 entsprechend anzuwenden. 

(2) Das Recht des Oberkirchenrats, die Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend festzusetzen, 

zu stunden, zu erlassen, niederzuschlagen oder die Vollziehung des Bescheides über die Kirchensteuer 

auszusetzen, bleibt unberührt. 

(3) Entscheidungen der Kirche über Anträge auf Stundung, Erlass, Niederschlagung oder Aussetzung 

der Vollziehung von Kirchensteuern in den Fällen des Absatzes 2 binden die Finanzverwaltung sowie 

die Gemeinden und Landkreise. 

§ 21   Verfahrensrechtliche Vorschriften 

(1) Soweit sich aus dem Kirchensteuergesetz des Landes, diesem Kirchengesetz oder anderen 

Bestimmungen nichts anderes ergibt, finden die Abgabenordnung sowie die zu ihrer Durchführung 

erlassenen Rechtsvorschriften Anwendung. Nicht anzuwenden sind die Vorschriften über die 

Verzinsung, die Säumniszuschläge sowie die Bestimmungen über das Straf- und Bußgeldverfahren. 

(2) Die Vollstreckung der Kirchensteuern obliegt den Finanzämtern. Es gelten die Vorschriften des 

Sechsten Teils der Abgabenordnung entsprechend. 

§ 22   Aufteilung des Kirchensteueraufkommens 

(1) Die von den Finanzämtern festgesetzten und erhobenen Kirchensteuern fließen von der staatlichen 

Finanzverwaltung unmittelbar der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs zu. 

(2) Das Aufkommen an Landeskirchensteuern wird zwischen der Evangelisch-Lutherischen  

Landeskirche Mecklenburgs und ihren Kirchgemeinden im Wege des innerkirchlichen 

Finanzausgleichs nach Maßgabe kirchengesetzlicher Regelungen aufgeteilt. 

(3) Der Oberkirchenrat ist befugt, Kirchensteuer- und Kirchengrenzgänger-Ausgleichsvereinbarungen 

sowie Pauschalierungsvereinbarungen mit anderen Kirchen und Religionsgemeinschaften 

abzuschließen und durchzuführen. 

Sechster Abschnitt:   Rechtsbehelfe in Kirchensteuerangelegenheiten 

§ 23   Außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren 

(1) Dem Steuerpflichtigen steht gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer als außergerichtlicher 

Rechtsbehelf nach Maßgabe des Siebten Teils der Abgabenordnung der Einspruch zu. Der Einspruch 

ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides bei der im Steuerbescheid 

angegebenen Stelle einzulegen. Ist die Verwaltung der Kirchensteuer gemäß § 10 Abs. 1 den 



Finanzämtern übertragen, so entscheidet das zuständige Finanzamt im Benehmen mit dem 

Oberkirchenrat über den Einspruch. 

(2) Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer können nicht auf Einwendungen gegen 

die Bemessung der Kirchensteuer zu Grunde liegenden Einkommensteuer (Lohnsteuer) gestützt 

werden. 

(3) Ist die Verwaltung der Kirchensteuer nicht auf die Finanzämter übertragen, so entscheidet der 

Oberkirchenrat über den Einspruch. 

§ 24   Klageverfahren, notwendige Beiladung 

(1) Für Streitigkeiten in Kirchensteuersachen ist der Finanzrechtsweg gegeben. Dies gilt auch, soweit 

die Kirchensteuern von der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs oder ihrer 

Kirchgemeinden selbst verwaltet werden. 

(2) Das Finanzgericht lädt in kirchenrechtlichen Abgabeangelegenheiten diejenige kirchliche 

Körperschaft, deren rechtliche Interessen durch die Entscheidung als Kirchensteuergläubiger 

unmittelbar berührt sind, bei. 

§ 25   Rechtsbehelfsverfahren gegen das allgemeine Kirchgeld 

Gegen den Kirchgeldbescheid über das allgemeine Kirchgeld (Gemeindekirchgeld) ist der Einspruch 

zulässig. Über den Einspruch entscheidet der Oberkirchenrat. 

Siebter Abschnitt:   Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 26   Aus- und Durchführungsbestimmungen 

Die zur Ergänzung und Ausführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Rechtsvorschriften erlässt 

die Kirchenleitung durch Verordnung. Durchführungsbestimmungen erlässt der Oberkirchenrat. 

§ 27   Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. Bei der Besteuerung von Kapitalerträgen ist 

dieses Gesetz erstmals auf nach dem 31. Dezember 2008 zufließende Kapitalerträge anzuwenden. 

(2) Gleichzeitig tritt die Kirchliche Steuerordnung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Mecklenburgs vom 1. Dezember 2001(Kirchensteuerordnung), veröffentlicht im KABl. 2001 S. 102, 

geändert durch Änderungsgesetz vom 1. Juni 2002 (KABl. 2002 S. 96) und geändert durch 

Änderungsgesetz vom 17. November 2002 (KABl. 2002 S. 94), außer Kraft. 

Die Landessynode hat vorstehendes Kirchengesetz beschlossen. 

Schwerin, 20. September 2008 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Dr. von Maltzahn 

Landesbischof 

Anlage 

Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern Abteilung Steuern 



Staatliche Anerkennung der Kirchlichen Steuerordnung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Mecklenburgs vom 20. September 2008 (Kirchensteuerordnung) 

Nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuer im Land Mecklenburg-

Vorpommern vom 20. Oktober 2008 bedürfen die kirchlichen Steuerordnungen und die 

Kirchensteuerbeschlüsse sowie ihre Änderungen der staatlichen Anerkennung. 

Die Kirchliche Steuerordnung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs vom 20. 

September 2008 (Kirchensteuerordnung) wird hiermit anerkannt. 

Die Anerkennung gilt nur für die auf dem Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern liegenden 

Kirchengemeinden dieser Kirche. 

Schwerin, den 4. Dezember 2008 

Hinrich Seidel 

 

 

13.9.8 Kirchliche Steuerordnung der Pommerschen Evangelischen Kirche 

(Kirchensteuerordnung)  

Vom 19.10.2008 (GVOBl. M-V 2009 S. 65) 

 

Erster Abschnitt:   Steuerberechtigung 

§ 1   Grundsatz 

(1) In der Pommerschen Evangelischen Kirche werden im Rahmen und in Anwendung der bundes- 

und landesrechtlichen Bestimmungen Kirchensteuern aufgrund Artikel 17 des Vertrages zwischen 

dem Land Mecklenburg-Vorpommern und der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

und der Pommerschen Evangelischen Kirche vom 20. Januar 1994 (GVOBl. M-V S. 559), aufgrund 

dieses Kirchengesetzes und nach Maßgabe von Kirchensteuerbeschlüssen festgesetzt und erhoben. 

(2) Im Kirchensteuerbeschluss ist auch festzulegen, ob und für welche innerhalb des Landes  

steuerberechtigte kirchensteuererhebende Kirche die Ausübung des Besteuerungsrechts mit staatlicher 

Genehmigung nach Maßgabe einer zwischen diesen Kirchen abzuschließenden Vereinbarung 

wahrgenommen wird. 

§ 2   Kirchliche Steuerordnungen und Kirchensteuerbeschlüsse 

(1) Die Pommersche Evangelische Kirche erhebt als gemeinschaftlicher Steuerverband zur Deckung 

des allgemeinen Finanzbedarfs ihrer Kirchengemeinden und der Landeskirche Kirchensteuern nach 

Maßgabe des § 7. Der Einzug und die Verwaltung erfolgen durch die Landeskirche, soweit nicht 

gemäß § 11 Abs. 1 eine Übertragung vorgenommen worden ist. 

(2) Die Kirchengemeinden der Pommerschen Evangelische Kirche können als gemeindlicher 

Steuerverband ein allgemeines Kirchgeld als Ortskirchensteuer zur Finanzierung ortskirchlicher 

Aufgaben nach Maßgabe des Kirchengesetzes über die Höhe des gestaffelten Kirchgeldes erheben. 



§ 3   Staatliche Anerkennung der kirchlichen Steuerordnungen und Beschlüsse und deren 

Veröffentlichung 

(1) Die in der Form eines Kirchengesetzes zu verabschiedenden kirchlichen Steuerordnungen und 

Beschlüsse bedürfen der staatlichen Anerkennung des Finanzministeriums. 

(2) Unbeschadet der Veröffentlichung der kirchlichen Steuerordnungen und Beschlüsse sowie ihrer 

Änderungen und Ergänzungen in der für Steuergesetze vorgeschriebenen Form erfolgt die 

Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt. 

(3) Liegt zu Beginn eines Kalenderjahres kein anerkannter Kirchensteuerbeschluss vor, ist der zuletzt 

anerkannte Kirchensteuerbeschluss bis zur Anerkennung des neuen Beschlusses entsprechend 

anzuwenden. 

Zweiter Abschnitt:   Kirchensteuerpflicht der Kirchenmitglieder 

§ 4   Grundsatz der Kirchensteuerpflicht 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind die Kirchenmitglieder der Pommerschen Evangelischen Kirche nach 

Maßgabe der kirchlichen Steuerordnungen und der Kirchensteuerbeschlüsse. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht besteht gegenüber der Kirchengemeinde. 

§ 5   Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Kirchensteuerpflicht in der Pommerschen Evangelischen Kirche beginnt mit dem ersten Tag 

des Monats, der auf den Beginn der Mitgliedschaft oder die Begründung des Wohnsitzes oder des 

gewöhnlichen Aufenthalts im Bereich der Landeskirche folgt. Sie beginnt nicht vor Beendigung einer 

vorangegangenen Kirchensteuerpflicht. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Tod zu dem Zeitpunkt, zu dem die Pflicht zur Entrichtung der betreffenden Maßstabsteuer 

endet, 

2. bei Wegzug mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt 

aufgegeben worden ist, 

3. bei Kirchenaustritt mit Ablauf des Kalendermonats, der auf den Monat folgt, in dem die Erklärung  

wirksam geworden ist, 

4. bei Übertritt zu einer anderen steuererhebenden Kirche mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der 

Übertritt wirksam geworden ist. Im Fall eines Übertritts in eine andere Kirche reicht eine Mitteilung 

der aufnehmenden Kirche an den Steuerpflichtigen und die Meldebehörde aus, wenn eine 

entsprechende Vereinbarung zwischen den beteiligten Kirchen besteht. 

§ 6   Kirchensteuerpflicht für die außerhalb des Gebiets der Pommerschen Evangelischen 

Kirche wohnenden Mitglieder 

(1) Die Kirchensteuerpflicht besteht außerdem für die außerhalb des Gebiets der Pommerschen 

Evangelischen Kirche wohnenden Mitglieder der Pommerschen Evangelischen Kirche, soweit für ihre 

Einkünfte aus einer im Gebiet der Pommerschen Evangelischen Kirche gelegenen Betriebsstätte im 



Sinne des Einkommenssteuergesetzes i. V. m. der Lohnsteuerrichtlinie Lohnsteuer einbehalten wird 

oder in Mecklenburg-Vorpommern eine Veranlagung zur Einkommenssteuer durchgeführt wird. 

(2) In Gebietsteilen der Pommerschen Evangelischen Kirche, die außerhalb des Landes Mecklenburg-

Vorpommern liegen, ist die Kirchliche Steuerordnung der in dem anderen Land überwiegend 

zuständigen Gliedkirche der EKD anzuwenden. 

Dritter Abschnitt:   Kirchensteuerarten 

§ 7   Kirchensteuerarten und deren Anrechenbarkeit 

(1) Kirchensteuern nach § 2 werden festgesetzt und erhoben: 

1. als Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer), 

2. als allgemeines Kirchgeld in gestaffelten Beträgen, 

3. als besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner 

kirchensteuererhebenden Kirche angehört (besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

(2) Die Kirchensteuern nach Absatz 1 Nr. 1 können auch als Mindestbetrag festgesetzt und erhoben 

werden, sofern der Kirchensteuerbeschluss dies bestimmt. 

(3) Im Kirchensteuerbeschluss kann festgelegt werden, dass Kirchensteuern einer Art auf 

Kirchensteuern einer anderen Art angerechnet werden. Zwischen der festgesetzten Kirchensteuer vom 

Einkommen nach Absatz 1 Nr.1 und dem besonderen Kirchgeld nach Absatz 1 Nr. 3 ist eine 

Vergleichsberechnung durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt wird. Eine Anrechnung des 

allgemeinen Kirchgeldes auf die vorgenannten Steuern ist ausgeschlossen. 

§ 8   Kirchensteueranspruch 

(1) Soweit sich aus staatlichen oder kirchlichen Bestimmungen nichts anderes ergibt, gelten für den 

Kirchensteueranspruch bei der Kirchensteuer vom Einkommen die Bestimmungen über die 

Einkommensteuer. 

(2) Für die übrigen Kirchensteuern werden die erforderlichen Bestimmungen in diesem Kirchengesetz, 

dem Kirchengesetz über die Höhe des gestaffelten Kirchgeldes oder im Kirchensteuerbeschluss 

getroffen. 

 

Vierter Abschnitt:   Verwaltung der Kirchensteuer 

§ 9   Grundsatz der Verwaltung der Kirchensteuer; Auskunftspflicht 

(1) Die Verwaltung der Kirchensteuern mit Ausnahme des allgemeinen Kirchgeldes wird nach 

Maßgabe der gesetzlichen und der kirchengesetzlichen Bestimmungen den Finanzämtern übertragen. 

Die dafür erforderlichen Anträge stellt das Konsistorium. 

(2) Die Verwaltung des allgemeinen Kirchgeldes obliegt den Kirchengemeinden. Die 

Kirchengemeinden können den Kirchenkreis oder die Landeskirche mit der Erhebung des allgemeinen 

Kirchgeldes beauftragen. 



(3) Alle mit der Kirchensteuerverwaltung betrauten Personen und Einrichtungen sind verpflichtet, das 

Steuergeheimnis nach Maßgabe der staatlichen Bestimmungen zu wahren. 

(4) Soll auf Antrag des Kirchensteuerpflichtigen auf Kapitalerträge durch den Schuldner der 

Kapitalerträge (Kirchensteuerabzugsverpflichteter) Kirchensteuer einbehalten werden, hat der 

Kirchensteuerpflichtige im Falle der Zugehörigkeit zur Pommerschen Evangelischen Kirche 

gegenüber dem Schuldner oder der auszahlenden Stelle seine Kirchenmitgliedschaft zur Pommerschen 

Evangelischen Kirche zu erklären. Der Kirchensteuerabzugsverpflichtete darf die durch den 

Kirchensteuerabzug erlangten Daten nur für den Kirchensteuerabzug verwenden; für andere Zwecke 

darf er sie nur verwenden, soweit der Kirchensteuerpflichtige zustimmt oder dies gesetzlich zugelassen 

ist. 

§ 10   Auskunftspflicht des Steuerpflichtigen 

Wer mit Kirchensteuern in Anspruch genommen werden soll, hat der mit der Verwaltung dieser Steuer 

beauftragten Stelle und dem Konsistorium oder der von ihm beauftragten Stelle Auskunft über alle 

Tatsachen zu geben, von denen die Feststellung der Zugehörigkeit zu einer steuerberechtigten Kirche 

oder Religionsgesellschaft abhängt. Kirchensteuerpflichtige haben darüber hinaus die zur Festsetzung 

und Erhebung der Kirchensteuer erforderlichen Erklärungen abzugeben. 

§ 11   Verwaltung der Kirchensteuer vom Einkommen (Lohn, Kapitalerträge) 

(1) Die Verwaltung (Festsetzung, Erhebung einschließlich Vollstreckung) der den Kirchengemeinden 

zustehenden Kirchensteuer vom Einkommen (Lohn, Kapitalerträge) und des besonderen Kirchgeldes 

von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden Kirche oder 

Religionsgesellschaft angehört, erfolgt durch die Finanzverwaltung. 

(2) Die Verwaltung des besonderen Kirchgeldes von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner 

kirchensteuererhebenden Religionsgesellschaft angehört, kann durch die Finanzämter nur 

übernommen werden, wenn zur Ermittlung des gemeinsam zu versteuernden Einkommens des 

Kirchensteuerpflichtigen und seines Ehegatten eine Veranlagung zur Einkommensteuer durchgeführt 

wird. 

(3) Für die Verwaltung der Kirchensteuer nach Absatz 1 erhält das Land eine Entschädigung in Höhe 

eines Anteils des Kirchensteueraufkommens, der einvernehmlich zwischen dem Land und der 

kirchensteuererhebenden Kirche festgelegt wird. 

(4) Soweit die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer durch die Finanzämter verwaltet 

wird, ist der Kirchensteuerabzugsverpflichtete verpflichtet, nach Maßgabe des § 51a Abs. 2c des 

Einkommensteuergesetzes die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer von allen 

Kirchensteuerpflichtigen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung 

im Land Mecklenburg-Vorpommern mit dem für Mecklenburg-Vorpommern maßgeblichen Steuersatz 

einzubehalten und an das für den Kirchensteuerabzugsverpflichteten für die Besteuerung nach dem 

Einkommen zuständige Finanzamt zur Weiterleitung an die Kirchen abzuführen. 

(5) Auf Antrag der Pommerschen Evangelischen Kirche ist für Kirchenmitglieder der Pommerschen 

Evangelischen Kirche Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nach Maßgabe des § 51a 

Abs. 2c des Einkommensteuergesetzes mit dem in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

geltenden Steuersatz einzubehalten und abzuführen, sofern diese Kirchensteuer durch den 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten außerhalb des Landes Mecklenburg-Vorpommern, jedoch 

innerhalb der Bundesrepublik Deutschland einzubehalten ist. 



(6) Der Kirchensteuerabzugsverpflichtete hat die Kirchensteuer an das für ihn für die Besteuerung 

nach dem Einkommen zuständige Finanzamt abzuführen. Das Finanzamt hat die empfangenen 

Kirchensteuerbeträge unmittelbar an die von der Pommerschen Evangelischen Kirche benannte Stelle 

weiterzuleiten. 

(7) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nicht vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten, findet bei kirchensteuerpflichtigen Gläubigern mit 

Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung im Land Mecklenburg-

Vorpommern § 51a Abs. 2d des Einkommensteuergesetzes Anwendung. Entsprechendes gilt, wenn 

der Kirchensteuerpflichtige eine Kirchensteuerveranlagung im Sinne des § 51a Abs. 2d des 

Einkommensteuergesetzes beantragt. 

Fünfter Abschnitt:   Besteuerungsverfahren 

§ 12   Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Kirchensteuer als Zuschlag zur 

Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) und des allgemeinen und besonderen 

Kirchgeldes 

(1) Für Kirchenmitglieder der Pommerschen Evangelischen Kirche werden die Kirchensteuern als 

Zuschlag zur Einkommensteuer (Lohnsteuer) nach Maßgabe der §§ 15 und 16 nach der jeweils in der 

Person des Kirchensteuerpflichtigen gegebenen Bemessungsgrundlage (Höhe der 

Einkommensteuerschuld) erhoben. Für die Ermittlung der Kirchensteuer ist § 51a des 

Einkommensteuergesetzes anzuwenden. 

(2) Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer ist im Steuerabzugsverfahren nur von den 

Kapitalertragsteuerpflichtigen einzubehalten, die der Pommerschen Evangelischen Kirche angehören. 

Sie bemisst sich nach der Kapitalertragsteuer des Kirchensteuerpflichtigen. Dies gilt für 

Kapitalerträge, an denen mehrere Personen beteiligt sind, nur dann, wenn für sämtliche Beteiligte 

dasselbe Kirchensteuermerkmal gilt oder wenn ausschließlich Ehegatten an den Kapitalerträgen 

beteiligt sind. Sind ausschließlich Ehegatten an den Kapitalerträgen beteiligt, werden die 

Kapitalerträge den Ehegatten hälftig zugerechnet, wenn sie nicht gemeinsam einen abweichenden 

Aufteilungsmaßstab erklären. Für die Ermittlung der Kirchensteuer ist § 51a des 

Einkommensteuergesetzes anzuwenden. 

(3) Wird die Kirchensteuer auf Kapitalerträge nicht nach Absatz 2 einbehalten, erfolgt eine 

Veranlagung nach § 51a Abs. 2d des Einkommensteuergesetzes. Bemessungsgrundlage ist die 

geminderte Steuer auf Kapitalerträge nach § 32d Abs. 1 Satz 4 und 5 des Einkommensteuergesetzes. 

(4) Das besondere Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner  

kirchensteuererhebenden Religionsgemeinschaft angehört (besonderes Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe) ist nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des 

Kirchensteuerpflichtigen in Anknüpfung an den Lebensführungsaufwand zu bemessen, wobei das 

gemeinsam zu versteuernde Einkommen nach § 2 Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes der Ehegatten 

als Anhaltspunkt dient. § 51a des Einkommensteuergesetzes ist für die Ermittlung der 

Einkommensteuer zu Grunde zu legen. 

(5) Das besondere Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner 

kirchensteuererhebenden Religionsgemeinschaft angehört (besonderes Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe), wird nach gestaffelten Sätzen festgesetzt und erhoben, deren Höhe im 

Kirchensteuerbeschluss bestimmt wird. 



(6) Bei Kirchensteuerpflichtigen, die zur Einkommensteuer veranlagt werden, wird die im 

Lohnsteuerabzugsverfahren einbehaltene Kirchensteuer und auf Antrag die im 

Kapitalertragsteuerverfahren einbehaltene Kirchensteuer auf die veranlagte Kirchensteuer 

angerechnet. 

§ 13   Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer bei in konfessionsgleicher Ehe lebenden 

Ehegatten 

Ehegatten, die beide der Pommerschen Evangelischen Kirche angehören (konfessionsgleiche Ehe) und 

zur Einkommensteuer zusammen veranlagt werden, werden gemeinsam zur Kirchensteuer 

herangezogen. Die Kirchensteuer bemisst sich nach der gegen die Ehegatten festgesetzten 

Einkommensteuer. Die Ehegatten haften als Gesamtschuldner im Sinne der Abgabenordnung. 

§ 14   Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer bei in konfessionsverschiedener Ehe 

lebenden Ehegatten 

(1) Gehören Ehegatten, die beide unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd 

getrennt leben, verschiedenen kirchensteuererhebenden Kirchen oder Religionsgesellschaften an 

(konfessionsverschiedene Ehe), bemisst sich die Kirchensteuer in der Form des Zuschlages zur 

Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) 

1. bei der getrennten Veranlagung (§ 26a des Einkommensteuergesetzes) und bei der besonderen 

Veranlagung (§ 26c des Einkommensteuergesetzes) nach der nach § 12 Abs. 1 ermittelten Steuer jedes 

Ehegatten, 

2. bei der Zusammenveranlagung (§ 26b des Einkommensteuergesetzes) und beim Steuerabzug vom 

Arbeitslohn für jeden Ehegatten nach der Hälfte der ermittelten Steuer beider Ehegatten. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 haften die Ehegatten als Gesamtschuldner. Im 

Lohnabzugsverfahren ist die Kirchensteuer bei jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. 

§ 15   Festsetzung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer bei in 

glaubensverschiedener Ehe lebenden Ehegatten 

(1) Leben Ehegatten nicht dauernd getrennt und gehört nur ein Ehegatte der Pommerschen 

Evangelischen Kirche an (glaubensverschiedene Ehe), bemisst sich die Kirchensteuer in der Form des 

Zuschlages zur Einkommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) 

1. bei der getrennten Veranlagung (§ 26a des Einkommensteuergesetzes) und bei der besonderen  

Veranlagung (§ 26c des Einkommensteuergesetzes) nach dem Teil der nach § 12 Abs. 1 ermittelten 

Steuer des kirchensteuerpflichtigen Ehegatten, 

2. bei der Zusammenveranlagung (§ 26b des Einkommensteuergesetzes) für den 

kirchensteuerpflichtigen Ehegatten nach dem Teil der nach § 12 Abs. 1 ermittelten gemeinsamen 

Steuer, der auf diesen Ehegatten entfällt, wenn die gemeinsame Steuer im Verhältnis der 

Einkommensteuerbeträge, die sich bei Anwendung des § 32a Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 

(Einkommensteuertarif) ohne Berücksichtigung der in § 32a Abs. 1 Satz 2 des 

Einkommensteuergesetzes genannten besonderen Tarifvorschriften auf die Einkünfte jedes Ehegatten 

ergeben würde, aufgeteilt wird. § 51a Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes ist bei der Ermittlung der 

Einkünfte eines jeden Ehegatten anzuwenden. Ist in der gemeinsamen Einkommensteuerschuld eine 

nach dem gesonderten Steuertarif des § 32d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes ermittelte 



Einkommensteuer enthalten, sind die gesondert besteuerten Kapitaleinkünfte und die gesondert 

ermittelte Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten mit dem auf ihn entfallenden 

Anteil an den Kapitalerträgen zuzurechnen. Entsprechendes gilt für die Veranlagung nach § 51a Abs. 

2d des Einkommensteuergesetzes. 

Unberührt bleiben die kirchlichen Bestimmungen über das besondere Kirchgeld von 

Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden Kirche oder 

Religionsgesellschaft angehört (besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

(2) Im Lohnabzugsverfahren wird die Kirchensteuer für den anderen Ehegatten nur aus der von diesem 

Ehegatten zu entrichtenden, nach Maßgabe des § 51a des Einkommensteuergesetzes ermittelten 

Lohnsteuer erhoben. 

§ 16   Festsetzungszeitraum und Entstehen des Anspruchs aus dem Steuerschuldverhältnis 

(1) Kirchensteuer, die als Zuschlag zur Einkommensteuer (§ 7 Abs. 1 Nr. 1) und als besonderes 

Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden 

Religionsgesellschaft angehört (§ 7 Abs. 1 Nr. 3), festgesetzt wird, entsteht vorbehaltlich des Satzes 2 

mit Ablauf des Zeitraumes, für den die Veranlagung vorgenommen wird (Veranlagungszeitraum). Für 

Steuerabzugsbeträge entsteht die Kirchensteuer im Zeitpunkt des Zufließens der 

steuerabzugspflichtigen Einkünfte, für Vorauszahlungen mit Beginn des Kalendervierteljahres, in dem 

die Vorauszahlungen zu entrichten sind. 

(2) Besteht die Steuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjahres, wird für jeden 

Kalendermonat, in dem die Kirchensteuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel des Betrages festgesetzt, 

der sich bei ganzjähriger Kirchensteuerpflicht als Jahressteuerschuld ergäbe. Dies gilt nicht, wenn die 

Dauer der Kirchensteuerpflicht der Dauer der Einkommensteuerpflicht entspricht. 

(3) Für die als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhobene Kirchensteuer sind Absatz 2 Satz 1 und 2 

nicht anzuwenden. Kapitalerträge unterliegen insoweit nur dann der Kirchensteuer, wenn im Zeitpunkt 

des Zuflusses eine Kirchensteuerpflicht besteht. 

(4) Die Kirchensteuer, die als allgemeines Kirchgeld (§ 7 Abs. 1 Nr. 2) festgesetzt wird, entsteht mit 

Beginn des Kalenderjahres, für das die Kirchensteuer festgesetzt wird. 

§ 17   Erhebung und Entrichtung der Kirchensteuer 

(1) Kirchensteuer, deren Verwaltung gemäß § 11 Abs. 1 den Finanzämtern übertragen worden ist, ist 

zugleich mit der Einkommensteuer, der Lohnsteuer und der Kapitalertragsteuer zu veranlagen und zu 

erheben. 

(2) Kirchensteuer der Lohnsteuerpflichtigen ist im Lohnsteuerabzugsverfahren zu erheben. 

Arbeitgeber mit lohnsteuerlicher Betriebsstätte in Mecklenburg-Vorpommern haben die Kirchensteuer 

von allen kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmern mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im 

Sinne der Abgabenordnung in Mecklenburg-Vorpommern mit dem im Land maßgeblichen Steuersatz 

im Rahmen des Lohnsteuerabzugsverfahrens einzubehalten und an das für die lohnsteuerliche 

Betriebsstätte zuständige Finanzamt zur Weiterleitung an die kirchensteuererhebende Pommersche 

Evangelische Kirche abzuführen. 

(3) Die Kirchensteuer von Arbeitnehmern, die in Mecklenburg-Vorpommern keinen Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt haben, ist im Lohnabzugsverfahren einzubehalten und abzuführen, wenn die 

Arbeitnehmer 



1. von einer Betriebsstätte im Sinne des Lohnsteuerrechts im Land Mecklenburg-Vorpommern 

entlohnt werden und 

2. einer kirchensteuererhebenden evangelischen Kirche angehören, deren Gebiet im Bereich der 

Bundesrepublik Deutschland liegt. 

(4) Gehören Ehegatten, die beide unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd 

getrennt leben, verschiedenen kirchensteuererhebenden Kirchen oder Religionsgesellschaften an 

(konfessionsverschiedene Ehe), ist die Kirchensteuer im Lohnsteuerabzugsverfahren bei jedem 

Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. 

(5) Kirchensteuer der kirchensteuerpflichtigen Bezieher von Kapitalerträgen ist im 

Kapitalertragsteuerabzugsverfahren zu erheben. Kapitalertragsteuerabzugsverpflichtete haben die 

Kirchensteuer von Kapitalerträgen nach Maßgabe des vom Kirchensteuerpflichtigen durch 

schriftlichen Antrag mitgeteilten oder des vom Bundeszentralamt für Steuern elektronisch 

übermittelten Kirchensteuermerkmals mit dem für die kirchensteuererhebende Pommersche 

Evangelische Kirche maßgeblichen Hebesatz und den hierfür geltenden landesrechtlichen 

Bestimmungen einzubehalten, bei dem für die Betriebsstätte zuständigen Finanzamt anzumelden und 

dorthin zur Weiterleitung an die kirchensteuererhebende Kirche abzuführen. Wird die als Zuschlag auf 

Kapitalerträge zu erhebende Kirchensteuer nicht als Kirchensteuerabzug vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten, erfolgt eine Veranlagung gemäß § 12 Abs. 3. 

(6) Auf die Haftung des Arbeitgebers und die Inanspruchnahme des Arbeitnehmers für die 

Kirchenlohnsteuer oder des Kirchensteuerabzugsverpflichteten für die Kirchenkapitalertragsteuer 

finden die Vorschriften des Einkommensteuergesetzes über die Haftung des Abzugsverpflichteten und 

die Inanspruchnahme des Steuerschuldners für die Lohn- oder Kapitalertragsteuer entsprechende 

Anwendung. 

§ 18   Kirchensteuer in den Fällen der Pauschalierung der Einkommensteuer (Lohnsteuer) 

(1) In den Fällen der Pauschalierung der Lohnsteuer gemäß §§ 40, 40a Abs. 1, 2a bis 5 und § 40b des 

Einkommensteuergesetzes kann der Arbeitgeber bei der Erhebung der Kirchensteuer wählen zwischen 

einem vereinfachten Verfahren und einem Nachweisverfahren (Individualerhebung), in welchem er 

nachweist, dass einzelne Arbeitnehmer keiner kirchensteuererhebenden Kirche oder 

Religionsgesellschaft angehören. Macht der Arbeitgeber von der Individualerhebung der 

Kirchensteuer bei kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmern keinen Gebrauch, hat er im vereinfachten 

Verfahren für sämtliche Arbeitnehmer pauschale Lohnkirchensteuer zu entrichten. 

(2) In den Fällen der Pauschalierung der Einkommensteuer auf Sachzuwendungen gemäß § 37b des  

Einkommensteuergesetzes gilt Absatz 1 entsprechend. Weist der Steuerpflichtige die 

Nichtzugehörigkeit einzelner Empfänger von Zuwendungen zu einer kirchensteuererhebenden Kirche 

oder Religionsgesellschaft nach, so stellt die pauschalierte Einkommensteuer insoweit keine 

Bemessungsgrundlage für die pauschalierte Kirchensteuer dar. 

(3) Im Kirchensteuerbeschluss werden insbesondere der für das vereinfachte Verfahren geltende 

ermäßigte pauschale Kirchensteuersatz sowie die Aufteilung der pauschalen Kirchensteuer auf die 

kirchensteuererhebenden Kirchen festgelegt. 

§ 19   Abweichende Festsetzung, Stundung und Erlass, Aussetzung der Vollziehung, 

Einschränkung der Vollstreckung 



(1) Wird bei der Verwaltung der Kirchensteuer durch die Finanzämter die Maßstabsteuer ganz oder 

teilweise abweichend festgesetzt, gestundet oder aus Billigkeitsgründen erlassen, niedergeschlagen 

oder abweichend festgesetzt oder wird die Vollziehung des Bescheides über die Maßstabsteuer 

ausgesetzt oder die Vollstreckung beschränkt oder eingestellt, so umfasst die Entscheidung des 

Finanzamtes ohne besonderen Antrag auch die danach bemessene Kirchensteuer. Entsprechendes gilt, 

wenn die Festsetzung einer Maßstabsteuer geändert oder berichtigt wird oder eine Maßstabsteuer aus 

Rechtsgründen zu erstatten ist. Auf das besondere Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren 

Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden Religionsgesellschaft angehört (besonderes Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe), ist Satz 1 entsprechend anzuwenden. 

(2) Das Recht des Konsistoriums, die Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend festzusetzen, 

zu stunden, zu erlassen, niederzuschlagen oder die Vollziehung des Bescheides über die Kirchensteuer 

auszusetzen, bleibt unberührt. 

(3) Entscheidungen der Kirche über Anträge auf Stundung, Erlass, Niederschlagung oder Aussetzung 

der Vollziehung von Kirchensteuern in den Fällen des Absatzes 2 binden die Finanzverwaltung sowie 

die Gemeinden und Landkreise. 

§ 20   Verfahrensrechtliche Vorschriften 

Soweit sich aus dem Kirchensteuergesetz des Landes, diesem Kirchengesetz oder anderen 

Bestimmungen nichts anderes ergibt, finden die Abgabenordnung sowie die zu ihrer Durchführung 

erlassenen Rechtsvorschriften Anwendung. Nicht anzuwenden sind die Vorschriften über die 

Verzinsung, die Säumniszuschläge sowie die Bestimmungen über das Straf- und Bußgeldverfahren. 

§ 21   Aufteilung des Kirchensteueraufkommens 

(1) Die von den Finanzämtern festgesetzten und erhobenen Kirchensteuern fließen von der staatlichen 

Finanzverwaltung unmittelbar der Pommerschen Evangelischen Kirche zu. 

(2) Das Konsistorium ist befugt, Kirchensteuer- und Kirchengrenzgänger-Ausgleichsvereinbarungen 

sowie Pauschalierungsvereinbarungen mit anderen Kirchen und Religionsgemeinschaften 

abzuschließen und durchzuführen. 

Sechster Abschnitt:   Rechtsbehelfe in Kirchensteuerangelegenheiten 

§ 22   Außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren 

(1) Dem Steuerpflichtigen steht gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer als außergerichtlicher 

Rechtsbehelf nach Maßgabe des Siebten Teils der Abgabenordnung der Einspruch zu. Der Einspruch 

ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides bei der im Steuerbescheid 

angegebenen Stelle einzulegen. Ist die Verwaltung der Kirchensteuer gemäß § 11 Abs. 1 den 

Finanzämtern übertragen, so entscheidet das zuständige Finanzamt im Benehmen mit dem 

Konsistorium über den Einspruch. 

(2) Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer können nicht auf Einwendungen gegen 

die Bemessung der Kirchensteuer zu Grunde liegenden Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer) gestützt werden. 

(3) Ist die Verwaltung der Kirchensteuer nicht auf die Finanzämter übertragen, so entscheidet das 

Konsistorium über den Einspruch. 

§ 23   Klageverfahren, notwendige Beiladung 



(1) Für Streitigkeiten in Kirchensteuersachen ist der Finanzrechtsweg gegeben. Dies gilt auch, soweit 

die Kirchensteuern von der Pommerschen Evangelischen Kirche oder ihren Kirchengemeinden selbst 

verwaltet werden. 

(2) Das Finanzgericht lädt in kirchenrechtlichen Abgabeangelegenheiten diejenige kirchliche 

Körperschaft, deren rechtliche Interessen durch die Entscheidung als Kirchensteuergläubiger 

unmittelbar berührt sind, bei. 

§ 24   Rechtsbehelfsverfahren gegen das allgemeine Kirchgeld 

Gegen einen Bescheid über das allgemeine Kirchgeld ist der Einspruch zulässig. Über den Einspruch 

entscheidet das Konsistorium. 

Siebter Abschnitt:   Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 25   Aus- und Durchführungsbestimmungen 

Die zur Ergänzung und Ausführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Rechtsvorschriften erlässt 

die Kirchenleitung durch Verordnung. Durchführungsbestimmungen erlässt das Konsistorium. 

§ 26   Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. Bei der Besteuerung von Kapitalerträgen ist 

dieses Gesetz erstmals auf nach dem 31. Dezember 2008 zufließende Kapitalerträge anzuwenden. 

(2) Gleichzeitig tritt die Kirchliche Steuerordnung der Pommerschen Evangelischen Kirche 

(Kirchensteuerordnung) vom 28. Juni 2002 (ABl. 2003 S. 7) außer Kraft. 

Greifswald, den 19. Oktober 2008 

Dr. Rainer Dally Präses 

Staatliche Anerkennung 

Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern Abteilung Steuern 

Staatliche Anerkennung der Kirchlichen Steuerordnung der Pommerschen Evangelischen Kirche vom 

19. Oktober 2008 (Kirchensteuerordnung) 

Nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuer im Land Mecklenburg- 

Vorpommern vom 20. Oktober 2008 bedürfen die kirchlichen Steuerordnungen und die 

Kirchensteuerbeschlüsse sowie ihre Änderungen der staatlichen Anerkennung. 

Die Kirchliche Steuerordnung der Pommerschen Evangelischen Kirche vom 19. Oktober 2008 

(Kirchensteuerordnung) wird hiermit anerkannt. 

Die Anerkennung gilt nur für die auf dem Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern liegenden 

Kirchengemeinden dieser Kirche. 

Schwerin, den 4. Dezember 2008 

Hinrich Seidel 

 



 

13.9.9 Landeshaushaltsordnung (LHO) Mecklenburg-Vorpommern 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 10.04.2000 (GVOBl. M-V 2000, 159), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 22.06.2012 (GVOBl. M-V S. 208) 

Teil VI   Landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen Rechts 

§ 111   Überwachung durch den Landesrechnungshof 

(1) Der Landesrechnungshof überwacht die Haushalts- und Wirtschaftsführung der 

landesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts. Die §§ 89 bis 99, §§ 102 und 103 

sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen Rechts kann das zuständige 

Ministerium im Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof Ausnahmen von Absatz 1 zulassen, 

soweit kein erhebliches finanzielles Interesse des Landes besteht. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 

des öffentlichen Rechts nach Artikel 137 Abs. 5 und 7 der Deutschen Verfassung vom 11. August 

1919 in Verbindung mit Artikel 140 des Grundgesetzes vom 23. Mai 1949. 

 

 

13.9.10 Ordnung über die Erhebung von Kirchensteuern im Erzbistum Berlin 

(Kirchensteuerordnung – KiStO kath)  

Vom  30.12.2008 (GVBl. I  2009, 228) 

I. Besteuerungsrecht 

§ 1 Erzbistumskirchensteuer 

Das Erzbistum Berlin erhebt Kirchensteuern zur Deckung der Ausgaben des Erzbistums, der 

Kirchengemeinden, der katholischen Einrichtungen und für sonstige kirchliche Zwecke. 

 

II. Kirchensteuerpflicht 

§ 2 Steuerpflichtige Personen 

Steuerpflichtig sind alle Angehörigen der Katholischen Kirche, die im Erzbistum Berlin ihren 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der §§ 8 und 9 der Abgabenordnung haben. 

§ 3 Beginn und Ende der Steuerpflicht 

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf die Begründung des 

Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes im Geltungsbereich dieser Steuerordnung oder auf die 

Aufnahme in die Katholische Kirche folgt. 

(2) Die Steuerpflicht endet 



a) bei Wegzug mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im 

Geltungsbereich dieser Steuerordnung aufgegeben worden ist, 

b) bei dem Tode des Steuerpflichtigen mit Ablauf des Sterbemonats, 

c) bei Abgabe einer Austrittserklärung nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen. 

(3) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres, so wird für jeden 

vollen Kalendermonat, in dem die Kirchensteuerpflicht bestanden hat, ein Zwölftel des Betrages 

erhoben, der sich bei ganzjähriger Steuerpflicht als Kirchensteuer ergäbe. Dies gilt nicht, wenn 

gleichzeitig die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet. 

(4) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben, ist Absatz 3 nicht 

anzuwenden. Kapitalerträge unterliegen insoweit nur dann der Kirchensteuer, wenn im Zeitpunkt des 

Zuflusses eine Kirchensteuerpflicht besteht. 

III. Arten und Höhe der Kirchensteuer 

§ 4 Steuerarten 

(1) Kirchensteuern können erhoben werden als 

a) Kirchensteuer vom Einkommen in einem vom Hundertsatz der Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer), 

b) Mindestkirchensteuer, 

c) Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe, 

d) Ortskirchgeld. 

(2) Über die Höhe und die Art der zu erhebenden Kirchensteuer nach Buchstaben a), b) und c) 

beschließt das Erzbistum Berlin durch Kirchensteuerbeschluss im Voraus. 

(3) Über die Höhe und die Art des Ortskirchgeldes beschließen die Kirchenvorstände der Gemeinden 

nach Maßgabe einer erzbischöflichen Rahmenordnung. 

 

 

IV. Bemessungsgrundlagen  

§ 5 Kirchensteuer vom Einkommen 

(1) Die Kirchensteuer vom Einkommen wird nach der Steuer bemessen, die der Steuerpflichtige oder 

die Steuerpflichtige nach dem Einkommensteuergesetz (EStG) zu entrichten hat. Für die Berechnung 

der Kirchensteuer ist § 51a EStG maßgebend. 

(2) Wird die Einkommensteuerfestsetzung geändert, so sind Kirchensteuerbescheide von Amts wegen 

durch neue Bescheide zu ersetzen, die der Änderung Rechnung tragen. Dies gilt auch dann, wenn ein 

zu ersetzender Bescheid unanfechtbar geworden ist. 

§ 6 Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 



(1) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe wird nach der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit in Anknüpfung an den Lebensführungsaufwand bemessen. Bemessungsgrundlage 

ist das zu versteuernde Einkommen beider Ehegatten im Sinne des § 2 Abs. 5 des 

Einkommensteuergesetzes; § 5 Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe wird nach einem gestaffelten Satz erhoben. 

V. Erhebung der Kirchensteuern  

§ 7 Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 

Die Kirchensteuern sind von allen Steuerpflichtigen nach festen und gleichmäßigen Maßstäben zu 

erheben. 

§ 8 Mehrfacher Wohnsitz, Betriebsstättenbesteuerung 

(1) Steuerpflichtige mit einem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt auch außerhalb des 

Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung werden zur Kirchensteuer nur herangezogen, wenn sie 

innerhalb des Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung zur Einkommensteuer veranlagt werden 

oder Lohnsteuer oder Kapitalertragsteuer im Wege des Abzugsverfahrens entrichten. Die anderwärts 

erhobenen Kirchensteuern vom Einkommen und das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener 

Ehe werden angerechnet. 

(2) Wird von Steuerpflichtigen Kirchensteuer außerhalb des Geltungsbereiches dieser 

Kirchensteuerordnung einbehalten und ist dort der Hebesatz niedriger als innerhalb des 

Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung, so ist bei der Veranlagung zur Einkommen- und 

Kirchensteuer der innerhalb des Geltungsbereiches dieser Kirchensteuerordnung geltende Hebesatz 

anzuwenden. Wird an der Betriebsstätte oder durch den nach § 44 Abs. 1 EStG zum Steuerabzug 

Verpflichteten keine Kirchensteuer einbehalten, so wird der Steuerpflichtige oder die Steuerpflichtige 

zur Kirchensteuer veranlagt. 

§ 9 Ehegattenbesteuerung in glaubens- und konfessionsverschiedenen Ehen 

(1) Von Steuerpflichtigen, die mit ihrem Ehegatten, der keiner steuerberechtigten (in Sachsen-Anhalt: 

steuererhebenden) Religionsgemeinschaft angehört (glaubensverschiedene Ehe), zur 

Einkommensteuer zusammen veranlagt werden, wird Kirchensteuer vom Einkommen oder besonderes 

Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe erhoben. 

(2) Von den Kirchensteuern nach Absatz 1 wird die jeweils höhere Steuer erhoben. Zahlungen auf die  

niedrigere Steuer werden angerechnet. 

(3) Für Steuerpflichtige im Land Berlin, deren Ehegatte einer anderen steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaft angehört (konfessionsverschiedene Ehe), mit der eine Vereinbarung über die 

Aufteilung des Betrages, der im Falle der konfessionsgleichen Ehe festzusetzen wäre, nicht besteht, 

gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 10 Verzinsung und Säumniszuschläge 

Die §§ 233 bis 240 der Abgabenordnung sind nicht anzuwenden. 

§ 11 Erlass, Stundung, Niederschlagung 



(1) Kirchensteuern können ganz oder teilweise erlassen werden, soweit ihre Einziehung nach Lage des 

einzelnen Falles unbillig wäre. 

(2) Kirchensteuern können gestundet werden, wenn ihre Einziehung mit erheblichen Härten für den 

Steuerpflichtigen verbunden ist. 

(3) Kirchensteuern können niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die Vollstreckung keinen 

Erfolg haben wird oder die Kosten der Vollstreckung außer Verhältnis zu dem Betrag stehen. 

(4) Soweit die Verwaltung der Kirchensteuern den Finanzbehörden übertragen ist, kann das Finanzamt 

Kirchensteuern wie die Maßstabsteuer erlassen, stunden und niederschlagen. 

VI. Verwaltung der Kirchensteuern  

§ 12 Verwaltung 

(1) Die Verwaltung der Kirchensteuern kann ganz oder teilweise den Finanzbehörden übertragen 

werden. 

(2) Über Erlass, Stundung und Niederschlagung von Kirchensteuern entscheidet unbeschadet der 

Bestimmung des § 11 Abs. 4 das Erzbischöfliche Ordinariat Berlin. 

(3) Soweit die Verwaltung der Kirchensteuern den Finanzbehörden nicht übertragen worden ist, erteilt 

das Erzbischöfliche Ordinariat Berlin - Kirchensteuerstelle - dem Steuerpflichtigen einen 

Kirchensteuerbescheid. Dieser muss die Höhe der Kirchensteuer für den Erhebungszeitraum und eine 

Rechtsbehelfsbelehrung enthalten. Er soll ferner die Bemessungsgrundlage und eine Anweisung, wo, 

wann und wie die Steuer zu entrichten ist, sowie gegebenenfalls die Höhe und die Fälligkeitstermine 

der Vorauszahlungen enthalten. Der Kirchensteuerbescheid ist dem Steuerpflichtigen oder der 

Steuerpflichtigen bekannt zu geben. 

§ 13 Steuergeheimnis 

Alle mit der Kirchensteuerverwaltung betrauten Personen und Einrichtungen sind verpflichtet, das 

Steuergeheimnis nach Maßgabe der staatlichen Bestimmungen zu wahren. 

VII. Rechtsbehelfe  

§ 14 Rechtsweg 

Gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer ist der Rechtsweg entsprechend dem maßgebenden 

Kirchensteuergesetz gegeben. 

§ 15 Widerspruchsverfahren 

(1) Vor Erhebung der Klage beim Verwaltungsgericht ist die Heranziehung zur Kirchensteuer im 

Widerspruchsverfahren nachzuprüfen. 

(2) Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsakts 

(Steuerbescheids) schriftlich oder zur Niederschrift im Land Berlin bei der Widerspruchsbehörde und 

in den Ländern Brandenburg und Sachsen-Anhalt bei der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen 

hat, zu erheben. 

(3) Der Widerspruch ist im Land Berlin beim Erzbischöflichen Ordinariat Berlin zu erheben. In den 

Ländern Brandenburg und Sachsen-Anhalt ist der Widerspruch, soweit es sich um einen Bescheid 



einer Finanzbehörde handelt, bei dieser zu erheben, die darüber erst nach Anhörung des 

Erzbischöflichen Ordinariates entscheidet, anderenfalls das Erzbischöfliche Ordinariat. 

(4) Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 

zuzustellen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind anzuwenden, soweit entsprechend dem maßgebenden Kirchensteuergesetz 

der Verwaltungsrechtsweg gegeben ist. 

§ 16 Einspruchsverfahren 

(1) Vor Erhebung der Klage beim Finanzgericht ist die Heranziehung zur Kirchensteuer im 

Einspruchsverfahren nachzuprüfen. 

(2) Der Einspruch ist im Land Mecklenburg-Vorpommern innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 

des Verwaltungsakts (Steuerbescheids) schriftlich oder zur Niederschrift beim zuständigen Finanzamt 

zu erheben. 

(3) Die Einspruchsentscheidung ist zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 

bekannt zu geben. Ist die Verwaltung der Kirchensteuer gemäß § 12 Abs. 1 den Finanzämtern 

übertragen, so entscheidet das zuständige Finanzamt im Benehmen mit dem Erzbischöflichen 

Ordinariat über den Einspruch. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind anzuwenden, soweit entsprechend dem maßgebenden Kirchensteuergesetz 

der Finanzrechtsweg gegeben ist. 

§ 17 Wirkung des Rechtsbehelfs 

(1) Durch die Einlegung eines Rechtsbehelfs wird die Verpflichtung zur Zahlung der Kirchensteuer 

nicht aufgeschoben. 

(2) Auf Antrag kann das Finanzamt bzw. das Erzbischöfliche Ordinariat die Vollziehung bis zur 

Entscheidung über den Rechtsbehelf aussetzen. 

(3) Die Aussetzung kann von einer Sicherheitsleistung abhängig gemacht werden. 

§ 18 Inkrafttreten 

Diese Kirchensteuerordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft. 

Berlin, den 30. Dezember 2008 

J.-Nr.: B/A- 491/08 

III-bj/ti 

Siegel 

Georg Kardinal Sterzinsky 

Erzbischof von Berlin 

Manfred Ackermann 

Cancellarius Curiae 

Staatlich anerkannt 



Potsdam, den 30. Januar 2009 

Minister der Finanzen des 

Landes Brandenburg 

Rainer Speer 

 

 

13.9.11 Verwaltungskostengesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern 

(Landesverwaltungskostengesetz - VwKostG M-V) 

Vom 04.10.1991 (GVOBl. M-V 1991, 366), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.12.2009 

(GVOBl. M-V S. 666) 

3. Abschnitt   Allgemeine Vorschriften über Verwaltungsgebühren und Auslagen 

§ 8   Persönliche Gebührenfreiheit 

(1) Von Verwaltungsgebühren sind befreit 

(…) 

6. Kirchen, sonstige Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die die 

Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben. 

(2) Die Gebührenfreiheit besteht nicht, soweit die in Absatz 1 Genannten berechtigt sind, die 

Verwaltungsgebühren Dritten aufzuerlegen. 

(3) Die Gebührenfreiheit nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 besteht nicht für Sondervermögen und 

Bundesbetriebe nach Artikel 110 Abs. 1 des Grundgesetzes, für gleichartige Einrichtungen eines 

Landes und für öffentlich-rechtliche Unternehmen, an denen der Bund oder ein Land beteiligt ist. 

(…) 

 

 

13.10 Niedersachsen 

13.10.1 Gesetz über Gebührenbefreiung, Stundung und Erlaß von Kosten in 

der Gerichtsbarkeit 

Vom 10.04.1973 (Nds. GVBl. 1973, 111), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.10.2011 

(Nds. GVBl. S. 353) 

§ 1   Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, welche die ordentlichen Gerichte in Zivilsachen, die 

Justizverwaltungsbehörden und die Behörden der Arbeitsgerichtsverwaltung erheben, sind befreit 

1. Kirchen, sonstigen Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die die 

Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben; 



(…) 

 

 

13.10.2 Niedersächsische Landeshaushaltsordnung (LHO) 

In der Fassung vom 30.04.2001 (Nds. GVBl. 2001, 276), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

26.09.2012 (Nds. GVBl. S. 394) 

Teil VI   Juristische Personen des öffentlichen Rechts unter der Aufsicht des Landes 

§ 105   Grundsatz 

(1) 1 Für juristische Personen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen, gelten 

1. die §§ 106 bis 110, 

2. die §§ 1 bis 87 entsprechend, 

soweit nicht durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes etwas anderes bestimmt ist. 2 Satz 1 gilt 

ferner nicht für Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts 

nach Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 Abs. 5 und 7 der deutschen 

Verfassung vom 11. August 1919. 

(…) 

§ 111   Prüfung durch den Landesrechnungshof 

(1) 1 Der Landesrechnungshof prüft die Haushalts- und Wirtschaftsführung der juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen. 2 Die §§ 89 bis 99, 102 und 103 sind 

entsprechend anzuwenden. 

(2) Absatz 1 gilt unbeschadet des § 91 nicht für Gemeinden, Gemeindeverbände und 

Zusammenschlüsse von Gemeindeverbänden sowie für Religionsgesellschaften und 

Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts nach Artikel 140 des Grundgesetzes in 

Verbindung mit Artikel 137 Abs. 5 und 7 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919. 

(…) 

13.10.3 Verordnung zur Durchführung des Kirchensteuerrahmengesetzes 

(Kirchensteuerdurchführungsverordnung - KiStDV -) 

Vom 08.12.1972 (Nds. GVBl. 1972, 492), zuletzt geändert durch Verordnung vom 14.08.2009 

(Nds. GVBl. S. 327) 

Auf Grund des § 17 Nrn. 1, 2, 4 und 5 des Kirchensteuerrahmengesetzes (KiStRG) vom 10. Februar 

1972 (Nieders. GVBl. S. 109) wird verordnet: 

§ 1 [Evangelische und katholische Lohnkirchensteuer] 

(1) Die in einem Vomhundertsatz der Lohnsteuer zu erhebende Kirchensteuer ist vom Arbeitgeber 

einzubehalten, beim Finanzamt anzumelden und an dieses abzuführen. Es ist nur zwischen 

evangelischer und katholischer Lohnkirchensteuer zu unterscheiden. Die abzuführende 

Lohnkirchensteuer ist im Rahmen der Lohnsteuer-Anmeldung beim zuständigen Finanzamt getrennt 



nach evangelischer und katholischer anzumelden. Als evangelische Lohnkirchensteuer gilt dabei 

Kirchensteuer, die aufgrund der auf der Lohnsteuerkarte eingetragenen Merkmale “lt”, “rf” und “ev” 

einzubehalten ist, und als katholische Lohnkirchensteuer die, die aufgrund der eingetragenen 

Merkmale “rk” und “ak” einzubehalten ist. 

(2) Die in einem Vomhundertsatz der Kapitalertragsteuer zu erhebende Kirchensteuer ist vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten einzubehalten, anzumelden und abzuführen. Die abzuführende 

Kirchensteuer vom Kapitalertrag ist im Rahmen der Kapitalertragsteuer-Anmeldung beim zuständigen 

Finanzamt getrennt nach den einzelnen steuerberechtigten Kirchen und anderen 

Religionsgemeinschaften anzumelden. 

(3) Wird die Lohnsteuer pauschaliert erhoben, so ist die danach zu berechnende Lohnkirchensteuer 

vom Finanzamt in einen evangelischen und einen katholischen Teil nach dem Schlüssel aufzuteilen, 

der im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt gemacht wird. Dies gilt entsprechend bei 

Pauschalierung der Einkommensteuer. 

§ 2 [Beginn und ende der Kirchenzugehörigkeit] 

Beginnt oder endet für einen Arbeitnehmer die Zugehörigkeit zu einer Landeskirche, Diözese, anderen 

Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft, für die Steuern durch Abzug vom 

Arbeitslohn erhoben werden, so hat der Arbeitgeber dies zu berücksichtigen, sobald ihm die 

geänderten Lohnsteuerabzugsmerkmale vorliegen. 

§ 3 [Zeitanteilige Festsetzung] 

(1) Beginnt die Kirchensteuerpflicht bei bestehender oder endet sie bei fortbestehender 

Einkommensteuerpflicht im Laufe des Veranlagungszeitraums, so ist die Kirchensteuer vom 

Einkommen nach der vollen für diesen Veranlagungszeitraum maßgebenden Bemessungsgrundlage zu 

berechnen, jedoch nur anteilig mit je einem Zwölftel für jeden Kalendermonat des Bestehens der 

Kirchensteuerpflicht festzusetzen. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine konfessionsgleiche, konfessionsverschiedene oder 

glaubensverschiedene Ehe im Sinne des § 7 Abs. 3 bis 5 KiStRG nicht während des gesamten 

Veranlagungszeitraums vor, so sind die nach § 7 Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 oder Abs. 5 Satz 1 

Nr. 2 KiStRG maßgebenden Bemessungsgrundlagen der Festsetzung der Kirchensteuer anteilig mit je 

einem Zwölftel für jeden Kalendermonat zugrunde zu legen, in dem eine konfessionsgleiche, 

konfessionsverschiedene oder glaubensverschiedene Ehe bestanden hat. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 ist Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten nur einzubehalten, wenn im Zeitpunkt des Zuflusses der 

Kapitalerträge eine Kirchensteuerpflicht bestand. 

§ 4 [Steuerordnungen und Steuerbeschlüsse] 

(1) Steuerordnungen und Beschlüsse über die Kirchensteuersätze der Kirchengemeinden oder 

Kirchengemeindeverbände, die Ortskirchensteuern betreffen, sind öffentlich bekanntzumachen. Die 

Form der öffentlichen Bekanntmachung bleibt der Regelung durch die Landeskirchen, Diözesen oder 

anderen Religionsgemeinschaften überlassen. 

(2) Für Steuerordnungen und Beschlüsse der Weltanschauungsgemeinschaften, die örtliche Steuern 

betreffen, gilt Absatz 1 entsprechend. 



§ 5 [Inkrafttreten] 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1972 in Kraft. 

Hannover, den 8. Dezember 1972. 

Das Niedersächsische Landesministerium 

Kubel 

Dr. Heinke 

 

 

13.11 Nordrhein-Westfalen 

13.11.1 Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (GebG NRW) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 23.08.1999 (GV. NRW. 1999, S. 524), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 12.05.2009 (GV. NRW. S. 296) 

3. Abschnitt Allgemeine Vorschriften zu den Verwaltungsgebühren 

§ 8 Persönliche Gebührenfreiheit  

(1) Von Verwaltungsgebühren sind befreit 

1. die Bundesrepublik Deutschland und die bundesunmittelbaren juristischen Personen des 

öffentlichen Rechts, deren Ausgaben ganz oder teilweise auf Grund gesetzlicher Verpflichtung aus 

dem Haushalt des Bundes getragen werden, 

2. das Land und die juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die nach dem Haushaltsplan des 

Landes für Rechnung des Landes verwaltet werden, sowie die Hochschulen in der Trägerschaft des 

Landes, soweit die Amtshandlung unmittelbar der Durchführung der Aufgaben im Sinne des § 3 

Hochschulgesetz dient, 

3. die anderen Länder, soweit Gegenseitigkeit gewährleistet ist, 

4. die Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern die Amtshandlung nicht ihre wirtschaftlichen  

Unternehmen betrifft, 

5. die Kirchen und die Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts, soweit die Amtshandlung 

unmittelbar der Durchführung kirchlicher Zwecke im Sinne des § 54 der Abgabenordnung dient. 

(…) 

 

 



13.11.2 Gesetz über die Erhebung von Kirchensteuern im Land Nordrhein-

Westfalen 

(Kirchensteuergesetz – KiStG) 

Vom 30.04.1962 (GV. NW S. 223), in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.04.1975 

(GV NW S. 439), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.11.2008 (GV NRW S. 720) 

I. Besteuerungsrecht  

§ 1   [Kirchliche Steuerordnungen] 

Die Katholische Kirche und die Evangelische Kirche erheben im Land Nordrhein-Westfalen 

Kirchensteuern auf Grund eigener Steuerordnungen.  

§ 2   [Diözesan-, Landes- und Ortskirchensteuer] 

(1) Kirchensteuern können nach Maßgabe der Steuerordnungen  

1. als Diözesankirchensteuer oder Landeskirchensteuer  

2. als Ortskirchensteuer,  

3. nebeneinander als Diözesankirchensteuer oder Landeskirchensteuer und als Ortskirchensteuer 

erhoben werden.  

(2) Die Steuerordnungen werden von den Diözesen der Katholischen Kirche und den Evangelischen 

Landeskirchen erlassen.  

(3) Über die Höhe der zu erhebenden Kirchensteuern beschließt die nach der Steuerordnung 

zuständige Körperschaft.  

II. Persönliche Steuerpflicht  

§ 3   [Persönliche Steuerpflicht] 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind alle Angehörigen der Katholischen Kirche und der Evangelischen 

Kirche, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinn der §§ 8 und 9 der 

Abgabenordnung im Land Nordrhein-Westfalen haben.  

(2) Die Kirchensteuerpflicht endet bei einem nach Maßgabe der geltenden staatlichen Vorschriften 

erklärten Kirchenaustritt mit dem Ablauf des Kalendermonats, in dem die Erklärung des 

Kirchenaustritts wirksam geworden ist. 

 

III. Grundsätze über die Erhebung von Kirchensteuern  

§ 4   [Steuerarten] 

(1) Kirchensteuern können erhoben werden  

1. a) als Zuschlag zur Einkommensteuer und Lohnsteuer, auch unter Festsetzung von 

 Mindestbeträgen, sowie als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer, oder 



 b) nach Maßgabe des Einkommens auf Grund eines besonderen Tarifs (Kirchensteuer 

vom Einkommen) 

2. als Zuschlag zur Vermögensteuer (Kirchensteuer vom Vermögen),  

3. als Zuschlag zu den Grundsteuermeßbeträgen (Kirchensteuer vom Grundbesitz),  

4. als allgemeines Kirchgeld, 

5. als besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte nicht 

kirchensteuerpflichtig ist. 

(2) Vor Berechnung der Kirchensteuer nach Absatz 1 Nr.1 Buchstabe a sind die Einkommen-steuer, 

die Lohn- und Kapitalertragsteuer nach Maßgabe des § 51a des Einkommensteuergesetzes in seiner 

jeweiligen Fassung zu ermitteln. Wird für das besondere Kirchgeld nach Absatz 1 Nr. 5 das zu 

versteuernde Einkommen im Sinne des Einkommensteuergesetzes als Bemessungsgrundlage 

bestimmt, so ist der Betrag maßgebend, der auch für die Ermittlung der Einkommensteuer nach Satz 1 

zugrunde zu legen ist.  

(3) Kirchensteuern nach Absatz 1 können nebeneinander erhoben werden. Die Kirchensteuern vom 

Einkommen nach Absatz 1 Nr.1 Buchstabe a) und nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b) können nicht 

nebeneinander erhoben werden.  

(4) In den Steuerordnungen kann bestimmt werden, daß Kirchensteuern einer Art auf Kirchensteuern 

einer anderen Art angerechnet werden. Eine Kirchensteuer nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a ist stets 

auf ein besonderes Kirchgeld nach Absatz 1 Nr. 5 anzurechnen. Auf ein besonderes Kirchgeld sind 

auch die Beiträge anzurechnen, die der nicht kirchensteuerpflichtige Ehegatte als Mitglied einer 

öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft, die keine Kirchensteuer erhebt, entrichtet hat. 

(5) Wird die Kirchensteuer vom Einkommen als Diözesankirchensteuer oder Landeskirchensteuer und 

als Ortskirchensteuer nebeneinander erhoben, so ist dafür ein gemeinsamer Steuersatz festzusetzen.  

§ 5   [Anwendung der Maßstabsteuer - Vorschriften] 

(1) Auf die im § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 5 bezeichneten Kirchensteuern finden die Vorschriften für 

die Einkommensteuer, die Lohn- und Kapitalertragsteuer, insbesondere die Vorschriften über das 

jeweilige Abzugsverfahren, die Vorschriften für die Grundsteuer und die Vorschriften für die 

Vermögensteuer entsprechende Anwendung. Die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer 

wird nach Maßgabe des § 51a Abs. 2b bis 2d des Einkommensteuergesetzes erhoben. 

(2) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres, wird für jeden 

Kalendermonat, in dem die Kirchensteuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel des Betrages erhoben, der 

sich bei ganzjähriger Kirchensteuerpflicht als Jahressteuerschuld ergeben würde. Dies gilt – 

vorbehaltlich des Satzes 3 – jedoch nicht, wenn mit dem Beginn oder Ende der Kirchensteuerpflicht 

während des Kalenderjahres gleichzeitig die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder 

endet. Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn in den Fällen des § 2 Abs. 7 Satz 3 des 

Einkommensteuergesetzes in eine Veranlagung zur unbeschränkten Einkommensteuerpflicht die 

während der beschränkten Einkommensteuerpflicht erzielten inländischen Einkünfte einbezogen 

worden sind. Soweit Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer durch den 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten wird, ist entscheidend, ob der Gläubiger der 

Kapitalerträge im Zeitpunkt der Abzugsverpflichtung kirchensteuerpflichtig ist; eine Zwölftelung 

findet nicht statt. 



§ 6   [Konfessionsverschiedene Ehe]  

(1) Gehören Ehegatten verschiedenen steuerberechtigten Kirchen an (konfessionsverschiedene Ehe) 

und liegen die Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung bei der Einkommensteuer (§§ 26, 26 

b des Einkommensteuergesetzes) vor, so erheben beide Kirchen die Kirchensteuer in der Form des 

Zuschlags zur Einkommensteuer und Lohnsteuer (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) von beiden Ehegatten 

in folgender Weise:  

1. wenn die Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer veranlagt werden, von der Hälfte der 

Einkommensteuer;  

2. wenn ein Ehegatte oder beide Ehegatten lohnsteuerpflichtig sind, von der Hälfte der 

Lohnsteuer.  

Die Ehegatten haften als Gesamtschuldner. Im Lohnabzugsverfahren ist die Kirchensteuer bei jedem 

Ehegatten auch für den anderen einzubehalten.  

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nicht vor oder 

werden die Ehegatten getrennt (§ 26a des Einkommensteuergesetzes) oder besonders (§ 26c des 

Einkommensteuergesetzes) veranlagt, so wird die Kirchensteuer vom Einkommen von jedem 

Ehegatten nach seiner Kirchenangehörigkeit und nach der jeweils in seiner Person gegebenen 

Steuerbemessungsgrundlage erhoben. 

(3) § 51a Abs. 2c des Einkommensteuergesetzes gilt entsprechend.  

(4) Für die Erhebung der anderen in § 4 Abs. 1 genannten Kirchensteuerarten – mit Ausnahme des 

besonderen Kirchgeldes nach § 4 Abs. 1 Nr. 5 – gilt Absatz 2 entsprechend.  

§ 7   [Glaubensverschiedene Ehe]  

(1) Gehört nur ein Ehegatte einer steuerberechtigten Kirche an (glaubensverschiedene Ehe), so erhebt 

die steuerberechtigte Kirche die Kirchensteuer von ihm nach der in seiner Person gegebenen 

Steuerbemessungsgrundlage.  

(2) Werden die Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer veranlagt (§ 26b des 

Einkommensteuergesetzes), so ist bei dem steuerpflichtigen Ehegatten die Kirchensteuer in der Form 

des Zuschlags zur Einkommensteuer anteilig zu berechnen. Die Kirchensteuer ist nach dem Teil der – 

nach Maßgabe des § 4 Abs. 2 Satz 1 ermittelten – gemeinsamen Einkommensteuer zu berechnen, der 

auf den steuerpflichtigen Ehegatten entfällt, wenn die gemeinsame Steuer im Verhältnis der 

Einkommensteuerbeträge, die sich bei Anwendung des § 32a Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 

(Einkommensteuertarif) auf die Einkünfte eines jeden Ehegatten ergeben würden, auf die Ehegatten 

verteilt wird. Ist in der gemeinsamen Einkommensteuer im Sinne des Satzes 2 eine nach dem 

gesonderten Steuertarif des § 32d des Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer 

enthalten, werden die gesondert besteuerten Kapitaleinkünfte und die gesondert ermittelte 

Einkommensteuer bei der Verhältnisrechnung nach Satz 2 nicht berücksichtigt. Die nach dem 

gesonderten Steuertarif des § 32d des Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer wird 

dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten mit dem auf ihn entfallenen Anteil unmittelbar zugerechnet.  

(3) § 51a Abs. 2c des Einkommensteuergesetzes gilt entsprechend. 

IV. Besteuerungsverfahren  

§ 8   [Besteuerungsverfahren] 



(1) Die Vorschriften der Abgabenordnung und des Verwaltungszustellungsgesetzes finden in der 

jeweils geltenden Fassung auf die Kirchensteuern entsprechende Anwendung, soweit nicht in diesem 

Gesetz eine besondere Regelung getroffen ist.  

(2) Die Vorschriften des Fünften Teils Zweiter Abschnitt der Abgabenordnung (Verzinsung, 

Säumniszuschläge) und die Vorschriften des Achten Teils der Abgabenordnung (Straf- und 

Bußgeldvorschriften, Straf- und Bußgeldverfahren) sind nicht anzuwenden. 

(3) Für die Entstehung der Steuerschuld bei den Kirchensteuern vom Einkommen, beim allgemeinen 

und beim besonderen Kirchgeld gelten die Vorschriften über die Entstehung der Steuerschuld bei der 

Einkommensteuer; für die Entstehung der Steuerschuld bei den Kirchensteuern vom Vermögen und 

vom Grundbesitz gelten die Vorschriften über die Entstehung der Steuerschuld bei der 

Vermögensteuer und der Grundsteuer.  

(4) Für die Stundung und den Erlaß der Kirchensteuern sind die Kirchen zuständig. Sie können für die 

von den Finanzämtern oder von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) verwalteten Kirchensteuern die 

Befugnis auf diese Stellen übertragen.  

V. Verwaltung der Kirchensteuern  

§ 9   [Verwaltung durch die Finanzämter] 

Auf Antrag der Diözesen der Katholischen Kirche oder auf Antrag der Evangelischen Landeskirchen 

hat das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium den Finanzämtern die Verwaltung der 

Kirchensteuern vom Einkommen und Vermögen und des besonderen Kirchgelds zu übertragen. Wird 

die Kirchensteuer vom Einkommen auf Grund eines besonderen Tarifs oder als besonderes Kirchgeld 

erhoben, so besteht die Verpflichtung zur Übertragung nur hinsichtlich der Steuerpflichtigen, die zur 

Einkommensteuer oder Lohnsteuer herangezogen werden. In den übrigen Fällen – mit Ausnahme des 

allgemeinen Kirchgelds – kann den Finanzämtern die Verwaltung der Kirchensteuer übertragen 

werden. Die Übernahme der Verwaltung erfolgt gegen eine zu vereinbarende Vergütung.  

§ 10   [Lohnabzugsverfahren] 

(1) Soweit die Kirchensteuer vom Einkommen durch die Finanzämter verwaltet wird, sind die 

Arbeitgeber, deren Betriebsstätten im Land Nordrhein-Westfalen liegen, verpflichtet, die 

Kirchensteuer von allen katholischen und evangelischen Arbeitnehmern mit Wohnsitz oder 

gewöhnlichem Aufenthalt im Sinn der §§ 8 und 9 der Abgabenordnung im Land Nordrhein-Westfalen 

in Höhe des für den Ort der Betriebsstätte – im Sinn des Lohnsteuerrechts – maßgeblichen 

Steuersatzes einzubehalten und an das für den Arbeitgeber zuständige Finanzamt abzuführen.  

(2) Auf Antrag von Diözesen der Katholischen Kirche oder auf Antrag von Evangelischen  

Landeskirchen, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen liegt, 

kann das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für 

Kirchenangelegenheiten zuständigen Ministerium die Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuer 

im Lohnabzugsverfahren auch für die diesen gegenüber steuerpflichtigen Arbeitnehmer anordnen, die 

nicht im Land Nordrhein-Westfalen ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, aber von 

einer Betriebsstätte im Land Nordrhein-Westfalen entlohnt werden. Sofern die Steuersätze an dem 

Wohnsitz niedriger als an der Betriebsstätte sind, ist dem Antrag nur stattzugeben, wenn die Erstattung 

zuviel einbehaltener Kirchensteuer gewährleistet wird.  



(3) Gilt für den Ort des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts von Arbeitnehmern ein 

anderer Steuersatz als für den Ort der Betriebsstätte, so kann das Finanzamt der Betriebsstätte in den 

Fällen des Absatzes 2 dem Arbeitgeber auf Antrag gestatten, die Kirchensteuer dieser Arbeitnehmer 

nach dem am Ort des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts geltenden Steuersatz 

einzubehalten und abzuführen. Die Entscheidung des Finanzamtes bedarf zu ihrer Wirksamkeit der 

Einwilligung der Diözese der Katholischen Kirche und der Evangelischen Landeskirche, in deren 

Gebiet der Arbeitgeber die Betriebsstätte unterhält.  

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine pauschale Einkommensteuer des 

Kirchensteuerpflichtigen als Lohnsteuer entrichtet wird. 

(5) Für zum Steuerabzug verpflichtete Schuldner von Kapitalerträgen, für auszahlende Stellen und für 

Personen oder Stellen, die die Auszahlung der Kapitalerträge an den Gläubiger für die Rechnung des 

Schuldners vornehmen, gelten hinsichtlich der Kirchensteuer, die als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer 

erhoben wird, die Absätze 1 und 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass sich die Höhe des 

Kirchensteuersatzes nach dem Ort des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts des Gläubigers der 

Kapitalerträge bestimmt.   

§ 11   [Verwaltung durch Gemeinden]  

Die Kirchensteuer vom Grundbesitz kann auf Antrag der nach der Steuerordnung zuständigen 

Körperschaft durch die Gemeinden (Gemeindeverbände) verwaltet werden. Die Übernahme der 

Verwaltung erfolgt gegen eine zu vereinbarende Vergütung.  

§ 12   [Beitreibung] 

Wird die Kirchensteuer von den Kirchen selbst verwaltet, so wird die Kirchensteuer einschließlich der 

Nebenleistungen auf Antrag durch die Finanzämter nach den Vorschriften der Abgabenordnung oder 

durch die kommunalen Vollstreckungsbehörden, soweit diese die Maßstabsteuern einziehen, nach den 

Vorschriften über das Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 

§ 13   [Besteuerungsunterlagen]  

Die zuständigen Landes- oder Gemeindebehörden haben den Kirchen auf Anfordern die für die 

Besteuerung und den kirchlichen Finanzausgleich erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen.  

VI. Rechtsbehelfe 

§ 14   [Rechtsbehelfe] 

(1) Dem Steuerpflichtigen steht gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer als außergerichtlicher 

Rechtsbehelf der Einspruch zu, der binnen einer Frist von einem Monat seit Bekanntgabe des 

Steuerbescheides bei der in der Steuerordnung angegebenen Stelle einzulegen ist. Wird die Steuer im 

Wege des Lohnabzugs erhoben, so ist der Einspruch bis zum Ablauf des Kalendermonats zulässig, der 

auf den Lohnzahlungszeitraum folgt, in dem der Abzug erfolgt ist.  

(2) Über den Einspruch entscheidet die in der Steuerordnung bestimmte Stelle. Für das Verfahren gilt 

der Siebente Teil der Abgabenordnung sinngemäß.  

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 sind bei Ablehnung von Stundungs- und Erlaßanträgen 

sinngemäß anzuwenden.  



(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 ist der Finanzrechtsweg gegeben. Die Vorschriften der 

Finanzgerichtsordnung in der jeweils geltenden Fassung finden Anwendung, soweit nicht in diesem 

Gesetz eine besondere Regelung getroffen ist.  

(5) Beteiligte Behörde (§ 57 der Finanzgerichtsordnung) ist nur diejenige Stelle, die nach der 

Steuerordnung über den Einspruch (Absatz 2) zu entscheiden hat; § 122 Abs. 2 der 

Finanzgerichtsordnung bleibt unberührt.  

(6) Einwendungen gegen die zugrundegelegte Maßstabsteuer (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3) sind unzulässig. 

Entsprechendes gilt, wenn Bemessungsgrundlage für das besondere Kirchgeld (§ 4 Abs. 1 Nr. 5) das 

zu versteuernde Einkommen (§4 Abs. 2 Satz 2) ist. 

VII. Öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften  

§ 15   [Öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften] 

(1) Dieses Gesetz findet auf Religionsgemeinschaften, die die Rechte einer Körperschaft des 

öffentlichen Rechts haben, entsprechende Anwendung.  

(2) Die Verpflichtung zur Übertragung der Verwaltung der Kirchensteuern auf die Finanzämter im 

Sinne des § 9 besteht in diesem Fall nur, wenn  

1. die steuerberechtigte Religionsgemeinschaft mindestens 40 000 Angehörige im Land hat,  

2. die steuerberechtigte Religionsgemeinschaft die Kirchensteuern nach den gleichen 

Steuersätzen wie die steuerberechtigten Kirchen erhebt,  

3. bei Bestehen von Religionsgemeinschaften mit dem gleichen Bekenntnis im Land diese alle 

Kirchensteuern nach einheitlichen Grundsätzen erheben.  

Nummer 1 gilt nicht für Religionsgemeinschaften, für die bei Inkrafttreten des Gesetzes vom 5. 

November 1968 die Verwaltung der Kirchensteuer auf die Finanzämter übertragen ist. Einen Antrag 

nach § 10 Abs. 2 kann nur die Religionsgemeinschaft stellen, bei der die Kirchensteuer im 

Lohnabzugsverfahren am Ort des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes des Arbeitnehmers 

durch die Landesfinanzverwaltung verwaltet wird. Entsprechendes gilt für Anträge nach § 10 Abs. 5. 

VIII. Schlußbestimmungen  

§ 16   [Staatliche Anerkennung] 

(1) Die Kirchensteuerordnungen und -beschlüsse bedürfen der staatlichen Anerkennung.  

(2) Liegt zu Beginn eines Steuerjahres ein anerkannter Kirchensteuerbeschluß nicht vor, so gilt für das 

Steuerjahr der vorjährige Kirchensteuerbeschluß weiter, bis ein neuer Kirchensteuerbeschluß 

anerkannt ist.  

§ 17   [Zuständigkeit zur Anerkennung] 

(1) Die Anerkennung nach § 16 sprechen das für Kirchenangelegenheiten zuständige Ministerium und 

das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium aus, soweit im Absatz 2 nichts anderes 

bestimmt ist.  

(2) Werden die Kirchensteuern als Ortskirchensteuern erhoben, so sind die Bezirksregierungen für die 

Anerkennung der Kirchensteuerbeschlüsse zuständig. Einer Anerkennung der einzelnen 



Kirchensteuerbeschlüsse bedarf es nicht, wenn das für Kirchenangelegenheiten zuständige 

Ministerium und das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium auf Antrag der Diözesen 

der Katholischen Kirche oder auf Antrag der Evangelischen Landeskirchen die Steuersätze generell 

anerkennen und die nach der Steuerordnung zuständigen Körperschaften diese Steuersätze 

beschließen.  

§ 18   [Durchführungsverordnungen] 

(1) Rechtsverordnungen über  

1. den Zeitraum, für den die Kirchensteuer erhoben wird,  

2. den Zeitpunkt, zu dem die Verwaltung von Kirchensteuern durch die Finanzämter und die 

kommunalen Steuerbehörden übernommen oder zurückgegeben werden kann,  

3. die Einziehung der Kirchensteuer im Lohnabzugsverfahren nach § 10 Abs. 2 und  

4. das Verfahren bei der Anerkennung nach § 16 und § 17 erlassen das für 

Kirchenangelegenheiten zuständige Ministerium und das für die Landesfinanzverwaltung zuständige 

Ministerium im Benehmen mit den Kirchen.  

(2) Rechtsverordnungen, die die Verwaltung von Kirchensteuern sowie die Stundung und den Erlaß 

von Kirchensteuern durch die Finanzämter nach § 9 und § 8 Abs. 4 regeln, erläßt das für die 

Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium. Rechtsvorschriften, die die Verwaltung der 

Kirchensteuer vom Grundbesitz sowie die Stundung und den Erlaß dieser Kirchensteuer durch die 

zuständige Gemeinde oder den zuständigen Gemeindeverband nach § 11 und § 8 Abs. 4 regeln, 

erlassen diese.  

(3) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlassen das für 

Kirchenangelegenheiten zuständige Ministerium und das für die Landesfinanzverwaltung zuständige 

Ministerium. 

§ 19   [Inkrafttreten] 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1963 in Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt treten alle Vorschriften 

des bisherigen Landesrechts über die Kirchensteuern außer Kraft.  

 

 

13.11.3 Landeshaushaltsordnung (LHO NRW) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 26.04.1999 (GV. NRW. 1999, S. 158), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 04.12.2012 (GV. NRW. S. 637) 

Teil VI Landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen Rechts  

§ 111 Prüfung durch den Landesrechnungshof 

(1) Der Landesrechnungshof prüft die Haushalts- und Wirtschaftsführung der landesunmittelbaren 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 

Die §§ 89 bis 99, §§ 102, 103, 112 Abs. 3 sind entsprechend anzuwenden. 



(2) Für landesunmittelbare juristische Personen des öffentlichen Rechts kann das zuständige 

Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem Landesrechnungshof Ausnahmen 

von Absatz 1 zulassen, soweit kein erhebliches finanzielles Interesse des Landes besteht. Die nach 

bisherigem Recht zugelassenen Ausnahmen bleiben unberührt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Gemeinden, Gemeindeverbände, Zusammenschlüsse von 

Gemeinden oder Gemeindeverbänden und für Religionsgesellschaften und 

Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts nach Artikel 137 Abs. 5 und 7 der 

Deutschen Verfassung vom 11. August 1919 in Verbindung mit Artikel 140 des Grundgesetzes vom 

23. Mai 1949. 

 

 

13.11.4 Verordnung zur Durchführung des Kirchensteuergesetzes 

(Kirchensteuergesetzdurchführungsverordnung – KiStGDV) 

Vom 16.12.2008 (GV. NRW. 2008, 874), geändert durch Verordnung vom 30.06.2009 

(GV. NRW.  S. 394) 

§ 1 Steuerjahr  

Die Kirchen- und Kultussteuer wird für das Steuerjahr erhoben. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Übertragung der Kirchensteuerverwaltung 

Die Verwaltung der Kirchen- und Kultussteuer durch die Finanzämter und die Gemeinden oder 

Gemeindeverbände kann nur zum Beginn eines Steuerjahres übernommen und nur zum Schluss eines 

Steuerjahres unter Einhaltung einer Frist von einem Jahr zurückgegeben werden. 

§ 3 Kirchensteuerarten 

(1) Die Verwaltung der Kirchen- beziehungsweise Kultussteuer vom Einkommen (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 

Buchstabe a des Gesetzes), die 

1. die Diözesen der Katholischen Kirche, 

2. die Evangelischen Landeskirchen, 

3. das Katholische Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland und 

4. die Jüdischen Kultusgemeinden 

im Gebiet von Nordrhein-Westfalen erheben, wird den Finanzämtern übertragen. 

(2) Die Verwaltung der Kirchensteuer vom Vermögen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes), die in der 

Lippischen Landeskirche erhoben wird, wird den Finanzämtern Detmold und Lemgo übertragen. 

(3) Die Verwaltung des besonderen Kirch- beziehungsweise Kultusgeldes (§ 4 Abs. 1 Nr. 5 des 

Gesetzes), das 

1. die Evangelischen Landeskirchen, 

2. das Katholische Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland und 



3. die Jüdischen Kultusgemeinden 

im Gebiet von Nordrhein-Westfalen erheben, wird den Finanzämtern übertragen, soweit das besondere 

Kirch- oder Kultusgeld von zur Einkommensteuer veranlagten Personen zu erheben ist, für die das 

Besteuerungsrecht den Evangelischen Landeskirchen, dem Katholischen Bistum der Alt-Katholiken 

oder den Jüdischen Kultusgemeinden zusteht. 

§ 4  

Die Finanzämter sind befugt, bei einer Stundung oder einem Erlass von Einkommen-, Lohn- oder 

Kapitalertragsteuer zugleich auch den entsprechenden Teil der Kirchen- und Kultussteuer vom 

Einkommen (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a des Gesetzes) zu stunden oder zu erlassen. Das gleiche gilt 

für die Kirchensteuer vom Vermögen (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes), soweit die Verwaltung auf die 

Finanzämter übertragen ist. 

§ 5 Religionsgemeinschaften außerhalb des Landes Nordrhein-Westfalen  

(1) Die Arbeitgeber haben für 

1. die Diözesen der Katholischen Kirche, 

2. die Evangelischen Landeskirchen und 

3. die zur Steuererhebung berechtigten Körperschaften des Katholischen Bistums der Alt-Katholiken 

in der Bundesrepublik Deutschland, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb des Landes 

Nordrhein-Westfalen liegt, die Kirchensteuer im Lohnabzugsverfahren auch für die diesen gegenüber 

steuerpflichtigen Arbeitnehmer einzubehalten und abzuführen, die nicht im Land Nordrhein-Westfalen 

ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, aber von einer Betriebsstätte im Land 

Nordrhein-Westfalen entlohnt werden. Der Kirchensteuersatz bestimmt sich nach dem Ort der 

Betriebsstätte. Gilt für den Ort des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts des Arbeitnehmers 

ein anderer Steuersatz, so kann das Finanzamt der Betriebsstätte dem Arbeitgeber auf Antrag 

gestatten, die Kirchensteuer dieses Arbeitnehmers nach dem am Ort des Wohnsitzes oder des 

gewöhnlichen Aufenthalts geltenden Steuersatz einzubehalten und abzuführen. Die Entscheidung des 

Finanzamts bedarf der Einwilligung der Diözese, Landeskirche und des Bistums der Alt-Katholiken, 

in deren Gebiet der Arbeitgeber die Betriebsstätte unterhält. 

(2) Die zum Steuerabzug verpflichteten Schuldner von Kapitalerträgen, die auszahlenden Stellen und 

die Personen oder Stellen, die die Auszahlung der Kapitalerträge an den Gläubiger für die Rechnung  

des Schuldners vornehmen, haben für 

1. die Diözesen der Katholischen Kirche, 

2. die evangelischen Landeskirchen, 

3. die Landessynodalräte der Alt-Katholischen Kirche in Baden-Württemberg, Bayern und Hessen, 

den Alt-Katholischen Gemeindeverband Rheinland-Pfalz sowie die Alt-Katholischen 

Kirchengemeinden Berlin, Hannover-Niedersachsen, Saarland und Schleswig-Holstein, 

4. die Freireligiöse Landesgemeinde Baden, 

5. die Israelitische Religionsgemeinschaft Württembergs, 



6. die Israelitische Religionsgemeinschaft Baden, 

7. die Jüdische Gemeinde Frankfurt, 

8. Freie Religionsgemeinschaft Alzey, 

9. die Freireligiöse Gemeinde Mainz, 

10. die Freireligiöse Landesgemeinde Pfalz, 

11. die Jüdische Gemeinde in Hamburg, 

12. die Jüdische Kultusgemeinden Koblenz und Bad Kreuznach, 

13. den Landesverband der Jüdischen Gemeinden in Hessen, 

14. die Frei-religiöse Gemeinde Offenbach am Main und 

15. die Synagogengemeinde Saar 

in der Bundesrepublik Deutschland, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb des Landes 

Nordrhein-Westfalen liegt, die Kirchen- beziehungsweise Kultussteuer im 

Kapitalertragsteuerabzugsverfahren auch für die diesen gegenüber steuerpflichtigen Gläubiger der 

Kapitalerträge einzubehalten und abzuführen, die nicht im Land Nordrhein-Westfalen ihren Wohnsitz 

oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. Der Kirchensteuersatz bestimmt sich nach dem Ort des 

Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes des Gläubigers der Kapitalerträge. 

§ 6 Anerkennung der Kirchensteuerordnungen  

Die Anerkennung der Kirchen- und Kultussteuerordnungen setzt voraus, dass in diesen geregelt sind: 

1. die zur Steuererhebung berechtigten kirchlichen Körperschaften, 

2. Beginn und Ende der persönlichen Kirchen- beziehungsweise Kultussteuerpflicht, 

3. die Kirchen- beziehungsweise Kultussteuern, die im Rahmen des § 4 Abs. 1 des Gesetzes erhoben 

werden können und 

4. die zur Entscheidung über den Einspruch und die Beschwerde gemäß § 14 des Gesetzes zuständigen 

Stellen. 

 

§ 7 Steuersätze  

In den Kirchen- und Kultussteuerbeschlüssen sind die jeweiligen Steuersätze festzusetzen. 

§ 8 Landes- und Diözesankirchensteuer 

(1) Wird die Kirchen- beziehungsweise Kultussteuer als Diözesankirchensteuer beziehungsweise 

Landeskirchensteuer (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes) erhoben, so haben 

1. die Diözesen der Katholischen Kirche, 

2. die Evangelischen Landeskirchen, 



3. das Katholische Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland und 

4. die Landesverbände der Jüdischen Kultusgemeinden von Nordrhein und Westfalen sowie die 

Synagogengemeinde Köln 

dem für Kirchenangelegenheiten zuständigen Ministerium und dem für die Landesfinanzverwaltung 

zuständigen Ministerium (zuständige Ministerien) bis zum 30. September den Kirchensteuerbeschluss 

für das folgende Steuerjahr zur Anerkennung vorzulegen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 

Kirchen- beziehungsweise Kultussteuer dazu dient, den Fehlbetrag im kirchlichen Haushalt zu decken; 

auf Verlangen der zuständigen Ministerien ist dieser Fehlbetrag unter Vorlage der Haushaltspläne zu 

belegen. Die zuständigen Ministerien entscheiden bis zum 15. November über die Anerkennung. 

(2) Das Gleiche gilt, wenn die Kirchen- beziehungsweise Kultussteuer nebeneinander als 

Diözesankirchensteuer oder Landeskirchensteuer und als Ortskirchensteuer (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 des 

Gesetzes) erhoben wird, hinsichtlich der Diözesankirchensteuer oder Landeskirchensteuer. 

(3) Dem für Kirchenangelegenheiten zuständigen Ministerium haben 

1. die Diözesen, 

2. die Landeskirchen, 

3. das Katholische Bistum der Alt-Katholiken und 

4. die Landesverbände der jüdischen Kultusgemeinden von Nordrhein und Westfalen sowie die 

Synagogengemeinde Köln 

bis zum 1. Mai das Steueraufkommen des vorausgegangenen Steuerjahres für die einzelnen 

Kirchensteuerarten mitzuteilen. 

§ 9 Ortskirchensteuer 

(1) Wird die Kirchen- beziehungsweise Kultussteuer als Ortskirchensteuer (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 des 

Gesetzes) erhoben, so können 

1. die Diözesen, 

2. die Landeskirchen, 

3. das Katholische Bistum der Alt-Katholiken und 

4. die Landesverbände der jüdischen Kultusgemeinden von Nordrhein und Westfalen sowie die 

 Synagogengemeinde Köln 

gemäß § 17 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes die generelle Anerkennung der Steuersätze für die 

Kirchengemeinden ihres Kirchengebietes bei den zuständigen Ministerien beantragen. Diese erkennen 

die Steuersätze für das kommende Steuerjahr oder bis auf weiteres unter dem Vorbehalt des Widerrufs 

an, wenn die Höhe der Steuersätze nach dem im Haushalt der Kirchengemeinden durch 

Kirchensteuern zu deckenden Fehlbetrag für das nächste Jahr angemessen ist. Mit der generellen 

Anerkennung der Steuersätze gelten die Kirchen- und Kultussteuerbeschlüsse, die sich in diesem 

Rahmen halten, als anerkannt. 

(2) Bei einer generellen Anerkennung der Steuersätze haben 



1. die Diözesen, 

2. die Landeskirchen, 

3. das Katholische Bistum der Alt-Katholiken und 

4. die Landesverbände der jüdischen Kultusgemeinden von Nordrhein und Westfalen sowie die 

Synagogengemeinde Köln 

den zuständigen Ministerien auf deren Verlangen hin bis zum 30. September den im Haushalt der 

Kirchengemeinden durch Kirchen- oder Kultussteuer zu deckenden Fehlbetrag für das folgende 

Steuerjahr unter Vorlage einer Übersicht über die Haushaltspläne der Kirchengemeinden darzulegen. 

Die zuständigen Ministerien können die Anerkennung der Steuersätze bis zum 15. November 

widerrufen. 

(3) Wird die Kirchen- beziehungsweise Kultussteuer nebeneinander als Diözesankirchensteuer oder 

Landeskirchensteuer und als Ortskirchensteuer (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes) erhoben, so gelten die 

Absätze 1 und 2 für die Ortskirchensteuer. 

(4) Wird im Falle der Ortskirchensteuer keine generelle Anerkennung der Steuersätze beantragt, so 

finden auf die Anerkennung durch die Bezirksregierungen (§ 17 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes) die 

Absätze 1 und 2 mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass die Kirchen- und Kultusgemeinden 

der Bezirksregierung ihre Haushaltspläne vorzulegen haben. 

(5) § 8 Abs. 3 gilt für das Steueraufkommen der Kirchen- und Kultusgemeinden entsprechend. 

§ 10 Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. 

Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten 

a) die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im Land 

Nordrhein-Westfalen vom 27. Dezember 1962 (GV. NRW. 1963 S. 52), 

b) die zweite Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im 

Land Nordrhein-Westfalen vom 29. Juli 1964 (GV. NRW. S. 289), 

c) die dritte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im 

Land Nordrhein-Westfalen vom 29. Oktober 1968 (GV. NRW. S. 339), 

d) die vierte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im  

Land Nordrhein-Westfalen vom 12. Juli 2001 (GV. NRW. S. 558) und 

e) die fünfte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Erhebung von Kirchensteuern im 

Land Nordrhein-Westfalen vom 9. Februar 2004 (GV. NRW. S. 122) 

außer Kraft und werden mit Ablauf des 31. Dezember 2008 aufgehoben. 

Die Verordnung wird erlassen 

a) von dem Ministerpräsidenten und dem Finanzministerium gemeinsam aufgrund des § 18 Abs. 1 des 

Kirchensteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. April 1975 (GV. NRW. S. 438), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. März 2001 (GV. NRW. S. 103) 



b) und vom Finanzministerium aufgrund des § 18 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes soweit gesetzlich 

vorgeschrieben, im Benehmen mit 

- den Diözesen der Katholischen Kirche, 

- den Evangelischen Landeskirchen im Land Nordrhein-Westfalen, 

- dem Katholischen Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland, 

- den Landesverbänden der jüdischen Kultusgemeinden von Nordrhein und Westfalen sowie der 

Synagogengemeinde Köln. 

Düsseldorf, den 16. Dezember 2008 

Die Landesregierung 

Nordrhein-Westfalen 

 

Der Ministerpräsident 

Dr. Jürgen Rüttgers 

 

Der Finanzminister 

Dr. Helmut Linssen 

 

 

 

 

13.12 Rheinland-Pfalz 

13.12.1 Landesgebührengesetz [von Rheinland-Pfalz] (LGebG) 

Vom 14.12.2004 (GBl. 2004, 895), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.10.2009 

(GBl. S. 364) 

ZWEITER ABSCHNITT   Entstehung und Festsetzung 

§ 8   Persönliche Gebührenfreiheit 

(1) Von Verwaltungsgebühren sind befreit 

(…) 

5. die Kirchen, Kirchengemeinden und Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts sowie ihre 

öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen, sofern die Amtshandlung nicht eine 

wirtschaftliche oder gewerbliche Betätigung betrifft, 

(…) 

(…) 



 

 

13.12.2 Landesgesetz über die Steuern der Kirchen, 

Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgesellschaften 

[von Rheinland - Pfalz] (Kirchensteuergesetz - KiStG) 

Vom 24.02.1971 (GVBl 1971, 59), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.10.2008 

(GVBl. S. 252) 

Abschnitt I   Steuerberechtigung der katholischen Kirche und der evangelischen 

Landeskirchen 

§ 1 [Steuerberechtigung] 

(1) Die Diözesen der katholischen Kirche und die evangelischen Landeskirchen sowie ihre 

Kirchengemeinden (Kirchengemeindeverbände) sind berechtigt, im Lande Rheinland-Pfalz 

Kirchensteuern auf Grund von Kirchensteuerordnungen zu erheben. 

(2) Diözesan- oder Landeskirchensteuern und Ortskirchensteuern können nach Maßgabe der 

Kirchensteuerordnungen nebeneinander erhoben werden. 

§ 2 [Kirchensteuerordnung und Beschlüsse] 

(1) Die Kirchensteuerordnungen werden durch die Diözesen und die Landeskirchen erlassen. 

(2) Die nach der Kirchensteuerordnung zuständige Stelle bestimmt durch besonderen Beschluß die 

Höhe der Kirchensteuern. 

§ 3 [Staatliche Anerkennung] 

(1) Die Kirchensteuerordnungen und die Kirchensteuerbeschlüsse sowie ihre Änderungen bedürfen 

der staatlichen Anerkennung. Über die Anerkennung entscheiden das für Angelegenheiten der 

Religionsgemeinschaften zuständige Ministerium und das für die Landesfinanzverwaltung zuständige 

Ministerium gemeinsam. Betreffen Kirchensteuerbeschlüsse ausschließlich Ortskirchensteuern, 

entscheidet die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion über die Anerkennung. Das für 

Angelegenheiten der Religionsgemeinschaften zuständige Ministerium und das für die 

Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium können jedoch auf Antrag der Diözesen oder 

Landeskirchen bestehende und künftige Kirchensteuerbeschlüsse, die ausschließlich 

Ortskirchensteuern betreffen, für das Kirchengebiet unter der Voraussetzung allgemein anerkennen, 

daß die Höhe der Kirchensteuern bestimmte Grenzen nicht überschreitet. 

(2) Die Anerkennung eines Kirchensteuerbeschlusses nach Absatz 1 Sätze 2 und 3 und die allgemeine 

Anerkennung nach Absatz 1 Satz 4 können nach Ablauf eines Jahres seit der Anerkennung unter 

Einhaltung einer Frist von drei Jahren mit Wirkung für die nachfolgenden Steuerjahre widerrufen 

werden. Ein Widerruf ist nur zulässig, wenn sich die im Zeitpunkt der Anerkennung bestehenden 

Verhältnisse, soweit sie für die Höhe der Kirchensteuern maßgebend waren, wesentlich geändert 

haben. Vor dem Widerruf sind mit der jeweiligen Diözese oder Landeskirche Verhandlungen mit dem 

Ziele einer Verständigung zu führen. 

(3) Liegt zu Beginn eines Steuerjahres kein anerkannter Kirchensteuerbeschluß vor, gilt der bisherige 

bis zur Anerkennung eines neuen weiter, längstens jedoch bis zum 31. März des neuen Steuerjahres. 



(4) Die Kirchensteuerordnungen und die Kirchensteuerbeschlüsse, ihre Änderungen und die 

Anerkennungen durch das für Angelegenheiten der Religionsgemeinschaften zuständige Ministerium 

und das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium werden in den kirchlichen 

Amtsblättern und durch das für Angelegenheiten der Religionsgemeinschaften zuständige Ministerium 

im Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz bekanntgemacht. Kirchensteuerbeschlüsse, die ausschließlich 

Ortskirchensteuern betreffen, werden zusammen mit einer Anerkennung nach Absatz 1 Satz 3 in 

ortsüblicher Weise von den Kirchengemeinden (Kirchengemeindeverbänden) bekanntgemacht. Die 

Sätze 1 und 2 gelten für die Bekanntmachung des Widerrufs einer Anerkennung entsprechend. 

Abschnitt II   Steuerpflicht 

§ 4 [Steuerpflicht] 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind nach näherer Maßgabe der Kirchensteuerordnungen natürliche 

Personen, die einer steuererhebenden Diözese, Landeskirche oder Kirchengemeinde 

(Kirchengemeindeverband) angehören und im Lande Rheinland-Pfalz ihren Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt haben. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht beginnt bei Begründung des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen 

Aufenthalts und bei Aufnahme in die Kirche mit dem Anfang des folgenden Kalendermonats, bei 

Übertritt aus einer anderen Kirche jedoch erst mit dem Ende der bisherigen Kirchensteuerpflicht. 

(3) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Tod mit dem Ende des Sterbemonats; 

2. bei Aufgabe des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts mit dem Ende des 

Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt aufgegeben worden ist; 

3. bei Austritt aus der Kirche mit dem Ende des Kalendermonats, in dem der Kirchenaustritt wirksam 

wird. 

Abschnitt III   Die einzelnen Kirchensteuern 

§ 5 [Steuerarten] 

(1) Die Kirchensteuerordnungen können die Erhebung von Kirchensteuern vorsehen in Form 

1. einer Kirchensteuer vom Einkommen mit einem festen Hundertsatz der Einkommensteuer; 

2. einer Kirchensteuer vom Vermögen mit einem festen Hundertsatz der Vermögensteuer; 

3. einer Kirchensteuer vom Grundbesitzmit einem festen Hundertsatz der Grundsteuermeßbeträge, 

soweit diese auf Grundbesitz in Rheinland-Pfalz entfallen; 

4. eines Kirchgeldes; 

5. eines besonderen Kirchgeldes von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte nicht 

kirchensteuerpflichtig ist. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bis 5 bezeichneten Kirchensteuern können einzeln oder nebeneinander 

erhoben werden. Eine Kirchensteuer kann jedoch nicht gleichzeitig als Diözesan- oder 

Landeskirchensteuer und als Ortskirchensteuer erhoben werden. In den Kirchensteuerordnungen kann 

bestimmt werden, daß eine Kirchensteuer auf eine andere anzurechnen ist. Eine Kirchensteuer nach 



dem Maßstab der Einkommensteuer (Absatz 1 Nr. 1) ist stets auf ein besonderes Kirchgeld (Absatz 1 

Nr. 5) anzurechnen. Auf ein besonderes Kirchgeld (Absatz 1 Nr. 5) sind auch die Beiträge 

anzurechnen, die der nicht kirchensteuerpflichtige Ehegatte als Mitglied einer Körperschaft im Sinne 

des § 19 Abs. 1, die keine Kirchensteuer erhebt, entrichtet hat. 

(3) Die Kirchensteuer nach dem Maßstab der Einkommensteuer (Absatz 1 Nr. 1) kann mit einem 

Mindestbetrag erhoben werden, wenn für den Kirchensteuerpflichtigen eine Einkommensteuerschuld 

festzusetzen ist oder wenn er eine Lohnsteuer zu entrichten hat. 

(4) Bei der Kirchensteuer nach dem Maßstab der Grundsteuermeßbeträge (Absatz 1 Nr. 3) kann der 

Hundertsatz der Grundsteuermeßbeträge für das land- und forstwirtschaftliche Vermögen und für die 

anderen Arten des Grundbesitzes in unterschiedlicher Höhe festgelegt werden. 

(5) Für das Kirchgeld und das besondere Kirchgeld (Absatz 1 Nr. 4 und 5) werden die 

Bemessungsgrundlagen in den Kirchensteuerordnungen näher bestimmt. Die Höhe dieser 

Kirchensteuern kann sowohl in festen Beträgen als auch durch gestaffelte Sätze festgelegt werden. 

Wird für das besondere Kirchgeld (Absatz 1 Nr. 5) das zu versteuernde Einkommen im Sinne des 

Einkommensteuergesetzes als Bemessungsgrundlage bestimmt, so ist der Betrag maßgebend, der sich 

nach Maßgabe des § 51 a des Einkommensteuergesetzes ergibt. 

(6) Die Kirchensteuern vom Einkommen, Vermögen und Grundbesitz können auch nach Maßgabe des 

Einkommens, des Vermögens und des Grundbesitzes erhoben werden. Die Bemessungsgrundlagen 

werden in den Kirchensteuerordnungen bestimmt. Dabei sind die Bestimmungen dieses Gesetzes im 

Grundsatz zu beachten. Die Höhe der einzelnen Kirchensteuern kann durch Tarife festgelegt werden. 

§ 6 [Anwendung der Maßstabssteuer – Vorschriften] 

(1) Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, gelten für den Kirchensteueranspruch 

entsprechend 

1. bei der Kirchensteuer vom Einkommen, die Bestimmungen über die Einkommensteuer, 

2. bei der Kirchensteuer vom Vermögen, die Bestimmungen über die Vermögenssteuer, 

3. bei der Kirchensteuer vom Grundbesitz, die Bestimmungen über die Grundsteuer. 

(2) Für die übrigen Kirchensteuern werden die erforderlichen Bestimmungen in den 

Kirchensteuerordnungen getroffen. 

Abschnitt IV   Bemessungsgrundlagen 

§ 7 [Einkommessteuer] 

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 2 bemißt sich die Kirchensteuer nach dem Maßstab der 

Einkommensteuer (§ 5 Abs. 1 Nr. 1) 

1. soweit eine Veranlagung zur Einkommensteuer vorzunehmen ist, nach der Einkommensteuerschuld 

des Kirchensteuerpflichtigen, 

2. soweit ein Steuerabzug vom Arbeitslohn vorzunehmen ist, nach der Lohnsteuer des 

Kirchensteuerpflichtigen; Entsprechendes gilt, wenn eine pauschale Einkommensteuer des 

Kirchensteuerpflichtigen als Lohnsteuer entrichtet wird,  



3. soweit ein Steuerabzug vom Kapitalertrag vorzunehmen ist, nach der Kapitalertragsteuer des 

Kirchensteuerpflichtigen; dies gilt für Kapitalerträge, an denen mehrere Personen beteiligt sind, nur 

dann, wenn für sämtliche Beteiligte dasselbe Merkmal für den Kirchensteuerabzug gilt oder wenn 

ausschließlich Ehegatten an den Kapitalerträgen beteiligt sind; sind ausschließlich Ehegatten an den 

Kapitalerträgen beteiligt, werden die Kapitalerträge den Ehegatten hälftig zugerechnet, wenn diese 

nicht gemeinsam einen abweichenden Aufteilungsmaßstab erklären. 

Soweit für mehrere Personen eine Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer vorzunehmen ist, gilt 

als Einkommensteuerschuld des einzelnen kirchensteuerpflichtigen Beteiligten der Teil der 

gemeinsamen Einkommensteuerschuld, der auf ihn entfällt, wenn die gemeinsame Steuer im 

Verhältnis der Einkommensteuerbeträge aufgeteilt wird, die sich bei Anwendung des§ 32 a Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes (Einkommensteuer- Grundtarif) auf die Einkünfte eines jeden Beteiligten 

ergeben. Ist in der gemeinsamen Einkommensteuerschuld im Sinne des Satzes 2 eine nach dem 

gesonderten Steuertarif des § 32 d des Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer 

enthalten, sind die gesondert besteuerten Kapitaleinkünfte und die gesondert ermittelte 

Einkommensteuer aus der Berechnung des Satzes 2 auszuscheiden und die gesondert ermittelte 

Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Beteiligten mit dem auf ihn entfallenden Anteil an 

den Kapitalerträgen zuzurechnen. Bei der Ermittlung der Einkünfte eines jeden Beteiligten ist § 51 a 

des Einkommensteuergesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Sind Ehegatten beide kirchensteuerpflichtig, so bemißt sich die Kirchensteuer für den einzelnen 

Ehegatten abweichend von Absatz 1, 

1. soweit eine Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer vorzunehmen ist, nach der Hälfte der 

gemeinsamen Einkommensteuerschuld der Ehegatten; 

2. soweit ein Steuerabzug vom Arbeitslohn nach den Grundsätzen der Zusammenveranlagung zur 

Einkommensteuer vorzunehmen ist, nach der Hälfte der Lohnsteuer beider Ehegatten. 

Die Ehegatten sind Gesamtschuldner. Die Sätze 1 und 2 gelten nur, wenn die Kirchensteuer für beide 

beteiligten Kirchen nach Maßgabe des § 14 Abs. 1 durch die Landesfinanzbehörden verwaltet wird. 

(3) Soweit die Einkommensteuer durch den Steuerabzug vom Kapitalertrag abgegolten ist, erhöht sich 

die Einkommensteuerschuld um diesen Betrag. Dies gilt nicht, soweit auf den Steuerabzug vom 

Kapitalertrag Kirchensteuer nach dem Maßstab der Kapitalertragsteuer zu entrichten ist. 

(4) Maßstab für die Kirchensteuer sind die für das Steuerjahr festzusetzende Einkommensteuer, die für 

das Steuerjahr zu entrichtende Lohnsteuer und die zu entrichtende Kapitalertragsteuer. Die 

Einkommensteuer und die Lohnsteuer im Sinne des Satzes 1 sind nach Maßgabe des § 51 a des 

Einkommensteuergesetzes zu ermitteln. 

§ 8 [Vermögenssteuer] 

(1) Vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 bemißt sich die Kirchensteuer nach dem Maßstab der 

Vermögensteuer (§ 5 Abs. 1 Nr. 2) nach der Vermögensteuerschuld des Kirchensteuerpflichtigen. 

Soweit für mehrere Personen eine Zusammenveranlagung zur Vermögensteuer vorgenommen wird, 

gilt als Vermögensteuerschuld des einzelnen kirchensteuerpflichtigen Beteiligten der Teil der 

gemeinsamen Vermögensteuerschuld, der auf ihn entfällt, wenn die gemeinsame Steuer im Verhältnis 

der Vermögensteuerbeträge aufgeteilt wird, die sich bei einer getrennten Veranlagung der Beteiligten 

zur Vermögensteuer ergeben. Die Vorschriften über den Aufteilungsmaßstab für die Vermögensteuer 

in der Abgabenordnung finden in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung. 



(2) Soweit für mehrere Personen, von denen mindestens zwei zu Beginn des Steuerjahres 

kirchensteuerpflichtig sind, eine Zusammenveranlagung zur Vermögensteuer vorgenommen wird, 

bemißt sich die Kirchensteuer für den einzelnen kirchensteuerpflichtigen Beteiligten abweichend von 

Absatz 1 nach der durch die Zahl der kirchensteuerpflichtigen Beteiligten geteilten gemeinsamen 

Vermögensteuerschuld. Sind nicht alle Beteiligten zu Beginn des Steuerjahres kirchensteuerpflichtig, 

so scheidet der Teil der gemeinsamen Vermögensteuerschuld aus, der bei einer Aufteilung nach 

Absatz 1 Sätze 2 und 3 auf diese Beteiligten entfällt. Die kirchensteuerpflichtigen Beteiligten sind 

Gesamtschuldner. 

(3) Gehören im Falle des Absatzes 2 die kirchensteuerpflichtigen Beteiligten verschiedenen Kirchen 

an, so kann jeder von ihnen der Steuererhebung nach Absatz 2 widersprechen und beantragen, daß 

seine Kirchensteuer nach Absatz 1 bemessen wird. Für die übrigen kirchensteuerpflichtigen 

Beteiligten gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, daß der Antragsteller im Verhältnis zu ihnen wie ein nicht 

kirchensteuerpflichtiger Beteiligter behandelt wird. Der Antrag kann nur gestellt werden, solange die 

Festsetzung der Kirchensteuer noch nicht unanfechtbar geworden ist. Er kann nicht widerrufen 

werden. 

(4) Maßstab für die Kirchensteuer ist die für das Steuerjahr festzusetzende Vermögensteuerschuld. 

§ 9 [Grundsteuer] 

(1) Vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 bemißt sich die Kirchensteuer nach dem Maßstab der 

Grundsteuermeßbeträge (§ 5 Abs. 1 Nr. 3) nach den Grundsteuermeßbeträgen, die einer 

Grundsteuerschuld des Kirchensteuerpflichtigen zugrundezulegen sind. Soweit für mehrere Personen 

ein Grundsteuermeßbetrag gemeinsam festzusetzen und ihrer gemeinsamen Grundsteuerschuld 

zugrundezulegen ist, gilt als Grundsteuermeßbetrag des einzelnen kirchensteuerpflichtigen Beteiligten 

der Teil des gemeinsamen Grundsteuermeßbetrages, der auf ihn entfällt, wenn der gemeinsame 

Meßbetrag in dem Verhältnis aufgeteilt wird, in dem die auf die einzelnen Beteiligten entfallenden 

Anteile am festgestellten Einheitswert des Grundbesitzes zueinanderstehen. 

(2) Soweit für Ehegatten, die zu Beginn des Steuerjahres beide kirchensteuerpflichtig sind und nicht  

dauernd getrennt leben, oder für solche Ehegatten und noch andere Personen ein 

Grundsteuermeßbetrag gemeinsam festzusetzen und ihrer gemeinsamen Grundsteuerschuld 

zugrundezulegen ist, bemißt sich die Kirchensteuer für den einzelnen Ehegatten abweichend von 

Absatz 1 nach der Hälfte der auf die Ehegatten nach Absatz 1 Satz 2 insgesamt entfallenden Teile des 

gemeinsamen Grundsteuermeßbetrages. Die Ehegatten sind insoweit Gesamtschuldner. 

(3) Gehören im Falle des Absatzes 2 die Ehegatten verschiedenen Kirchen an, so kann jeder von ihnen 

der Steuererhebung nach Absatz 2 widersprechen und beantragen, daß die Kirchensteuer für jeden 

Ehegatten nach Absatz 1 bemessen wird. Die Vorschriften des § 8 Abs. 3 Sätze 3 und 4 finden 

entsprechende Anwendung. 

(4) Maßstab für die Kirchensteuer sind die Grundsteuermeßbeträge, die für den Beginn des 

Steuerjahres oder für einen früheren Zeitpunkt festzusetzen und einer Grundsteuerschuld für das 

Steuerjahr zugrunde zu legen sind. 

§ 10 [Zeitanteilige Steuerschuld] 

Beginnt oder endet die Kirchensteuerpflicht während des Steuerjahres, so werden die 

Bemessungsgrundlagen zeitanteilig aufgeteilt, soweit eine Veranlagung zur Einkommensteuer 

vorzunehmen ist, und dementsprechend beschränkt sich eine Gesamtschuld des nur in einem Teil des 



Steuerjahres Kirchensteuerpflichtigen in den Fällen der § 7 Abs. 2 Satz 2, § 8 Abs. 2 Satz 3 und § 9 

Abs. 2 Satz 2. Bei der Kirchensteuer nach dem Maßstab der Einkommensteuer (§ 5 Abs. 1 Nr. 1) 

unterbleibt eine Aufteilung, wenn gleichzeitig die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt 

oder endet. Satz 2 gilt nicht, wenn in eine Veranlagung zur unbeschränkten Einkommensteuerpflicht 

während der beschränkten Einkommensteuerpflicht erzielte inländische Einkünfte einbezogen sind. 

Abschnitt V   Besteuerungsverfahren 

§ 11 [Erhebungszeitraum; anzuwendende Vorschriften] 

(1) Die Kirchensteuern werden für das Steuerjahr erhoben. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, finden auf das Besteuerungsverfahren die 

Abgabenordnung in der für die bundesrechtlich geregelten Steuern jeweils geltenden Fassung sowie 

die zur Durchführung dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften Anwendung. Nicht anzuwenden 

sind die Vorschriften über Verzinsung, Säumniszuschläge, die Straf- und Bußgeldvorschriften sowie 

die Bestimmungen über das Straf- und Bußgeldverfahren. Zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach § 

156 Abs. 1 der Abgabenordnung ist ermächtigt 

1. das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium für die Verwaltung der Kirchensteuern 

durch die Landesfinanzbehörden; 

2. das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für das 

Kommunalrecht zuständigen Ministerium für die Verwaltung der Kirchensteuern durch die 

Gemeinden. 

Soweit die Diözesen, Landeskirchen oder Kirchengemeinden (Kirchengemeindeverbände) die 

Kirchensteuern selbst verwalten, bleibt es ihnen vorbehalten, Regelungen nach § 156 Abs. 1 der 

Abgabenordnung selbst zu treffen. 

(3) Außerdem finden, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, die jeweiligen 

Bestimmungen über die Veranlagung, Festsetzung, Erhebung und Entrichtung 

1. des Einkommensteuergesetzes, bei der Kirchensteuer vom Einkommen, 

2. des Vermögensteuergesetzes, bei der Kirchensteuer vom Vermögen, 

3. des Grundsteuergesetzes, bei der Kirchensteuer vom Grundbesitz 

entsprechende Anwendung. Für die übrigen Kirchensteuern werden die erforderlichen Bestimmungen 

in der Kirchensteuerordnung getroffen. Ein Steuerabzug wird nur im Rahmen des § 15 vorgenommen. 

§ 12 [Änderung der Bemessungsgrundlage] 

(1) Wird der einem Kirchensteuerbescheid zugrunde liegende Einkommensteuerbescheid, 

Vermögensteuerbescheid oder Grundsteuermeßbescheid aufgehoben oder geändert, so wird, soweit die 

Änderung die Höhe der festgesetzten Kirchensteuer berührt, auch der Kirchensteuerbescheid 

aufgehoben oder geändert. Ein Gleiches gilt für einen Kirchensteuer-Vorauszahlungsbescheid. Die 

Änderung der Bemessungsgrundlagen ist in dem neuen Bescheid insoweit zu berücksichtigen, als sie 

die Höhe der festgesetzten Kirchensteuer beeinflußt. Der neue Bescheid trägt der Änderung auch dann 

Rechnung, wenn der zu ersetzende Bescheid bereits unanfechtbar geworden ist. 



(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten sinngemäß bei einer Nachforderung oder Erstattung von 

Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten sinngemäß für einen Kirchensteuer-Haftungsbescheid, 

wenn und soweit der ihm entsprechende Haftungsbescheid für die Einkommensteuer, Vermögensteuer 

oder Grundsteuer aufgehoben oder geändert wird. 

(4) Unabhängig von den Voraussetzungen des Absatzes 1 wird ein Kirchensteuerbescheid von Amts 

wegen durch einen neuen ersetzt, wenn die Kirchensteuerpflicht während des Steuerjahres endet und 

der vorher ergangene Kirchensteuerbescheid dies nicht berücksichtigt hat. 

(5) Soweit die Vollziehung eines Verwaltungsaktes ausgesetzt wird, der einer 

Kirchensteuerfestsetzung zugrunde liegt, ist auch die Vollziehung des Kirchensteuerbescheids 

auszusetzen. 

§ 13 [Rechtsbehelfe; Verwaltungsrechtsweg] 

(1) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über Kirchensteuerangelegenheiten ist der 

Verwaltungsrechtsweg nach der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17) in 

der jeweils geltenden Fassung gegeben. 

(2) Werden die Kirchensteuern von den Landesfinanzbehörden oder den Gemeindebehörden verwaltet, 

ist vor einer Entscheidung über den Widerspruch die in der Kirchensteuerordnung bezeichnete 

Kirchenbehörde zu hören. 

(3) Verwaltungsakte, die unanfechtbar gewordene Verwaltungsakte ändern, können nur insoweit 

angegriffen werden, als die Änderung reicht. 

(4) Entscheidungen in einem Einkommensteuer- oder Vermögensteuerbescheid oder in einem 

Grundsteuermeßbescheid können nicht durch Anfechtung des Kirchensteuerbescheides angegriffen 

werden, dem sie zugrundeliegen. Ein Kirchensteuer-Haftungsbescheid kann insoweit nicht angegriffen 

werden, als die Einwendungen gegen die Inanspruchnahme durch Anfechtung des entsprechenden 

Haftungsbescheides für die Einkommensteuer, Vermögensteuer oder Grundsteuer geltend gemacht 

werden können. 

Abschnitt VI   Verwaltung der Kirchensteuern 

§ 14 [Verwaltung durch die Landesfinanzbehörden] 

(1) Auf Antrag der Diözesen oder Landeskirchen überträgt das für die Landesfinanzverwaltung 

zuständige Ministerium die Verwaltung der Kirchensteuern nach dem Maßstab der Einkommensteuer 

und der Vermögensteuer (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2) durch Rechtsverordnung den Landesfinanzbehörden. 

Die Verwaltung kann nur zu Beginn eines Steuerjahres übertragen werden. Die Verwaltung durch die 

Landesfinanzbehörden setzt voraus, daß die Kirchensteuern im Lande Rheinland-Pfalz jeweils in allen 

Diözesen und allen Landeskirchen mit einheitlichen Hundertsätzen und einheitlichen Mindestbeträgen 

erhoben werden. Die Diözesen und Landeskirchen sind gehalten, sich auch untereinander über 

einheitliche Hundertsätze und Mindestbeträge zu verständigen. Das für die Landesfinanzverwaltung 

zuständige Ministerium gibt die im Lande Rheinland-Pfalz geltenden Hundertsätze und 

Mindestbeträge der Kirchensteuern im Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz bekannt. 

(2) Wird neben der Kirchensteuer nach dem Maßstab der Einkommensteuer ein besonderes Kirchgeld 

(§ 5 Abs. 1 Nr. 5) erhoben, so überträgt auf Antrag das für die Landesfinanzverwaltung zuständige 



Ministerium die Verwaltung auch dieser Kirchensteuer den Landesfinanzbehörden insoweit, als die 

Steuer von einem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten erhoben wird, der zusammen mit seinem 

Ehegatten zur Einkommensteuer veranlagt wird. Absatz 1 Sätze 2 bis 5 gelten sinngemäß. Bei 

Verwaltung des besonderen Kirchgeldes durch die Landesfinanzbehörden finden auf diese 

Kirchensteuer die Vorschriften des § 6 Abs. 1 Nr. 1 und des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Anwendung. 

(3) Die Diözesen und Landeskirchen benennen jedem Finanzamt eine Stelle, wohin die den Diözesen 

und ihren Kirchengemeinden einerseits und den Landeskirchen und ihren Kirchengemeinden 

andererseits zustehenden Kirchensteuern geschlossen abzuführen sind. Eine Aufgliederung der 

Steuereinnahmen nach der Gemeindezugehörigkeit der Kirchensteuerpflichtigen kann nicht verlangt 

werden. 

(4) Die Befugnis, Kirchensteuern zu erlassen und zu stunden, verbleibt den Kirchenbehörden. Soweit 

jedoch die Einkommen- oder Vermögensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend festgesetzt, erlassen 

oder gestundet wird, ist die Finanzbehörde befugt, hinsichtlich der von ihr nach dem Maßstab dieser 

Steuern verwalteten Kirchensteuer entsprechend zu verfahren. 

(5) Anträge nach § 8 Abs. 3 sind an das zuständige Finanzamt zu richten. 

(6) Für die Verwaltung leisten die steuererhebenden Diözesen, Landeskirchen und Kirchengemeinden 

(Kirchengemeindeverbände) an das Land einen Verwaltungskostenbeitrag in einem für alle 

Kirchensteuern einheitlichen Hundertsatz des Steueraufkommens. Der Hundertsatz wird zwischen den 

Diözesen und Landeskirchen und dem für die Landesfinanzverwaltung zuständigen Ministerium 

vereinbart. 

§ 15 [Lohnabzugsverfahren; Ehegattenbesteuerung] 

(1) Soweit die Kirchensteuer durch die Landesfinanzbehörden verwaltet wird, müssen 

die zum Steuerabzug vom Arbeitslohn Verpflichteten die Kirchensteuer, die sich nach der Lohnsteuer 

bemisst, nach Maßgabe der Lohnsteuerabzugsmerkmale einbehalten, soweit sie eine Betriebstätte im 

Sinne des Lohnsteuerrechts im Land Rheinland-Pfalz haben; die Verpflichtung zur Einbehaltung der 

Kirchensteuer besteht auch für denjenigen, der die Einkommensteuer des Kirchensteuerpflichtigen 

pauschaliert; 

die zum Steuerabzug vom Kapitalertrag Verpflichteten, die Kapitalerträge unmittelbar an den 

Kirchensteuerpflichtigen auszahlen, die Kirchensteuer, die sich nach der Kapitalertragsteuer bemisst, 

nach Maßgabe des vom Kirchensteuerpflichtigen durch schriftlichen Antrag mitgeteilten oder des vom 

Bundeszentralamt für Steuern elektronisch übermittelten Merkmals für den Kirchensteuerabzug 

einbehalten, soweit für die Besteuerung vom Einkommen des zum Steuerabzug vom Kapitalertrag 

Verpflichteten ein Finanzamt im Land Rheinland-Pfalz zuständig ist; werden die Kapitalerträge nicht 

unmittelbar von dem zum Steuerabzug vom Kapitalertrag Verpflichteten an den 

Kirchensteuerpflichtigen ausgezahlt, gilt Teilsatz 1 für die die Kapitalerträge auszahlenden Personen 

und Stellen entsprechend; der zur Vornahme des Kirchensteuerabzugs vom Kapitalertrag Verpflichtete 

hat das Merkmal für den Kirchensteuerabzug des Gläubigers der Kapitalerträge nach Bereitstellung 

der Datensätze beim Bundeszentralamt für Steuern durch Datenfernübertragung abzurufen; das für die 

Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium gibt den Zeitpunkt des erstmaligen Datenabrufs im 

Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz bekannt; der zur Vornahme des Kirchensteuerabzugs vom 

Kapitalertrag Verpflichtete darf die durch den Kirchensteuerabzug erlangten Daten nur für den 

Kirchensteuerabzug verwenden, für andere Zwecke darf er sie nur verwenden, soweit der 

Kirchensteuerpflichtige zustimmt oder dies gesetzlich zugelassen ist. 



Die Kirchensteuer ist an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

(2) Die Gemeinde hat die für den Steuerabzug vom Arbeitslohn erforderlichen Angaben über die 

Kirchensteuerpflicht des Kirchensteuerpflichtigen und seines Ehegatten auf der Lohnsteuerkarte 

einzutragen, soweit nicht diese Angaben von der nach Landesrecht zuständigen Behörde an das 

Bundeszentralamt für Steuern übermittelt werden. Die nach Landesrecht zuständige Behörde hat bei 

der elektronischen Übermittlung der Lohnsteuerabzugsmerkmale an das Bundeszentralamt für Steuern 

auch die für den Kirchensteuerabzug vom Arbeitslohn relevanten Daten zu übermitteln. Die nach 

Landesrecht zuständige Behörde hat die für den Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag relevanten 

Daten nach Maßgabe des § 51 a des Einkommensteuergesetzes an das Bundeszentralamt für Steuern 

zu übermitteln. 

(3) Die Bestimmungen über den Lohnsteueranspruch, den Kapitalertragsteueranspruch, den 

Steuerabzug vom Arbeitslohn bei der Lohnsteuer, die Pauschalierung der Einkommensteuer, den 

Steuerabzug vom Kapitalertrag bei der Kapitalertragsteuer und über die Veranlagung zur 

Einkommensteuer bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit und bei Einkünften aus 

Kapitalvermögen finden entsprechende Anwendung, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes 

ergibt. Die Vorschriften des § 12 und des § 13 Abs. 4 gelten sinngemäß. 

(4) Sind Ehegatten, die nicht dauernd getrennt leben, beide kirchensteuerpflichtig und ist der laufende 

Steuerabzug vom Arbeitslohn vorzunehmen, wird von jedem Ehegatten für die Dauer seiner 

Kirchensteuerpflicht die Kirchensteuer auch für den anderen Ehegatten einbehalten und nachgefordert, 

soweit sie sich nach der von ihm zu entrichtenden Lohnsteuer bemisst. Werden die Ehegatten nicht 

zusammen zur Einkommensteuer veranlagt, so gilt eine im Laufe des Steuerjahres für den anderen 

Ehegatten einbehaltene oder nachgeforderte Kirchensteuer als für den Ehegatten selbst einbehalten 

oder nachgefordert. 

(5) Soweit eine Kirchensteuer, die sich nach der vom Kirchensteuerpflichtigen zu entrichtenden 

Lohnsteuer oder Kapitalertragsteuer bemisst, wegen fehlender Verpflichtung zum Steuerabzug vom 

Arbeitslohn oder vom Kapitalertrag nicht einbehalten wird und die Steuer nicht bei einer Veranlagung 

erhoben werden kann, verbleibt die Verwaltung den Kirchenbehörden. 

(6) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3, des Absatzes 4 Satz 2 und des Absatzes 5 gelten auch, wenn  

der Arbeitslohn, der Kapitalertrag, die Lohnsteuer und die Kapitalertragsteuer des 

Kirchensteuerpflichtigen an einem Ort außerhalb des Landes Rheinland-Pfalz berechnet werden. 

(7) Auf Antrag einer Diözese oder Landeskirche, deren Gebiet ganz oder zum Teil außerhalb des 

Landes Rheinland-Pfalz liegt, kann das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium im 

Einvernehmen mit den Diözesen oder Landeskirchen durch Rechtsverordnung bestimmen, dass durch 

Steuerabzug vom Arbeitslohn oder bei der Pauschalierung der Einkommensteuer die Kirchensteuer 

nach dem Maßstab der Lohnsteuer gemäß den am Ort der Betriebstätte geltenden 

Kirchensteuerordnungen und Kirchensteuerbeschlüssen auch von Kirchensteuerpflichtigen einbehalten 

und abgeführt wird, die der antragstellenden Diözese oder Landeskirche oder deren Kirchengemeinden 

gegenüber kirchensteuerpflichtig sind und nicht im Land Rheinland-Pfalz ihren Wohnsitz oder 

Aufenthalt haben, deren Lohnsteuer jedoch in einer Betriebstätte im Land Rheinland-Pfalz berechnet 

werden. Gelten für den Ort des Wohnsitzes oder des Aufenthaltes des Kirchensteuerpflichtigen andere 

Hundertsätze als für den Ort der Betriebstätte, so kann das zuständige Finanzamt auf Antrag mit 

Zustimmung der Diözese oder Landeskirche, in deren Gebiet sich die Betriebstätte befindet, gestatten, 

die Kirchensteuer dieses Kirchensteuerpflichtigen nach dem am Ort des Wohnsitzes oder des 

Aufenthaltes geltenden Hundertsatz und Mindestbetrag einzubehalten oder abzuführen. 



(8) Auf Antrag einer Diözese oder Landeskirche, deren Gebiet ganz oder zum Teil außerhalb des 

Landes Rheinland-Pfalz liegt, kann das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium im 

Einvernehmen mit den Diözesen oder Landeskirchen durch Rechtsverordnung bestimmen, dass durch 

Steuerabzug vom Kapitalertrag die Kirchensteuer nach dem Maßstab der Kapitalertragsteuer gemäß 

den im Land Rheinland-Pfalz geltenden Kirchensteuerordnungen und Kirchensteuerbeschlüssen nach 

dem am Ort des Wohnsitzes oder Aufenthaltes geltenden Hundertsatz auch von 

Kirchensteuerpflichtigen einbehalten und abgeführt wird, die der antragstellenden Diözese oder 

Landeskirche oder deren Kirchengemeinden gegenüber kirchensteuerpflichtig sind und nicht im Land 

Rheinland-Pfalz ihren Wohnsitz oder Aufenthalt haben, wenn für die Besteuerung vom Einkommen 

des zum Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag Verpflichteten ein Finanzamt im Land Rheinland-

Pfalz zuständig ist. Satz 1 gilt nur, soweit die Kirchensteuer nach dem Maßstab der Kapitalertragsteuer 

für die Diözese oder Landeskirche am Ort des Wohnsitzes oder Aufenthaltes durch die 

Landesfinanzverwaltung verwaltet wird. 

§ 16 [Verwaltung durch die Gemeinden] 

(1) Auf Antrag der in der Kirchensteuerordnung bezeichneten Kirchenbehörde übernehmen die 

Gemeinden die Verwaltung der Kirchensteuer nach dem Maßstab der Grundsteuermeßbeträge (§ 5 

Abs. 1 Nr. 3), soweit der für die Bemessung maßgebende Grundbesitz in ihrem Gebiet gelegen ist. Die 

Verwaltung kann nur zu Beginn eines Steuerjahres übernommen werden. Die in den 

Kirchensteuerordnungen bezeichneten Kirchenbehörden der einzelnen Diözesen und der einzelnen 

Landeskirchen können sich jeweils gegenseitig ermächtigen, den Antrag zu stellen. 

(2) Eine Gemeinde kann die Verwaltung bei Kirchensteuerpflichtigen, die ihren Wohnsitz oder 

Aufenthalt nicht in der Gemeinde haben, ablehnen, wenn deren Kirchensteuer mit anderen 

Hundertsätzen erhoben wird, als sie für Kirchensteuerpflichtige derselben Kirche mit Wohnsitz oder 

Aufenthalt in der Gemeinde gelten. Die Gemeindeverwaltung führt die den Diözesen und ihren 

Kirchengemeinden einerseits und den Landeskirchen und ihren Kirchengemeinden andererseits 

zustehende Kirchensteuer geschlossen an eine Stelle ab, die von der für ihren Bereich zuständigen 

Kirchenbehörde benannt wird. 

(3) Abweichend von § 11 Abs. 2 Satz 1 finden auf das Besteuerungsverfahren die Bestimmungen über  

das Besteuerungsverfahren bei der Grundsteuer entsprechende Anwendung, soweit sich aus diesem 

Gesetz nichts anderes ergibt. Die Vorschriften des § 14 Abs. 4 gelten entsprechend. 

(4) Anträge nach § 9 Abs. 3 sind an die zuständige Gemeindeverwaltung zu richten. 

(5) Für die Verwaltung leisten die steuererhebenden Diözesen, Landeskirchen und Kirchengemeinden 

(Kirchengemeindeverbände) an die Gemeinden einen Verwaltungskostenbeitrag in einem Hundertsatz 

des Steueraufkommens. Der Hundertsatz wird zwischen den Diözesen und Landeskirchen und dem für 

das Kommunalrecht zuständigen Ministerium vereinbart. 

§ 17 [Vollsteckung] 

Werden die Kirchensteuern von den steuererhebenden Diözesen, Landeskirchen oder 

Kirchengemeinden (Kirchengemeindeverbänden) selbst verwaltet, so werden die Kirchensteuern vom 

Einkommen und Vermögen einschließlich der Nebenleistungen sowie Verwaltungsakte, mit denen 

eine sonstige Handlung, eine Duldung oder Unterlassung gefordert wird, durch die Finanzämter, 

andere Kirchensteuern einschließlich der Nebenleistungen durch die kommunalen 

Vollstreckungsbehörden auf Antrag der Kirchenbehörden vollstreckt. 



§ 18 [Besteuerungsunterlagen] 

Die Landes- und Gemeindebehörden haben den Kirchenbehörden auf Anforderung ihre Unterlagen zur 

Verfügung zu stellen, soweit diese für die Besteuerung und für den kirchlichen Finanzausgleich 

erforderlich sind. 

Abschnitt VII   Vorschriften für andere Steuerberechtigte 

§ 19 [Vorschriften für andere Steuerberechtigte] 

(1) Dieses Gesetz findet auf andere als die in § 1 Abs. 1 bezeichneten Kirchen sowie auf 

Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgesellschaften entsprechende Anwendung, sofern 

diese Kirchen, Gemeinschaften und Gesellschaften Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. 

(2) Das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium kann die Übertragung der Verwaltung 

der Kirchensteuern nach dem Maßstab der Einkommensteuer und Vermögensteuer (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 

und 2) auf die Landesfinanzbehörden davon abhängig machen, daß die einzelnen steuerberechtigten 

Körperschaften des gleichen Bekenntnisstandes, soweit sie die Übertragung der Verwaltung 

beantragen, diese Kirchensteuern im Lande Rheinland-Pfalz nach einheitlichen Grundsätzen und mit 

den gleichen Hundertsätzen und Mindestbeträgen erheben. 

(3) Unbeschadet der Vorschrift des § 16 Abs. 2 Satz 1 kann eine Gemeinde die Übernahme der 

Verwaltung der Kirchensteuer nach dem Maßstab der Grundsteuermeßbeträge (§ 5 Abs. 1 Nr. 3) auch 

dann ablehnen, wenn kein Angehöriger der steuerberechtigten Körperschaft die die Übernahme 

beantragt, seinen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Gemeinde hat und wenn die Gemeinde die 

Verwaltung für eine steuerberechtigte Körperschaft desselben Bekenntnisstandes noch nicht 

übernommen hat. 

Abschnitt VIII   Verwaltungsvorschriften 

§ 20 [Verwaltungsvorschriften] 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften erlassen das für 

Angelegenheiten der Religionsgemeinschaften zuständige Ministerium und das für die 

Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium gemeinsam. Verwaltungsvorschriften, die 

ausschließlich das von den Landesfinanzbehörden zu beachtende Besteuerungsverfahren betreffen, 

erläßt das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium allein. Verwaltungsvorschriften, 

die ausschließlich das von den Gemeindeverwaltungen zu beachtende Besteuerungsverfahren 

betreffen, erlassen das für das Kommunalrecht zuständige Ministerium und das für die 

Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium gemeinsam. 

Abschnitt IX   Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 21 [erstmalige Anwendung] 

(1) Die Vorschriften der §§ 4 bis 18 sind erstmals für das am 1. Januar 1972 beginnende Steuerjahr 

anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß die dort genannten 

Vorschriften erstmals auf laufenden Arbeitslohn anzuwenden sind, der für einen nach dem 31. 

Dezember 1971 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 

31. Dezember 1971 zufließen. 

(2) Auf Steuerjahre, die vor dem 1. Januar 1972 enden, sind die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 

geltenden, den Vorschriften der §§ 4 bis 18 entsprechenden kirchensteuerrechtlichen Bestimmungen 



anzuwenden mit der Maßgabe, daß die Vorschrift des § 4 bereits für das Steuerjahr 1971 anzuwenden 

ist. 

§ 22 [Frühere Steuerordnungen] 

(1) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksamen Kirchensteuerordnungen und 

Kirchensteuerbeschlüsse gelten ohne neue Anerkennung weiter, soweit ihr Inhalt nicht mit diesem 

Gesetz im Widerspruch steht. 

(2) Soweit die Landesfinanzbehörden die Kirchensteuer nach dem Maßstab der Einkommensteuer 

beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits verwalten, bedarf es keiner Übertragung im Sinne des § 14 

Abs. 1 Satz 1 mehr. Soweit das für die Landesfinanzverwaltung zuständige Ministerium bereits 

angeordnet hat, daß die Arbeitgeber Kirchensteuer nach dem Maßstab der Lohnsteuer auch von 

Arbeitnehmern einzubehalten und abzuführen haben, die ihren Wohnsitz oder Aufenthalt nicht im 

Lande Rheinland-Pfalz haben, sind sie auch ohne eine neue Bestimmung im Sinne des § 15 Abs. 7 

Satz 1 weiterhin hierzu verpflichtet. 

(3) Soweit die Gemeinden die Kirchensteuer nach dem Maßstab der Grundsteuermeßbeträge bereits 

verwalten, bedarf es keines neuen Antrags im Sinne des § 16 Abs. 1 Satz 1 mehr. Soweit die 

Landesfinanzbehörden die Kirchensteuer nach dem Maßstab der Grundsteuermeßbeträge bisher 

verwalten, verbleibt es dabei, sofern die Kirchenbehörden nichts anderes beantragen. Im Falle der 

Verwaltung durch die Landesfinanzbehörden finden die Vorschriften des § 14 Abs. 1 Sätze 3 und 4, 

Abs. 3, Abs. 4 Satz 1 und Abs. 6 sinngemäß Anwendung. 

(4) Bis zum Abschluß der Vereinbarungen über Verwaltungskostenbeiträge (§ 14 Abs. 6 Satz 2 und § 

16 Abs. 5 Satz 2) belaufen sich die Verwaltungskostenbeiträge auf vier vom Hundert der 

Steueraufkommen. 

§ 23 [Änderung des Landesgesetzes zur Ausführung der Finanzgerichtsordnung] 

(Änderungsbestimmung) 

 

§ 24 [Inkrafttreten] 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) (Aufhebungsbestimmung) 

 

 

13.12.3 Landesgesetz über Gebührenbefreiung im Bereich der Justiz [von 

Rheinland-Pfalz] (Justizgebührenbefreiungsgesetz - JGebBefrG -) 

Vom 05.10.1990 (GVBl 1990, 281), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.07.2010 

(GVBl. S. 167) 

§ 1 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, welche die ordentlichen Gerichte in Zivil- und Strafsachen (§ 13 

des Gerichtsverfassungsgesetzes) und die Justizverwaltungsbehörden erheben, sind befreit: 



Kirchen, sonstige Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, jeweils soweit sie die 

Rechtsstellung einer juristischen Person des öffentlichen Rechts haben; 

(…) 

Die Gebührenfreiheit nach Satz 1 gilt auch für die Gebühren der Gerichtsvollzieher. 

(2) Von der Zahlung der Gebühren nach der Kostenordnung und der Gebühren in 

Justizverwaltungsangelegenheiten sind Körperschaften, Vereinigungen und Stiftungen befreit, die 

gemeinnützige oder mildtätige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung verfolgen, soweit die 

Angelegenheit nicht einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb betrifft. Die 

steuerrechtliche Behandlung als gemeinnützig oder mildtätig ist durch eine Bescheinigung des 

Finanzamts (Freistellungsbescheid oder sonstige Bestätigung) nachzuweisen. 

(3) Sonstige landesrechtliche Vorschriften, die Gebührenfreiheit gewähren, bleiben unberührt. 

 

 

13.12.4 Landesverordnung über den Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag 

[von Rheinland-Pfalz] 

Vom 19.01.2009 (GVBl 2009, 45) zuletzt geändert durch Verordnung vom 30.11.2011 

(GVBl. 2011 S. 413) 

Aufgrund des § 15 Abs. 8 Satz 1 und des § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 15 Abs. 8 Satz 1 des 

Kirchensteuergesetzes vom 24. Februar 1971 (GVBl. S. 59), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 

16. Oktober 2008 (GVBl. S. 252), BS 222-31, wird im Einvernehmen mit den Diözesen der 

katholischen Kirche und den evangelischen Landeskirchen im Land Rheinland-Pfalz und dem 

Katholischen Bistum der Alt-Katholiken in Deutschland, Gemeindeverband Rheinland-Pfalz, sowie 

der Freireligiösen Gemeinde Mainz verordnet: 

 

§ 1 

Die zur Vornahme des Kirchensteuerabzugs nach dem Maßstab der Kapitalertragsteuer Verpflichteten 

müssen die Kirchensteuer nach dem Maßstab der Kapitalertragsteuer auch von Personen einbehalten 

und abführen, 

1. deren Kapitalertrag von einer Person oder Stelle ausgezahlt wird, für deren Besteuerung vom 

Einkommen ein Finanzamt im Land Rheinland-Pfalz zuständig ist, 

2. die 

a) einer Diözese der katholischen Kirche oder einer evangelischen Landeskirche, deren Gebiet ganz 

oder zum Teil außerhalb des Landes Rheinland-Pfalz liegt, oder deren Kirchengemeinden, 

b) einer Gliederung des Katholischen Bistums der Alt-Katholiken in Deutschland, deren Gebiet ganz 

oder zum Teil außerhalb des Landes Rheinland-Pfalz liegt, oder deren Kirchengemeinden, 

c) der Israelitischen Religionsgemeinschaft Baden, der Israelitischen Religionsgemeinschaft 

Württemberg, den Jüdischen Kultusgemeinden Hamburg, der Israelitischen Kultusgemeinde 

Frankfurt, dem Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Nordrhein, dem Landesverband der 



Jüdischen Gemeinden von Westfalen-Lippe, der Synagogen-Gemeinde Köln, dem Landesverband der 

Jüdischen Gemeinden in Hessen, dem Landesverband der Israelitischen Gemeinden in Bayern oder der 

Synagogengemeinde Saar oder 

d) der Freireligiösen Landesgemeinde Baden, der Freireligiösen Gemeinde Offenbach am Main oder 

der Freireligiösen Gemeinde Mainz 

gegenüber kirchensteuerpflichtig sind und 

3. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Land Rheinland-Pfalz haben. 

Die Verpflichtung nach Satz 1 besteht nur, wenn am Ort des Wohnsitzes oder Aufenthaltes die 

Kirchensteuer nach dem Maßstab der Kapitalertragsteuer, für den betreffenden Kirchensteuergläubiger 

durch die Landesfinanzverwaltung verwaltet wird. Maßgebend ist der am Ort des Wohnsitzes oder 

Aufenthaltes des Kirchensteuerpflichtigen geltende Hundertsatz. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft. 

Mainz, den 19. Januar 2009 

Der Minister der Finanzen Deubel 

 

 

13.12.5 Landesverordnung über die Gebühr für Amtshandlungen nach dem 

Landesgesetz über den Austritt aus Religionsgemeinschaften [von Rheinland-

Pfalz] (Besonderes Gebührenverzeichnis) 

Vom 08.04.1997 (GVBl 1997, 138), zuletzt geändert durch Verordnung vom 28.08.2001 

(GVBl. S. 210) 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 des Landesgebührengesetzes für Rheinland-Pfalz (LGebG) vom 3. Dezember 

1974 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch § 18 des Gesetzes vom 20. Juni 1995 (GVBl. S. 175), BS 

2013-1, wird im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen verordnet: 

§ 1 

Für die Entgegennahme und Bearbeitung einer mündlichen oder schriftlichen Austrittserklärung nach 

§ 2 des Landesgesetzes über den Austritt aus Religionsgemeinschaften (RelAuG) vom 12. Oktober 

1995 (GVBl. S. 421-425-, BS 222-30) einschließlich der Erteilung einer Austrittsbescheinigung nach 

§ 4 Abs. 1 RelAuG wird eine Gebühr von 20,45 EUR erhoben. 

§ 2 

Neben der Gebühr sind Auslagen gemäß § 10 LGebG zu erstatten. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Die Ministerin für Kultur, Jugend, Familie und Frauen 



 

 

13.12.6 Landesverordnung über die Verwaltung der Kirchensteuer vom 

Einkommen durch die Landesfinanzbehörden [von Rheinland-Pfalz] 

Vom 18.08.1986 (GVBl 1986, 221), zuletzt geändert durch Verordnung vom 10.09.2004 

(GVBl. S. 438) 

Aufgrund des § 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 1 Satz 1 und des § 19 Abs. 2 Satz 2 des 

Kirchensteuergesetzes (KiStG) vom 24. Februar 1971 (GVBl. S. 59), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 18. Dezember 1985 (GVBl. S. 277), BS 222-31, wird verordnet: 

§ 1   Unitarische Religionsgemeinschaft Freie Protestanten 

Die Verwaltung der gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 KiStG zu erhebenden Kirchensteuer vom Einkommen mit 

einem festen Hundertsatz der Einkommensteuer wird auf die Landesfinanzbehörden übertragen. 

§ 2   Freireligiöse Landesgemeinde Pfalz 

(1) Die Verwaltung der gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 KiStG zu erhebenden Kirchensteuer vom Einkommen 

mit einem festen Hundertsatz der Einkommensteuer wird auch insoweit auf die Landesfinanzbehörden 

übertragen, als die steuerpflichtigen Mitglieder der Freireligiösen Landesgemeinde Pfalz ihren 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Landesteilen außerhalb der Pfalz haben. 

(2) Die Verpflichtung zur Einbehaltung der Kirchensteuer nach dem Maßstab der Lohnsteuer (§ 15  

Abs. 1 KiStG) wird auf alle Arbeitgeber mit Betriebsstätten im Lande ausgedehnt. 

§ 3   Freireligiöse Gemeinde Mainz 

Die Verpflichtung zur Einbehaltung der Kirchensteuer nach dem Maßstab der Lohnsteuer (§ 15 Abs. 1 

KiStG) wird auf alle Arbeitgeber mit Betriebsstätten im Lande ausgedehnt. 

§ 4   Jüdische Kultusgemeinde Bad Kreuznach 

Die Verwaltung der gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 KiStG zu erhebenden Kirchensteuer vom Einkommen mit 

einem festen Hundertsatz der Einkommensteuer wird auf die Landesfinanzbehörden übertragen. 

§ 5   Jüdische Kultusgemeinde Koblenz 

Die Verpflichtung zur Einbehaltung der Kirchensteuer nach dem Maßstab der Lohnsteuer (§ 15 Abs. 1 

KiStG) wird auf alle Arbeitgeber mit Betriebsstätten im Lande ausgedehnt. 

§ 6   In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in Kraft. (Satz 2: Aufhebungsbestimmung) 

Der Minister der Finanzen 

 

 



13.13 Saarland 

13.13.1 Saarländisches Kirchensteuergesetz – (KiStG-Saar) 

Vom 25. November 1970 in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.06.1977 

(Amtsbl. S. 598), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.09.2008 (Amtsbl. S. 1662) 

I. Besteuerungsrecht 

§ 1 [Kirchensteuerverordnungen] 

Die Römisch-Katholische Kirche [Vgl. KiStO für die Diözese Trier vom 7. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 

827), geändert am 17. Dezember 2001 (Amtsbl. 2002 S. 999); KiStO für die Diözese Speyer vom 11. 

Oktober 1971 (Amtsbl. S. 830), geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 - 

Bekanntmachung vom 22. Januar 2002 (Amtsbl. S. 695)] und die Evangelische Kirche [Vgl. KiStO 

der Evgl. Kirche im Rheinland in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. September 2000 

(Amtsbl. 2001 S. 219), zuletzt geändert durch 3. NotVO vom 9./22./20. September 2005 (Amtsbl. 

2006 S. 15); KiStO der Pfälz. Landeskirche vom 7. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 836), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 22. Mai 2002 (Amtsbl. S. 2154)] können im Saarland auf Grund eigener 

Steuerordnungen Kirchensteuern erheben. Andere Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des 

öffentlichen Rechts sind, insbesondere das Katholische Bistum der Altkatholiken [Vgl. KiStO vom 10. 

Oktober 1971 (Amtsbl. S. 838)] und die Synagogengemeinde Saar [Vgl. KultStO vom 20. Oktober 

1974 (Amtsbl. S. 983)], können unter den gleichen Voraussetzungen und in entsprechender 

Anwendung der folgenden Bestimmungen Kirchensteuern erheben. 

 

§ 2 [Diözesan-, Landes- und Ortskirchensteuer] 

(1) Kirchensteuern können nach Maßgabe der von den Diözesen der Römisch-Katholischen Kirche 

und den Evangelischen Landeskirchen zu erlassenden Steuerordnungen [Vgl. KiStO für die Diözese 

Trier vom 7. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 827), geändert am 17. Dezember 2001 (Amtsbl. 2002 S. 999); 

KiStO für die Diözese Speyer vom 11. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 830), geändert durch Art. 3 des 

Gesetzes vom 20. Dezember 2001 - Bekanntmachung vom 22. Januar 2002 (Amtsbl. S. 695) und Vgl. 

KiStO der Evgl. Kirche im Rheinland in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. September 2000 

(Amtsbl. 2001 S. 219), zuletzt geändert durch 3. NotVO vom 9./22./20. September 2005 (Amtsbl. 

2006 S. 15); KiStO der Pfälz. Landeskirche vom 7. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 836), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 22. Mai 2002 (Amtsbl. S. 2154)] erhoben werden 

1. als Diözesankirchensteuer oder Landeskirchensteuer, 

2. als Ortskirchensteuer, 

3. nebeneinander als Diözesan- oder Landeskirchensteuer und als Ortskirchensteuer. 

(2) Die Steuerordnungen [Vgl. KiStO für die Diözese Trier vom 7. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 827), 

geändert am 17. Dezember 2001 (Amtsbl. 2002 S. 999); KiStO für die Diözese Speyer vom 11. 

Oktober 1971 (Amtsbl. S. 830), geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 - 

Bekanntmachung vom 22. Januar 2002 (Amtsbl. S. 695) und Vgl. KiStO der Evgl. Kirche im 

Rheinland in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. September 2000 (Amtsbl. 2001 S. 219), 

zuletzt geändert durch 3. NotVO vom 9./22./20. September 2005 (Amtsbl. 2006 S. 15); KiStO der 

Pfälz. Landeskirche vom 7. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 836), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. 



Mai 2002 (Amtsbl. S. 2154)] bestimmen die zur Kirchensteuererhebung berechtigten kirchlichen 

Körperschaften und die Zuständigkeit für die Festsetzung der Steuersätze. 

II. Steuerpflicht 

§ 3 [Steuerpflicht] 

Kirchensteuerpflichtig sind alle Angehörigen der Römisch-Katholischen Kirche und der 

Evangelischen Kirche, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Saarland haben. 

III. Grundsätze über die Erhebung von Kirchensteuern 

§ 4 [Steuerarten] 

(1) Kirchensteuern können erhoben werden 

1. a) als Zuschlag zur Einkommensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer, auch unter Festsetzung 

von Mindestbeträgen, oder 

b) nach Maßgabe des Einkommens auf Grund eines besonderen Tarifs (Kirchensteuer vom 

Einkommen), 

2. als Zuschlag zur Vermögensteuer [Vgl. hierzu BVerfGE 93, S. 121 ff., wonach § 10 Nr. 1 

VermögenStG zum 31. Dezember 1996 außer Kraft getreten ist.] (Kirchensteuer vom Vermögen), 

3. a) nach einem Vomhundertsatz von den Grundsteuermessbeträgen oder 

b) nach Maßgabe des Einheitswerts vom Grundbesitz auf Grund eines besonderen Tarifs, soweit der  

Grundbesitz im Saarland belegen ist (Kirchensteuer vom Grundbesitz), 

4. als Mindestkirchensteuer, 

5. als allgemeines Kirchgeld, 

6. als besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren mit ihnen zusammen zur 

Einkommensteuer veranlagter Ehegatte keiner steuerberechtigten Kirche angehört. 

(2) Die Kirchensteuern nach Absatz 1 können einzeln oder nebeneinander erhoben werden, jedoch 

nicht die Kirchensteuer vom Einkommen nach Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a neben der Steuer nach 

Nummer 1 Buchstabe b und die Kirchensteuer vom Grundbesitz nach Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe a 

neben der Steuer nach Nummer 3 Buchstabe b. 

(3) In den Steuerordnungen kann bestimmt werden, dass Kirchensteuern einer Art auf Kirchensteuern 

einer anderen Art angerechnet werden. Eine Kirchensteuer vom Einkommen nach Absatz 1 Nr. 1 ist 

stets auf ein besonderes Kirchgeld nach Absatz 1 Nr. 6 anzurechnen. Vorbehaltlich Satz 2 können die 

Steuern nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 nur auf das allgemeine Kirchgeld und die Mindestkirchensteuer 

angerechnet werden; eine Anrechnung des allgemeinen Kirchgelds und der Mindestkirchensteuer auf 

die vorgenannten Steuern ist ausgeschlossen. 

(4) Wird die Kirchensteuer einer Art als Diözesankirchensteuer oder Landeskirchensteuer und als 

Ortskirchensteuer nebeneinander erhoben, so ist dafür ein gemeinsamer Steuersatz festzusetzen. 

§ 5 [Anwendung der Maßstabssteuer-Vorschriften] 



(1) Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, gelten für die in § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Nr. 

6 bezeichneten Kirchensteuern entsprechend 

1. bei der Kirchensteuer vom Einkommen und dem besonderen Kirchgeld gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 6 die 

Vorschriften über die Einkommensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer, 

2. bei der Kirchensteuer vom Vermögen die Vorschriften über die Vermögensteuer, [Vgl. hierzu 

BVerfGE 93, S. 121 ff., wonach § 10 Nr. 1 VermögenStG zum 31. Dezember 1996 außer Kraft 

getreten ist. 

3. bei der Kirchensteuer vom Grundbesitz die Vorschriften über die Grundsteuer. 

(2) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des ganzen Kalenderjahres, so wird bei der 

Kirchensteuer vom Einkommen und dem besonderen Kirchgeld für die vollen Kalendermonate, in 

denen die Steuerpflicht bestanden hat, je ein Zwölftel des Betrages erhoben, der sich bei ganzjähriger 

Steuerpflicht als Kirchensteuerschuld ergäbe. Die Vorschriften in Satz 1 sind - vorbehaltlich des 

Satzes 3 - nicht anzuwenden, wenn gleichzeitig mit Beginn oder Ende der Kirchensteuerpflicht die 

unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet. Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn in den 

Fällen des § 2 Abs. 7 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes in eine Veranlagung zur unbeschränkten 

Einkommensteuerpflicht die während der beschränkten Einkommensteuerpflicht erzielten inländischen 

Einkünfte einbezogen worden sind. Satz 1 gilt dagegen nicht, wenn die Kirchensteuer auf Antrag als 

Zuschlag zur Kapitalertragsteuer durch den Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten wird. 

§ 6 [Persönliche Steuerbemessungsgrundlagen] 

(1) Die Kirchensteuern werden nach Maßgabe der §§ 7 bis 10 nach den jeweils in der Person des 

Kirchensteuerpflichtigen gegebenen Steuerbemessungsgrundlagen erhoben. Als Bemessungsgrundlage 

für das besondere Kirchgeld nach § 4 Abs. 1 Nr. 6 kann das gemeinsame zu versteuernde Einkommen 

der Ehegatten bestimmt werden. 

(2) Der Berechnung der Kirchensteuer vom Einkommen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a ist die 

nach Maßgabe des § 51a des Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer) zu Grunde zu legen. § 51a Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes gilt in den 

Fällen des § 8 Abs. 1 Nr. 3 entsprechend für die Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte. 

(3) Auf schriftlichen Antrag des Kirchensteuerpflichtigen wird die auf Kapitalerträge nach § 51a Abs. 

2b des Einkommensteuergesetzes entfallende Kirchensteuer nach Maßgabe des § 51a Abs. 2c des 

Einkommensteuergesetzes einbehalten. 

(4) Wird für das besondere Kirchgeld nach § 4 Abs. 1 Nr. 6 als Bemessungsgrundlage das 

gemeinsame zu versteuernde Einkommen bestimmt, so ist der Betrag maßgebend, der sich nach 

Maßgabe des § 51a des Einkommensteuergesetzes ergibt. 

§ 7 [Konfessionsverschiedene Ehe] 

(1) Gehören Ehegatten, die beide unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd 

getrennt leben, verschiedenen steuerberechtigten Kirchen an (konfessionsverschiedene Ehe), bemisst 

sich die Kirchensteuer in der Form des Zuschlags zur Einkommensteuer, Lohnsteuer und 

Kapitalertragsteuer 



1. bei der getrennten Veranlagung (§ 26a des Einkommensteuergesetzes) und bei der besonderen 

Veranlagung (§ 26c des Einkommensteuergesetzes) nach der nach § 6 Abs. 2 ermittelten Steuer jedes 

Ehegatten, 

2. beim Steuerabzug vom Kapitalertrag nach der nach § 6 Abs. 3 ermittelten Steuer jedes Ehegatten, 

3. bei der Zusammenveranlagung und beim Steuerabzug vom Arbeitslohn für jeden Ehegatten nach 

der Hälfte der nach § 6 Abs. 2 ermittelten Steuer beider Ehegatten. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 haften die Ehegatten als Gesamtschuldner. Im 

Lohnabzugsverfahren ist die Kirchensteuer bei jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. 

(3) Für die Kirchensteuer vom Einkommen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b gelten die Absätze 1 

und 2 sinngemäß. 

§ 8 [Glaubensverschiedene Ehe] 

(1) Leben Ehegatten nicht dauernd getrennt und gehört nur ein Ehegatte einer steuerberechtigten 

Kirche an (glaubensverschiedene Ehe), bemisst sich die Kirchensteuer in der Form des Zuschlags zur 

Einkommensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer 

1. bei der getrennten Veranlagung (§ 26a des Einkommensteuergesetzes), bei der besonderen 

Veranlagung (§ 26c des Einkommensteuergesetzes) und beim Steuerabzug vom Arbeitslohn nach der 

nach § 6 Abs. 2 ermittelten Steuer des kirchensteuerpflichtigen Ehegatten, 

2. beim Steuerabzug vom Kapitalertrag nach der nach § 6 Abs. 3 ermittelten Steuer des 

kirchensteuerpflichtigen Ehegatten, 

3. bei der Zusammenveranlagung für den kirchensteuerpflichtigen Ehegatten nach dem Teil der nach § 

6 Abs. 2 ermittelten gemeinsamen Steuer, der auf diesen Ehegatten entfällt, wenn die gemeinsame 

Steuer im Verhältnis der Steuerbeträge, die sich bei Anwendung des § 32a Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes (Einkommensteuertarif) auf den Gesamtbetrag der Einkünfte jedes 

Ehegatten ergeben, aufgeteilt wird. Ist in der nach § 6 Abs. 2 ermittelten gemeinsamen Steuer eine 

nach dem gesonderten Steuertarif des § 32d des Einkommensteuergesetzes ermittelte 

Einkommensteuer enthalten, sind die gesondert besteuerten Kapitaleinkünfte und die gesondert 

ermittelte Einkommensteuer aus der vorgenannten Berechnung auszuscheiden und die gesondert 

ermittelte Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Beteiligten mit dem auf ihn entfallenden 

Anteil an den Kapitalerträgen zuzurechnen. 

(2) Für die Kirchensteuer vom Einkommen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b gilt Absatz 1 

sinngemäß. 

§ 9 [Vermögenssteuer] 

Die Kirchensteuer vom Vermögen ist nach der Vermögensteuer [Vgl. hierzu BVerfGE 93, S. 121 ff., 

wonach § 10 Nr. 1 VermögenStG zum 31. Dezember 1996 außer Kraft getreten ist.] des 

Kirchenangehörigen zu bemessen. Soweit für mehrere Personen eine Zusammenveranlagung zur 

Vermögensteuer vorzunehmen ist, gilt als Vermögensteuerschuld des einzelnen 

kirchensteuerpflichtigen Beteiligten der Teil der gemeinsamen Vermögensteuerschuld, der auf ihn 

entfällt, wenn die gemeinsame Steuer im Verhältnis der Vermögensteuerbeträge aufgeteilt wird, die 

sich bei einer getrennten Veranlagung der Beteiligten ergeben würden. 

§ 10 [Grundsteuer] 



Die Kirchensteuer vom Grundbesitz kann nur insoweit erhoben werden, als der Grundbesitz einer 

kirchensteuerpflichtigen Person zuzurechnen ist. Ist der Grundbesitz mehreren Personen zuzurechnen, 

so ist die Kirchensteuer für die steuerpflichtigen Beteiligten aus ihrem Anteil an der 

Bemessungsgrundlage zu berechnen. 

IV. Verfahren 

§ 11 [Verfahren] 

(1) Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, finden auf das Besteuerungsverfahren die 

Abgabenordnung und das Verwaltungszustellungsgesetz in der für die bundesrechtlich geregelten 

Steuern jeweils geltenden Fassung Anwendung. Nicht anzuwenden sind die Vorschriften über die 

Verzinsung, die Säumniszuschläge, die Straf- und Bußgeldvorschriften sowie die Vorschriften über 

das Straf- und Bußgeldverfahren. 

(2) Über Stundung, Niederschlagung und Erlass der Kirchensteuer entscheiden die in den 

Steuerordnungen bestimmten kirchlichen Stellen. Wird eine Maßstabsteuer (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a 

und Nr. 2) ganz oder teilweise gestundet, niedergeschlagen, erlassen oder abweichend festgesetzt, so 

umfasst diese Entscheidung ohne besonderen Antrag auch die danach bemessene Kirchensteuer; das 

gilt auch, soweit die Vollstreckung eines Verwaltungsakts ausgesetzt wird, der einer 

Kirchensteuerfestsetzung zu Grunde liegt. Entsprechendes gilt, wenn die Festsetzung einer 

Maßstabsteuer geändert oder berichtigt wird oder eine Maßstabsteuer aus Rechtsgründen zu erstatten 

ist. 

 

 

V. Verwaltung der Kirchensteuern 

§ 12 [Kircheneigene Verwaltung] 

(1) Die Verwaltung der Kirchensteuern obliegt den in den Steuerordnungen bestimmten kirchlichen 

Stellen oder Behörden, soweit die Verwaltung nicht nach § 14 den Finanzämtern oder nach § 15 den 

Gemeinden übertragen ist. 

(2) Wird die Kirchensteuer in kircheneigener Verwaltung veranlagt und erhoben, obliegt die 

Beitreibung auf Antrag den Finanzämtern nach den Vorschriften der Abgabenordnung oder den 

Gemeinden, soweit diese die Grundsteuern einziehen, nach den Vorschriften über das 

Verwaltungszwangsverfahren. 

§ 13 [Besteuerungsunterlagen] 

Die Finanzämter und die Gemeinden haben den Diözesen der Römisch-Katholischen Kirche und den 

Evangelischen Landeskirchen auf Anforderung die für die Besteuerung, für die Feststellung ihrer 

Steueransprüche und für den innerkirchlichen Finanzausgleich erforderlichen Unterlagen zur 

Verfügung zu stellen. 

§ 14 [Verwaltung durch die Finanzämter] 

(1) Auf Antrag einer Diözese der Römisch-Katholischen Kirche oder einer Evangelischen 

Landeskirche wird die Kirchensteuer in der Form des Zuschlages zur Einkommensteuer, Lohnsteuer 

und Kapitalertragsteuer, die Kirchensteuer vom Vermögen [Vgl. hierzu BVerfGE 93, S. 121 ff., 



wonach § 10 Nr. 1 VermögenStG zum 31. Dezember 1996 außer Kraft getreten ist.] sowie das 

besondere Kirchgeld im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 6 von den Finanzämtern verwaltet, sofern die 

jeweilige Kirchensteuer im Saarland nach einheitlichen Grundsätzen und mit gleichen Steuersätzen für 

die Kirchen gleicher Konfession erhoben wird. Wird die Kirchensteuer als besonderes Kirchgeld 

erhoben, kann den Finanzämtern die Erhebung nur hinsichtlich der Steuerpflichtigen übertragen 

werden, bei denen gleichzeitig eine Einkommensteuerveranlagung durchzuführen ist. Unter den 

gleichen Voraussetzungen kann die Verwaltung dieser Kirchensteuern für die in § 1 Satz 2 genannten 

Religionsgemeinschaften übertragen werden. Über den Antrag entscheidet das Ministerium der 

Finanzen. Soweit Kirchensteuern bis zum In-Kraft-Treten dieses Gesetzes von den Finanzämtern 

verwaltet werden, gilt die Verwaltung als nach den Sätzen 1 und 2 übertragen. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 sind die Kirchensteuern zugleich mit der Einkommensteuer und der 

Vermögensteuer oder nach § 51a Abs. 2d des Einkommensteuergesetzes zu veranlagen und zu 

erheben. Wird die Einkommensteuer durch Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) oder 

Steuerabzug vom Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer) erhoben, ist auch der Zuschlag im jeweiligen 

Abzugsverfahren zu erheben; im letzteren Fall gilt dies nur, wenn der Kirchensteuerpflichtige einen 

entsprechenden Antrag stellt. Die Arbeitgeber, die im Saarland eine Betriebsstätte im Sinne des 

Lohnsteuerrechts unterhalten, sind verpflichtet, von ihren Arbeitnehmern, die nach den Eintragungen 

auf ihrer Lohnsteuerkarte einer steuerberechtigten Kirche angehören und nach diesem Gesetz 

kirchensteuerpflichtig sind, die Kirchensteuer einzubehalten und an das zuständige Finanzamt 

abzuführen. 

(3) Auf Antrag einer Diözese oder einer Landeskirche ist unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit 

die Kirchensteuer im Lohnabzugsverfahren auch für solche kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmer 

einzubehalten und abzuführen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des 

Saarlandes haben und deren Lohnsteuer von einer im Saarland belegenen Betriebsstätte berechnet und  

einbehalten wird. 

(4) Auf Antrag einer Diözese oder einer Landeskirche ist die als Zuschlag auf Kapitalerträge zu 

erhebende Kirchensteuer auch für Kirchensteuerpflichtige, die nicht im Saarland ihren Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt haben, einzubehalten und abzuführen. Der im Saarland 

Kirchensteuerabzugsverpflichtete hat den am Ort des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes des 

Kirchensteuerpflichtigen geltenden Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der der 

Kirchensteuerpflichtige angehört, zu Grunde zu legen. 

(5) Die Verwaltung der Kirchensteuern durch die Finanzämter erfolgt gegen eine zwischen dem 

Ministerium der Finanzen und der Diözese oder der Landeskirche oder einer der in § 1 Satz 2 

genannten Religionsgemeinschaften zu vereinbarende angemessene Vergütung. 

§ 15 [Verwaltung durch die Gemeinden] 

(1) Die Kirchensteuer vom Grundbesitz wird auf Antrag einer in der Steuerordnung genannten 

kirchlichen Körperschaft durch die Gemeinden verwaltet. Für die Kirchensteuer nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 

Buchstabe b gilt dies nur hinsichtlich derjenigen Steuerpflichtigen, die zur Grundsteuer herangezogen 

werden. 

(2) Die Verpflichtung zur Übernahme der Verwaltung besteht nur, wenn die Kirchensteuer vom 

Grundbesitz in der Gemeinde für die steuerberechtigten kirchlichen Körperschaften gleicher 

Konfession nach einheitlichen Grundsätzen und mit gleichen Steuersätzen erhoben wird. 



(3) Für die Abgeltung der den Gemeinden entstehenden Kosten ist § 5 des 

Kommunalfinanzausgleichsgesetzes - KFAG vom 12. Juni 1974 (Amtsbl. S. 578) in der jeweiligen 

Fassung entsprechend anzuwenden. 

VI. Rechtsbehelfe 

§ 16 [Rechtsbehelfe] 

(1) Im Verfahren zur Festsetzung und Erhebung von Kirchensteuern in kircheneigener Verwaltung ist 

der Finanzrechtsweg nach den Vorschriften der Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 

(Bundesgesetzbl. I S. 1477) in der für bundesgesetzlich geregelte Steuern jeweils geltenden Fassung 

gegeben. Die Klage kann erst erhoben werden, wenn der in einer Kirchensteuerangelegenheit 

ergangene Bescheid in einem außergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren nachgeprüft ist. Die 

Vorschriften des siebenten Teils der Abgabenordnung gelten entsprechend. Über den Einspruch 

entscheidet die in der Steuerordnung zu bestimmende Behörde oder Stelle der steuerberechtigten 

Kirche. 

(2) Werden Kirchensteuern von den Finanzämtern nach § 14 dieses Gesetzes verwaltet, gelten für 

Rechtsbehelfe und Rechtsmittel die Vorschriften der Abgabenordnung und der Finanzgerichtsordnung. 

Die Finanzämter haben die in der Steuerordnung zu bestimmende Behörde oder Stelle der 

steuerberechtigten Kirche im außergerichtlichen Rechtsbehelfsverfahren zuzuziehen, wenn über die 

Steuerberechtigung der Kirche zu entscheiden ist. Unter der gleichen Voraussetzung ist die 

steuerberechtigte Kirche im Verfahren nach der Finanzgerichtsordnung von Amts wegen beizuladen. 

(3) Im Verfahren zur Festsetzung und Erhebung von Kirchensteuern in Verwaltung der Gemeinden ist 

der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Im Vorverfahren nach den Vorschriften des achten Abschnitts der 

Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 17) in der jeweiligen Fassung 

ist die in der Steuerordnung zu bestimmende Behörde oder Stelle der steuerberechtigten Kirche zu  

hören. 

(4) Im Verfahren zur Festsetzung und Erhebung von Kirchensteuern können keine Einwendungen 

erhoben werden, die sich gegen die Festsetzung der Maßstabsteuern oder die 

Steuerbemessungsgrundlage nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 dieses Gesetzes richten. Entsprechendes gilt, wenn 

Bemessungsgrundlage für das besondere Kirchgeld nach § 4 Abs. 1 Nr. 6 das der Veranlagung zur 

Einkommensteuer zu Grunde gelegte zu versteuernde Einkommen ist. 

VII. Anerkennungsverfahren 

§ 17 [Anerkennungsverfahren] 

(1) Die Kirchensteuerordnungen [Vgl. KiStO für die Diözese Trier vom 7. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 

827), geändert am 17. Dezember 2001 (Amtsbl. 2002 S. 999); KiStO für die Diözese Speyer vom 11. 

Oktober 1971 (Amtsbl. S. 830), geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 - 

Bekanntmachung vom 22. Januar 2002 (Amtsbl. S. 695); Vgl. KiStO der Evgl. Kirche im Rheinland in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 22. September 2000 (Amtsbl. 2001 S. 219), zuletzt geändert 

durch 3. NotVO vom 9./22./20. September 2005 (Amtsbl. 2006 S. 15); KiStO der Pfälz. Landeskirche 

vom 7. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 836), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Mai 2002 (Amtsbl. S. 

2154); Vgl. KiStO vom 10. Oktober 1971 (Amtsbl. S. 838); Vgl. KultStO vom 20. Oktober 1974 

(Amtsbl. S. 983).] und -beschlüsse bedürfen der Anerkennung durch das Ministerium der Finanzen. 



(2) Werden die Kirchensteuern als Ortskirchensteuern erhoben, bedarf es keiner Anerkennung der 

einzelnen Kirchensteuerbeschlüsse, wenn auf Antrag der Diözesen der Römisch-Katholischen Kirche 

oder der Evangelischen Landeskirchen die Steuersätze generell anerkannt werden und die nach der 

Steuerordnung zuständigen Stellen keine höheren Steuersätze beschließen. 

(3) Liegt zu Beginn eines Steuerjahres ein anerkannter Kirchensteuerbeschluss nicht vor, gilt der 

bisherige Kirchensteuerbeschluss weiter. 

VIII. Schlussbestimmungen 

§ 18 [Änderung anderer Vorschriften] 

(entfallen) 

§ 19 [Durchführungsvorschriften] 

(1) Das Ministerium der Finanzen kann durch Rechtsverordnung das Verfahren bei der Anerkennung 

nach § 17 regeln. 

(2) Das Ministerium der Finanzen erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes und die zur 

Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer durch die Finanzämter erforderlichen 

Verwaltungsvorschriften. Verwaltungsvorschriften, die die Festsetzung und Erhebung der 

Kirchensteuer durch die Gemeinden regeln, erlässt das Ministerium für Inneres und Sport. 

(3) Das Ministerium der Finanzen wird ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes in der jeweils 

geltenden Fassung mit neuem Datum, unter neuer Überschrift und in neuer Paragraphenfolge bekannt 

zu machen und dabei Unstimmigkeiten im Wortlaut zu beseitigen. 

§ 20 [Inkrafttreten] 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tag nach der Verkündung im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft. Die in  

den §§ 1 bis 16 enthaltenen Vorschriften sind erstmals für das Kalenderjahr 1972 anzuwenden. Für 

frühere Kalenderjahre werden die Steuern nach dem bisherigen Recht mit der Maßgabe erhoben, dass 

unter den in § 14 Abs. 3 genannten Voraussetzungen im Kalenderjahr 1971 auch für solche 

kirchensteuerpflichtige Arbeitnehmer, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb 

des Saarlandes haben und deren Lohnsteuer von einer im Saarland belegenen Betriebsstätte berechnet 

und einbehalten wird, die Kirchensteuer im Lohnabzugsverfahren einzubehalten und abzuführen ist. 

 

 

13.13.2 Landesjustizkostengesetz
140

 [von Saarland] 

Vom 30.06.1971 (Amtsblatt 1971, 473), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 06.02.2013 

(Amtsbl. I S. 78) 

§ 4   Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, welche die ordentlichen Gerichte in Zivilsachen, die 

Justizverwaltungsbehörden und die Behörden der Arbeitsgerichtsverwaltung erheben, sind befreit 
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1. Kirchen, Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die die Rechtsstellung einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts haben; 

(…). 

(2) Von der Zahlung der Gebühren nach der Kostenordnung und der Gebühren in 

Justizverwaltungsangelegenheiten sind Körperschaften, Vereinigungen und Stiftungen befreit, die 

gemeinnützigen und mildtätigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts dienen, soweit die Angelegenheit 

nicht einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb betrifft. Die steuerrechtliche 

Behandlung als gemeinnützig und mildtätig ist durch eine Bescheinigung des Finanzamts 

(Freistellungsbescheid oder sonstige Bestätigung) nachzuweisen. 

(3) Die Gebührenfreiheit nach den Absätzen 1 und 2 gilt auch für die Beurkundungs- und 

Beglaubigungsgebühren, die Gebührenfreiheit nach Absatz 1 ferner für die Gebühren der 

Gerichtsvollzieher. 

 

13.14 Sachsen 

Gesetz über die Erhebung von Steuern durch Kirchen, Religionsgemeinschaften 

und gleichgestellte Vereinigungen im Freistaat Sachsen 

(Sächsisches Kirchensteuergesetz – SächsKiStG) 

Vom 14.02.2002 (SächsGVBl. 2002, 82), mehrfach geändert durch Gesetz vom 03.04.2009 

(SächsGVBl. S. 153) 

§ 1 Steuerberechtigung 

Die evangelischen Landeskirchen, ihre Kirchgemeinden und die aus ihnen gebildeten Verbände sowie 

die römisch-katholischen Bistümer, ihre Kirchengemeinden, Pfarreien und die aus ihnen gebildeten 

Verbände, sind als Körperschaften des öffentlichen Rechts berechtigt, nach Maßgabe dieses Gesetzes 

aufgrund eigener Steuerordnungen von ihren Angehörigen öffentlich-rechtliche Abgaben 

(Kirchensteuern) zu erheben. 

§ 2 Steuerpflicht 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind alle natürlichen Personen, die einer steuererhebenden Kirche 

angehören und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Freistaat Sachsen haben. § 19 

Abgabenordnung (AO) gilt entsprechend. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats der auf den Beginn der 

Zugehörigkeit zur Kirche und der Begründung des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts 

folgt, bei Kirchenübertritt jedoch erst mit Ende der bisherigen Kirchensteuerpflicht. 

(3) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Tod mit Ablauf des Sterbemonats, 

2. bei Wegzug mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt 

aufgegeben worden ist, 



3. bei Kirchenaustritt mit Ablauf des Kalendermonats, der auf den Monat folgt, in dem die Erklärung 

wirksam geworden ist, 

4. bei Übertritt zu einer anderen steuererhebenden Kirche mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der 

Übertritt wirksam geworden ist. 

(4) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjahrs, wird für die 

Kalendermonate, in denen die Steuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel des Betrags erhoben, der sich 

bei ganzjähriger Steuerpflicht als Jahressteuerschuld ergäbe. Dies gilt nicht, wenn die Dauer der 

Kirchensteuerpflicht der Dauer der Einkommensteuerpflicht entspricht. Wird die 

Kirchenkapitalertragsteuer im Steuerabzugsverfahren erhoben, unterliegen die Kapitalerträge 

abweichend von Satz 1 der Kirchensteuer, wenn im Zeitpunkt ihres Zuflusses Kirchensteuerpflicht 

besteht. 

§ 3 Kirchenaustritt, Kirchenübertritt 

(1) Der Kirchenaustritt erfolgt persönlich zur Niederschrift oder durch öffentlich beglaubigte 

schriftliche Erklärung nach § 129 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gegenüber dem inländischen 

Standesbeamten des letzten Wohnsitzes oder des letzten gewöhnlichen Aufenthalts und wird durch 

eine von diesem erteilte Bescheinigung nachgewiesen. 

(2) Für Kinder unter 14 Jahren gibt der Personensorgeberechtigte die Willenserklärung ab. Hat das 

Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, ist seine Einwilligung erforderlich. Volljährige, für die nach § 

1896 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein Betreuer bestellt ist, geben ihre Willenserklärung ohne 

Mitwirkung des Betreuers ab. Entsprechendes gilt für Minderjährige nach Vollendung des 14. 

Lebensjahrs, für die eine Vormundschaft oder Pflegschaft angeordnet ist. 

(3) Die persönlichen Willenserklärungen dürfen keine Bedingungen oder Zusätze enthalten. 

(4) Im Fall eines Übertritts in eine andere Kirche reicht abweichend von Absatz 1 eine Mitteilung der 

aufnehmenden Kirche an den Standesbeamten aus, wenn eine entsprechende Vereinbarung zwischen 

den beteiligten Kirchen besteht. 

(5) Zur Niederschrift abgegebene Willenserklärungen werden mit der Unterzeichnung der 

Niederschrift, in öffentlich beglaubigter Form eingereichte Erklärungen und Mitteilungen nach Absatz 

4 mit ihrem Zugang beim Standesbeamten wirksam. 

§ 4 Steuerarten, Steuerordnung 

(1) Kirchensteuern können nach Maßgabe der kirchlichen Steuerordnungen jeweils einzeln oder 

nebeneinander als Landes- oder Diözesankirchensteuern oder als Ortskirchensteuern und als solche 

nur 

1. a) als Zuschlag zur Einkommensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer in einem Prozentsatz der 

Maßstabsteuer (Kircheneinkommensteuer, Kirchenlohnsteuer, Kirchenkapitalertragsteuer; 

Kirchenlohnsteuer ist auch die auf pauschale Einkommensteuer erhobene Kirchensteuer) oder 

b) nach Maßgabe der Einkünfte nach besonderem Tarif, 

2. a) als Zuschlag zur Vermögensteuer in einem Prozentsatz der Maßstabsteuer 

(Kirchenvermögensteuer) oder 

b) nach Maßgabe des Vermögens nach besonderem Tarif, 



3. als Steuer vom Grundbesitz, 

4. als Kirchgeld in festen oder gestaffelten Beträgen und 

5. als besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner steuererhebenden 

Kirche angehört (besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe) 

erhoben werden. 

(2) Vor der Berechnung der Kirchensteuer nach Absatz 1 Nr. 1 Buchst. a sind die Einkommensteuer 

und Lohnsteuer nach Maßgabe des § 51a Einkommensteuergesetz (EStG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210, 2003 I S. 179), das zuletzt durch Artikel 1 

des Gesetzes vom 2. März 2009 (BGBl. I S. 416) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 

Fassung, zu ermitteln. Wird die Kirchensteuer als besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 

erhoben, gilt bei der Ermittlung der maßgebenden Bemessungsgrundlage Satz 1 entsprechend. Bei der 

Ermittlung und Erhebung der Kirchenkapitalertragsteuer ist § 51a Abs. 1 bis 5 EStG anzuwenden. 

(3) Die Kirchensteuer nach Absatz 1 Nr. 1 kann auch als Mindestbetrag erhoben werden, wenn 

Einkommensteuer festgesetzt oder Lohnsteuer einbehalten wird. Eine Begrenzung der Kirchensteuer 

(Kappung) ist zulässig. 

(4) Art und Höhe der zu erhebenden Kirchensteuer legt die nach der kirchlichen Steuerordnung 

zuständige Körperschaft oder kirchliche Stelle durch Kirchensteuerbeschluss fest. Die 

Beschlussfassung für mehrere Kalenderjahre oder auch auf unbegrenzte Zeit ist zulässig. Die 

kirchliche Steuerordnung kann bestimmen, dass Kirchensteuern einer Art auf Kirchensteuern einer 

anderen Art angerechnet werden. 

§ 5 Anerkennungsverfahren, Veröffentlichung 

(1) Die kirchlichen Steuerordnungen und die Kirchensteuerbeschlüsse sowie ihre Änderungen 

bedürfen der staatlichen Anerkennung. Über die Anerkennung entscheidet die für die 

Finanzverwaltung zuständige oberste Landesbehörde. Mit der Sonderregelung nach § 15 Abs. 1 Nr. 2  

kann auch die Zuständigkeit für die Anerkennung der Ortskirchensteuerbeschlüsse übertragen werden. 

(2) Die Anerkennung eines Kirchensteuerbeschlusses entfällt: 

1. mit Zeitablauf, 

2. mit dem In-Kraft-Treten eines neuen, 

3. bei wesentlichen Änderungen im Bereich der Maßstabsteuern oder der landesrechtlichen 

Grundlagen mit Ablauf des der Änderung folgenden Kalenderjahrs. Die anerkennende Behörde hat die 

Kirchen auf das Auslaufen der Anerkennung und die erforderliche Anpassung hinzuweisen. 

In den Fällen der Nummern 1 und 3 gilt der alte Kirchensteuerbeschluss bis zur Anerkennung eines 

neuen Kirchensteuerbeschlusses weiter, jedoch nicht über den 31. Dezember des ersten folgenden 

Kalenderjahrs hinaus. 

(3) Die anerkannten kirchlichen Steuerordnungen und Kirchensteuerbeschlüsse werden von den 

zuständigen kirchlichen Stellen in einer von ihnen zu bestimmenden Weise und von der 

anerkennenden Behörde in ihrem Ministerialblatt veröffentlicht. Beschließt eine Kirche für ihre 

Angehörigen die Anwendung des Kirchensteuerbeschlusses einer anderen Kirche, ist es für die 



Veröffentlichung im Ministerialblatt abweichend von Satz 1 ausreichend, bei der Veröffentlichung des 

anzuwendenden Kirchensteuerbeschlusses auf dessen erweiterte Anwendung hinzuweisen oder die 

Veröffentlichung auf die für den Freistaat Sachsen maßgebenden Regelungen zu beschränken. Die für 

das jeweilige Kalenderjahr geltenden Regelungen sollen in zusammengefasster Form im 

Bundessteuerblatt veröffentlicht werden. 

§ 6 Konfessionsgleiche Ehe 

Ehegatten, die derselben steuererhebenden Kirche angehören (konfessionsgleiche Ehe) und zur 

Maßstabsteuer zusammen veranlagt werden, sind Gesamtschuldner der Kirchensteuer nach § 4 Abs. 1 

Nr. 1 bis 3. 

§ 7 Konfessionsverschiedene Ehe 

(1) Gehören Ehegatten verschiedenen steuererhebenden Kirchen an (konfessionsverschiedene Ehe) 

und liegen die Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung bei der Einkommensteuer vor, 

werden die Kircheneinkommen- und die Kirchenlohnsteuer von beiden Ehegatten in folgender Weise 

erhoben: 

1. wenn die Ehegatten zur Einkommensteuer veranlagt werden, von der Hälfte der Einkommensteuer; 

2. wenn ein Ehegatte oder beide Ehegatten lohnsteuerpflichtig sind, von der Hälfte der Lohnsteuer. 

Die Ehegatten haften als Gesamtschuldner. Im Lohnsteuerabzugsverfahren ist die Kirchensteuer bei 

jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nicht vor oder 

werden die Ehegatten getrennt oder besonders veranlagt, werden die Kircheneinkommen- und die 

Kirchenlohnsteuer von jedem Ehegatten nach seiner Kirchenzugehörigkeit und nach der jeweils in 

seiner Person gegebenen Steuerbemessungsgrundlage erhoben. 

(3) Für die Erhebung der anderen in § 4 Abs. 1 genannten Kirchensteuerarten gilt Absatz 2 

entsprechend. 

§ 8 Glaubensverschiedene Ehe  

(1) Gehört nur ein Ehegatte einer steuererhebenden Kirche an (glaubensverschiedene Ehe), erhebt 

diese Kirche die Kirchensteuer von ihm nach der in seiner Person gegebenen 

Steuerbemessungsgrundlage. 

(2) Werden die Ehegatten zur Einkommensteuer zusammen veranlagt, ist die nach § 4 Abs. 2 

ermittelte gemeinsame Einkommensteuer nach dem Verhältnis der Beträge aufzuteilen, das sich bei 

Anwenden von § 32a Abs. 1 EStG ohne Berücksichtigung der in § 32a Abs. 1 Satz 2 EStG genannten 

besonderen Tarifvorschriften auf die unter entsprechender Berücksichtigung von § 51a EStG ermittelte 

Summe der Einkünfte eines jeden Ehegatten ergibt. Ist in der nach § 4 Abs. 2 ermittelten gemeinsamen 

Einkommensteuer eine nach dem besonderen Steuertarif des § 32d EStG ermittelte Einkommensteuer 

enthalten, sind die besonders besteuerten Kapitaleinkünfte und die besonders ermittelte 

Einkommensteuer aus der Berechnung nach Satz 1 auszuscheiden und die besonders ermittelte 

Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten mit dem auf ihn entfallenden Anteil an den 

Kapitalerträgen zuzurechnen. 

(3) Werden die Ehegatten oder Ehegatten und die Kinder oder Einzelpersonen und Kinder zur 

Vermögensteuer zusammen veranlagt, ist die gemeinsame Vermögensteuer im Verhältnis der 



Vermögensteuerbeträge aufzuteilen, die sich bei der Veranlagung eines jeden einzelnen von ihnen zur 

Vermögensteuer ergeben würde. 

(4) Unberührt bleiben die Bestimmungen über das besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe. 

§ 9 Verwaltung der Steuer, Auskünfte 

(1) Die Kirchensteuern werden vorbehaltlich der Bestimmungen des § 10 von den kirchlichen Stellen 

verwaltet. Diesen stellen die zuständigen Landesbehörden sowie die Gemeinden, Landkreise und 

Verwaltungsverbände auf Anforderung die für die Besteuerung benötigten Unterlagen zur Verfügung. 

(2) Die Finanzämter sind verpflichtet, den zuständigen kirchlichen Stellen in allen 

kirchensteuerrechtlichen Angelegenheiten im Rahmen der vorhandenen Unterlagen nach Maßgabe der 

Vorschriften der Abgabenordnung und der datenschutzrechtlichen Bestimmungen Auskunft zu geben. 

(3) Wer mit Kirchensteuer in Anspruch genommen werden soll, hat der mit der Verwaltung dieser 

Steuer beauftragten Stelle Auskunft über alle Tatsachen zu geben, von denen die Feststellung der 

Kirchensteuerpflicht abhängt. Der Kirchensteuerpflichtige hat darüber hinaus die zur Festsetzung der 

Kirchensteuer erforderlichen Erklärungen abzugeben. 

§ 10 Übertragung der Verwaltung 

(1) Auf Antrag einer Kirche soll die Verwaltung (Festsetzung und Erhebung) der ihr zustehenden 

Kirchensteuer nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 und 2 durch die für die Finanzverwaltung zuständige oberste 

Landesbehörde den Finanzämtern übertragen werden. Das Gleiche gilt für das besondere Kirchgeld in 

glaubensverschiedener Ehe, soweit zur Ermittlung des gemeinsam zu versteuernden Einkommens des 

Steuerpflichtigen und seines Ehegatten eine Einkommensteuerveranlagung durchgeführt wird. 

(2) Die Verwaltung durch die Finanzämter setzt voraus, dass der Kirchensteuersatz, bei Erhebung 

einer Mindestbetragskirchensteuer sowie eines besonderen Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe 

die entsprechenden Beträge innerhalb des Freistaats Sachsen einheitlich sind; die Kirchen sind 

gehalten, sich untereinander über einheitliche Werte zu verständigen. Erfolgt zwischen den 

steuererhebenden Kirchen keine Einigung, wird die für die Finanzverwaltung zuständige oberste 

Landesbehörde nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen über eine mögliche Verwaltung 

der Kirchensteuer durch die Finanzämter befinden. 

§ 11 Lohnsteuerabzugsverfahren, Betriebsstättenregelung, Kapitalertragsteuerabzugsverfahren 

(1) Soweit die Kirchensteuer nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a durch die Finanzämter verwaltet wird, 

sind die Arbeitgeber, deren lohnsteuerliche Betriebsstätten im Freistaat Sachsen liegen, verpflichtet, 

im Lohnsteuerabzugsverfahren die Kirchenlohnsteuer von allen Kirchenangehörigen mit Wohnsitz 

oder gewöhnlichem Aufenthalt im Freistaat Sachsen nach den für den Freistaat Sachsen maßgebenden 

Regelungen einzubehalten und an das für die lohnsteuerliche Betriebsstätte zuständige Finanzamt zur 

Weiterleitung an die Kirchen abzuführen. 

(2) Auf Antrag der Kirchen, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb des Freistaats Sachsen, jedoch 

innerhalb der Bundesrepublik Deutschland liegt, ordnet die für die Finanzverwaltung zuständige 

oberste Landesbehörde die Einbehaltung und Abführung der Kirchenlohnsteuer im 

Lohnsteuerabzugsverfahren nach den für den Freistaat Sachsen maßgebenden Regelungen auch für die 

gegenüber diesen Kirchen steuerpflichtigen Arbeitnehmer an, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt in einem anderen Bundesland haben, aber von einer im Freistaat Sachsen liegenden 

lohnsteuerlichen Betriebsstätte entlohnt werden. Dies gilt jedoch nur, wenn eine entsprechende 



Kirchensteuer von den Finanzämtern im Freistaat Sachsen bereits verwaltet wird. Unterschiedsbeträge 

durch unterschiedliche Kirchensteuersätze gleichen die Kirchen selbst aus; Erstattungen sind auf 

Antrag der Arbeitnehmer vorzunehmen, auf Nacherhebungen kann verzichtet werden. 

(3) Soweit die Steuer nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b durch die Finanzämter verwaltet wird und eine 

Erhebung im Lohnsteuerabzugsverfahren vorgesehen ist, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Soweit die Kirchensteuer nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a durch die Finanzämter verwaltet wird, 

haben die Kirchensteuerabzugsverpflichteten im Sinne des § 51a Abs. 2c Satz 1 und 2 EStG im 

Kapitalertragsteuerabzugsverfahren die Kirchenkapitalertragsteuer von Kirchensteuerpflichtigen mit 

Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Freistaat Sachsen nach den für den Freistaat Sachsen 

maßgebenden Regelungen einzubehalten und getrennt nach Religionsangehörigkeiten an das für den 

jeweiligen Kirchensteuerabzugsverpflichteten zuständige Finanzamt zur Weiterleitung an die 

Religionsgemeinschaft abzuführen. 

(5) Auf Antrag einer Kirche, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb des Freistaats Sachsen, 

jedoch innerhalb der Bundesrepublik Deutschland liegt, kann die für die Finanzverwaltung zuständige 

oberste Landesbehörde die Einbehaltung und Abführung der Kirchenkapitalertragsteuer im 

Kapitalertragsteuerabzugsverfahren auch für die gegenüber dieser Kirche steuerpflichtigen Gläubiger 

der Kapitalerträge anordnen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen 

Bundesland haben, aber Kapitalerträge von einem Abzugsverpflichteten, für den ein Finanzamt im 

Freistaat Sachsen für die Kapitalertragsteuer zuständig ist, erhalten. Dabei ist der in dem Bundesland 

geltende Kirchensteuersatz anzuwenden, in dem der Kirchensteuerpflichtige seinen Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt hat. Satz 1 gilt jedoch nur, wenn eine entsprechende Kirchensteuer von den 

Finanzämtern in dem jeweiligen Bundesland bereits verwaltet wird. 

(6) Ist bei Ehegatten nur ein Ehegatte Gläubiger der jeweiligen Kapitalerträge, ist 

Kirchenkapitalertragsteuer auf die darauf entfallende Kapitalertragsteuer entsprechend seiner 

Kirchenzugehörigkeit mit dem vollen Kirchensteuersatz zu erheben. Sind an den Kapitalerträgen 

mehrere Personen, insbesondere Ehegatten, beteiligt, ist § 51a Abs. 2c Satz 11 bis 13 EStG 

anzuwenden. Soweit eine beteiligte Person kirchensteuerpflichtig ist, ist auf die ihr anteilig 

zuzurechnende Kapitalertragsteuer Kirchenkapitalertragsteuer entsprechend ihrer  

Kirchenzugehörigkeit mit dem vollen Kirchensteuersatz zu erheben. 

§ 12 Anzuwendende Vorschriften 

(1) Die Vorschriften der Abgabenordnung und des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 3. 

Juli 1952 (BGBl. I S. 379), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 31. August 1998 

(BGBl. I S. 2585, 2597) in der jeweils geltenden Fassung sind anzuwenden. Hiervon ausgenommen 

sind die Vorschriften über Verzinsung, die Säumniszuschläge und das Straf- und Bußgeldverfahren. 

(2) Soweit die Finanzämter die Kirchensteuer verwalten, gelten die Vorschriften für die 

Einkommensteuer, die Lohnsteuer und die Kapitalertragsteuer, insbesondere die Vorschriften über das 

Lohn- und Kapitalertragsteuerabzugsverfahren, sowie die Vorschriften für die Vermögensteuer 

entsprechend, soweit in diesem Gesetz und in den kirchlichen Steuerordnungen nichts anderes 

bestimmt ist. 

(3) Soweit die Finanzämter die Kirchensteuer verwalten, erstreckt sich eine abweichende Festsetzung 

aus Billigkeitsgründen, eine Stundung, ein Erlass, ein Vollstreckungsaufschub oder eine 

Niederschlagung der Einkommensteuer, Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer oder Vermögensteuer auch 

auf die Kirchensteuern, die als Zuschläge zu diesen Steuern erhoben werden. Das Gleiche gilt bei dem 



Absehen von Steuerfestsetzungen. Darüber hinaus können nur die kirchlichen Stellen die 

Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend festsetzen, stunden, ganz oder teilweise erlassen 

oder niederschlagen. 

§ 13 Rechtsbehelfsverfahren 

(1) Bei Streitigkeiten in Kirchensteuersachen ist nach § 36 Nr. 3 des Gesetzes über die Justiz im 

Freistaat Sachsen (Sächsisches Justizgesetz - SächsJG) vom 24. November 2000 (SächsGVBl. S. 482) 

in der jeweils geltenden Fassung der Finanzrechtsweg gegeben. 

(2) Richtet sich der Rechtsbehelf gegen die Festsetzung der Kirchensteuer im Steuerbescheid eines 

Finanzamts, ist die zuständige Kirchenbehörde durch das Finanzamt zu hören und abschließend über 

den Ausgang des Rechtsbehelfsverfahrens zu informieren. 

(3) Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer können nicht auf Einwendungen gegen 

die Bemessung der der Kirchensteuer zugrunde liegenden Einkommensteuer, Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer, Vermögensteuer oder Grundsteuer gestützt werden. 

(4) Jeder der Anfechtung unterliegende Bescheid der kirchlichen Behörden ist zu begründen und mit 

einer Belehrung über den Rechtsbehelf zu versehen. 

§ 14 Andere Steuerberechtigte 

Die Regelungen dieses Gesetzes gelten für die Erhebung von öffentlich-rechtlichen Abgaben durch 

andere als in § 1 bezeichnete Kirchen und Religionsgemeinschaften entsprechend. Den 

Religionsgemeinschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche 

Pflege einer Weltanschauung zur Aufgabe machen und Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. 

§ 15 Durchführungsverordnung 

(1) Das Staatsministerium der Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium 

für Kultus und dem Staatsministerium des Innern zur Durchführung dieses Gesetzes durch 

Rechtsverordnung Regelungen zu treffen über: 

1. die Veranlagung, Erhebung und Einziehung der Kirchensteuer nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 

2. ein vereinfachtes Verfahren zur Anerkennung und Veröffentlichung von 

Ortskirchensteuerbeschlüssen. 

(2) Die steuererhebenden Körperschaften sind zu beteiligen. 

§ 16 Übergangsregelungen 

(1) Die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes anerkannten Kirchensteuerordnungen und 

Kirchensteuerbeschlüsse gelten ohne erneute Anerkennung weiter, soweit ihr Inhalt nicht mit diesem 

Gesetz im Widerspruch steht. 

(2) Soweit die Finanzämter die Kirchensteuer nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a und nach § 4 Abs. 1 Nr. 

5 zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes bereits verwalten, bedarf es keiner nochmaligen 

Übertragung im Sinne des § 10 Abs. 1. 

(3) Soweit die für die Finanzverwaltung zuständige oberste Landesbehörde bereits angeordnet hat, 

dass die Arbeitgeber die Kirchenlohnsteuer auch von Arbeitnehmern einzubehalten haben, die ihren 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Bundesland haben, aber von einer im 



Freistaat Sachsen liegenden lohnsteuerlichen Betriebsstätte entlohnt werden, sind sie auch ohne eine 

Anordnung nach § 11 Abs. 2 Satz 1 weiterhin hierzu verpflichtet. 

§ 17 In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2002 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz zur 

Regelung des Kirchensteuerwesens vom 23. September 1990 (BGBl. II S. 885, 1194), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 15. Januar 1998 (SächsGVBl. S. 3), außer Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Dresden, den 14. Februar 2002 

Der Landtagspräsident 

Erich Iltgen 

Der Ministerpräsident 

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf 

Der Staatsminister der Finanzen 

Dr. Thomas de Maizière 

 

 

 

13.15 Sachsen-Anhalt 

13.15.1 Justizkostengesetz des Landes Sachsen-Anhalt (JKostG LSA) 

Vom 23.08.1993 (GVBl. LSA 1993, 449), zuletzt geändert Gesetz  vom 26.03.2013 (GVBl. 

LSA S. 158) 

Abschnitt 3 Gebührenbefreiung, Stundung und Erlaß von Kosten 

§ 7 Gebührenfreiheit  

(1) Von der Zahlung der Gebühren, die die ordentlichen Gerichte sowie die 

Landesjustizverwaltungsbehörden erheben, sind befreit: 

1. Kirchen, sonstige Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, soweit sie die Rechtsstellung 

einer juristischen Person des öffentlichen Rechts haben, einschließlich ihrer Gemeinden und 

Gliederungen sowie öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen; 

(…) 

 

 



13.15.2 Kirchensteuergesetz (KiStG LSA) 

Vom 07.12.2001 (GVBl. LSA 2001, 557), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2008 

(GVBl. LSA S. 454) 

§ 1 Besteuerungsrecht und persönliche Steuerpflicht 

(1) Kirchen und andere Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind 

(steuerberechtigte Religionsgemeinschaften), können nach Maßgabe dieses Gesetzes Steuern aufgrund 

eigener Steuerordnungen (Kirchensteuern) erheben. 

(2) Steuerpflichtig sind natürliche Personen, die einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft 

angehören und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Land Sachsen-Anhalt haben. 

§ 2 Beginn und Ende der sachlichen Steuerpflicht 

(1) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Kalendermonats, der auf die Begründung 

des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne der Abgabenordnung oder auf die Aufnahme 

in eine steuerberechtigte Religionsgemeinschaft folgt. Der Eintritt in eine solche Gemeinschaft 

bestimmt sich nach dem jeweiligen Recht der betreffenden Gemeinschaft. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht endet 

1. bei Tod mit Ablauf des Sterbemonats, 

2. bei Wegzug mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt 

aufgegeben worden ist, 

3. bei Kirchenaustritt mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Erklärung wirksam geworden ist; 

der Kirchenaustritt ist durch eine Bescheinigung der für die Entgegennahme der 

Kirchenaustrittserklärung gesetzlich zuständigen Stelle nachzuweisen. 

(3) Besteht in Fällen der Absätze 1 und 2 Nrn. 2 und 3 die Kirchensteuerpflicht nicht während des 

ganzen Kalenderjahres, wird für die Kalendermonate, in denen die Kirchensteuerpflicht gegeben ist, je 

ein Zwölftel des Betrags erhoben, der sich bei ganzjähriger Steuerpflicht als Jahressteuerschuld 

ergeben würde. Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben und ist die 

Einkommensteuer für Kapitalerträge im Sinne des § 20 des Einkommensteuergesetzes, die der 

Kapitalertragsteuer unterlegen haben, nach § 43 Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes mit dem 

Steuerabzug abgegolten und werden diese Kapitalerträge nicht in die besondere Besteuerung von 

Kapitalerträgen nach § 32d des Einkommensteuergesetzes einbezogen, ist für die als Zuschlag zur 

Kapitalertragsteuer erhobene Kirchensteuer Satz 1 nicht anzuwenden. Diese Kirchensteuer wird neben 

der Kirchensteuer nach Satz 1 erhoben. 

§ 3 Bemessungsgrundlage und Höhe der Kirchensteuern 

(1) Kirchensteuern können einzeln oder nebeneinander erhoben werden als 

1. Zuschlag zur Einkommensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer oder nach Maßgabe des 

Einkommens aufgrund eines besonderen Tarifs (Kirchensteuer vom Einkommen), 

2. Zuschlag zur Vermögensteuer oder nach Maßgabe des Vermögens (Kirchensteuer vom Vermögen), 

3. Steuer vom Grundbesitz, 

4. allgemeines Kirchgeld (Ortskirchensteuer), 



5. besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner steuererhebenden 

Religionsgemeinschaft angehört (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

Die Kirchensteuer nach Satz 1 Nrn. 1 und 2 kann auch in einem Mindestbetrag erhoben werden; das 

gilt nicht bei der Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer. Die Erhebung eines 

Mindestbetrags setzt voraus, dass jeweils Einkommensteuer, Lohnsteuer oder Vermögensteuer 

festgesetzt oder abgezogen worden ist. 

(2) Für die Ermittlung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer, Lohnsteuer und 

Kapitalertragsteuer ist § 51 a des Einkommensteuergesetzes anzuwenden. Wird die Kirchensteuer als 

Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe erhoben, gilt bei der Ermittlung der maßgebenden 

Bemessungsgrundlage Satz 1 entsprechend. 

(3) Über die Art und die Höhe der zu erhebenden Kirchensteuer beschließt die steuerberechtigte 

Religionsgemeinschaft. Die kirchlichen Steuerordnungen können bestimmen, dass Kirchensteuern 

einer Art auf Kirchensteuern einer anderen Art angerechnet werden. Die Festsetzung von 

Höchstbeträgen ist zulässig. 

(4) Die Ortskirchensteuer gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 und das Kirchgeld in glaubensverschiedener 

Ehe gemäß Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 können nach festen oder gestaffelten Sätzen erhoben werden. Das 

Nähere regeln die kirchlichen Steuerordnungen. 

(5) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

§ 4 Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer bei Ehegatten 

(1) Ehegatten, die derselben steuererhebenden Religionsgemeinschaft angehören (konfessionsgleiche 

Ehe) und zur Einkommensteuer zusammen veranlagt werden, werden gemeinsam zur Kirchensteuer 

herangezogen. Die Kirchensteuer bemisst sich nach der gegen die Ehegatten festgesetzten  

Einkommensteuer. Die Ehegatten haften als Gesamtschuldner im Sinne der Abgabenordnung. 

(2) Gehören Ehegatten verschiedenen steuererhebenden Religionsgemeinschaften an 

(konfessionsverschiedene Ehe) und werden sie zur Einkommensteuer zusammen veranlagt, wird die 

Kirchensteuer von beiden Ehepartnern von der Hälfte des Betrags erhoben, der im Falle der 

konfessionsgleichen Ehe nach Absatz 1 gegen beide Ehegatten festzusetzen wäre. Im 

Lohnsteuerabzugsverfahren wird die Kirchensteuer von beiden Ehegatten von der Hälfte der 

Lohnsteuer erhoben und ist bei jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. Die Ehegatten 

haften als Gesamtschuldner im Sinne der Abgabenordnung. Liegen die Voraussetzungen für eine 

Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nicht vor oder werden die Ehegatten getrennt oder 

besonders veranlagt, wird die Kirchensteuer von jedem Ehegatten nach seiner Kirchenzugehörigkeit 

und nach der jeweils in seiner Person gegebenen Steuerbemessungsgrundlage erhoben; 

Entsprechendes gilt für die Erhebung der Kirchensteuer auf die Kapitalertragsteuer, wenn für einen 

oder beide Ehegatten die Einkommensteuer durch Abzug vom Kapitalertrag erhoben wird. 

(3) Gehört nur ein Ehegatte einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft an (glaubensverschiedene 

Ehe), so wird die Kirchensteuer von ihm nach der in seiner Person gegebenen 

Steuerbemessungsgrundlage erhoben. Werden die Ehegatten in glaubensverschiedener Ehe zusammen 

veranlagt, ist die Kirchensteuer auf den Teil der gemeinsamen Einkommensteuer zu erheben, der auf 

den der steuererhebenden Religionsgemeinschaft angehörenden Ehegatten entfällt. Die gemeinsame 

Einkommensteuer ist im Verhältnis der Steuerbeträge aufzuteilen, die sich bei der Anwendung von § 

32a Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes ohne Berücksichtigung der in § 32a Abs. 1 Satz 2 des 



Einkommensteuergesetzes genannten besonderen Tarifvorschriften auf die Summe der Einkünfte eines 

jeden Ehegatten ergeben würden. Bei der Ermittlung der Einkünfte eines jeden Ehegatten sind die 

Regelungen des § 51 a des Einkommensteuergesetzes zur Erhöhung und Minderung des zu 

versteuernden Einkommens entsprechend anzuwenden. Ist in der gemeinsamen 

Einkommensteuerschuld im Sinne des Satzes 2 eine nach dem gesonderten Steuertarif des § 32d des 

Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer enthalten, sind die gesondert besteuerten 

Kapitaleinkünfte und die gesondert ermittelte Einkommensteuer aus der Berechnung des Satzes 2 

auszuscheiden und die gesondert ermittelte Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten 

mit dem auf ihn entfallenden Anteil an den Kapitalerträgen zuzurechnen. Unberührt bleiben die 

kirchlichen Steuerordnungen und Beschlüsse über das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe.  

§ 5 Staatliche Anerkennung 

Die kirchlichen Steuerordnungen und die Kirchensteuerbeschlüsse sowie deren Änderungen bedürfen 

der staatlichen Anerkennung. Über die Anerkennung entscheidet das Ministerium der Finanzen. Die 

anerkannten kirchlichen Steuerordnungen und Kirchensteuerbeschlüsse werden von den 

steuerberechtigten Religionsgemeinschaften in einer von ihnen zu bestimmenden Weise und von dem 

Ministerium der Finanzen im Ministerialblatt für das Land Sachsen-Anhalt bekannt gemacht. Liegt zu 

Beginn eines Kalenderjahres kein anerkannter Kirchensteuerbeschluss vor, ist der zuletzt anerkannte 

Beschluss bis zur Anerkennung des neuen Beschlusses entsprechend weiter anzuwenden. 

§ 6 Verwaltung der Kirchensteuer 

(1) Die Kirchensteuern werden vorbehaltlich des § 7 von den steuerberechtigten 

Religionsgemeinschaften verwaltet. 

(2) Auf Anforderung erteilen die zuständigen Landesbehörden, Landkreise, Gemeinden oder 

kommunalen Zusammenschlüsse den steuerberechtigten Religionsgemeinschaften die Auskünfte und 

stellen die Unterlagen zur Verfügung, die für die Durchführung der Besteuerung erforderlich sind. Die 

erforderlichen Meldedaten werden den kirchlichen Stellen übermittelt. 

(3) Wer mit Kirchensteuer in Anspruch genommen werden soll, hat der mit der Verwaltung dieser 

Steuer beauftragten Stelle Auskunft über alle Tatsachen zu geben, von denen die Feststellung der 

Zugehörigkeit zu einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft abhängt. Kirchensteuerpflichtige 

haben darüber hinaus die zur Festsetzung der Kirchensteuer erforderlichen Erklärungen abzugeben. 

§ 7 Übertragung der Verwaltung der Kirchensteuer 

(1) Auf Antrag einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft ist die Verwaltung (Festsetzung, 

Erhebung einschließlich Vollstreckung) der ihr zustehenden Kirchensteuer vom Einkommen, der 

Kirchensteuer als Zuschlag zur Vermögensteuer und des Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe 

durch die oberste Finanzbehörde des Landes den Finanzämtern zu übertragen. Die Verwaltung des 

Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe kann durch die Finanzämter nur übernommen werden, wenn 

zur Ermittlung des gemeinsam zu versteuernden Einkommens des Kirchensteuerpflichtigen und seines 

Ehegatten eine Veranlagung zur Einkommensteuer durchgeführt wird. Die Finanzämter sind 

verpflichtet, den zuständigen kirchlichen Stellen in allen Kirchensteuerangelegenheiten im Rahmen 

der vorhandenen Unterlagen und eines vertretbaren Verwaltungsaufwands unter Berücksichtigung des 

Datenschutzes Auskunft zu geben. 

(2) Die Verwaltung der Kirchensteuer durch die Finanzämter setzt voraus, dass der Kirchensteuersatz 

und die Bemessung der Kirchensteuer innerhalb des Landes einheitlich sind. 



(3) Die für die Mitwirkung der Finanzämter bei der Verwaltung der Kirchensteuer zu leistende 

Entschädigung wird zwischen dem Land und den steuerberechtigten Religionsgemeinschaften 

vereinbart. 

(4) Wird die Kirchensteuer durch die Finanzämter verwaltet, finden auf die Kirchensteuer als Zuschlag 

zur Einkommensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer die Vorschriften für die Einkommensteuer, 

Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer und für die Kirchensteuer als Zuschlag zur Vermögensteuer die 

Vorschriften für die Vermögensteuer entsprechende Anwendung, wenn in diesem Gesetz und in den 

kirchlichen Steuerordnungen nichts anderes bestimmt ist. Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen mit 

lohnsteuerlichen Betriebsstätten im Land Sachsen-Anhalt haben die Kirchensteuer im Rahmen des 

Lohnsteuerabzugsverfahrens einzubehalten und abzuführen. Die für die Haftung des Arbeitgebers und 

der Arbeitgeberin im Lohnsteuerabzugsverfahren geltenden Vorschriften sind bei der Kirchensteuer 

entsprechend anzuwenden. Darüber hinaus sind die Vorschriften der Abgabenordnung in der jeweils 

geltenden Fassung entsprechend anzuwenden, ausgenommen die Vorschriften über Säumniszuschläge 

und Zinsen, über das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren und über Strafen und Bußgelder. 

(5) Wird bei der Verwaltung der Kirchensteuer durch die Finanzämter die Maßstabsteuer ganz oder 

teilweise abweichend festgesetzt, gestundet, aus Billigkeitsgründen erlassen oder niedergeschlagen 

oder wird die Vollziehung des Bescheides über die Maßstabsteuer ausgesetzt oder die Vollstreckung 

beschränkt oder eingestellt, so wird eine entsprechende Entscheidung auch für die Kirchensteuer 

getroffen. Auf das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist Satz 1 entsprechend anzuwenden. Das 

Recht der kirchlichen Stellen, die Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend festzusetzen, zu 

stunden, zu erlassen, niederzuschlagen oder die Vollziehung des Bescheides über die Kirchensteuer 

auszusetzen, bleibt unberührt. 

(6) Auf Antrag der steuerberechtigten Religionsgemeinschaften, deren Gebiet ganz oder teilweise 

außerhalb des Landes Sachsen-Anhalt, jedoch innerhalb der Bundesrepublik Deutschland liegt, ordnet 

das Ministerium der Finanzen die Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuer im 

Lohnsteuerabzugsverfahren auch für die gegenüber diesen steuererhebenden Religionsgemeinschaften 

steuerpflichtigen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen an, sofern sie im Land Sachsen-Anhalt nicht 

ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung haben, aber von einer 

lohnsteuerlichen Betriebsstätte im Land Sachsen-Anhalt entlohnt werden. Unterschiedsbeträge durch 

unterschiedliche Kirchensteuersätze gleichen die Kirchen selbst aus. Erstattungen sind auf Antrag des 

Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin vorzunehmen, auf Nacherhebungen kann verzichtet werden. 

(7) Gilt eine pauschale Einkommensteuer des Kirchensteuerpflichtigen als Lohnsteuer, sind die 

Absätze 4 bis 6 entsprechend anzuwenden. 

§ 7aKirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer 

(1) Wird die Kirchensteuer durch die Finanzämter verwaltet, hat der nach § 51a Abs. 2c Satz 1 und 2 

des Einkommensteuergesetzes Kirchensteuerabzugsverpflichtete die Kirchensteuer als Zuschlag zur 

Kapitalertragsteuer nach Maßgabe des § 51a Abs. 2c des Einkommensteuergesetzes von allen 

kirchensteuerpflichtigen Gläubigern der Kapitalerträge mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt 

im Sinne der Abgabenordnung in Sachsen-Anhalt mit dem für die steuerberechtigte 

Religionsgemeinschaft maßgeblichen Steuersatz einzubehalten und an das für ihn zuständige 

Finanzamt abzuführen, wenn er in Sachsen-Anhalt eine Betriebsstätte im Sinne der 

einkommensteuerrechtlichen Regelungen zum Steuerabzug vom Kapitalertrag hat. Die Abführung der 

Kirchensteuerbeträge hat getrennt nach den steuerberechtigten Religionsgemeinschaften zu erfolgen. 

Die abgeführten Kirchensteuerbeträge sind von den Finanzämtern an die Religionsgemeinschaften 

weiterzuleiten. 



(2) Sind Ehegatten an den Kapitalerträgen gemeinsam beteiligt, ist § 51a Abs. 2c Satz 11 bis 13 des 

Einkommensteuergesetzes anzuwenden. 

(3) Auf Antrag der steuerberechtigten Religionsgemeinschaften, deren Gebiet ganz oder teilweise 

außerhalb Sachsen-Anhalts, jedoch innerhalb der Bundesrepublik Deutschland liegt, kann das für 

Steuerverwaltung zuständige Ministerium anordnen, dass Absatz 1 auch auf die gegenüber diesen 

Religionsgemeinschaften kirchensteuerpflichtigen Gläubiger der Kapitalerträge anzuwenden ist, die in 

Sachsen-Anhalt nicht ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung 

haben. Die Verwaltung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer für diese 

Religionsgemeinschaften wird insoweit auf die Finanzämter übertragen. Die Anordnung wird durch 

das für Steuerverwaltung zuständige Ministerium im Ministerialblatt für das Land Sachsen-Anhalt 

bekannt gemacht. Satz 1 gilt nur, soweit die steuerberechtigte Religionsgemeinschaft am Ort des 

Sitzes die Verwaltung der Kirchensteuer auf die dortigen Landesfinanzbehörden übertragen hat. 

(4) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten nicht nach Maßgabe des § 51a Abs. 2c des 

Einkommensteuergesetzes einbehalten, findet bei kirchensteuerpflichtigen Gläubigern mit Wohnsitz 

oder gewöhnlichem Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung in Sachsen-Anhalt § 51a Abs. 2d des 

Einkommensteuergesetzes Anwendung. Entsprechendes gilt, wenn der Kirchensteuerpflichtige eine 

Kirchensteuerveranlagung im Sinne des § 51a Abs. 2d des Einkommensteuergesetzes beantragt. 

§ 8 Vollstreckung 

Wird die Kirchensteuer von den steuerberechtigten Religionsgemeinschaften selbst verwaltet, wird sie 

auf Antrag von den Finanzämtern nach den Vorschriften der Abgabenordnung vollstreckt. Die durch 

Vollstreckungsmaßnahmen entstehenden und nicht beitreibbaren Verwaltungskosten und Auslagen 

sind von den Religionsgemeinschaften zu erstatten. 

§ 9 Rechtsbehelfe 

(1) Für Streitigkeiten in Kirchensteuersachen ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. § 7 Abs. 4 Satz 4 

bleibt unberührt. Richtet sich der Widerspruch gegen den Kirchensteuerbescheid eines Finanzamts, ist 

vor dem Erlass eines Widerspruchsbescheids die zuständige kirchliche Stelle zu hören. 

(2) Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer können nicht auf Einwendungen gegen 

die Bemessung der der Kirchensteuer zugrunde liegenden Maßstabsteuer gestützt werden. 

§ 10 Anerkannte Steuerordnungen und Beschlüsse 

(1) Die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes anerkannten Kirchensteuerordnungen und 

Kirchensteuerbeschlüsse gelten ohne erneute Anerkennung weiter. 

(2) Soweit die Landesfinanzbehörden die Kirchensteuer vom Einkommen sowie das besondere 

Kirchgeld zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes bereits verwalten, bedarf es keiner 

nochmaligen Übertragung im Sinne des § 7 Abs. 1. Soweit das Ministerium der Finanzen bereits 

angeordnet hat, dass die Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen Kirchensteuer nach dem Maßstab der 

Lohnsteuer auch von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen einzubehalten und abzuführen haben, die 

ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht in Sachsen-Anhalt haben, sind sie auch ohne eine 

Anordnung nach § 7 Abs. 6 weiterhin hierzu verpflichtet. 

§ 11 Einschränkung von Grundrechten 



Durch dieses Gesetz wird das Recht auf Schutz personenbezogener Daten im Sinne des Artikels 6 

Abs. 1 Satz 1 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt eingeschränkt. 

§ 12 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. Hinsichtlich der Regelungen zur Erhebung der 

Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer ist es erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden, die 

nach dem 31. Dezember 2008 zufließen. 

Magdeburg, den 7. Dezember 2001. 

Der Präsident des  

Landtages  

von Sachsen-Anhalt 

Schaefer 

Der Ministerpräsident  

des Landes Sachsen-Anhalt 

Dr. Höppner 

Der Minister der Finanzen  

des Landes Sachsen-Anhalt 

Gerhards 

13.15.3 Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt (LHO) 

Vom 30.04.1991 (GVBl. LSA 1991, 35), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.02.2012 (GVBl. 

LSA S. 52, 54) 

Teil VI Juristische Personen des öffentlichen Rechts unter der Aufsicht des Landes 

§ 105 Grundsatz 

(1) Für juristische Personen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen, gelten 

1. die §§ 106 bis 110, 

2. die §§ 1 bis 17a und 19 bis 87 entsprechend, 

soweit nicht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes etwas anderes bestimmt ist. Satz 1 gilt ferner 

nicht für Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts nach 

Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 Abs. 5 und 7 der deutschen Verfassung 

vom 11. August 1919. 

(…) 

§ 111 Prüfung durch den Landesrechnungshof  

(1) Der Landesrechnungshof prüft die Haushalts- und Wirtschaftsführung der juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes unterstehen. Die §§ 89 bis 99, 102 und 103 sind 

entsprechend anzuwenden. Die Regelungen der Gemeindeordnung und der Landkreisordnung für das 

Land Sachsen-Anhalt für die Prüfung der Kommunen bleiben unberührt. 



(2) Absatz 1 gilt unbeschadet des § 91 nicht für Religionsgesellschaften und 

Weltanschauungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts nach Artikel 140 des Grundgesetzes in 

Verbindung mit Artikel 137 Abs. 5 und 7 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919. 

(…) 

 

 

13.15.4 Verwaltungskostengesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VwKostG LSA) 

Vom 27.06.1991 (GVBl. LSA 1991, 154), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.05.2010 

(GVBl. LSA S. 340) 

§ 2 Gebührenfreie Amtshandlungen 

(1) Gebühren werden nicht erhoben für Amtshandlungen, zu denen 

(…) 

2. Kirchen, sonstige Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, soweit sie die Rechtsstellung 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben, einschließlich ihrer Gemeinden und Gliederungen 

sowie öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen 

(…) 

13.16 Schleswig-Holstein 

13.16.1 Gesetz über die Erhebung von Kirchensteuern im Lande 

Schleswig - Holstein (Kirchensteuergesetz – KiStG) 

In der Fassung vom 10.03.2009 (GVOBl. 2009, 87) 

§ 1 [Steuerberechtigung] 

(1) Die evangelisch-lutherische Kirche und die Katholische Kirche erheben im Lande Schleswig-

Holstein Kirchensteuern aufgrund eigener Steuergesetze und -verordnungen. Diese gelten für alle 

Glieder der evangelisch-lutherischen Kirche oder der Katholischen Kirche, die ihren Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt im Lande Schleswig-Holstein haben. 

(2) Die Kirchen regeln 

1. die Zuständigkeit zur Steuererhebung im kirchlichen Bereich, 

2. Beginn und Ende der Kirchensteuerpflicht, 

3. die Erhebung von Kirchensteuern im Rahmen des § 3 Abs. 1, 

4. das Rechtsbehelfsverfahren im kirchlichen Bereich, 

5. das Besteuerungsverfahren, soweit die Kirchensteuern von ihnen verwaltet werden. 

§ 2 [Kirchliche Steuergesetze und Verordnungen] 



(1) Die kirchlichen Steuergesetze und -verordnungen der evangelisch-lutherischen Kirche und der 

Katholischen Kirche werden dem Finanzministerium vor der Verkündung vorgelegt. Innerhalb eines 

Monats nach der Vorlage kann das Finanzministerium verlangen, dass die Verkündung unterbleibt, 

wenn 

1. durch sie die Einheitlichkeit der Steuergesetze und -verordnungen der Kirchen beeinträchtigt wird, 

2. sie nicht mit den staatlichen Steuerbestimmungen in Einklang stehen. 

(2) Beschlüsse der Kirchen über die Höhe der Kirchensteuern bedürfen der Genehmigung des 

Finanzministeriums. Sie bleiben in Kraft, bis neue genehmigte Beschlüsse an ihre Stelle treten. Die 

Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht bis zum Ablauf eines Monats nach Eingang des Antrages 

auf Genehmigung ausdrücklich versagt wird. 

§ 3 [Steuerarten] 

(1) Kirchensteuern können - einzeln oder nebeneinander - erhoben werden als 

1. Kirchensteuer vom Einkommen in Höhe eines Prozentsatzes der Einkommensteuer (einschließlich 

Kapitalertragsteuer und Lohnsteuer), 

2. Kirchensteuer vom Vermögen in Höhe eines Prozentsatzes der Vermögensteuer, 

3. Kirchensteuer vom Grundbesitz in Höhe eines Prozentsatzes der Grundsteuermessbeträge, 

4. Mindestkirchensteuer, soweit die Kirchensteuer nicht als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben 

wird, 

5. gleiches oder gestaffeltes Kirchgeld, 

6. besonderes Kirchgeld von Kirchsteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner steuerberechtigten 

Religionsgesellschaft angehört (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe). 

Einkommensteuer (einschließlich Kapitalertragsteuer und Lohnsteuer), Vermögensteuer und 

Grundsteuer sind für die Kirchensteuer Maßstabsteuern im Sinne des Gesetzes. 

(2) Bei der Berechnung der Kirchensteuer nach Absatz 1 Nr. 1 und 6 sind die nach Maßgabe des § 51 

a Einkommensteuergesetz ermittelten Bemessungsgrundlagen zugrunde zu legen. 

(3) Bei der Kirchensteuer vom Einkommen ist eine Begrenzung auf einen bestimmten Bruchteil des zu 

versteuernden Einkommens zulässig; insoweit ist das entsprechend § 51 a Einkommensteuergesetz 

ermittelte zu versteuernde Einkommen maßgebend. Eine Begrenzung auf einen bestimmten Bruchteil 

des zu versteuernden Einkommens ist ausgeschlossen, soweit die festzusetzende Einkommensteuer auf 

Einkünften oder Beträgen beruht, die nicht im zu versteuernden Einkommen im Sinne des Satzes 1 

enthalten sind; die Kirchensteuer, die auf diese Einkommensteuer entfällt, ist neben der Kirchensteuer 

nach Satz 1 zu erheben. 

(4) Die Mindestkirchensteuer und das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe werden auf die 

Kirchensteuer vom Einkommen angerechnet. Im Übrigen regeln die Kirchen, welche Kirchensteuern 

auf die von ihnen verwalteten Kirchensteuern angerechnet werden. 

(5) Das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des 

Kirchsteuerpflichtigen in Anknüpfung an den Lebensführungsaufwand zu bemessen, wobei das 

gemeinsame Einkommen beider Ehegatten als Anhaltspunkt dienen kann. 



§ 4 [Ehegatten-Besteuerung] 

(1) Die Kirchensteuer vom Einkommen bemisst sich, wenn nur ein Ehegatte der evangelisch-

lutherischen oder der Katholischen Kirche angehört (glaubensverschiedene Ehe), 

1. bei getrennter oder besonderer Veranlagung zur Einkommensteuer nach der festgesetzten oder nach 

§ 3 Abs. 2 ermittelten Einkommensteuer des kirchenangehörigen Ehegatten; 

2.bei Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nach dem Teil der festgesetzten oder nach § 3 

Abs. 2 ermittelten Einkommensteuer, der auf den kirchenangehörigen Ehegatten entfällt. Hierbei ist 

die gemeinsame Einkommensteuer im Verhältnis der Beträge, die sich bei Anwendung des § 32 a Abs. 

1 des Einkommensteuergesetzes (Einkommensteuer-Grundtarif) auf den Gesamtbetrag der Einkünfte 

eines jeden Ehegatten ergäben, aufzuteilen. Bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte eines 

jeden Ehegatten ist § 51 a des Einkommensteuergesetzes entsprechend anzuwenden. Ist in der 

gemeinsamen Einkommensteuer im Sinne des Satzes 2 eine nach dem gesonderten Steuertarif des § 32 

d des Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer enthalten, sind die gesondert besteuerten 

Kapitalerträge und die gesondert ermittelte Einkommensteuer aus der Berechnung nach Satz 2 

auszuscheiden; dem kirchenangehörigen Ehegatten ist die auf ihn entfallende gesondert ermittelte 

Einkommensteuer zuzurechnen; 

3. beim Steuerabzug vom Kapitalertrag nach der für den kirchenangehörigen Ehegatten einbehaltenen 

Kapitalertragsteuer; 

4. beim Steuerabzug vom Arbeitslohn nach der für den kirchenangehörigen Ehegatten einbehaltenen 

oder nach § 3 Abs. 2 ermittelten Lohnsteuer. 

(2) Bei der Zusammenveranlagung zur Vermögensteuer wird die Kirchensteuer von dem 

kirchenangehörigen Ehegatten, Elternteil oder Kind nur in Höhe des auf ihn entfallenden Teils an der 

gemeinsamen Vermögensteuer erhoben. 

§ 5 [Erhebungszeitraum] 

Die Kirchensteuern werden für das Kalenderjahr erhoben. Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht 

während des ganzen Kalenderjahres, so ist die Jahreskirchensteuer für jeden Kalendermonat, in dem 

die Kirchensteuerpflicht nicht bestand, um ein Zwölftel zu kürzen. Das gilt nicht, wenn gleichzeitig 

die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht beginnt oder endet, es sei denn, in eine Veranlagung zur 

unbeschränkten Einkommensteuerpflicht werden während der beschränkten Einkommensteuerpflicht 

erzielte inländische Einkünfte einbezogen. Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer wird nur 

erhoben, wenn im Zeitpunkt des Zuflusses der Kapitalerträge Kirchensteuerpflicht besteht. Satz 2 ist 

nicht anzuwenden, wenn die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erhoben wird, die 

Einkommensteuer für Kapitalerträge im Sinne des § 20 des Einkommensteuergesetzes, die der 

Kapitalertragsteuer unterlegen haben, nach § 43 Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes mit dem 

Steuerabzug abgegolten ist und diese Kapitalerträge nicht in die besondere Besteuerung von 

Kapitalerträgen nach § 32 d des Einkommensteuergesetzes einbezogen werden; die Kirchensteuer als 

Zuschlag zur Kapitalertragsteuer ist dann neben der Kirchensteuer nach Satz 2 zu erheben. 

§ 6 [Staatliche Verwaltung der Kirchensteuern] 

(1) Das Finanzministerium kann auf Antrag der Kirchen die Verwaltung von Kirchensteuern den 

Finanzämtern übertragen, sofern die Kirchensteuern im ganzen Lande nach einheitlichen Grundsätzen 

und mit gleichen Steuersätzen für alle Kirchen erhoben werden. Die Kirchen erstatten dem Land die 

durch die Verwaltung der Kirchensteuern entstehenden Kosten. 



(2) Die Gemeinden (Gemeindeverbände) können die Verwaltung der örtlich erhobenen Kirchensteuern 

durch Vereinbarung mit den Kirchengemeinden gegen Ersatz der entstehenden Kosten übernehmen. 

(3) Unberührt bleibt die Übernahme der Verwaltung der Kirchensteuern, soweit sie bereits vor 

Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt ist. 

§ 7 [Lohnsteuerabzugsverfahren] 

(1) Soweit die Finanzämter die Kirchensteuern verwalten, sind die Arbeitgeber, deren Betriebsstätten 

im Sinne des Lohnsteuerrechts im Lande Schleswig-Holstein liegen, verpflichtet, die Kirchensteuer 

von allen kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmern, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

in Schleswig-Holstein haben, mit dem für Schleswig-Holstein geltenden einheitlichen Steuersatz 

einzubehalten und an das für die Arbeitgeber zuständige Finanzamt abzuführen. Das gilt auch für die 

Mindestkirchensteuer, soweit der Arbeitgeber andere Steuerabzugsbeträge an das Finanzamt 

abzuführen hat. 

(2) Das Finanzministerium kann die Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuer im 

Lohnsteuerabzugsverfahren auch für Arbeitnehmer anordnen, die nicht im Lande Schleswig-Holstein 

ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, aber von einer Betriebsstätte im Lande 

Schleswig-Holstein entlohnt werden und einer evangelischen Landeskirche angehören oder zu einer 

Diözese der Katholischen Kirche gehören, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb des Landes 

Schleswig-Holstein liegt. Die Anordnung ergeht nur auf Antrag der insoweit beteiligten Kirchen. 

Sofern die Steuerhebesätze an dem Wohnsitz niedriger sind als im Lande Schleswig-Holstein, ist dem 

Antrag nur stattzugeben, wenn die Erstattung zuviel einbehaltener Kirchensteuer gewährleistet wird. 

(3) Im Falle der Pauschalierung der Einkommensteuer nach den §§ 37 a und 37 b des 

Einkommensteuergesetzes gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

§ 8 [Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragssteuer] 

(1) Soweit die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer durch die Finanzämter verwaltet 

wird, haben die Kirchensteuerabzugsverpflichteten nach Maßgabe des § 51 a Abs. 2 b und 2 c des 

Einkommensteuergesetzes von allen kirchensteuerpflichtigen Gläubigern der Kapitalerträge, die ihren 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Schleswig-Holstein haben, die Kirchensteuer als Zuschlag 

zur Kapitalertragsteuer mit dem für Schleswig-Holstein maßgebenden Steuersatz einzubehalten und 

getrennt nach steuererhebungsberechtigten Kirchen zusammen mit der Kapitalertragsteuer an das 

Finanzamt zur Weiterleitung an die Kirchen abzuführen, das für die Besteuerung des 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten nach dem Einkommen zuständig ist. 

(2) Auf Antrag einer Kirche, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb des Landes Schleswig-

Holstein, aber innerhalb der Bundesrepublik Deutschland liegt, kann das Finanzministerium die 

Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nach Maßgabe 

des § 51 a Abs. 2 b und 2 c des Einkommensteuergesetzes mit dem für die steuererhebungsberechtigte 

Kirche maßgebenden Steuersatz durch die Kirchen-steuerabzugsverpflichteten auch für die gegenüber 

dieser Kirche steuerpflichtigen Gläubiger der Kapitalerträge anordnen, die ihren Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Lande Schleswig-Holstein haben, aber Kapitalerträge von einem 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten beziehen, für den ein Finanzamt im Lande Schleswig-Holstein für 

die Besteuerung nach dem Einkommen zuständig ist. Dies gilt nur, sofern die Verwaltung der 

Kirchensteuer am Ort des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts der kirchenangehörigen 

Gläubiger der Kapitalerträge durch die Finanzämter erfolgt. Die Verwaltung der Kirchensteuer als 

Zuschlag zur Kapitalertragsteuer wird den Finanzämtern übertragen. Die Kirchensteuerabzugs-



verpflichteten haben die Kirchensteuer getrennt nach steuererhebungsberechtigten Kirchen zusammen 

mit der Kapitalertragsteuer zur Weiterleitung an die Kirchen an das Finanzamt abzuführen, das für die 

Besteuerung des Kirchensteuerabzugsverpflichteten nach dem Einkommen zuständig ist. 

(3) Bei den kirchensteuerpflichtigen Gläubigern der Kapitalerträge mit Wohnsitz oder gewöhnlichen 

Aufenthalt in Schleswig-Holstein ist § 51 a Abs. 2 d des Einkommensteuergesetzes anzuwenden, 

wenn die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nicht vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten wird oder wenn ein kirchensteuerpflichtiger Gläubiger 

der Kapitalerträge es beantragt. 

(4) Kirchensteuerabzugsverpflichtete im Sinne der Absätze 1 bis 3 sind die zur Vornahme des 

Steuerabzugs vom Kapitalertrag verpflichteten Schuldner der Kapitalerträge oder die auszahlenden 

Stellen im Sinne des § 44 Abs. 1 Satz 3 EStG oder, wenn die zum Steuerabzug vom Kapitalertrag 

Verpflichteten die Kapitalerträge nicht unmittelbar an den Gläubiger auszahlen, die Personen oder 

Stellen, die die Auszahlung für die Rechnung der Schuldner an den Gläubiger vornehmen 

(Depotbanken). Dies gilt nur, wenn sich das Finanzamt, das für die Besteuerung dieser Schuldner, 

Personen oder Stellen nach dem Einkommen zuständig ist, im Lande Schleswig-Holstein befindet. 

§ 9 [Anzuwendende Vorschrift] 

(1) Auf die von den Finanzämtern und den Gemeinden verwalteten Kirchensteuern finden die für die 

Maßstabsteuern geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung; im Übrigen gelten die 

Vorschriften der Abgabenordnung und die über das Verwaltungszwangsverfahren in ihrer jeweiligen 

Fassung sowie die zur Durchführung dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften sinngemäß, soweit 

sich nicht aus den geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen etwas anderes ergibt. 

(2) Die Vorschriften des Fünften Teils Zweiter Abschnitt (Verzinsung, Säumniszuschläge), des 

Siebenten Teils (außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren) und des Achten Teils der 

Abgabenordnung (Straf- und Bußgeldvorschriften, Straf- und Bußgeldverfahren) sind nicht 

anzuwenden. 

§ 10 [Stundung und Erlass] 

(1) Ist die Festsetzung einer Maßstabsteuer berichtigt oder geändert worden, so sind Bescheide über 

Kirchensteuern, die auf der bisherigen Festsetzung beruhen, von Amts wegen durch neue Bescheide zu 

ersetzen, die der Berichtigung oder Änderung Rechnung tragen. Dies gilt auch dann, wenn die 

Festsetzung der Kirchensteuer bereits unanfechtbar geworden ist. 

(2) Auf Bescheide über das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe ist Absatz 1 sinngemäß 

anzuwenden. 

(3) Wird die Maßstabsteuer gestundet, erlassen, niedergeschlagen oder ihre Vollziehung oder 

Beitreibung ausgesetzt, so umfasst diese Entscheidung ohne besonderen Antrag auch die nach der 

jeweiligen Maßstabsteuer bemessene Kirchensteuer. 

(4) Entscheidungen der Kirche über Anträge auf Stundung, Erlass, Niederschlagung oder Aussetzung 

der Vollziehung von Kirchensteuern binden die Landes- und Gemeindebehörden. 

§ 11 [Verwaltungsrechtsweg] 

(1) Wer zur Kirchensteuer herangezogen ist, kann gegen die letztinstanzliche kirchliche Entscheidung 

das Verwaltungsgericht unmittelbar anrufen. 



(2) Rechtsbehelfe können nicht auf Einwendungen gegen die der Kirchensteuer zugrunde liegende 

Maßstabsteuer gestützt werden. 

§ 12 [Andere Religionsgesellschaften] 

Dieses Gesetz findet auf andere Religionsgesellschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts 

sind, entsprechende Anwendung. 

§ 13 [Durchführungsverordnungen] 

Das Finanzministerium erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 

Rechtsverordnungen über 

1. den Zeitpunkt, zu dem die Verwaltung von Kirchensteuern von den Finanzämtern und Gemeinden 

übernommen oder den Kirchen zurückgegeben werden kann; 

2. die Aufteilung des zu versteuernden Einkommens bei der Zusammenveranlagung 

glaubensverschiedener Ehegatten in den Fällen des § 3 Abs. 3. Dabei ist vom Grundsatz der 

getrennten Veranlagung auszugehen; 

3. die Aufteilung der gemeinsam festzusetzenden Einkommensteuer und der gemeinsam festgesetzten 

Vermögensteuer in den Fällen des § 4. Dabei kann bestimmt werden, die Aufteilung der Kirchensteuer 

vom Einkommen auf der Grundlage der Einkünfte beider Ehegatten und die Aufteilung der 

Kirchensteuer vom Vermögen nach dem steuerpflichtigen Vermögen der zusammenveranlagten 

Personen vorzunehmen; 

4. die Aufteilung der Kirchensteuern vom Grundbesitz, wenn mehrere Personen beteiligt sind, nach 

Maßgabe des auf den Steuerpflichtigen entfallenden Anteils; 

5. das Verfahren bei der Veranlagung und Erhebung der von den Finanzämtern und Gemeinden 

verwalteten Kirchensteuern und beim Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag und vom Arbeitslohn. 

Dabei kann eine Veranlagung zur Mindestkirchensteuer auf die Fälle beschränkt werden, in denen für 

dasselbe Kalenderjahr eine Einkommensteuer festgesetzt wird. 

§ 14 [Schlussvorschriften] 

Dieses Gesetz ist in seiner ab dem 19. Dezember 2008 geltenden Fassung erstmals für das 

Kalenderjahr 2009 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn ist es erstmals auf laufenden 

Arbeitslohn anzuwenden, der für einen nach dem 31. Dezember 2008 endenden 

Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 2008 

zufließen. Hinsichtlich der Regelungen zur Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur 

Kapitalertragsteuer ist es erstmals für Kapitalerträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2008 

zufließen. 

§ 15 [Inkrafttreten; Aufhebungsvorschriften] 

(1) (Inkrafttreten)  

(2) (Aufhebungsvorschriften)  

 

 



13.16.2 Gesetz über Gebührenfreiheit, Stundung und Erlaß von Kosten im 

Bereich der Gerichtsbarkeiten (Gerichtsbarkeiten-Gebührenreiheitsgesetz - 

GerGebG) 

Vom 23.12.1969 in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.12.1971 (GVOBl. 1970, 4), 

zuletzt geändert  durch Gesetz vom 24.09.2009 (GVOBl. S. 633) 

§ 1 Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, die die ordentlichen Gerichte in Zivilsachen erheben, sind befreit 

Kirchen, sonstige Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die die Rechtsstellung 

einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben; 

(…) 

 

 

13.16.3 Landesverordnung zur Durchführung des Kirchensteuergesetzes 

(Kirchensteuer-Durchführungsverordnung – KiStDVO) 

Vom 05.05.2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 225) 

§ 1 Verwaltung der Kirchensteuer 

(1) Die Verwaltung von Kirchensteuern durch die Finanzämter und die Gemeinden kann unter  

Einhaltung einer Frist von einem Jahr nur zum Beginn eines Kalenderjahres übernommen und nur zum 

Schluss eines Kalenderjahres zurückgegeben werden. Sie umfasst die Festsetzung und Erhebung der 

Kirchensteuer für die Religionsgesellschaften. 

(2) Soweit das Finanzministerium nach § 6 Abs. 1 des Kirchensteuergesetzes die Verwaltung von 

Kirchensteuern den Finanzämtern übertragen hat, richtet sich das Verfahren nach den § § 2 bis 4. 

§ 2 Festsetzungs- und Erhebungsverfahren  

(1) Die Verwaltung der Kirchensteuer durch das Finanzamt beginnt mit der Begründung der 

Steuerpflicht, frühestens jedoch, wenn ein im Lande Schleswig-Holstein belegenes Finanzamt für die 

Veranlagung zur Maßstabsteuer zuständig wird. 

(2) Im Lohnsteuerabzugsverfahren ist die Kirchensteuer bei bestehender Mitgliedschaft in einer 

steuererhebungsberechtigten Religionsgesellschaft ab dem Beginn des Arbeitsverhältnisses 

einzubehalten, bei Eintritt in eine steuererhebungsberechtigte Religionsgesellschaft ab dem auf den 

Eintritt folgenden Lohnzahlungszeitraum. 

(3) Die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben die Kirchensteuer neben der nach § 7 Abs. 1 des 

Kirchensteuergesetzes bestehenden Verpflichtung auch dann im Lohnsteuerabzugsverfahren 

einzubehalten und abzuführen, wenn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

1. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Lande Schleswig-Holstein haben, 

2. von einer Betriebsstätte im Lande Schleswig-Holstein entlohnt werden und 



3. einer evangelischen Landeskirche, der römischkatholischen Kirche, dem Katholischen Bistum der 

Alt-Katholiken in Deutschland oder der Jüdischen Gemeinde in Hamburg angehören. 

Maßgebend ist der für den Ort der Betriebsstätte geltende Prozentsatz der Kirchensteuer; sofern die 

Steuerhebesätze an dem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt niedriger sind als im Lande 

Schleswig-Holstein, muss die Erstattung zuviel einbehaltener Kirchensteuer durch die 

Religionsgesellschaften, für die diese Verordnung gilt, gewährleistet sein. 

(4) Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber hat die Kirchensteuer in den Lohnkonten, in den 

Lohnsteueranmeldungen und den Lohnsteuerbescheinigungen gesondert auszuweisen. Die 

Religionszugehörigkeit ist dabei mit den Abkürzungen „ev" (evangelische Kirchensteuer), „rk" 

(römisch-katholische Kirchensteuer), „ak" (alt-katholische Kirchensteuer) oder „ih" (jüdische 

Kultussteuer) anzugeben. 

(5) Der Mindestbetrag der Kirchensteuer wird nur erhoben, wenn unter Berücksichtigung des § 51 a 

des Einkommensteuergesetzes Einkommensteuer oder Lohnsteuer festgesetzt oder erhoben wird. Er 

wird mit einem festen Betrag erhoben. 

§ 3 Vorauszahlungen  

Die Kirchensteuerpflichtigen haben gleichzeitig mit den Vorauszahlungen auf die Maßstabsteuer 

Vorauszahlungen auf die Kirchensteuer zu entrichten, die sie für den laufenden Veranlagungszeitraum 

voraussichtlich schulden werden. Das Finanzamt setzt die Vorauszahlung durch Bescheid fest. Die 

Vorauszahlungen bemessen sich grundsätzlich nach der Kirchensteuer, die sich bei der letzten 

Veranlagung ergeben hat. 

 

§ 4 Rechtsbehelfsverfahren, Stundung und Erlass 

Über außergerichtliche Rechtsbehelfe entscheiden die Religionsgesellschaften. Das gilt auch für 

Anträge auf Erlass, Stundung oder Aussetzung der Vollziehung, die nur die Kirchensteuer betreffen. 

Die Behörden, die die Kirchensteuer und zugleich die Maßstabsteuer erheben, haben die Kirchensteuer 

in die Entscheidung über Anträge auf Erlass, Stundung oder Aussetzung der Vollziehung 

einzubeziehen, die die Maßstabsteuer betreffen (§ 10 Abs. 3 des Kirchensteuergesetzes). 

Entsprechendes gilt für Verfügungen über die Niederschlagung oder die Aussetzung der Beitreibung. 

Ist die Kirchensteuer vom Finanzamt festgesetzt oder von der Arbeitgeberin oder vom Arbeitgeber 

oder von Kirchensteuerabzugsverpflichteten nach § 8 des Kirchensteuergesetzes einbehalten worden, 

so gilt ein außergerichtlicher Rechtsbehelf als frist- und formgerecht eingelegt, wenn er beim 

Finanzamt innerhalb der gleichen Frist und in derselben Form angebracht wird wie ein 

außergerichtlicher Rechtsbehelf, der sich gegen die Heranziehung zur Maßstabsteuer richtet. 

§ 5 Ermittlung der Kirchensteuer in besonderen Fällen 

(1) Werden Ehegatten im Falle einer glaubensverschiedenen Ehe zusammen zur Einkommensteuer 

veranlagt und ist der Anteil eines Ehegatten am Gesamtbetrag der Einkünfte negativ, ist er bei der 

Ermittlung der Kirchensteuer nach § 3 Abs. 3 des Kirchensteuergesetzes nicht zu berücksichtigen. 

(2) Steht Grundbesitz mehreren Personen zu, ist der Grundsteuermessbetrag in dem Verhältnis der 

Anteile der Miteigentümerinnen oder Miteigentümer oder der Berechtigten aufzuteilen. Von den 

Beteiligten ist die Kirchensteuer nach dem Anteil am Grundsteuermessbetrag zu erheben. Gehören 

Beteiligte einer Religionsgesellschaft nicht an, werden sie nicht zur Kirchensteuer herangezogen. 



§ 6 Anwendungsvorschriften 

Diese Verordnung ist erstmals für das Kalenderjahr 2009 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom 

Arbeitslohn ist sie erstmals auf laufenden Arbeitslohn anzuwenden, der für einen nach dem 31. 

Dezember 2008 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 

31. Dezember 2008 zufließen. Hinsichtlich der Regelungen zur Erhebung der Kirchensteuer als 

Zuschlag zur Kapitalertragsteuer ist sie erstmals für Kapitalerträge anzuwenden, die nach dem 31. 

Dezember 2008 zufließen. 

§ 7 Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Landesverordnung zur Durchführung des Kirchensteuergesetzes vom 31. März 2005 (GVOBl. Schl.-

H. S. 228) außer Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 2013 außer Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

Kiel, 5. Mai 2009 

Rainer Wiegard 

Finanzminister 

 

 

13.16.4 Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein 

Vom 17.01.1974 (GVOBl. 1974, 37), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.04.2013 (GVOBl. 

Schl.-H. S. 143) 

Abschnitt III Allgemeine Vorschriften 

§ 8 Persönliche Gebührenfreiheit  

(1) Von Verwaltungsgebühren sind befreit 

(…) 

7. Kirchen, sonstige Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die die 

Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben. 

(…) 

 

 



13.17 Thüringen 

13.17.1 Thüringer Gesetz zur Regelung des Kirchensteuerwesens (Thüringer 

Kirchensteuergesetz – ThürKiStG -) 

Vom 03.02.2000 (GVBl. 2000, 12), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2008 

(GVBl. S. 585) 

Erster Abschnitt Kirchensteuerrechtliche Rahmenregelungen für den Bereich der 

evangelischen Landeskirchen und der römisch-katholischen Kirche 

§ 1 Steuererhebung 

Die evangelischen Landeskirchen, ihre Kirchengemeinden und die aus ihnen gebildeten Verbände 

sowie die Bistümer, Kirchengemeinden, Pfarreien und Gesamtverbände der römisch-katholischen 

Kirche sind als Körperschaften des öffentlichen Rechts berechtigt, nach Maßgabe dieses Gesetzes von 

ihren Mitgliedern öffentlich-rechtliche Abgaben (Kirchensteuern) aufgrund eigener Steuerordnungen 

zu erheben. 

§ 2 Steuerpflicht 

(1) Kirchensteuerpflichtig sind alle Mitglieder der in § 1 genannten Kirchen, die ihren Wohnsitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung in Thüringen haben. 

(2) Die Kirchensteuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Monats, der auf den Beginn der 

Mitgliedschaft in der Kirche und der Begründung des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts 

in Thüringen folgt. Sie beginnt nicht vor der Beendigung einer vorangegangenen Kirchensteuerpflicht. 

Sie endet 

1. bei Tod mit Ablauf des Sterbemonats, 

2. bei Wegzug mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt 

aufgegeben worden ist, oder 

3. bei Kirchenaustritt mit Ablauf des Kalendermonats, der auf den Monat folgt, in dem die Erklärung 

wirksam geworden ist. 

Der Kirchenaustritt ist durch eine Bescheinigung des Standesamtes, bei dem der Kirchenaustritt erklärt 

wurde, nachzuweisen. 

(3) Besteht die Steuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjahres, wird für die 

Kalendermonate, in denen die Steuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel des Betrags erhoben, der sich 

bei ganzjähriger Steuerpflicht als Steuerschuld ergäbe. Dies gilt nicht, wenn die Dauer der 

Kirchensteuerpflicht der Dauer der Einkommensteuerpflicht entspricht. Für die als Zuschlag zur 

Kapitalertragsteuer erhobene Kirchensteuer ist Satz 1 nicht anzuwenden. 

§ 3 Steuerarten, Steuerordnung 

(1) Kirchensteuern können nach Maßgabe der kirchlichen Steuerordnungen jeweils einzeln oder 

nebeneinander erhoben werden als Landes- (Diözesan-) Kirchensteuern und als Ortskirchensteuern 

sowie in unterschiedlicher Art 



1. als Zuschlag zur Einkommensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer in einem Vomhundertsatz 

der Maßstabsteuer (Kirchensteuer vom Einkommen) oder nach Maßgabe des Einkommens aufgrund 

eines besonderen Tarifs (Kirchensteuer vom Einkommen nach besonderem Tarif), 

2. als Kirchgeld in festen oder gestaffelten Beträgen, 

3. als besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte keiner steuererhebenden 

Kirche angehört (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe) oder 

4. nach Maßgabe des Vermögens. 

Vor der Berechnung der Kirchensteuer vom Einkommen sind die Einkommensteuer und die 

Lohnsteuer nach Maßgabe des § 51a des Einkommensteuergesetzes zu ermitteln. Wird die 

Kirchensteuer als Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe erhoben, gilt bei der Ermittlung der 

maßgebenden Bemessungsgrundlage Satz 2 entsprechend. 

(2) Über die Art und die Höhe der zu erhebenden Kirchensteuer beschließt die nach der kirchlichen 

Steuerordnung zuständige Körperschaft oder kirchliche Stelle. Kirchensteuern vom Einkommen 

können auch als Mindestbetrag erhoben werden, wenn Einkommensteuern festgesetzt oder 

Lohnsteuern einbehalten werden. Die kirchliche Steuerordnung kann bestimmen, dass Kirchensteuern 

einer Art auf Kirchensteuern einer anderen Art angerechnet werden. 

(3) Die kirchlichen Steuerordnungen und die Kirchensteuerbeschlüsse sowie ihre Änderungen 

bedürfen der staatlichen Anerkennung. Über die Anerkennung entscheidet das für Finanzen zuständige 

Ministerium. Ein Kirchensteuerbeschluss gilt als anerkannt, wenn er dem anerkannten Beschluss des 

vorhergehenden Haushaltsjahres entspricht und das für Finanzen zuständige Ministerium nicht 

schriftlich gegenüber der Kirche auf eine wesentliche Änderung der maßgeblichen Verhältnisse 

hingewiesen hat. In diesem Fall entfällt die Anerkennung mit Ablauf des Haushaltsjahres, das auf das 

Jahr des Zugangs des Schreibens folgt. Die anerkannten kirchlichen Steuerordnungen und 

Kirchensteuerbeschlüsse werden von den zuständigen kirchlichen Stellen in einer von ihnen zu 

bestimmenden Weise und von dem für Finanzen zuständigen Ministerium im Thüringer Staatsanzeiger 

bekannt gemacht. Beschließt eine Kirche für ihre Mitglieder die Anwendung des 

Kirchensteuerbeschlusses einer anderen Kirche, ist es abweichend von Satz 5 ausreichend, die 

Veröffentlichung im Thüringer Staatsanzeiger auf die Anwendbarkeitsbestimmung zu beschränken. 

Liegt zu Beginn eines Steuerjahres kein anerkannter Steuerbeschluss vor, gilt der bisherige bis zur 

Anerkennung eines neuen weiter, längstens jedoch bis zum Ende des nächsten Steuerjahres. 

§ 4 Konfessionsverschiedene Ehe 

(1) Gehören Ehegatten verschiedenen steuererhebenden Kirchen an (konfessionsverschiedene Ehe) 

und liegen die Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung bei der Einkommensteuer vor, so 

wird die Kirchensteuer vom Einkommen von beiden Ehegatten in folgender Weise erhoben: 

1. wenn die Ehegatten zusammen zur Einkommensteuer veranlagt werden, von der Hälfte der 

Einkommensteuer, 

2. wenn ein Ehegatte oder beide Ehegatten lohnsteuerpflichtig sind, von der Hälfte der Lohnsteuer. 

Die Ehegatten haften als Gesamtschuldner. Im Lohnsteuerabzugsverfahren ist die Kirchensteuer bei 

jedem Ehegatten auch für den anderen einzubehalten. Wird für einen oder beide Ehegatten die 

Einkommensteuer durch Abzug vom Kapitalertrag erhoben, so wird die Kirchensteuer als Zuschlag 



zur Kapitalertragsteuer jedes Ehegatten nach seiner Kirchenmitgliedschaft und nach der jeweils in 

seiner Person gegebenen Steuerbemessungsgrundlage erhoben. 

(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer nicht vor oder 

werden die Ehegatten getrennt oder besonders veranlagt, so wird die Kirchensteuer vom Einkommen 

jedes Ehegatten nach seiner Kirchenmitgliedschaft und nach der jeweils in seiner Person gegebenen 

Steuerbemessungsgrundlage erhoben. 

(3) Für die Erhebung der in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 4 genannten Kirchensteuerarten gilt Absatz 2 

entsprechend. 

§ 5 Glaubensverschiedene Ehe 

(1) Gehört nur ein Ehegatte einer steuererhebenden Kirche an (glaubensverschiedene Ehe), so erhebt 

die steuererhebende Kirche die Kirchensteuer von ihm nach der in seiner Person gegebenen 

Steuerbemessungsgrundlage. 

(2) Werden die Ehegatten zur Einkommensteuer zusammen veranlagt, so ist die nach § 3 Abs. 1 Satz 2 

ermittelte gemeinsame Einkommensteuer im Verhältnis der Steuerbeträge aufzuteilen, die sich bei 

Anwendung des § 32a Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes (Einkommensteuertarif) auf die Summe 

der Einkünfte eines jeden Ehegatten ergeben. § 51a Abs. 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ist 

bei der Ermittlung der Einkünfte eines jeden Ehegatten entsprechend anzuwenden. Ist in der 

gemeinsamen Einkommensteuerschuld im Sinne des Satzes 1 eine nach dem gesonderten Steuertarif 

des § 32d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer enthalten, ist diese mit 

gesondertem Steuertarif ermittelte Einkommensteuer aus der Berechnung des Satzes 1 auszuscheiden. 

Dem der steuererhebenden Kirche angehörenden Ehegatten ist die nach § 32d Abs. 1 des 

Einkommensteuergesetzes ermittelte Einkommensteuer zuzurechnen, die unter Berücksichtigung der 

Kirchensteuer nach § 32d Abs. 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes berechnet wurde. Die 

Kirchensteuer des der steuererhebenden Kirche angehörenden Ehegatten ist nach dem auf ihn 

entfallenden Teil der Maßstabsteuer zu bemessen. 

(3) Unberührt bleiben die Bestimmungen über das Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe. 

§ 6 Verwaltung der Steuer, Auskunftspflicht 

(1) Die Kirchensteuern werden vorbehaltlich der Bestimmungen des § 7 von den kirchlichen Stellen  

verwaltet. Diesen stellen die zuständigen Landesbehörden sowie die Gemeinden, Kreise und 

kommunalen Zusammenschlüsse auf Anforderung die für die Besteuerung benötigten Unterlagen zur 

Verfügung. 

(2) Wer mit Kirchensteuer in Anspruch genommen werden soll, hat der mit der Verwaltung dieser 

Steuer beauftragten Stelle Auskunft über alle Tatsachen zu geben, von denen die Feststellung der 

Mitgliedschaft in einer steuererhebenden Kirche im Sinne des § 1 abhängt. Der 

Kirchensteuerpflichtige hat darüber hinaus die zur Festsetzung der Kirchensteuer erforderlichen 

Erklärungen abzugeben. 

§ 7 Verwaltung durch die Finanzämter 

Auf Antrag einer Kirche ist die Verwaltung (Festsetzung und Erhebung) der ihr zustehenden 

Kirchensteuer vom Einkommen sowie des Kirchgeldes in glaubensverschiedener Ehe durch das für 

Finanzen zuständige Ministerium den Finanzämtern zu übertragen. Für die Verwaltung des 



Kirchgeldes in glaubensverschiedener Ehe gilt dies nur, wenn zur Ermittlung des gemeinsamen zu 

versteuernden Einkommens des Steuerpflichtigen und seines Ehegatten eine Veranlagung im Sinne 

des Einkommensteuergesetzes durchgeführt wird. Die Verwaltung durch die Finanzämter setzt voraus, 

dass der Kirchensteuersatz, bei Erhebung einer Mindestbetragskirchensteuer sowie eines Kirchgeldes 

in glaubensverschiedener Ehe die entsprechenden Beträge innerhalb Thüringens einheitlich sind. Die 

für die Mitwirkung der Finanzämter bei der Verwaltung der Kirchensteuer zu leistende Vergütung 

wird zwischen der Landesregierung und den Kirchen vereinbart. Die Finanzämter sind verpflichtet, 

den zuständigen kirchlichen Stellen in allen Kirchensteuerangelegenheiten im Rahmen der 

vorhandenen Unterlagen und eines vertretbaren Verwaltungsaufwands unter Berücksichtigung des 

Datenschutzes Auskunft zu geben. 

§ 8 Lohnsteuerabzugsverfahren 

(1) Soweit die Kirchensteuer als Zuschlag zur Lohnsteuer durch die Finanzämter verwaltet wird, sind 

die Arbeitgeber, deren lohnsteuerliche Betriebsstätten im Sinne des Einkommensteuergesetzes in 

Thüringen liegen, verpflichtet, die Kirchensteuer von allen kirchensteuerpflichtigen Arbeitnehmern 

mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung in Thüringen mit dem für 

Thüringen maßgeblichen Steuersatz einzubehalten und an das für die lohnsteuerliche Betriebsstätte 

zuständige Finanzamt zur Weiterleitung an die Kirchen abzuführen. 

(2) Auf Antrag der Kirchen, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb Thüringens, jedoch innerhalb 

der Bundesrepublik Deutschland liegt, ordnet das für Finanzen zuständige Ministerium die 

Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuer im Lohnsteuerabzugsverfahren mit dem für Thüringen 

maßgeblichen Steuersatz auch für die gegenüber diesen Kirchen steuerpflichtigen Arbeitnehmer an, 

die in Thüringen nicht ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung 

haben, aber von einer in Thüringen liegenden lohnsteuerlichen Betriebsstätte entlohnt werden. 

Unterschiedsbeträge durch unterschiedliche Kirchensteuersätze gleichen die Kirchen selbst aus. 

Erstattungen sind auf Antrag der Arbeitnehmer vorzunehmen. Auf Nacherhebungen kann verzichtet 

werden. 

(3) Gilt eine pauschale Einkommensteuer des Kirchensteuerpflichtigen als Lohnsteuer, gelten die 

Absätze 1 und 2 sinngemäß. 

§ 8 a Kapitalertragsteuerabzugsverfahren 

(1) Soweit die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer durch die Finanzämter verwaltet  

wird, ist der Kirchensteuerabzugsverpflichtete verpflichtet, nach Maßgabe des § 51a Abs. 2c des 

Einkommensteuergesetzes die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer von allen 

kirchensteuerpflichtigen Gläubigern der Kapitalerträge mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt 

im Sinne der Abgabenordnung in Thüringen mit dem für Thüringen maßgeblichen Steuersatz 

einzubehalten und an das für den Kirchensteuerabzugsverpflichteten für die Besteuerung nach dem 

Einkommen zuständige Finanzamt zur Weiterleitung an die Kirchen abzuführen. 

(2) Auf Antrag der Kirchen, deren Gebiet ganz oder teilweise außerhalb Thüringens, jedoch innerhalb 

der Bundesrepublik Deutschland liegt, kann das für Finanzen zuständige Ministerium die 

Einbehaltung und Abführung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nach Maßgabe 

des § 51a Abs. 2c des Einkommensteuergesetzes mit dem Steuersatz der erhebenden Kirche durch den 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten für die gegenüber diesen Kirchen steuerpflichtigen Gläubiger der 

Kapitalerträge anordnen, die in Thüringen nicht ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 

Sinne der Abgabenordnung haben. Die Verwaltung der Kirchensteuer als Zuschlag zur 



Kapitalertragsteuer für diese Kirchen wird dabei insoweit auf die Finanzämter übertragen. Die 

Anordnung wird durch das für Finanzen zuständige Ministerium im Thüringer Staatsanzeiger bekannt 

gemacht. Der Kirchensteuerabzugsverpflichtete hat die Kirchensteuer an das für ihn für die 

Besteuerung nach dem Einkommen zuständige Finanzamt abzuführen. Das Finanzamt hat die 

empfangenen Kirchensteuerbeträge an diese Kirchen weiterzuleiten. 

(3) Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer nicht vom 

Kirchensteuerabzugsverpflichteten einbehalten und ist die Einkommensteuer für Kapitalerträge im 

Sinne des § 20 des Einkommensteuergesetzes, die der Kapitalertragsteuer unterlegen haben, nach § 43 

Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes mit dem Steuerabzug abgegolten und werden diese 

Kapitalerträge nicht in die besondere Besteuerung von Kapitalerträgen nach § 32d des 

Einkommensteuergesetzes einbezogen, findet bei kirchensteuerpflichtigen Gläubigern von 

Kapitalerträgen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Sinne der Abgabenordnung in 

Thüringen § 51a Abs. 2d des Einkommensteuergesetzes Anwendung. Entsprechendes gilt, wenn der 

Kirchensteuerpflichtige eine Kirchensteuerveranlagung im Sinne des § 51a Abs. 2d des 

Einkommensteuergesetzes beantragt. 

(4) Kirchensteuerabzugsverpflichteter im Sinne der Absätze 1 und 2 ist der zur Vornahme des 

Kapitalertragsteuerabzugs verpflichtete Schuldner der Kapitalerträge oder die auszahlende Stelle im 

Sinne des § 44 Abs. 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes oder, wenn der 

Kapitalertragsteuerabzugsverpflichtete die Kapitalerträge nicht unmittelbar an den Gläubiger der 

Kapitalerträge auszahlt, die Person oder Stelle, die die Auszahlung für die Rechnung des Schuldners 

an den Gläubiger vornimmt, wenn sich das Finanzamt, das für die Besteuerung dieser Schuldner, 

Personen oder Stellen nach dem Einkommen zuständig ist, in Thüringen befindet. Er darf die durch 

den Kirchensteuerabzug erlangten Daten nur für den Kirchensteuerabzug verwenden; für andere 

Zwecke darf er sie nur verwenden, soweit der Kirchensteuerpflichtige zustimmt oder dies gesetzlich 

zugelassen ist. Kirchensteuerabzugsverpflichteter im Sinne des Absatzes 3 ist der zur Vornahme des 

Kapitalertragsteuerabzugs verpflichtete Schuldner der Kapitalerträge oder die auszahlende Stelle im 

Sinne des § 44 Abs. 1 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes oder, wenn der 

Kapitalertragsteuerabzugsverpflichtete die Kapitalerträge nicht unmittelbar an den Gläubiger der 

Kapitalerträge auszahlt, die Person oder Stelle, die die Auszahlung für die Rechnung des Schuldners 

an den Gläubiger vornimmt. 

§ 9 Anzuwendende Vorschriften, abweichende Festsetzung, Stundung und Erlass 

(1) Soweit die Kirchensteuer durch die Finanzämter verwaltet wird, finden auf die Kirchensteuer vom  

Einkommen die Vorschriften für die Einkommensteuer, die Lohnsteuer und die Kapitalertragsteuer, 

insbesondere die Bestimmungen über das Lohnsteuer- und das Kapitalertragsteuerabzugsverfahren 

entsprechende Anwendung, soweit in diesem Gesetz und in der kirchlichen Steuerordnung nichts 

anderes bestimmt ist. Im Übrigen sind die Bestimmungen der Abgabenordnung anzuwenden mit 

Ausnahme der Bestimmungen über Säumniszuschläge und Zinsen sowie über Strafen und Bußgelder. 

(2) Soweit die Finanzämter die Kirchensteuer verwalten, erstreckt sich eine abweichende Festsetzung 

aus Billigkeitsgründen, eine Stundung, ein Erlass oder eine Niederschlagung der Einkommensteuer 

(Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) auch auf die Kirchensteuer, die als Zuschlag zu dieser Steuer 

erhoben wird. Das Recht der kirchlichen Stellen, die Kirchensteuer aus Billigkeitsgründen abweichend 

festzusetzen, zu stunden, ganz oder teilweise zu erlassen oder niederzuschlagen, bleibt unberührt. 

§ 10 Beitreibung 



Wird die Kirchensteuer von den Kirchen selbst verwaltet, so wird sie auf Antrag durch die 

Finanzämter nach den Bestimmungen der Abgabenordnung sowie ihrer Nebengesetze beigetrieben. 

§ 11 Rechtsbehelfe 

(1) Richtet sich das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren gegen den Steuerbescheid einer 

Finanzbehörde, ist die zuständige Kirchenbehörde zu hören und abschließend über den Ausgang des 

Rechtsbehelfsverfahrens zu unterrichten. 

(2) Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer können nicht auf Einwendungen gegen 

die Bemessung der der Kirchensteuer zugrunde liegenden Einkommensteuer (Lohnsteuer, 

Kapitalertragsteuer) gestützt werden. Wird die Kirchensteuer als Kirchgeld in glaubensverschiedener 

Ehe erhoben, gilt Satz 1 entsprechend. 

(3) Jeder ablehnende Bescheid der kirchlichen Behörden ist zu begründen und mit einer Belehrung 

über den Rechtsbehelf zu versehen. 

Zweiter Abschnitt Rahmenregelungen 

§ 12 Andere Steuererhebende 

Dieses Gesetz findet auf andere als die in § 1 bezeichneten Religionsgesellschaften sowie auf 

Weltanschauungsgemeinschaften entsprechende Anwendung, soweit diese Religionsgesellschaften 

und Weltanschauungsgemeinschaften Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. 

Dritter Abschnitt Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 13 Austritt aus einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft oder 

Weltanschauungsgemeinschaft 

(1) Den Austritt aus einer als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannten Religionsgesellschaft 

oder Weltanschauungsgemeinschaft kann erklären, wer das 14. Lebensjahr vollendet hat und nicht 

geschäftsunfähig ist. Für Kinder unter 14 Jahren und Geschäftsunfähige kann der gesetzliche 

Vertreter, dem die Sorge für die Person zusteht, den Austritt erklären. Hat ein Kind das zwölfte 

Lebensjahr vollendet, so ist seine Einwilligung erforderlich. Eine rechtsgeschäftliche Vertretung ist 

ausgeschlossen. 

(2) Der Austritt ist mit Wirkung für den staatlichen Bereich gegenüber dem Standesamt zu erklären. 

Zur Entgegennahme der Erklärung ist das Standesamt zuständig, in dessen Bezirk der Erklärende 

seinen Wohnsitz, bei mehreren Wohnsitzen den Hauptwohnsitz, beim Fehlen eines Wohnsitzes seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die Gemeinden nehmen diese Aufgabe im übertragenen Wirkungskreis 

wahr. 

§ 14 Durchführungsverordnungen 

Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für 

Kultusangelegenheiten zuständigen Ministerium und dem für die Angelegenheiten der inneren 

Landesverwaltung zuständigen Ministerium zur Durchführung dieses Gesetzes durch 

Rechtsverordnung Regelungen zu treffen über: 

1. das Verfahren beim Austritt aus einer als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannten 

Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft einschließlich der Regelungen zur Erteilung 



einer Bescheinigung über den vollzogenen Austritt sowie zur Mitteilung des vollzogenen Austritts an 

andere Stellen, 

2. Gebühren- und Auslagentatbestände und die kostendeckende Höhe der Verwaltungsgebühren für 

die Entgegennahme von Erklärungen über den Austritt aus einer als Körperschaft des öffentlichen 

Rechts anerkannten Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft, 

3. die staatliche Anerkennung der Steuerbeschlüsse der Kirchengemeinden nach § 3 Abs. 3. 

§ 15 Anerkannte Steuerordnungen und Steuerbeschlüsse 

(1) Die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes anerkannten Kirchensteuerordnungen und 

Kirchensteuerbeschlüsse gelten ohne erneute Anerkennung weiter, soweit ihr Inhalt nicht zu diesem 

Gesetz in Widerspruch steht. 

(2) Soweit die Finanzämter die Kirchensteuer vom Einkommen sowie das besondere Kirchgeld zum 

Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes bereits verwalten, bedarf es keiner nochmaligen 

Übertragung nach § 7 Satz 1. Soweit das für Finanzen zuständige Ministerium bereits angeordnet hat, 

dass die Arbeitgeber Kirchensteuer nach dem Maßstab der Lohnsteuer auch von Arbeitnehmern 

einzubehalten und abzuführen haben, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht in 

Thüringen haben, sind sie auch ohne eine Anordnung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 weiterhin hierzu 

verpflichtet. 

§ 16 Übergangsbestimmung 

Das Thüringer Kirchensteuergesetz in der ab dem Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung 

des Thüringer Kirchensteuergesetzes geltenden Fassung findet hinsichtlich der Regelungen zur 

Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer erstmals auf 

Kapitalertragsteuerbeträge Anwendung, die nach dem 31. Dezember 2008 entstehen. 

§ 17 Gleichstellungsbestimmung 

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher und weiblicher 

Form. 

§ 18 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) § 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie § 7 Satz 2 treten mit Wirkung vom 1. Januar 1996 in Kraft. Im 

Übrigen tritt dieses Gesetz mit Wirkung vom 1. Januar 2000 in Kraft. Beim Steuerabzug vom 

Arbeitslohn ist dieses Gesetz erstmals auf laufenden Arbeitslohn anzuwenden, der für einen nach 

Ablauf des 31. Dezember 1999 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird und auf sonstige 

Bezüge, die nach Ablauf des 31. Dezember 1999 zufließen. 

(2) Mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes tritt das Gesetz zur Regelung des Kirchensteuerwesens in der 

im Gesetz - und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen veröffentlichten bereinigten Fassung 

(GVBl. 1998 S. 329 - 364 -) außer Kraft. 

 

 



13.17.2 Thüringer Justizkostengesetz (ThürJKostG) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 05.02.2009 (GVBl. 2009, 21), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 25.10.2012 (GVBl. S. 417) 

§ 7 [Gebührenfreiheit] 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, die die ordentlichen Gerichte und die Justizverwaltungsbehörden 

erheben, sind befreit: 

1. Kirchen, sonstige Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereinigungen, die die 

Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben und die zur Bestreitung ihrer 

Bedürfnisse erforderlichen Mittel ganz oder teilweise durch Abgaben ihrer Mitglieder aufbringen; 

2. Gemeinden und Gemeindeverbände in Angelegenheiten der Fürsorge, des Schulwesens, der 

Jugendwohlfahrt (Jugendfürsorge und Jugendpflege) und der Gesundheitspflege sowie in kirchlichen 

Angelegenheiten; 

(…) 

 

 

13.17.3 Thüringer Verwaltungskostengesetz (ThürVwKostG) 

Vom 23.09.2005 (GVBl. 2005, 325), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2011 (GVBl. S. 

531, 534) 

§ 3 Persönliche Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren sind befreit: 

(…) 

4. Kirchen sowie andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften im Geltungsbereich dieses 

Gesetzes, die die Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben. 

(…) 

 


